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GRÜNDUNG DES DRITTEN REICHES 


. Reichakanzler Adolf Hitler verliest in Anwesenheit des Reichspräsidenten v. Hindenburg 


seine grundicegende Rede. 
FÜHRENDE MÄNNER DER PARTEI UND DES STAATES 


2.-—-37. Porträts. 


38. 


39. 


W. 


Die deutsche Jugend am Geburtstag des Führers, 20. April 1937. 
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Das Reichskabinett nach der Sitzung vom 16. März 1935, in welcher die Wiedereinführung 
des allgemeinen Militärdienstes beschlossen wurde. 

Reichstagssitzung vom 7. März 1936, in welcher Adolf Hitler die Wiederherstellung der 
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ankundigte. 
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. Vorbeimarsch der SA.-Formationen vor dem Führer. 

. Er folgen die SS.-Formationen. 

. NSKK.-Formationen schließen den Zug. 

. Die Formationen der Partei sind zur Hicldengedenkehrung angetreten: der Führer grüßt 


die Toten. 
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unter der von 150 Scheinwerfern gebildeten Lichtkuppel. 


. Dieselbe von außen gesehen. 
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. Parade vor dem Führer, Reichskriegsminister v. Blomberg und den ÖOberbefchlahabern 


des licerces, der Marine und der Luftfahrt. 


57. 


. Motorisierte schwere Artillerie. 
. Tank-Abwehr-Geschütsz. 
. Nach den Bestimmungen des Versailler Vertrags durfte die Reichswehr nur Tankattrappen 


bei Manövern verwenden. 
Statt dessen sind jetzt Regimenter von schnellen und mächtigen Panzerwagen entstanden. 


WIEDERAUFBAU DER DEUTSCHEN FLOTTE 


58.—59. Stapellauf des 26000-t-Schlachtschiffes „Scharnhorst“ (links) und des 10 000-t-Pangzer- 


67. 


68. 


69. 


70. 


kreuzers „Blücher‘“ (rechts). 
DIE REICHSMARINE 


. Der Panzerkreuzer „Deutschland“. 

. Ein Zerstörer in der Nordsee. 

. Der deutsche Kreuzer ‚Nürnberg‘ beim Einlaufen in Swinemünde. 
. U-Boote am Pier in Swinemünde. 


DIE LUFTWAFFE 


. Das Luftfahrtministerium. 
.‚ Das Richthofen-Geschwader auf dem Flugplatz in Staaken bei Berlin. 
. Generaloberst Hermann Göring beim Abschreiten der Front der Ehrenkompanie im Luft- 


fahrtministerium am 16. März 1935, dem Jahrestag der Wiederhersteliung der deutschen 
Wehrfreiheit. 
Schwere Flak-Artillerie. 


DIE SOZIALPOLITIK 


Eine Million Arbeiter ist am 1. Mai 1933 auf dem Tempelhofer Feld in Berlin aufmarschiert, 
um die Rede des Führers zu hören. 

Der Führer schreitet mit seinem Stellvertreter Rudolf Heß und Reichsorganisationsleiter 
Dr. Ley die Front einer Abteilung von Werkscharen ab. 

Der Führer und ein kleiner Werkschartrommler. 


71.—72. Ein Betriebs-Eßraum, wie er war (oben) ... und wie er heute ist (unten). 


91. 


. Ein Festabend der deutschen Arbeiter. 

. Modell der zwei großen Überseedampfer für die Erholungsreisen der KdF. 

. „Wilhelm Gustloff“, einer der schon vom Stapel gelaufenen KdF.-Dampfer. 

. Arbeiter an Bord eines KdF.-Schiffes auf der Fahrt nach Madeira ... 

. Wie sie versorgt und bedient werden. 

. Begeisterte KdF.-Fahrer bei der Einfahrt in den Hafen von Ponta Delgada (Insel San 


Miguel, Azoren). 


. Bayern am Jeronimo-Kloster in Lissabon. Statt Enzian und Edelweiß — Levkojen. 

. Wanderbühne für die Arbeiter der Reichsautobahn. 

. Segelsport mit einer der zahlreichen KdF.-Jachten. 

. Die NS.-Gemeinschaft KdF. sorgt sogar für Reitunterricht. 

. 0.. für Fechtübungen. 

. Ein Arbeiterschwimmbad in einem deutschen Betrieb. 

. Fröhliches Beisammensein von Bauern und Arbeitern anläßiich eines durch KdF. organi- 


sierten Skirennens. 


IM DIENSTE DES WINTERIIILFSWERKS 


. Ministerpräsident Göring sammelt für das WHW. 
. Reichsbankpräsident Dr. Schacht ... plündert die Finanzleute. 
. Einzug Fridel Schumanns in Berlin nach ihrem Werberitt von 3700 km durch ganz Deutsch- 


land. Sie hat 130000 RM gesammelt. 


. Ausgabe des „Eintopfgerichts‘' am ersten Sonntag eines jeden Monats. 


DIE VOLKSWOHLFAURT 


. Auf Veranlassung der NS.-Volkswohlfahrt fahren Tausende von Kindern aufs Land. 


... Mütter finden Entspannung in Müttererholungsheimen. 


92. 
93. 


106. 


107. 
108. 


DAS WOHNUNGSWESEN 
Geschoßwohnungen in Flachbau. 
Landarbeiterwohnungen. 
DAS DEUTSCHE SIEDLUNGSWERK 
Die Kleinsiedlung. 

. und das F.igenheim. 


FÜR DIE WIRTSCHAFTLICHE UNABHÄNGIGKEIT 


. Eine Werkstatt der I. G. Farbenindustrie A.G., die synthetisches Benzin herstellt. 
. Lagerung und Verpackung von Buna. 

. Hydrierstraße im Leuna-Werk der I. G. Farbenindustrie A.G. 

. Aufarbeitung von synthetischem Kautschuk (Buna). 

. Eıne Zellwollverarbeitungsmaschine. 


Aus der Textilausstellung ın Berlin. 
DIE LANDWIRTSCHAFT 


2. Das Erntedankfest auf dem Bückeberg. 


Öberbayrisches Bauernhaus. 
Schwarzwälder Bauernhaus. 


DER REICHSARBEITSDIENST 


. Vorbeimarsch des Reichsarbeitsdienstes vor der Ehrentribüne auf der Zeppelinwiese in 


Nürnberg. 

Teil eines l.agers ın den bayrischen Bergen. Eine Gruppe von Arbeitsdienstmännern beim 
Ausgang zur Arbeit. 

Manner des Reichsarbeitsdienstes gehen singend zur Arbeit. 

Ihre schwere Arbeit in den Mooren des Emaslandes. 


109—110. Männer des Reichsarbeitsdienstes schaffen Abflüsse für einen Pütt ... und wuchten 


111. 


112.45» 


113. 


114, 
115. 
116. 
117. 
118. 
119. 
120. 
121. 


Steinblöcke aus dem Felde. 


REICHSARBEITSDIENST FÜR DIE WEIBLICHE JUGEND 
Junge Mädel aus dem Arbeitsdienst bei kurzer Rast auf dem Felde. 


und beim Tanz ım Freien. 

DIE DEUTSCHE JUGEND 

Der Reichsjugendführer Baldur v. Schirach schreitet anläßlich des Besuchs eines Zeltlagers 
der HJ. die Front einer Fahnenformation ab. 

Sportubungen der Hitlerjugend. 

BDM.-Mädel bei Freiübungen. 

Neue Jugendherberge in Freiburg i. Br. 

BDM.-Heim in Binow in Pommern. 

HJ.-Berufswettbewerb: ein Hiller-Junge beim Löten. 

Marine-HJ. bei einer Segelubung. 

von Schirach wohnt einem Berufswettkampf der Maurer bei. 
BDM.-Madel in einem Zeltlager hören einen Vortrag ihrer Fuhrerin. 


DIE NEUE DEUTSCHE KULTUR 


°. Wilhelmplatz in Berlin. Reichskanzlei und Propagandaministerium. 
. Reichspropagandaminister Dr. Goebbels überreicht in Anwesenheit des Staatssckretärs 


Funk dem Komponisten Josef Reiter anläßlich seines 75. Geburtstages cin Handschreiben 
des Fulirers. 


. Die deutsche Kultur unter der Weimarer Republik. Diese Mißerburt soll cine sitzende Frau 


darstellen... .! 


. Die gegenwärtige deutsche Kultur. Ein von Prof. Seeger geschaffenes Kunstwerk, welches 


die Bezeichnung „Die Lebensfreude” mit Recht verdient. 


57. 


. Motorisierte schwere Artillerie. 
. Tank-Abwehr-Geschütz. 
. Nach den Bestimmungen des Versailler Vertrags durfte die Reichswehr nur Tankattrappen 


bei Manövern verwenden. 
Statt dessen sind jetzt Regimenter von schnellen und mächtigen Panzerwagen entstanden. 


WIEDERAUFBAU DER DEUTSCHEN FLOTTE 


58.—59. Stapellauf des 26000-t-Schlachtschiffes „Scharnhorst“ (links) und des 10 000-t-Panzer- 


69. 


70. 


kreuzers „Blücher‘ (rechts). 
DIE REICHSMARINE 


. Der Panzerkreuzer „Deutschland“. 

. Ein Zerstörer in der Nordsee. 

. Der deutsche Kreuzer ‚Nürnberg‘ beim Einlaufen in Swinemünde. 
. U-Boote am Pier in Swinemünde. 


DIE LUFTWAFFE 


. Das Luftfahrtministerium. 
. Das Richthofen-Geschwader auf dem Flugplatz in Staaken bei Berlin. 
. Generaloberst Hermann Göring beim Abschreiten der Front der Ehrenkompanie im Luft- 


fahrtministerium am 16. März 1935, dem Jahrestag der Wiederhersteliung der deutschen 
Wehrfreiheit. 


. Schwere Flak-Artillerie. 


DIE SOZIALPOLITIK 


. Eine Million Arbeiter ist am 1. Mai 1933 auf dem Tempelhofer Feld in Berlin aufmarschiert, 


um die Rede des Führers zu hören. 

Der Führer schreitet mit seinem Stellvertreter Rudolf Heß und Reichsorganisationsleiter 
Dr. Ley die Front einer Abteilung von Werkscharen ab. 

Der Führer und ein kleiner Werkschartrommler. 


71.—72. Ein Betriebs-Eßraum, wie er war (oben) ... und wie er heute ist (unten). 


91. 


Ein Festabend der deutschen Arbeiter. 


. Modell der zwei großen Überseedampfer für die Erholungsreisen der KdF. 

. „Wilhelm Gustloff“, einer der schon vom Stapel gelaufenen KdF.-Dampfer. 
. Arbeiter an Bord eines KdF.-Schiffes auf der Fahrt nach Madeira ... 

. Wie sie versorgt und bedient werden. 


. Begeisterte KdF.-Fahrer bei der Einfahrt in den Hafen von Ponta Delgada (Insel San 


Miguel, Azoren). 


. Bayern am Jeronimo-Kloster in Lissabon. Statt Enzian und Edelweiß — Levkojen. 

. Wanderbühne für die Arbeiter der Reichsautobahn. 

. Segelsport mit einer der zahlreichen KdF.-Jachten. 

. Die NS.-Gemeinschaft KdF. sorgt sogar für Reitunterricht. 

..... für Fechtübungen. 

. Ein Arbeiterschwimmbad in einem deutschen Betrieb. 

. Fröhliches Beisammensein von Bauern und Arbeitern anläßiich eines durch KdF. organi- 


sierten Skirennens. 


IM DIENSTE DES WINTERHILFSWERKS 


. Ministerprüsident Göring sammelt für das WHW. 
.„ Reichsbankpräsident Dr. Schacht ... plündert die Finanzleute. 
. Einzug Fridel Schumanns in Berlin nach ihrem Werberitt von 3700 km durch ganz Deutsch- 


land. Sie hat 130000 RM gesammelt. 


. Ausgabe des „Eintopfgerichts‘‘ am ersten Sonntag eines jeden Monats. 


DIE VOLKSWOHLFAHRT 


. Auf Veranlassung der NS.-Volkswohlfahrt fahren Tausende von Kindern aufs Land. 


... Mütter finden Entspannung in Müttererholungsheimen. 


92. 
93. 


106. 


107. 
108. 


DAS WOHNUNGSWESEN 
Geschoßwohnungen in Flachbau. 
Landarbeiterwohnungen. 


DAS DEUTSCHE SIEDLUNGSWERK 


. Die Kleinsiedlung. 


. und das Eigenheim. 


FÜR DIE WIRTSCHAFTLICHE UNABHÄNGIGKEIT 


. Eine Werkstatt der I. G. Farbenindustrie A.G., die synthetisches Benzin herstellt. 
‚ Lagerung und Verpackung von Buna. 

. Hydrierstraße im lruna-Werk der I. G. Farbenindustrie A.G. 

. Aufarbeitung von synthetischem Kautschuk (Buna). 

. Eine Zellwollverarbeitungsmaschine. 


Aus der Texulausstellung ın Berlin. 


DIE LANDWIRTSCHAFT 


Das Erntedankfest auf dem Bückeberg. 
Oberbayrisches Bauernhaus. 
Schwarzwälder Bauernhaus. 


DER REICHSARBEITSDIENST 


. Vorbeimarsch des Reichsarbeitsdienstes vor der Ebrentribüne auf der Zeppelinwiese in 


Nurnberg. 

Teil eines Lagers in den bayrischen Bergen. Eine Gruppe von Arbeitsdienstmännern beim 
Ausgang zur Arbeit. 

Manner des Reichsarbeitsdienstes gehen singend zur Arbeit. 

Ihre schwere Arbeit in den Mooren des Emslandes, 


109—110. Männer des Reichsarbeitsdienstes schaffen Abflüsse für cinen Pütt ... und wuchten 


Steinblocke aus dem Felde. 
REICHSARBEITSDIENST FÜR DIE WEIBLICHE JUCEND 


. Junge Mädel aus dem Arbeitsdienst bei kurzer Rast auf dem Felde. 


. und beim Tanz ım Freien. 


DIE DEUTSCHE JUGEND 


. Der Reichsjugendfuhrer Baldur v. Schirach schreitet anläßlich des Besuchs eines Zeltlagers 


der 11 J. die Front einer Fahnenformation ab. 


. Sportubungen der Hitlerjugend. 

., BDM.-Madel bei Freiubungen. 

. Neue Jugendherberge in kreiburg i. Br. 

. BDM.-Heim in Binow in Pommern. 

. HJ.-Berufswettbewerb: ein Hiller-Junge beim Löten. 

. Marine-HJ. bei einer Segelubung. 

. von Schirach wohnt einem Berufswettkampf der Maurer bei. 

. BDM.-Madel in einem Zeltlager horen einen Vortrag ihrer Führerin. 


DIE NEUE DEUTSCHE KULTUR 


2. Wilhelmplatz in Berlin. Reichskanzlei und Propagandaministerium. 
‚ Reichspropagandaminister Dr. Goebbels überreicht in Anwesenheit des Staatsackretärs 


Funk dem Komponisten Josef Reiter anläßlich seines 75. Geburtstages ein Handschreiben 
des Fuhrers. 


. Die deutsche Kultur unter der Weimarer Republik. Diese Mißierburt soll eine sitzende Frau 


darstellen... .! 


. Die gegenwärtige deutsche Kultur. Ein von Prof. Seeger geschaffenes Kunstwerk, welches 


die Bezeichnung „Die Lebensfreude” mit Recht verdient. 


126. 
127. 
128. 
129. 
130. 


131. 
132. 


133. 
134. 


135. 


136. 


137. 
138. 
139. 
140. 
141. 
142. 


143. 
144. 


145. 
146. 


147. 
148. 


149. 
150. 


151. 


152. 
153. 


154. 
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NEUE BAUTEN IM DRITTEN REICH 


Der Königsplatz in München. Die Ehrentempel, das Führerhaus und der Verwaltungsbau. 
Luftaufnahme des Reichssportfeldes, Berlin. 

Modell der geplanten Bauten für den Reichsparteitag in Nürnberg. 

Haus der Deutschen Kunst in München. 

Das Deutsche Haus auf der Pariser Weltausstellung 1937. 


DAS VERKEHRSWESEN 


Vorderansicht des fliegenden Schnelltriebwagens. 

Schwere Drei-Zylinder-Heißdampf-Lokomotive mit Stromlinienverkleidung. (Leistung 
2700 PS. bei 150 km/st. Höchstgeschwindigkeit 175 km/st.) 

Der Henschel-Wegmann-Stromlinien-Dampfzug auf der Fahrt. 

„Fliegender Münchener“ und „Fliegender Stuttgarter‘ gekuppelt. 


DIE STRASSEN ADOLF HITLERS 


Mit dem ersten Spatenstich am Mainufer bei Frankfurt eröffnete der Führer am 23. Sep- 
tember 1933 das Werk der Reichsautobahn mit den Worten: „An die Arbeit!“ 
Die Reichsautobahn. 


DAS SCHÖNE DEUTSCHLAND 


Der „Berghof“, das Heim des Führers bei Berchtesgaden. 

Schloß „Sanssouci“, der Lieblingswohnsitz Friedrichs des Großen. 

Köln am Rhein, Blick von der Sünnerterrasse. 

Berchtesgaden-Königssee. Blick von der Gotzenalm gegen Hundstod und Langasee. 
Schloß Neuschwanstein bei Füssen (Südbayern). 

Heidelberg im Frühling. Blick über den Neckar zum Schloß. 


DIE ZIVILE LUFTFAHRT 


Junkers Flugzeug, Typ Ju 86, der Deutschen Lufthansa. 

Das im Auftrage der Deutschen Lufthansa von der Hamburger Flugzeugbau G. m. b. H. 
entwickelte viermotorige Langstrecken-Seeflugzeug Ha 139. 

Motorschiff „Friesenland‘, der vierte Flugstützpunkt der Deutschen Lufthansa für den 
Atlantikluftpostdienst. 

Dornierflugboot Do 18 auf der Katapultbahn des MS. „Ostmark“‘ vor dem Start. 
Eintreffen des „Zephir“ im Hafen von New York nach Überquerung des Nordatlantik. 
Modell des neuen Berliner Zentralflughafens Tempelhof. 


DIE OLYMPISCHEN SPIELE, BERLIN 1936 

HJ.-Formationen empfangen den Träger des Olympischen Feuers im Berliner Lustgarten. 
Der Eröffnungstag. Einmarsch der norwegischen Mannschaft (im Vordergrunde die Führer- 
ehrentribüne). 

Das Stadion bei Nacht während der Vorführung des olympischen Reigens. 

Die Winterspiele in Garmisch-Partenkirchen. 

Die Dietrich-Eckart-Freilichtbühne während der Aufführung des „Herakles‘. 


DER NATIONALE FEIERTAG DES DEUTSCHEN VOLKES 
Der Maibaum und der geschmückte Lustgarten. 
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Vorwort 


In der zeitlichen Reihenfolge der Revolutionen bildet nach der 
französischen, der russischen und der faschistischen Umwälzung die 
nationalsozialistische Erhebung eines der wichtigsten Ereignisse 
sozialen und politischen Charakters in unserer Zeit. Sie stellt infolge 
ihres Geistes und ihrer Durchführung eine Umformung Deutschlands 
dar; sie bedeutet einen neuen wichtigen Faktor im Leben der euro- 
päischen Völker, also einen Wendepunkt der europäischen Geschichte. 

Diese umwälzende Revolution hat während ihrer zwölf Jahre dauern- 
den Vorbereitung und ihres Kampfes um die Macht die Aufmerk- 
samkeit der Welt auf sich gelenkt, und ein Interesse erweckt, das von 
der Besorgnis um ihre weitere Entwicklung nicht frei sein konnte. 
Das Werk der ersten vier nationalsozialistischen Regierungsjahre hat 
dieses Interesse vollkommen befriedigt und die Kraft ihres Daseins 
bewiesen. Man kann diese unmöglich länger verleugnen, aus welcher 
geistigen Einstellung die Betrachtung auch inner erfolgen mag. 

Der neu ernannte Reichskanzler Adolf Hitler bat in seinem ersten 
Aufruf an das deutsche Volk aın 1. Februar 1933, ihm vier Jahre 
Zeit zur Durchführung seines Werkes, zum nationalen Wiederaufbau 
zu geben. Die gleiche Forderung wiederholte er ein paar Tage später 
im Berliner Sportpalast: „Vierzehn Jahre lang haben die Parteien 
des Zerfalls das deutsche Volk geführt und mißhandelt. Vierzehn 
Jahre lang haben sie es zerstört, zersetzt und aufgelöst. Es ist nicht 
vermessen, wenn ich heute vor die Nation hintrete und sie beschwöre: 
„Deutsches Volk, gib uns vier Jahre Zeit und dann 
richte und urteile über uns. Deutsches Volk, gib uns vier 
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Jahre, und ich schwöre dir, so wie wir und wie ich dieses 
Amtantrat, so willich dann wieder gehen. — Ich tat es nicht 
um Gehalt und um Lohn, ich tat es um deiner selbst willen. Es ist 
der schwerste Entschluß meines Lebens gewesen... Ich kann mich 
nicht lossagen von dem Glauben an mein Volk, kann mich nicht los- 
sagen von der Überzeugung, daß diese Nation wieder einst auferstehen 
wird, kann mich nicht entfernen von der Liebe zu diesem meinem Volk 
und hege felsenfest die Überzeugung, daß einmal doch die Stunde 
kommt, in der die Millionen, die uns heute verfluchen, dann hinter uns 
stehen und mit uns begrüßen werden das gemeinsam geschaffene, 
mühsam erkämmpfte und bitter erworbene neue Deutsche Reich 
der Größe und der Ehre und der Kraft, der Herrlichkeit und der 
Gerechtigkeit. — Amen.“ 


Man kann heute feststellen, daß die Geschehnisse dieser vier Jahre 
Neugestaltungen der Staats- und Gesellschaftsordnung darstellen, 
die in anderen Epochen eine bedeutend längere Zeit verlangt hätten. 
Das Versprechen des Führers ist erfüllt worden, denn am Tage der 
Machtübernahme war die nationalsozialistische Partei geistig für die 
Aufgabe reif, die der Wille des Volkes ihr anvertraute. 


Vier Jahre sind eine kurze Episode ım Leben eines Volkes. Aber 
die nationalsozialistische Regierung vermochte in diesem geringen 
Zeitraum, dank gründlicher Vorbereitung während der langen Kampf- 
jahre eine durchgreifende Neuordnung in den politischen Formen, 
den sozialen und wirtschaftlichen Organisationen, den juristischen 
und verwaltungsrechtlichen Normen durchzuführen. Gleichzeitig be- 
freite sie das Volk von den Ketten des Versailler Vertrages, richtete 
seine militärische Macht wieder auf und erlangte die Gleichberech- 
tigung unter den großen Nationen wieder: ein Ergebnis, das die 
Regierungen der Weimarer Republik nicht zu erringen vermochten. 

Fine Entwicklung so ausgesprochen revolutionären Charakters, in 
deren Verlauf manche veraltete Überlieferungen neuen Erscheinungen 
Platz machten und persönliche Verhältnisse sich gründlich änder- 
ten, mußte der Kritik und Unzufriedenheit ausgesetzt sein. Es 
gibt stets Menschen, die sich nicht überzeugen lassen, daß große 
Zeiten auch große Entschlüsse fordern. Aber diese Schwierigkeiten 
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wurden mit der Zeit überwunden, wie die letzte Reichstagswahl vom 
29. März 1936 bewiesen hat: über 44955000 Stimmen wurden ab- 
gegeben, 44412000 für die Regierung und kaum 543000 gegen diese. 
Selbst erklärte Gegner des Nationalsozialismus, wie der frühere 
marxistische Innenminister Severing oder hochstehende Persön- 
lichkeiten, die sich von der Bewegung distanziert hatten, wie General 
Ludendorff, haben schließlich die Leistungen der nationalsozialisti- 
schen Regierung anerkannt. 


Die Rückwirkung im Ausland war aus zwei Gründen stark: erstens 
infolge der ungenügenden Kenntnis von der Lage Deutschlands im 
Augenblick der Machtübernahme wie von der Tätigkeit der Regierung 
in den ersten vier Jahren; zweitens infolge des Haßfeldzuges, den 
parteiische Elemente oder persönliche Gegner der nationalsozialisti- 
schen Weltanschauung gegen das Dritte Reich geführt haben und 
noch führen. 

Nichts Schlimmeres kann es für die Beziehungen zwischen den 
Völkern geben, als das Nicht-voneinander-Wissen. Dieses Nicht- 
wissen richtet die trennenden Mauern des Mißtrauens zwischen den 
Völkern auf. So wird z.B. die deutschfranzösische Annäherung 
solange ein frommer Wunsch bleiben, bis die Franzosen davon über- 
zeugt sind, daß auch die Deutschen Menschen sind wie sie, und daß 
auch die Deutschen den Frieden wollen, denselben Frieden wie sie. 


Auch im Ausland ist in letzter Zeit die Einstellung dem Dritten 
Reich gegenüber besser geworden. Viele Vorurteile sind verschwun- 
den, denn Tausende von Fremden haben Reisen nach dem neuen 
Deutschland gemacht. Trotzdem bestehen noch einige Vorurteile, 
Verleumdungen findet man bei jeder sich bietenden Gelegenheit. So 
ergibt sich eine Situation, die die öffentliche Meinung der ganzen 
Welt mit Mißtrauen und Mißverstehen erfüllt; eine allgemeine, äußerst 
schädliche Beunruhigung der guten zwischenstaatlichen Beziehungen 
und des europäischen Friedens bildet die Folge. 

Es ist der Zweck dieses Buches, die Kenntnis vom Deutschland 
Adolf Hitlers zu vervollständigen und gewisse falsche Behauptungen 
richtig zu stellen. Es wird von jeder subjektiven Wertung durchaus 


abgesehen; ausschließlich erwiesene Tatsachen und beglaubigte Ziffern 
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sollen das Wort haben. Der Leser wird so imstande sein, selbst die 
logischen Folgerungen aus diesen zu ziehen. 


Selbst Deutsche, selbst Parteimitglieder wissen oft nicht, wie groß 
die Fortschritte sind, die die Regierung in den ersten vier Jahren 
erzielt bat; denn mitten im Kampf und in der Arbeit umfaßt der 
Blick doch nur die nächste Nähe. 


In einer Broschüre, die vor vier Jahren veröffentlicht wurde 
(Spectator, „Deutschlands Erwachen“, von einem Ausländer ge- 
schen, Genf 1933), habe ich mich bemüht, auf Grund eigener Beob- 
achtungen während eines langen Aufenthalts in Deutschland als aus- 
ländischer Pressevertreter, den Ursprung, die Gründe und das Pro- 
gramm der von Adolf Hitler geschaffenen Bewegung — dieses „Kindes 
des Versailler Diktats“, wie der amerikanische Senator Borah sie 
bezeichnet hat — zu erläutern. 


Die vorliegende Abhandlung soll in gewissem Sinne eine Fort- 
setzung der genannten Broschüre bilden. Sie versucht, die Erfolge 
des ersten, vom Führer festgesetzten Vierjahresplans zusammenzu- 
fassen und den Zweck des zweiten Vierjahresplanes zu erklären, der 
dazu bestimmt ist, die Unabhängigkeit Deutschlands vom Ausland in 
allen Beziehungen der Wirtschaft und der Ernährung sicherzustellen. 


Bei der gegenwärtigen, verwickelten internationalen Lage halte ich 
es für die Pflicht jedes gewissenhaften Journalisten, mit seiner ganzen 
Kraft zu deın Werke gegenseitiger Aufklärung beizutragen, sowie 
dahin zu wirken, daß jede Mißstimmung zwischen den Völkern be- 
seitigt und das gegenseitige gute Einvernehmen auf der Grundlage 
wahrer Staatengemeinschaften gefördert wird. 


Ich glaube mich daher eines Sinnes mit meinen Kollegen von der 
Presse, die seit Jahren in Deutschland lebend, Gelegenheit hatten, die 
moralische und materielle Erniedrigung des deutschen Volkes in der 
schweren Nachkriegszeit kennenzulernen, ebenso wie seine tita- 
nischen Anstrengungen, sich wiederaufzurichten und zu neuem Leben 
zu erstehen. Jeder von uns hat den Schmerz der Deutschen mitgefühlt, 
hat an ihren Hoffnungen, an der freudigen Zuversicht teilgenommen, 
und die glückliche Verwirklichung miterlebt. 
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Man muß Mensch unter Menschen sein; lebt man inmitten eines 
großen Volker, das einen Kampf um sein Dasein führt, darf man sich 
nicht in einen Winkel verkriechen und sich weigern, den Wert dieser 
Arbeit am gesamten Wiederaufbau anzuerkennen. Man muß die Be- 
deutung seines Kampfes für die Gleichberechtigung unter den andern 
groben Kulturvölkern würdigen und seinen guten Willen, in Frieden 
mit den andern zu leben und für das allgemeine Wohl mitzuarbeiten. 

Die Großartigkeit der Vorgänge, die ich mitzuerleben Gelegenheit 
hatte, trubt keineswegs meinen Blick, beeinträchtigt auch nein Be- 
mühen nicht, die Wahrheit zu suchen und die erzielten Resultate 
unpartenisch festzustellen. Sicher sind Fehler, in-besondere solche 
taktischer Art gemacht worden; sie waren der Anlaß, daß sich in ge- 
wis<en Kreisen des Auslandes Abneigung und Widerstand gegen das 
neue Deutschland herausbildeten. Aber solche Fehler scheinen bei 
einer Revolution von so großen Ausmaßen und so tiefer ethischer 

edeutung unvermeidlich: einer Revolution, die ihre eigenen Methoden 

anwenden und neue Wege gehen mußte, um die Neugestaltung des 
pohtischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens auf das Gründ- 
lichste zu bewerkstelligen. „Wir glauben nicht an ein Paradies, aber 
wir glauben an einen Staat und ein Reich, das den fleißigen deutschen 
\enschen ein Vaterland sein wird.“ (Hlitler.) 

Im Sınne des vorher erwähnten Zweckes und Zıieles übergebe ich 
die Zusammenfassung der Forschungen, die mich während der ernten 
vier Jahre des Dritten Reiches beschäftigt haben, der Öffentlichkeit, 
nachdem das Reich auf der Pariser Weltausstellung die Fruchte «einer 
Tatigkeit der Welt vor Auzen geführt hat. 


Berlin, im September 1937 Der \Verfanser 


ERSTER TEIL 


„Was die deutsche “Nation jahrhundertelang vergeblich erscehnt hat, 
ist ihr nunmehr geworden: Das einige Volk von Brüdern, frei von 
den gegenseitigen Vorurteilen und Hemmungen vergangener Zeit." 

Adolf Hitler 


I. 
Erbe und Programm 


Als am 30. Januar 1933 der Reichsprärident, Generalfeldmarschall v. Hinden- 
burg, den Führer der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei berief, 
um ihm die Verantwortung und die Macht zu übertragen, lebte das deutsche 
Volk in tiefer Verzweiflung. 

In den Städten lungerten Millionen Arbeitsloser auf den Straßen herum 
und warteten auf die karge staatliche Unterstützung, welche knapp ausreichte, 
um die notwendigsten Bedürfnisse des täglichen Lebens für den Empfänger und 
die Seinen zu bestreiten. Es gab kaum eine Familie, in der nicht der Vater oder 
der Sohn, oft auch beide erwerbslos waren. Die Statistiken geben ein klares Bild 
dieses tragischen Zustandes, sie beziffern die Zuhl der Erwerbslosen auf über 
6 Millionen, das heißt auf mehr als ein Viertel des Gesamtbestandes von 
21 Millionen Arbeitern und Angestellten, über den die deutsche Wirtschaft ver- 
fügt. Dazu kamen noch drei Millionen Menschen mit verkürzter Arbeitszeit. Bei 
Einrechnung der Familienangehörigen waren also rund 20 Millionen, das ist etwa 
ein Drittel der deutschen Bevölkerung, unmittelbar von der Arbeitslosigkeit und 
dem mit ihr verbundenen Elend betroffen. Der Haushalt des Staates und der 
Gemeinden versuchte vergeblich, mit der ungeheuren Summe von mehr als 
3 Milliarden RM. jährlich, eine für den Erwerbslosen ungenügende und gleich- 
zeitig demütigende Unterstützung aufzubringen. Auch die Lage des Handwerker- 
standes war verzweifelt. So lag der wertvollste und kontbarste Schatz Deutsch- 
lands, seine Arbrit-kraft, brach. 

Auf dem Lande hatte der Bauer die Liebe zu seinem Boden verloren — er 
litt unter dem Alpdruck der stets drohenden Zwangsversteigerung. Die deutschen 
Bauern waren zu einem großen Teil nicht mehr freie Besitzer ihrer Scholle, oft 
war Haus und Hof verpfändet, den Gläubigern oder dem Steuerfiskus ausgeliefert. 
Tausende von deutschen Bauern waren von ihren Gütern vertrieben und der Besita 
ging in Hände über, welche den Acker nicht sorgsam zu bestellen vermochten. 
Die Lage der übrigen bot, wie diese von vornherein wußten, keine Existenz- 
möglichkeit. Wohl wurden den Bauern mitunter Preise vorgehalten, die irgend- 
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wann einmal an den Börsen notiert worden waren, aber diese Preise erzielte die 
Spekulation auf Kosten der Bauern und der Verbraucher. Die deutsche Er- 
nährung mußte zum größten Teil im Ausland sichergestellt werden; so hatte 
ein großer Teil der deutschen Arbeiter keine Arbeit, weil der Bauer als Käufer 
fehlte. 

Wie man sich leicht vorstellen kann, durchlebte die Wirtschaft eine überaus 
schwierige Zeit, teils infolge der Weltkrise, teils infolge der bei der Regierung 
Brüning so beliebten Deflationspolitik, die eine starke Kaufkraftverringerung 
der Beamten, Angestellten und Arbeiter, also eine Schwächung des inneren 
Marktes zur Folge hatte. Deutschlands industrielle Produktion seit ihrem Höchst- 
stand 1929 bis zum Sturze Brünings 1932, war um etwa 40%, gesunken; noch 
stärker war der Rückgang der Bruttoproduktion, deren Wert von einem Monats- 
durchschnitt von 7 Milliarden RM. 1928 allmählich auf 3,5 Milliarden, das heißt 
also um 50%, herabsank. Das Arbeitseinkommen der Beamten, Angestellten 
und Arbeiter fiel von schätzungsweise 43 Milliarden 1929 auf 33 Milliarden, das 
heißt um fast 25%). 

Ein derartiger Rückgang steht in der Geschichte der Krisen einzig da, und 
es scheint nicht verwunderlich, daß damals die Welle von Zusammenbrüchen 
auch vor altangesehenen, streng solide geführten Firmen nicht haltgemacht 
hat. Ein Beispiel unter vielen: die Zahlungseinstellung der Borsig G.m.b.H. 
in Berlin-Tegel. 

Der Staat mußte die größten Opfer bringen, um den Zusammenbruch einiger 
der bedeutendsten Banken und Kreditinstitute zu verhüten. Nachdem Deutsch- 
land seine auswärtigen Verpflichtungen nach Möglichkeit erfüllt hatte, betrug 
der Gold- und Devisenbestand der Reichsbank Ende Januar 1933 nur noch 
439 Millionen Reichsmark. Ein der Reichsbank gewährter Notenbankkredit von 
70 Millionen Dollar sowie ein Auslandskredit der Golddiskontbank von 45 Mil- 
lionen Dollar, zusammen 483 Millionen Reichsmark, können nicht als eigene Be- 
stände mitgezählt werden, da beide bald darauf zurückgezahlt werden mußten, 
wollte Deutschland seine Handlungsfreiheit nicht verlieren. Die private Aus- 
landsverschuldung belief sich auf mehr als 25 Milliarden, wofür über 2 Millionen 
an täglichen Zinsen zu zahlen waren, ohne den Tilgungsanteil zu rechnen. Export- 
überschuß, der erlaubt hätte, die zur Bewältigung der ungeheuern Zahlungen 
erforderlichen Devisen zu beschaffen, bestand nicht. 

Viele Gemeinden waren dem Zusammenbruch nahe, der Verwaltungsapparat 
gestaltete sich ungeheuer kostspielig. Der Gesamtkörper der beim Reich An- 
gestellten zählte über 95000 Beamte, sowie 72000 Angestellte und Arbeiter, über 
250000 Beamte sowie 44700 Angestellte und Arbeiter bei der Post. Nicht in- 
begriffen ist die Eisenbahn ; diese bedeutete eine selbständige Unternehmung, mit 
der das Reich nur durch starke finanzielle Interessen verbunden war. Die Länder 


1) Die nachfolgende Regierung Papen bemühte sich, mit ihrer Steuer-Gutschein-Aktion vom 
September 1932 die Liquidität der Wirtschaft um mehr als 2 Milliarden zu erhöhen und damit 
die Beschäftigung zu steigern. Nur ein kleiner Teil der Steuer-Gutscheine ist aber in der Praxis 
mit der Aufgabe unmittelbarer Mcehreinsetzung von Arbeitskräften vergeben worden. 
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beschäftigten zusammen ungefähr 275000 Beamte, die autonomen Körperschaf- 
ten und die Gemeinden ungefähr eine halbe Million. Trotz dieser ungeheuerlichen 
Belastung der Staats- und Gemeindefinanzen mußten sich die zur öffentlichen 
Verwaltung gehörenden Beamten aus dem Mittelstand als proletarisiert be- 
trachten, wie übrigens auch die kleinen Kaufleute. 


Was soll man vom politischen und gesetzgeberischen Aufbau des Reiches sagen ? 


Er umfaßte den Reichspräridenten, den Reichrkanzler, eine Reichsregierung 
von wenigstens 10 Ministern, den Reichstag von ungefähr 500 Mitgliedern und 
dem Reichsrat, der sich aus 68 Mitgliedern zusammensetzte. Außerdem bestand 
eine ähnliche Organisation in jedem der 18 Länder, die je einen Minister- 
präridenten, eine Regierung und ein Parlament beschäftigten. Deutschland 
wurde also von einem Reichspräsidenten, 11 Reichsministern, 59 Staats- 
ministern (zu denen noch 42 Senatoren der Freien Städte kamen) und etwa 
3000 Abzeordneten regiert!.. 

Die Abgeordneten vertraten im Reichstag und ın den Landtagen nicht weniger 
als 16 Parteien politischer Richtungen, vom Nationalsozialisten zum Deutsch- 
Nationalen, vom Zentrum zum Demokraten, vom Sozialdemokraten zum Kom- 
munisten mit allen Zwischenstufen und Unterparteien. Da sich die Stärke der 
Parteien und damit ihr Übergewicht in den einzelnen Teilen des Reichs wechselnd 
gestalteten, ergaben sich Landesregierungen von ganz verschiedener politischer 
Färbung. Manchmal waren sie der Reicharegierung völlig entgegengesetzt, so daß 
dieser oft die nötige Autorität fehlte, ihren Willen zur Geltung zu bringen. Es 
herrschte eine stammesmäßige, dynastische, weltanschauliche, religiöse und par- 
teiliche Zerrissenheit sowie eine Zerlegung in Stände, Klassen und Berufe, welche 
die Ohnmacht der Nation als Gesamtheit zur Folge hatte. 

Ein so verwickelter Mechanismus mußte der politischen und wirtschaftlichen 
Korruption den Weg öffnen; ich habe dies in der bereits angeführten Schrift aus- 
führlich behandelt. Die deutsche Nachkriegsgeschichte zeigt eine Anhäufung von 
Skandalen und Veruntreuungen, an denen zahlreiche Inhaber öffentlicher Ämter 
traurigen Anteil genommen haben. Ein Schwarm von üblen Geschäftemachern 
wußte sich in die Regierungen und andere staatliche Stellen einzuschleichen, um 
ihre politischen Beziehungen für persönliche Spekulationen auszunutzen. Das 
geschah zu einer Zeit, in der das wirtschaftliche Elend des Volkes infolge von 
Arbeitslosigkeit und Deflation aufs höchste gestiegen war. 

Bei solchen Zuständen vermochte die zersetzende, von Moskau betriebene 
Propaganda in den breiten Volksschichten Fuß zu fassen, Streiks, Aussperrungen, 
Straßenkrawalle und tägliche Schießereien hervorzurufen. Die schwächliche 
Haltung der Regierung und die Wehrlosigkeit der bürgerlichen Parteien machte 
es«lem Kommunismus leicht, die Bevölkerung unter seinem Terror zu halten. 

So ist es durchaus verständlich, daß ungefähr 6 Millionen kommunistischer 
Wähler wenige Wochen vor der Machtergreifung Hitlers mehr als 100 Abgeordnete 
in den deutschen Reichstag entsenden konnten, so die drittwichtigste Partei wur- 
den und mit den Sozialisten zusammen 40°% der Sitze im Reichstag einnahmen. 
Entspricht es daher nicht der vollen Wahrheit, wenn man behauptet, daß der 
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Nationalsozialismus gerade im rechten Moment gekommen sei, um Deutschland 
vor dem Bolschewismus zu retten ? 

Die wichtigsten Bildungsstätten, Theater, Konzerthäuser, Verlagsanstalten 
und Zeitungsbetriebe, waren in jüdischer Hand; also befanden sie sich in der 
Gewalt einer Rasse, deren Ziele der nationalsozialistischen Weltanschauung 
entgegengesetzt sind. Von 29 Berliner Theatern hatten nicht weniger als 23, 
das heißt 80%, jüdische Direktoren, und ein großer Teil der in den letzten 
Jahren dargestellten Stücke waren von jüdischen Autoren. Auch der Film 
litt unter der Wirkung dieser jüdischen Einmischung, von der Filmproduk- 
tion des Jahres 1931 waren nicht weniger als 70%, der Spielleiter und Kompo- 
nisten jüdischer Abstammung. Die zahlreichen Organe der öffentlichen Meinung, 
die von der jüdischen Finanz kontrolliert, von jüdischen Journalisten geleitet 
und redigiert wurden, trugen dem deutschen Geist häufig keine Rechnung. Die 
Presse Groß-Berlins und Frankfurts war fast ausschließlich in jüdischen Händen. 

Das Schlimmste war aber in Deutschland Anfang Januar 1933, daß die Ach- 
tung vor den nationalen Traditionen verlorengegangen war, daß der Glaube an 
die eigene Kraft und das Vertrauen in die Zukunft der Nation fehlten. Dieser 
moralische Niedergang war besonders bei der Jugend festzustellen. Die aus dem 
Felde zurückgekehrten jungen Männer fanden im Vaterlande eine Reihe anti- 
nationaler Strömungen vor, während die jüngste Generation, in der veränderten 
Gesinnung aufgewachsen, von der marxistischen Propaganda beeinflußt wurde. 

Wer in den Jahren vor Adolf Hitlers Regierungsantritt in Deutschland gelebt 
hat, konnte sich diesen Feststellungen nicht entziehen. Das Fehlen wichtiger 
erzieherischer Elemente, wie etwa des Militärdienstes, sowie die Erwerbslosigkeit 
mußten eine bedenkliche Lockerung der Moral und der vaterländischen Zuver- 
lässigkeit verursachen. Beim fremden Beobachter stellten sich ernsthafte Zweifel 
an der Zukunft des deutschen Volkes ein und verminderten die Achtung vor einer 
Nation, die während des Weltkrieges ihre Tapferkeit, Disziplin und Widerstands- 
kraft, also die kraftvollen Eigenschaften der germanischen Rasse, bewiesen hatte. 

Das scheint nicht verwunderlich, da die junge Generation in einer Atmosphäre 
aufgewachsen war, die z. B. einem Dozenten der Philosophie an der technischen 
Hochschule in Hannover erlaubte, den Reichspräsidenten v. Hindenburg, Ehren- 
doktor derselben Hochschule, zu beleidigen und sich zu rühmen, daß er immer 
neue Listen angewendet habe, um der Front zu entgehen. Ein Professor an der 
Universität Heidelberg beklagte in einer Broschüre, daß „die Entente nicht 
schärfer vorgegangen sei‘. Derselbe Professor wagte es, in einer Friedensgesell- 
schaft von denen zu sprechen, die „ich will nicht sagen, auf dem Felde der Unehre 
gefallen sind‘! Gleichzeitig erklärte, auf dem Gebiet der Kultur, ein Sanitätsrat 
und Filmmitarbeiter, ein prominenter Vertreter der Sexualwissenschaft und Vor- 
kämpfer eines neuen Ehrbegriffes, ungestraft, daß „die Ehre erst oberhalb des 


Nabels beginne!“ 


Das war in den Hauptzügen das wahre Gesicht der deutschen Republik von 
Weimar — es trug die Maske einer Großmacht. Hinter dem Trug blühenden 
Wohlstandes verbarg sich die innere Not eines Volkes von 67 Millionen Seelen. 
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Die großen Staaten behandelten Deutschland als Nation zweiten Ranges, in 
Genf behielt man ihın die Rolle des „Aschenbrödels“ vor. Außerstande, seine An- 
sprüche mit dem Hinweis auf militärische Macht geltend zu machen, mußte es 
als Bittsteller auftreten und sich schließlich mit einer dauernden Ablehnung seiner 
Wünsche durch die stärker bewaffneten Mächte abfinden, die subjektiv, ja sogar 
willkürlich urteilten. 

Ich will in diesem Zusammenhang nicht bis auf die Ruhrbesetzung zurück- 
greifen, sondern mich auf einen unmittelbar vor der Machtübernahme Hitlers 
liegenden Zeitabschuitt beschränken. Die Wirkung auf das Ausland ist noch nicht 
vergessen, als Präsident Hindenburg im Januar 1931 beim Neujahrsempfang der 
Hoffnung Ausdruck gab, daß im Laufe des kommenden Jahres dem deutschen 
Volke neue, schwere und schmerzliche Enttäuschungen erspart bleiben möchten. 
General Groener, Vertreter des Kanzlers Dr. Brüning, ging in seiner Antwort 
davon aus, duß die Grundlage der Rechtsgleichheit zwischen den Völkern noch 
nicht sichergestellt sei; die Verpflichtungen zur Abrüstung, die die andern 
Mächte feierlich garantiert hätten, harrten noch immer ihrer Verwirklichung. 
Deshalb habe sich die deutsche Regierung vorbehalten, energisch für eine ge- 
rechte Anwendung des Grundsatzes „Gleiche Sicherheit für Alle‘ einzutreten, 
ohne welche jede wirkliche Befriedung unmöglich wäre. 


Der Kriegsminister einer fremden Macht beeilte sich, in der Kanmer zu er- 
klären, daß die militärischen Klauseln von Versailles keinerlei Einschränkungen 
erfahren dürften und erneuerte die gehässige Unterscheidung zwischen Siegern 
und Besiegten. Und das vier Jahre nach Locarno! .... 


Als einige Monate später der deutsche Vorschlag einer Zollunion zwischen dem 
Reich und Österreich auf der Grundlage des Briandschen Prinzipes der beson- 
deren zwischenstaatlichen Abmachungen bekannt wurde, erklärte man sich im 
Auslande gegen diesen Plan und wendete ein, daß er im Widerspruch zu Jen 
bestehenden Vertrigen stünde und eine Gefahr für den Frieden bedeute. 


Als am 13. Juli desselben Jahres infolge plötzlicher Zurücknahme von Krediten 
und Einlagen eine der wichtigsten deutschen Banken ihre Schalter schloß und 
andere Banken vor der gleichen Notwendigkeit standen, endete ein Versuch des 
deutschen Botschafters in Paris, eine Anleihe zu erhalten, mit eineın Fehlschlag. 
Die Reisen des Präsidenten der Reichsbank, Dr. Luther, im Flugzeug nach Paris, 
London und Basel, aowmie der Besuch des Kanzlers Dr. Brüning und des Ministers 
des Auswärtigen, Dr. Curtius, in den britischen und französischen Hauptrtädten 
vermochten kein günstigeres Ergebnis aufzuweisen. 

Als das bezeichnendste Beispiel für die Haltung gewisser fremder Regierungen 
gegen das Reich kann der Widerstand angesehen werden, den im Jahre 1932 
die Abrüstungskonferenz gegen die Anerkennung der deutschen Gleichberech- 
tigung zur nationalen Sicherheit leistete. Eine solche Anerkennung folgte erst 
Ende des Juhres dank dem Druck der englischen Delegierten, aber unter so ein- 
schrankenden Bedingungen, daß sie jeden praktischen Wert verlor. 

Verwirrung, Elend, Unruhen im Innern Deutschlands, mangelndes Anschen ım 
Ausland! Hitler hatte daher vollkommen Recht, in seinem Aufruf vom 1. Februar 
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1933 im Namen der Regierung zu verkünden: „Das Erbe, das wir über- 
nehmen, ist ein furchtbares!“... 


Das Regierungsprogramm 


Mit welchem Regierungsprogramm übernahm der Nationalsozialismus die 
Macht ? 


Hitler hat auf diese Frage in seiner Reichstagsrede vom 30. Januar 1937 ge- 


antwortet: 


„Als mich am 30. Januar vor 4 Jahren der ehrwürdige Herr Reichspräsident 
berief und mit der Bildung und Führung einer neuen Deutschen Reichsregierung 
betraute, da lag hinter uns ein gewaltiger Kampf um die Macht im Staate, den wir 
mit den damaligen streng legalen Mitteln durchgefochten hatten. Trägerin dieses 
Kampfes war die Nationalsozialistische Partei. In ihr hat der neue Staat schon 
längst, ehe er tatsächlich proklamiert werden konnte, bereits eine ideelle und 


förmliche Gestaltung erfahren. 


AlleGrundsätzeund PrinzipiendesneuenReicheswarendieGrund- 
sätze,Gedanken undPrinzipien der Nationalsozialistischen Partei.“ 


Diese Grundsätze, Gedanken und Prinzipien, die in 25 Punkten auf einer der 
ersten wichtigen Versammlungen der Partei in München am 25. Februar 1920 
bekanntgegeben wurden, sind bekannt. (Ich verweise auf S. 64-68 meiner 
vorigen Schrift „Spectator, Deutschlands Erwachen von einem Ausländer 
gesehen‘“.) 


Bei der Machtübernahme war es aber nötig, diese programmatischen Punkte 
der Partei in ein Regierungsprogramm zu übertragen; das tat Hitler nach den 
Reichstagswahlen vom 5. März 1933. Bei diesen Wahlen hatten die Parteien, die 
in der Regierung der nationalen Erhebung vertreten waren, nämlich die National- 
sozialisten, die Partei schwarz-weiß-rot (Deutschnationale, Stahlhelm, Thüringer 
Landbund und Landvolk) und die Partei Württemberger Weingärtner zusammen 
ungefähr 20500000 Stimmen erhalten (gegenüber ungefähr 15000 000 in der vor- 
hergehenden Wahl), also 341 Mandate von den 647 Sitzen im Reichstag erobert, 
das heißt die absolute Mehrheit. 


Aus Anlaß der Eröffnung des neuen Reichstages am 21. März 1933 fand ein 
feierlicher Staatsakt in der Garnisonkirche zu Potsdam statt. Reichspräsident 
v. Hindenburg, Reichskanzler Adolf Hitler, Reichstagspräsident Hermann Göring, 
die Reichstagsabgeordneten sowie die höchsten Persönlichkeiten des Staates, der 
Partei und des öffentlichen Lebens wohnten ihm bei. In der Garnisonkirche 
ruhen die sterblichen Hüllen des Soldatenkönigs Friedrich Wilhelms I. und seines 
Sohnes, Friedrichs des Großen. Die siegreichen Fahnen Deutschlands hängen zu- 
sammen mit denen, die dem Feinde im Verlaufe der großen Schlachten abgenom- 
men wurden, im Mittelschiff. Die Kirche gilt als die traditionelle Wahrerin des 
„Geistes von Potsdam“, das heißt des zweihundertjährigen Preußengeistes. Es 
war daher symbolisch von besonderer Bedeutung, daß der erste unter dem 
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nationalsozialistischen Regime gewählte Reichstag sich dort vereinigte, wo das 
Preußentum den Grund für die Größe der deutschen Nation gelegt hatte. Die 
Regierung der nationalen Erhebung wollte damit ihre enge Verbundenheit mit 
dieser ruhmreichen Vergangenheit betonen, (Siehe Abb. 1.) 

Die Begrüßungsansprache des Reichpräsidenten hob die schweren und mannig- 
faltigen Aufgaben hervor, die der neuen Regierung oblagen und betonte, daß der 
Ort, an dem man sich versammelt hatte, zum Rückblick auf das alte Preußen 
mahne: „Es ist durch Gottesfurcht, durch pflichttreue Arbeit, nie verzagenden 
Mut und hingebende Vaterlandsliebe groß geworden, und hat auf dieser Grund- 
lage die deutschen Stämme geeint.“* Dann verlas Adolf Hitler die Eröffnungs- 
rede für den Reichstag. 


„Schwere Sorgen — sagte der Kanzler — lasten seit Jahren auf 
unserem Volk. Nach einer Zeit stolzer Erhebung, reichen Blühens 
und Gedeihens auf allen Gebieten unseres Lebens sind — wie so oft 
in der Vergangenheit — wieder einmal Not und Armut bei uns ein- 
gekehrt. Trotz FleißBund Arbeitswillen,trotz Tatkraft,ecinemreichen 
Wissen und bestem Wollen suchen Millionen Deutsche heute ver- 
gebens dastägliche Brot: Die Wirtschaft verödet, die Finanzen sind 
zerrüttet, Millionen ohne Arbeit! Die Welt kennt nur das Außere 
Scheinbild unserer Städte, den Jammer und das Elend sicht sie 
nicht!“ 

Adolf Hitler bemerkte dazu, daß seit zwei Jahrtausenden das deutsche Volk 
von einem wechselvollen Geschick begleitet werde. Die Ursachen seien immer 
die gleichen gewesen, nämlich die Uneinigkeit im Geist und die Zersplitterung 
im Wollen. Auch nach der staatspolitischen Einigung, die Bismarck erreicht 
hatte, habe sich jene weltanschauliche Auflösung der deutschen Volksgemein- 
schaft gezeigt, unter der Deutschland noch am Tage des Staatsaktes leide. 


„Die Revolution des November 1918 — fuhr der Kanzler fort -- be- 
endete einen Kampf, in den die deutsche Nation in der heiligsten 
Überzeugung, nur ihre Freiheit und damit ihr Lebensrecht zu 
schützen, gezogen war, denn weder der Kaiser noch die Regierung 
noch das Volk haben diesen Krieg gewollt. Diesem Zusammenbruch 
aber folgteder\VerfallaufallenGebieten. Machtpolitisch, moralisch, 
kulturell und wirtschaftlich sank unser Volk tiefer und tiefer... 

AusdemAberwitzder Theorie vonewigen „Siegern und Besiegten“ 
kamderWahnsinnderReparationenundinderFolgedie Katastrophe 
der Weltwirtschaft.“ 

Adolf Hitler erinnerte daran, daß die neue Saınmlung der deutschen Menschen 
in einer traurigen Zeit beganne; in gläubigem Vertrauen auf das eigene Volk 
sollten die Deutschen dieses zu einer neuen Gemeinschaft formen. Diesem jungen 
Deutschland habe der Reichsprärident am 30. Januar 1033 in großherzigem 
Entschluß die Führung des Reiches anvertraut, und das Volk sich in seiner Mehr- 
heit am 5. Mirz zu dem neuen Regime bekannt. Adolf Hitler bekundete im 
Namen seiner Regierung den unerschütterlichen Willen, „das große Refurmwerk 
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der Reorganisation des deutschen Volkes und des Reiches in Angriff zu nehmen 
und entschlossen durchzuführen“, und legte die Grundsätze dieses Reformwerkes 
wie folgt fest: 


„Wir wollen wiederherstellen die Einheit des Geistes und des Willens der 
deutschen Nation! 


Wir wollen wahren die ewigen Fundamente unseres Lebens: unser Volkstum 
und die ihm gegebenen Kräfte und Werte. 


Wir wollen die Organisation und die Führung unseres Staates: wieder jenen 
Grundsätzen unterwerfen, die zu allen Zeiten die Vorbedingung der Größe der 
Völker und Reiche waren. 


Wir wollen die großen Traditionen unseres Volkes, seiner Geschichte und seiner 
Kultur in demütigender Ehrfurcht pflegen als unversiegbare Quellen einer wirk- 
lichen inneren Stärke und einer möglichen Erneuerung in trüben Zeiten. 


Wir wollen das Vertrauen in die gesunden, weil natürlichen und richtigen 
Grundsätze der Lebensführung verbinden mit einer Stetigkeit der politischen 
Entwicklung im Innern und Äußeren. 


Wir wollen an die Stelle des ewigen Schwankens die Festigkeit einer Regierung 
setzen, die unserm Volke damit wieder eine unerschütterliche Autorität geben soll. 


Wir wollen alle die Erfahrungen berücksichtigen, sowohl im Einzel- und im 
Gemeinschaftsleben, wie aber auch in unserer Wirtschaft, die sich in Jahrtausen- 


den als nützlich für die Wohlfahrt der Menschen erwiesen haben. 


Wir wollen wiederherstellen das Primat der Politik, die berufen ist, den Lebens- 
kampf der Nation zu organisieren und zu leiten. 


Wir wollen aber auch alle wirklich lebendigen Kräfte des Volkes als die tragen- 
den Faktoren der deutschen Zukunft erfassen, wollen uns redlich bemühen, die- 
jenigen zusammenzufügen, die eines guten Willens sind, und diejenigen unschäd- 
lich zu machen, die dem Volke zu schaden versuchen. 


Aufbauen wollen wir eine wahre Gemeinschaft aus den deutschen Stämmen, 
aus den Ständen, den Berufen, und den bisherigen Klassen. Sie soll zu jenem 
gerechten Ausgleich der Lebensinteressen befähigt sein, den des gesamten Volkes 
Zukunft erfordert. 


Aus Bauern, Bürgern und Arbeitern muß wieder ein deutsches Volk werden. 
Es soll dann für ewige Zeiten unseren Glauben und unsere Kultur, unsere Ehre 
und unsere Freiheit in seine eigene treue Verwahrung nehmen. 


Der Welt gegenüber aber wollen wir, die Opfer des Krieges von einst ermessend, 
aufrichtige Freunde eines Friedens sein, der endlich die Wunden heilen soll, unter 
denen alle leiden. 


Die Regierung der nationalen Erhebung ist entschlossen, ihre von dem deut- 
schen Volke übernommene Aufgabe zu erfüllen.“ 


Nach diesen Worten forderte der Reichskanzler mit einer alle Anwesenden 
hinreißenden Geste seine Zuhörer auf, sich vor dem Feldmarschall zu erheben, 
der die preußischen Tugenden der Pflichterfüllung, der Geradheit und der 
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Disziplin verkörpere. Als Adolf Hitler seinen Platz wieder einnahm, drückte ihm 
der Feldmarschall tiefbewegt die Hand. 
Das Dritte Reich war gegründet. 


Das sind die HHauptlinien der Politik, die von der Regierung der nationalen 
Erhebung in Potsdam proklamiert wurde — klare, bestimmte Linien, die für 
das Werk der Umwälzung und die Umgestaltung der Nation richtunggebend sein 
sollten. 


Ilitler erachtete es jedoch für notwendig, sich über die verschiedenen Probleme 
der inneren und äußeren Politik genauer auszusprechen. Er tat es zwei Tage 
apäter, am 23. März 1933 vor dem Reichstag bei der Vorlage des Gesetzes „zur 
Behebung der Not von Volk und Reich“ (Ermächtigungsgesetz). 


Der Reichrkanzler behandelte diese Fragen wie folgt: 


Beseitigung des Marxismus. Der durch die marxistische Irriehre systematisch 
herbeigeführte Zerfall der Nation in weltanschaulich unvereinbare Gegensätze bedeutet 
die Vernichtung der Basis eines möglichen Gemeinschaftslebens ... Ausgehend vom 
Liberalismus des vergangenen Jahrhunderts als Schrittmacher der Sozialdemokratie 
endet diese Entwicklung der Destruktion naturgesetzlich im kommunistischen Chaos; 
denn in dieser letzten Definition des Marxismus erfolgt die Propagierung der perma- 
nenten Revolution gegen alle Grundlagen unseres seitherigen Gemeinschaftslebens. 
Die damit verbundene Mobilisierung primitiver Instinkte führt zu einer Verbindung 
zwischen den Auffassungen einer politischen Idee und den Handlungen wirklicher 
Verbrecher, die in ihrer letzten Erfüllung jede wahre Kultur und Zivilisation ver- 
nichtet.... Allein die Methode des individuellen und Massenterrors hat die national- 
sozialistische Bewegung im Laufe weniger Jahre über 310 Tote und Zehntausende an 
Verletzten gekostet. 


Die Brandstiftung im Reichstag*-gebäude als mißzlückter Versuch einer großange- 
legten Aktion ist nur ein Zeichen dessen, was Furopa vom Siege dieser teuflischen l.chre 
der Zerstörung zu erwarten hätte... Nur durch ihr blitzschnelles Zuschlagen hat die 
Regierung eine Entwicklung verhindert, die bei einem katastrophalen Ausgang ganz 
Europa erschüttert haben würde, und manche von denen, die sich heute aus Haß 
gegen die nationale Erhebung innerhalb und außerhalb Deutschlands mit den Inter- 
esacn des Kommunismus verbrüdern, würden selbst die Opfer einer solcben Entwick- 
lung geworden sein. 


Es wird die oberste Aufgabe der nationalen Regierung scin, diese 
Erscheinung nicht nur im Interesse Deutschlands, sondern auch des 
übrigen Europas in unserem Lande restlos auszurotten und zu be- 
seitigen. 


Eine wirkliche Volksgemeinschaft. Nur die Herstellung einer wirklichen 
Volksgemeinschaft, die sich über die Interessen und Gegensätze der Stände und 
Klassen erhebt, vermag allein auf die Dauer dieser Verirrung des menschlichen 
Geistes den Nährboden zu entzichen. 


Die Erringung einer solchen weltanschaulichen Geschlossenheit des deutschen Volka- 
körpers ist um so wichtiger, als sich nur durch sie die Möglichkeit der Aufrechterhaltung 
freundschaftlicher Beziehungen zu den außerdeutschen Mächten ergibt, ohne Rücksicht 
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auf die sie beherrschenden Tendenzen oder weltanschaulichen Grundsätze, denn die 
Beseitigung des Kommunismus in Deutschland ist nur eine innerdeutsche Angelegen- 
heit. Die übrige Welt mag daran insoweit interessiert sein, als der Ausbruch eines kom- 
munistischen Chaos in dem dichtbesiedelten Deutschen Reich zu politischen und wirt- 
schaftlichen Folgeerscheinungen, besonders im übrigen westlichen Europa, führen 
würde, deren Ausmaße unvorstellbar sind. 


Einheit der Führung der Nation. Der innere Zerfall unserer Volksgemeinschaft 
führte zwangsläufig zu einer immer bedenklicher werdenden Schwächung der Autorität 
der obersten Staatsführung... Alle Rücksichtnahme auf die Traditionswerte der Länder 
kann die bittere Erkenntnis nicht beseitigen, daß das Übermaß des zersplitterten eigen- 
staatlichen Lebens in der Vergangenheit der Welt- und Lebensstellung unseres Volkes 
nicht nur nicht nützlich, sondern oft wahrhaft verderblich war... 

Die Reichsregierung beabsichtigt nicht, durch dieses Ermächtigungsgesetz die Län- 
der aufzuheben. Wohl aber wird sie diejenigen Maßnahmen treffen, die von nun ab 
und für immer eine Gleichmäßigkeit der politischen Intentionen im Reich 
und in den Ländern gewährleisten... 

Eine weitergehende Reform des Reichs wird sich nur aus der lebendigen Entwick- 
lung ergeben können. Ihr Ziel muß die Konstruktion einer Verfassung sein, die den 
Willen des Volks mit der Autorität einer wirklichen Führung verbindet... 


Entfernung oppositioneiller Elemente. Die Regierung der nationalen Revolu- 
tion sieht es hierbei grundsätzlich als ihre Pflicht an, entsprechend dem Sinn des ihr ge- 
gebenen Vertrauensvotums des Volkes diejenigen Elemente von der Einfluß- 
nahme auf die Gestaltung des Lebens der Nation fernzuhalten, die be- 
wußt und mit Absicht dieses Leben negieren. Die theoretische Gleichheit vor 
dem Gesetz kann nicht dazu führen, grundsätzliche Verächter der Gesetze und der 
Gleichheit zu tolerieren, ja ihnen am Ende aus irgendeiner demokratischen Doktrin 
die Freiheit der Nation auszuliefern. Sie wird die Gleichheit vor dem Gesetz aber 
allen denen zubilligen, die in der Frage der Rettung unseres Volkes vor dieser 
Gefahr sich hinter die nationalen Interessen stellen und der Regierung ihre Unter- 
stützung nicht versagen. Überhaupt soll es ihre höchste Aufgabe sein, die geistigen 
Führer dieser Vernichtungstendenz zur Verantwortung zu ziehen, die verführten Opfer 
aber zu retten... 


Die Frage einer monarchischen Restauration indiskutabei. Die natio- 
nale Regierung trifft dabei ihre Maßnahmen unter keinem anderen Gesichtspunkt als 
dem, das deutsche Volk und insbesondere die Millionenmasse seiner arbeitenden Men- 
schen vor namenlosem Elend zu bewahren. Sie sieht daher die Frage einer mon- 
archischen Restauration schon aus dem Grunde des Vorhandenseins dieser Zustände 
zur Zeit als indiskutabel an. Sie würde den Versuch einer Lösung dieses Problems 
auf eigene Faust in einzelnen Ländern als Angriff gegen die Reichseinheit ansehen 
müssen und demgemäß ihr Verhalten einrichten. 


Die Kultur. Gleichlaufend mit dieser politischen Entgiftung unseres öffentlichen Le- 
bens wird die nationale Regierung eine durchgreifende moralische Sanierung an unserem 
Voulkskörper vornehmen. Unser gesamtes Erziehungswesen — Theater, Film, Lite- 
ratur, Presse, Rundfunk — sie werden als Mittel zu diesem Zwecke angesehen und 
demgemäß gewürdigt. Sie haben alle der Erhaltung der im Wesen unseres Volkstums 
liegenden ewigen inneren Werte zu dienen; die Kunst wird stets Ausdruck und Spiegel 


der Schnsucht oder der Wirklichkeit einer Zeit sein. Die Welt bürgerlicher Beschaulichkeit 
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ist in raschem Entschwinden begriffen. Der Heroismus erhebt sich leidenschaftlich als 
kommender Gestalter und Führer der Völkerschicksale. Es ist die Aufgabe der Kunst, 
Ausdruck dieses bestimmenden Zeitgeistes zu sein. 

Blut und Rasse werden wieder zur Quelle der künstlerischen Intuition. Es wird 
dabei die Aufgabe der Regierung der nationalen Erhebung sein, dafür zu sorgen, daß 
gerade in einer Zeit beschränkter politischer Macht der innere Lebenswert und Lebens- 
wille der Nation einen um so gewaltigeren kulturellen Ausdruck finden. 


Die Religion. Die nationale Regierung sieht in den beiden christlichen Konfessionen 
wichtigste Faktorender Erhaltung unseres Volkstums. Sie wird die zwischen 
ihnen und den l.ändern abgeschlossenen Verträge respektieren; ihre Rechte sollen nicht 
angetastet werden. Sie erwartet aber und hofft, daß die Arbeit an der nationalen und 
sittlichen Erhebung unseres Volkes, die sich die Regierung zur Aufgabe gestellt hat, 
umgekehrt die gleiche Würdigung erführt. Sie wird allen anderen Konfessionen in 
objektiver Gerechtigkeit gegenübertreten. Sie kann aber niemals dulden, daß die 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Konfession oder einer bestimmten 
Rasse eine Entbindung von allgemeingesetzlichen Verpflichtungen 
sein könnte oder gar ein Freibrief für straflose Begehung oder Tole- 
rierung von Verbrechen 

Die nationale Regierung wird in Schule und Erziehung den chnistlichen Konfessionen 
den ihnen zukommenden Einfluß einräumen und sicherstellen. Ihre Sorge gilt dem 
aufrichtigen Zusammenleben zwischen Staat und Kirche. 


Das Recht. Unser Rechtawesen muß in erster Linie der Erhaltung dieser Volks- 
gemeinschaft dienen. Der Unabsetzbarkeit der Richter auf der einen Seite muß die 
Hlastizität der Urteilsfindung zum Zweck der Erhaltung der Gesellschaft entsprechen. 
Nicht das Individuum kann der Mittelpunkt der gesetzlichen Sorge sein, sondern das 
Volk! Landes- und Volksverrat sollen künftig mit aller Kuücksichtslosigkeit aus- 
getilgt werden! 

Der Boden der Existenz der Justiz kann kein anderer scin als der Boden der 
Existenz der Nation. Möge diese daher auch stets die Schwere der Entscheidungen 
derer berücksichtigen, die unter dem harten Zwang der Wirklichkeit das Leben der 
Nation verantwortlich zu gestalten haben. 


Die Wirtschaft. Groß sind die Aufgaben der nationalen Regierung auf den Ge- 
bieten des wirtschaftlichen Lebens. Hier wird ein Gesetz alles Handeln bestimmen: 
das Volk lebt nicht für die Wirtschaft, und die Wirtschaft existiert nicht für das Kapi- 
tal, sondern das Kapital dient der Wirtschaft und die Wirtschaft dem Volk. 
Grundsätzlich wird die Regierung die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interensen 
des deutschen Volkes nicht über den Umweg einer staatlich zu organisierenden W irt- 
schaftsbürokratie betreiben, sondern durch stärkste Förderung der privaten Initiative 
unter Anerkennung des Privateigentums. Allcın, zwischen der produktiven Intention 
einerseits und der produktiven Arbeit andererseits muß ein gerechter Ausgleich her- 
gestellt werden, und die Verwaltung soll die Ergebnisse der Fahigkeit des Fleißes und 
der Arbeit durch Sparsamkeit respektieren . ..0 


Die Finanzen. Die Rrform unseres Steuerwesens, die unausbleiblich ist, muß zu 
einer Vereinfachung der Veranlagung, der Durchfuhrung und in der Folge zu einer 
Minderung der Selbstkosten fuhren. Grundsätzlich soll die Steuermuhle in den Strom 
gebaut werden und nicht an die Quellen. Im Zuge einer gesamten Vereinfachung 
unserer Verwaltung muß eine Verminderung unserer öffentlichen I.asten eintreten.... 

Die Regierung wird grundsätzlich Währungsexperimente vermeiden. 
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Ernährung und Landwirtschaft. Über allem aber stehen zwei Wirtschaftsauf- 
gaben erster Ordnung. Die Rettung des deutschen Bauern muß unter allen Um- 
ständen durchgeführt werden. Die Vernichtung dieses Standes in unserem Volke würde 
zu den denkbar schwersten Konsequenzen führen. Die Wiederherstellung der Rentabilität 
der landwirtschaftlichen Betriebe mag für den Konsumenten hart sein; das Schicksal 
aber, das das ganze Volk träfe, wenn der deutsche Bauer zugrunde ginge, wäre mit dieser 
Härte gar nicht zu vergleichen. Nur im Zusammenhang mit der unter allen Umständen 
zu erreichenden Rentabilität unserer Landwirtschaft kann die Frage eines Vollstrek- 
kungsschutzes beziehungsweise einer Entschuldung gelöst werden; würde dies nicht ge- 
lingen, müßte die Vernichtung unserer Bauern nicht nur zum Zusammenbruch der deut- 
schen Wirtschaft überhaupt, sondern vor allem zum Zusammenbruch des deutschen 
Volkskörpers führen. Seine Gesunderhaltung ist aber auch die erste Voraussetzung für 
das Blühen und Gedeihen unserer Industrie, für den deutschen Binnenhandel und für 
den deutschen Export .... Es muß auch der weiteren Besiedelung des deutschen 
Bodens in Zukunft die höchste Sorge gelten. 


Beseitigung der Arbeitsiosigkeit. Im übrigen ist sich die nationale Regierung 
darüber im klaren, daß die endgültige Behebung der Not sowohl unserer bäuerlichen als 
auch unserer städtischen Wirtschaft abhängt von der Eingliederung der Arbeits- 
losenarmee in den Produktionsprozeß, und hierin sieht die Regierung ihre zweite 
größte und gewaltigste wirtschaftliche Aufgabe. Sie kann nur gelöst werden im 
Zusammenhang mit der allgemeinen politischen Befriedung, mit der Wiederherstellung 
der Autorität eines Regiments der Durchsetzung gesunder, weil natürlicher wirtschaft- 
licher Grundsätze sowie der Ergreifung aller derjenigen Maßnahmen, die notwendig 
sind, auch wenn sie, im Augenblick gesehen, auf keine Popularität rechnen können. 
Arbeitsbeschaffung und Arbeitsdienstpflicht sind hierbei nur Einzelmaßnahmen im 
Rahmen eines Gesamtangriffs. 

Ähnlich ihrer Einstellung zum deutschen Bauern ist die Einstellung der nationalen 
Regierung gegenüber unserem Mittelstand. Auch seine Rettung kann nur im Zuge der 
allgemeinen wirtschaftlichen Aktion erfolgen. Die Regierung ist entschlossen, diese 
Fragen grundsätzlich und durchgreifend zu lösen. 

Sie erkennt hierbei die geschichtliche Aufgabe, die Millionenmasse der deutschen 
Arbeiter im Daseinskampf um ihre Lebensrechte zu stützen und zu fördern. Als Kanzler 
und als Nationalsozialist fühle ich mich selbst mit ihnen als den einstigen Gefährten 


meiner Jugend verbunden .... 


Der Außenhandel. Wir wissen, daß die geographische Lage des rohstoffarmen 
Deutschlands eine Autarkie für unser Reich nicht zuläßt. Es muß immer wieder 
betont werden, daß der Reichsregierung nichts ferner liegt als Exportfeindlich- 
keit. Wir wissen, daß wir die Verbindung mit der Welt nötig haben und daß die Arbeit 
für den Absatz der deutschen Waren in der Welt viele Millionen deutscher Volks- 
genossen ernährt. Wir wissen aber auch, welcher Art die Voraussetzungen für den ge- 
sunden Leistungsaustausch zwischen den Völkern der Erde sind. Deutschland war 
Jahre hindurch gezwungen, Leistungen ohne Gegenleistungen zu machen. Daraus er- 
gibt sich heute, daß im tiefsten Grunde die Aufgabe, Deutschland als tätiges Glied im 
Warenaustausch zwischen den Völkern zu erhalten, weniger eine handelspolitische als 
eine finanzpolitische ist. Solange man uns eine sachgemäße und unserer Kraft ent- 
sprechende Regelung der Auslandsschulden nicht zugebilligt hat, sind wir leider auch 
zur Aufrechterhaltung der Devisenzwangswirtschaft gezwungen. 

Die Reichsregierung ist auch um deswillen verpflichtet, gegen den Abfluß des Kapıi- 
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tals über die Grenzen einen Damm aufzurichten, weil sie in der Erhaltung des Wertes 
der Reichsmark eine wesentliche Aufgabe erblickt .... 


Das Verkehrswesen. Die Förderung des Verkehrs muß zu einem vernünftigen 
Ausgleich der Interessen der verschiedenen Verkehrsmittel führen. Schon zu Beginn des 
kommenden Monats wird durch die Reform der Kraftfahrsteuer ein neuer Schritt in 
dieser Richtung getan. Die Erhaltung der Reichsbahn und ihre möglichst schnelle 
Zurückführung in den Besitz des Reiches ist eine Aufgabe, die uns nicht nur 
wirtschaftlich, sondern auch moralisch verpflichtet. 

Die Entwicklung des Luftverkehrs als ein Mittel friedlicher Verbindung der Völker 
untereinander wird die nationale Regierung mit Eifer pflegen ..... 


Die Wehrmacht. Es ist der aufrichtige Wunsch der nationalen Regierung, von einer 
Vermehrung des deutschen Heeres und unserer Waffen abschen zu können, sofern 
endlich die andere Welt geneigt ist, auch ihre Verpflichtung zu einer 
radikalen Abrüstung zu vollziehen. Denn Deutschland will nichts als gleiche 
Lebensrechte und gleiche Freiheit. Für diesen Geist des Freiheitswillens allerdings wird 
die nationale Regierung das deutsche Volk erziehen. Die Ehre der Nation, die Ehre 
unserer Armee, das Ideal der Freiheit, sie mürsen im deutschen Volke wieder heilig 
werden. 


Deutschland will den Frieden. Das deutsche Volk will mit der Welt in Frieden 
leben. Die Regierung wird aber gerade deshalb mit allen Mitteln für die endgültige Be- 
scitigung einer Scheidung der Völker der Erde in zwei Kategorien eintreten. Die Be- 
griffe von Siegernationen und von Besiegten können nicht als eine dauernde Basis freund- 
schaftlicher Beziehungen der Völker untereinander gelten. Die ewige Offenbaltung 
dieser Wunde fuhrt den einen zum Miıßtrauen, den anderen zum Haß und damit zu 
einer allgemeinen Unsicherheit. 

Die nationale Regierung ist bereit, jedem Volke die Hand zu einer 
aufrichtigen Verständigung zu reichen, das gewillt ist, die traurige 
Vergangenheit endlich einmal grundsätzlich abzuschließen. Die Not der 
Welt kann nur vergehen, wenn innerhalb der Völker und untereinander durch stabile 
Verhältnisse Vertrauen geschaffen wird... .. 


Die Abrüstung. Leider stehen wir vor der Tatsache, daß die Genfer Konferenz trutz 
langer Verhandlungen bisher kein praktisches Ergebnis erzielt hat. Die Entscheidung 
über die Herbeiführung wirklicher Abrüstungsmaßnahmen ist immer wieder durch das 
Aufwerfen technischer Einzelfragen und das Hereinziehen von Problemen, die mit Ab- 
rüstung nichts zu tun haben, verzögert worden. Dieses Verfahren ist untauglich. Der 
rechtswidrige Zustand einer einseitigen Abrüstung und der daraus re- 
sultierenden nationalen Unsicherheit Deutschlands kann nicht länger 
dauern... Die Reichsregierung wird jede Bemuhung unterstützen, die darauf ge- 
richtet ist, einer allgemeinen Abrüstung wirksam zu dienen und den dabei schon lang-t 
fällıgen Anspruch Deutschlands auf Gleichberechtigung sicherzustellen. 


Der Viermächtepakt. Unfassender noch ist der Plan des Chefs der italienischen 
Regierung, der großzügig und weitblickend versucht, der gesamteuropäischen Politik eine 
ruhige und folgerichtige Entwicklung zu sichern. Wir messen diesem Plan die ernsterte 
Bedeutung bei. Wir sind bereit, auf dieser Grundlage in voller Aufrichtigkeit mitzu- 
arbeiten an dem Versuch, die vier Mächte Deutschland, Italien, England und Frank- 
reich zu einer friedlichen politischen Zusammenarbeit zusammenzuschlieden, die 
mutig und entschlossen an die Aufgaben herangeht, von denen das Schicksal Europas 
abhängt. 
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Beziehungen zu Italien. Aus diesem Anlaß empfinden wir besonders dankbar, 
die verständnisvolle Herzlichkeit mit der die nationale Erhebung Deutschlands in Italien 
begrüßt worden ist. Wir wünschen und hoffen, daß die Gleichheit der geistigen 
Ideale die Grundlage für eine stetige Vertiefung der freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen den beiden Ländern sein wird. 


Beziehungen zum Vatikan. Ebenso legt die Reichsregierung, die im Christentum 
die unerschütterlichen Fundamente des sittlichen und moralischen Lebens unseres Volkes 
sieht, den größten Wert darauf, die freundschaftlichen Beziehungen zum Hei- 
ligen Stuhle weiter zu pflegen und auszugestalten. 


Beziehungen zu Oesterreich. Gegenüber unserem Brudervolk in Österreich 
empfinden wir alle das Gefühl der innersten Anteilnahme an seinen Sorgen und Nöten. 
Die Reichsregierung ist sich in ihrem Handeln der Verbundenheit des Schick- 
sals aller deutschen Stämme bewußt. 


Beziehungen zu anderen Ländern. Die Einstellung zu den übrigen einzelnen 
fremden Mächten ergibt sich aus dem bereits Erwähnten. Aber auch da, wo die 
gegenseitigen Beziehungen heute noch von Schwierigkeiten belastet sind, wollen wir 
uns ehrlich bemühen, einen Ausgleich zu finden. Allerdings kann die Grundlage einer 
Verständigung niemals die Aufrechterhaltung der Unterscheidung in Sieger und Be- 
siegte sein. 

Wir sind denn auch der Überzeugung, daß ein solcher Ausgleich in unserem Ver- 
hältnis zu Frankreich möglich ist, wenn die Regierungen die sie betreffenden Probleme 
beiderseits wirklich weitschauend in Angriff nehmen. 

Gegenüber der Sowjetunion ist die Reichsregierung gewillt, freundschaftliche, für 
beide Teile nutzbringende Beziehungen zu pflegen. Gerade die Regierung der nationalen 
Revolution sieht sich zu einer solchen positiven Politik gegenüber Sowjetrußland in 
der Lage. Der Kampf gegen den Kommunismus in Deutschland ist unsere innere An- 
gelegenheit, in den wir Einmischungen von außen niemals dulden werden. 

Die staatspolitischen Beziehungen zu anderen Mächten, mit denen uns wichtige 
gemeinsame Interessen verbinden, werden davon nicht berührt. 

Das Verhältnis zu den übrigen Ländern verdient auch in der Zukunft unsere ernsteste 
Aufmerksamkeit, insbesondere das zu den großen überseeischen Staaten, mit denen 
Deutschland seit langem durch Freundschaft und wichtigste wirtschaftliche Interessen 
verbunden ist. 


Die Deutschen im Ausiand. Das Schicksal der Deutschen außerhalb der 
Grenzen des Reiches, die als besondere Volksgruppen innerhalb fremder Völker um die 
Wahrung ihrer Sprache, Kultur, Sitte und Religion kämpfen, wird uns stets bewegen, 
mit allen zu Gebote stehenden Mitteln für die den deutschen Minderheiten garan- 
tierten internationalen Rechte einzutreten. 


Für eine Weltwirtschaftskonferenz. Wir begrüßen den Plan einer Weltwirt- 
schaftskonferenz und sind mit ihrem baldigen Zusammentritt einverstanden. Die Reichs- 
regierung ist bereit, mitzuarbeiten, um endlich positive Ergebnisse zu erlangen. 

Die Auslandsschulden. Die wichtigste Frage ist das Problem unserer privaten 
kurzfristigen und langfristigen äußeren Verschuldung. Die völlige Veränderung des 
Verhältnisses der Warenwerte erfordert eine Anpassung der privaten Schulden an 
diese veränderten Verhältnisse im Interesse der Gläubiger sowohl als der Schuldner. 

Für eine internationale Zusammenarbeit. Nur aus einer vertrauensvollen 
Zusammenarbeit kann eine wirkliche Behebung der allgemeinen Sorgen erwachsen. 
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Zehn Jahre eines aufrichtigen Friedens werden für die Wohlfahrt aller Nationen nütz- 
licher sein als eine 30 Jahre lange Verrennung in die Begriffe von Siegernationen und 
Besiegten. 


Wie bekannt, nahm das Parlament mit 441 gegen 94 Stimmen (die der Sozial- 
demokraten), also mit mehr als 4/5 Mehrheit das von der Regierung geforderte 
verfassungsändernde Ermächtigungsgesetz an. Die erforderliche Zweidrittelmehr- 
heit wäre auch bei Anwesenheit der Kommunisten gegeben gewesen. Dieses Gesetz 
versetzte die Regierung in die Lage, alle Verfügungen, auch verfassungsändernde, 
zu treffen, soweit nicht die Einrichtungen des Reichstages und des Reichsrates 
als solche betroffen waren. Die Rechte des Reichspräridenten blieben unberührt. 
Das Gesetz sollte bei Ablösung der gegenwärtigen Reichsregierung durch eine 
undere, längstens aber mit dem ]. Aprıl 1937 außer Kruft treten. 

Auf diese Weise wurden dem Hitler-Kabinett gesetzlich die vier Jahre Zeit 
zugestanden, die es für die Ausführung des ersten Vierjahresplanes zur Neu- 
gestaltung Deutschlands verlangt hatte. 


II. 


Ordnung, Einheit und Neubau im Innern 


Der innerpolitische Zustand Deutschlands am 30. Januar 1933 macht es ver- 
ständlich, daß unter all den Problemen der Regierung besonders die Fragen der 
inneren Politik eine rasche und energische Lösung erforderten. 

Hitler vertraute diese schwere Aufgabe einem seiner treuesten Mitarbeiter an, 
Dr. Wilhelm Frick. Dieser alte Mitkämpfer des Führers hatte an der national- 
sozialistischen Erhebung vom 9. November 1923 in München teilgenommen 
und war im darauffolgenden Prozeß mitverurteilt worden. Beamter von Beruf, 
wurde Dr. Frick einer der ersten Vertreter der Partei im Reichstag; lange Zeit 
führte er die Nationalsozialistische Fraktion, als erster Hitler-Anhänger beklei- 
dete er das Amt eines Ministers. Seine zielbewußte Haltung als Leiter der Innen- 
politik Thüringens ist ebenso bekannt wie der Widerstand, den er dem Druck 
und den Drohungen des marxistischen Reichsministers Severing entgegensetzte. 

Dr. Frick kann infolge seiner mehr als zwanzigjährigen Erfahrung in der staat- 
lichen Verwaltung als der wahre Berater und Mitarbeiter des Führers beim gesetz- 
geberischen Werk für den Staatsaufbau Deutschlands angesehen werden. Der 
preußische Ministerpräsident Hermann Göring, in dessen Sprachschatz nach einem 
Ausspruch Hitlers das Wort „Es geht nicht“ fehlt, setzte besonders in den ersten 
schwierigen Zeiten die Maßnahmen des Führers energisch in die Tat um. 

Vier große Entwicklungslinien kennzeichnen diese Politik: die Zertrümmerung 
des Marxismus, die Schaffung einer wahren Volksgemeinschaft, die Vereinheit- 
lichung des Reiches und die Rassenfrage, das heißt die Sicherung der Erbgesund- 
heit und der blutmäßigen Substanz des Deutschen Volkes. An diese grund- 
legenden Aufgaben reihen sich andere wie z. B. die Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums, die Neugestaltung der deutschen Polizei, die Neuordnung 
der Gemeinden, der Reichsarbeitsdienst, die Vereinheitlichung des Gesundheits- 


wesens und des Sportes. 


Die Beseitigung des Marxismus 


Hitler bezeichnete vor dem Reichstag die Beseitigung des Marxismus und die 
Vernichtung des Kommunismus als erste Aufgabe seines Kabinetts — mancher 
vorbereitende Schritt war bereits getan worden. 


Am 2. Februar 1933, drei Tage nach der Machtübernahme, erließ die Reichs- 
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regierung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ein 
Demonstrationsverbot gegen die kommunistische Partei (KPD.). Nach dem 
Reichstagsbrand am 27. Februar desselben Jahres folgte die Verordnung des 
Reichspräsidenten „zum Schutzvon Volkund Staat“ zur Abwehr kommuni- 
stischer staatsgefährdender Gewaltakte; am 1. März 1933 wurde diese durch die 
Unterbindung aller kommunistischer Propaganda ergänzt. 

Die Verordnung bestimmte, daß Beschränkungen der persönlichen Freiheit, 
des Rechtes der freien Meinungsäußerung einschließlich der Pressefreiheit, des 
Vereins- und Versammlungsrechtes, Eingriffe in das Brief-, Post-, Telegraphen- 
und Fernsprechgeheimnis, Anordnungen von Haussuchungen und Beschlag- 
nuhmen sowie Beschränkungen des Eigentumes auch außerhalb der sonst be- 
stimmten gesetzlichen Grenzen zulässig seien. Die Länder und Gemeinden mußten 
den Anordnungen der Reichsregierung Folge leisten. Falls in einem Lunde die 
zur Wiederherrtellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nötigen Maß- 
nahmen nicht getroffen würden, sollte die Reichsregierung vorübergehend die 
Befugnisse der Obersten Landesbehörde wahrnehmen. Für Widerstand und Auf- 
reizung gegen diese Anordnungen wurden schwere Gefüngnisstrafen angedroht. 
Todes- oder Zuchthausstrafe stand auf Mordanschlag gegen den Reichspräsi- 
denten und gegen Mitglieder der Reichs- oder Landesregierungen, ebenso auf 
Verabredung und Aufforderung zum Mord, sowie auf Aufruhr, schweren Land- 
friedensbruch und Freiheitsberuubung zwecks Geiselstellung. Ferner wurde die 
Todesstrafe für Hlochverrat, Giftbeibringung, Brandstiftung, Explosions- und 
Überschwemmungrherbeiführung, Bahnbeschädigung und gemeingefährliche 
Vergiftung verhängt. 

Reichaminister Göring führte die antikommunistische Aktion. Er begründete 
die in der Verordnung vorgesehenen und in der Presse als „Ziviler Aurnahme- 
zustand‘ bezeichneten Maßnahmen in einer Rundfunkrede anlüßlich der Ver- 
öffentlichung von Material aus den Haussuchungen bei Kommunisten: 


„Die bisherigen Ermittlungen über das beschlagnahmte kummunistische Matenal 
haben ergeben, daß die Kommunisten ihre Aktionen fortsetzen wollen und daß im 
Reich verschiedene Kommunistennester existieren. An den Grenzen wurde Vorkehrung 
getroffen, um die Verbindung der Kommunisten mit dem Ausland unmöglich zu 
machen. Am 15. Februar habe man festgestellt, daß die Kommunisten mit der Bildung 
von Terrorgruppen bis zu 200 Mann beschäftigt sind. Diese hätten möglichst in SA.- 
und Stahlhelinuniform und in Lastwagen Überfälle auf Läden, Warenhäuser und natio- 
nale Parteistellen zu unternehmen. Durch gefälschte Befehle von SA.- und Stahlhelm- 
fuhrern wurde zum rücksichtslosen Waffengebrauch und Umsturz aufgefordert, wäh- 
rend man der Polizei durch gefälschte Befehle Panzerwagen usw. herauslocken wollte. 
Als Geiseln sollten Frauen und Kinder führender Persönlichkeiten sowie von Polizei- 
beamten u«w. festgenommen werden. 

Am 23. Februar wurde eine Anweisung zur Bewaffnung der Arbeiterschaft und An- 
wendung des Terrors in jeder Form gegeben. In der Anweisung „Die Kunst des be- 
waffneten Aufstandes“ wird festgelegt, daß Terrorgruppen an 80W verschiedenen Stellen 
auf dem flachen lande durch Iubrandsetzung von Gutshöfen zu wirken hätten, um die 
Polizei aus den Städten herauszulocken. Gleichzeitig sollten an 8000 anderen Stellen 
Bahnen und Brücken gesprengt, lebenswichtige Betriebe zerstört werden. Zur Be 


waffnung sollten vorläufig alle Mittel, vom Messer und Schlagring bis zum kochenden 
Wasser und Ziegelstein, benützt werden. Man dürfe keinerlei Humanität, auch nicht bei 
Frauen und Kindern, zeigen. Anweisungen zur Giftbeimischung in Speisen in den von 
Regierungsparteien besuchten Lokalen und für Anschläge auf führende Persönlich- 


keiten wurden gefunden.“ 


Auf Ersuchen der Reichsregierung verboten alle Landesregierungen kommuni- 
stische Druckschriften, Plakate und Versammlungen. Auch die KPD. selbst 
wurde in das Verbot eingeschlossen. Zuerst verordnete Preußen die Bildung von 
Hilfspolizei durch Mitglieder der nationalsozialistischen Formationen und des 
Stahlhelms an; die anderen Länder folgten. Im ganzen Reich fanden Verhaftungen 
kommunistischer Führer statt, die Gesamtzahl dieser Verhaftungen belief sich 
auf mehrere Tausend. Alle kommunistischen Abgeordneten und Funktionäre 
kamen in Schutzhaft. Die kommunistischen Parteilokale wurden durchsucht; 
zahlreiches Propagandamaterial fiel der Beschlagnahme anheim. 

Die SA. besetzte die kommunistische Parteizentrale, das Karl Liebknecht-Haus 
in Berlin, das den Namen Horst Wessel-Haus erhielt. In diesem Haus befanden 
sich unterirdische Gewölbe, aus denen Gänge nach allen Richtungen hinaus- 
führten. In diesen Räumen stieß man auf viele hundert Zentner hochverräteri- 
schen Druckschriftenmaterials; ein raffiniertes Alarmsystem diente dazu, bei 
jeder Durchsuchung sofort alle im Hause befindlichen Personen zu warnen. 
Einige Tage später gelang es der Polizei, den Führer der deutschen Kommunisten, 
Thälmann, in Berlin zu verhaften. 

Die Diäten der kommunistischen Reichstagsabgeordneten unterlagen der Aus- 
zahlungssperre. Viele kommunistische Führer, darunter Münzenberg, der als der 
geistige Urheber der Terroranweisungen zu betrachten war, flüchteten damals 
ins Ausland. 

Nach den Wahlen vom 5. März 1933 erklärte der Reichsinnenminister, daß die 
Kommunisten bei Zusammentritt des Reichstages durch dringende und nütz- 
lichere Arbeit an der Teilnahme verhindert sein würden. Man werde ihnen in 
Konzentrationslagern Gelegenheit geben, sich an fruchtbringende Arbeit zu ge- 
wöhnen, Wenn sie sich zu nützlichen Gliedern der Nation erziehen lassen würden, 
werde man sie wieder willkommen heißen, sonst aber auf die Dauer unschädlich 
zu machen wissen. Die Volksvertretungen aller Länder außer Preußen fielen der 
Auflösung anheim, um auf Grund der Stimmenzahlen der Reichstagswahl vom 
3. März neu gebildet zu werden. Die kommunistischen Sitze blieben leer. 

Auf diese Weise befreite die Regierung in wenigen Wochen das politische Leben 
vom kommunistischen Druck und die Straße vom kommunistischen Terror. 


Endlich herrschten wieder Ordnung und Ruhe in Deutschland! 


Zur politisch-völkischen Volksgemeinschaft 


Die Maßnahmen der Regierung gegen den anderen Zweig des Marxismus, näm- 
lich die Sozialdemokratie, wurden etwas weniger energisch durchgeführt. Bei 
der Säuberung von marxistischen Elementen galt als Richtlinie, daß als solche 
außer den Kommunisten auch sozialdemokratische Parteifunktionäre anzusehen 
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seien, nicht aber noch bekehrbare sozialdemokratische Parteimitglieder. Die Auf- 
lösung der Partei erfolgte erst im Juli 1933, und zwar auf Grund der feindlichen 
Aktion einiger sozialdemokratischer Führer, die aus Deutschland ins Ausland, 
besonders in die Tschechoslowakei, geflohen waren. Die Beseitigung der Sozial- 
demokratie kann daher als ein Teil des allgemeinen Regierungsprogrammes an- 
geschen werden, das dahin zielte, die zahlreichen Parteien abzuschaffen und so 
eine wahre Volk»gemeinschaft der deutschen Nation zu verwirklichen. 


Trotzdem waren die Verhaftungen der Sozialdemokraten zalılreich, ihre Presse, 
ihre Propaganda, ihre Organisationen, das Reichsbanner schwarz-rot-gold und 
die Eiserne Front wurden verboten. Die Zugehörigkeit zu dieser Partei galt von 
nun an für Beamte als unzulässig. Auf Grund der zahlreichen, bei der Übernahme 
der Gewerkschaften durch das neue Regime entdeckten Fälle von Untreue ver- 
fügte der Generalstaatsanwalt die Beschlagnahme des gesamten Vermögens der 
Partei, des Reichsbanners und der Zeitungen. Einige Führer beschlossen, den 
Sitz der Parteileitung nach Prag zu verlegen, aber die in Deutschland verbliebe- 
nen Vorstandsmitglieder, die nach ihrer Angabe die Mehrheit bildeten, antworte- 
ten unter Führung des früheren Reichstagspräsidenten Löbe, daß der Sitz der 
Partei nur in Deutschland sein könne. Die nationalsozialistische Presse erklärte, 
man würde sich durch das Doppelspiel der Sozialdemokratie nicht täuschen 
lassen. Im Juni wurde angeordnet, duß die Mandate der Sozialdemokraten in 
allen Volksvertretungen als erloschen zu betrachten seien. 


Übrigens wurde die Aktion Adolf Hitlers gegen die Sozialdemokratie durch die 
erstaunlich passive Haltung ihrer Führer und durch deren Eile, über die Grenze 
zu kommen, bedeutend erleichtert. Infolgedessen verloren die Arbeitermassen, 
die bis dahin an ihre Führer geglaubt hatten, das Vertrauen zu diesen. Die 
tägliche Chronik berichtete von vielen abtrünnigen Sozialdemokraten, die zu den 
Braunhemden übergingen. Eine große Menge Marxisten löste sofort jeden Kon- 
takt mit ihren Organisationen und verweigerte die Bezahlung der Beiträge. In 
den Industrieunternehmungen traten die marxistischen Arbeitsräte aus eigenem 
Antrieb ihre Plätze an die nationalsozialistischen Führer der Arbeitergruppen ab!). 


Der Arbeiterklasse als Stütze beraubt, besaß die Sozialdemokratie keine eigene 
Kraft mehr; das Schicksal ließ sie aus dein politischen Bild des neuen Deutsch- 
land verschwinden. Wie sonderbar, daß ihr das gerade in dem Lande geschah, 
in dem sie entstanden war, von dem sie ihren Ausgang über die ganze Welt 
genommen hatte! 


Der endgültigen Beseitigung der Sozialdemokratie folgte im Juli 1933, immer 
im Ruhmen des Programmes der Volksgemeinschaft, die Selbstauflösung der 
anderen Parteien. 


1) Die Stockholmer Zeitung „Sozialdemokraten“ schrieb am 29. März 1933: „Die deutsche 
Gewerkschaftbewegung paßt sich den neuen politischen Verhältnissen an. Sie ist nicht nur be- 
reit, die neue Regierung zu dulden, sondern sie ist auch gewillt, mit ihr zusammen zu arbeiten. 
Wir bedauern es ef. diese Dienstbeflissenheit, diesen kifer der deutschen Gewerkschaftsbewegung 
gegenüber ıhren poliuschen Gegnern feststellen zu müssen." 


on AI: 


Die Deutschnationalen waren vom ersten Augenblick an dem Lauf der Hitler- 
bewegung gefolgt und, wie der Stahlhelm, in ihr Lager übergegangen; aber später 
stellte man fest, daß einige mit der deutschnationalen Front zusammenhängende 
Organisationen kommunistische Elemente aufgenommen hatten. Diese Organisa- 
tionen wurden verboten. Infolgedessen ergriffen die deutschnationalen Führer in 
vollem Einvernehmen mit dem Kanzler die Initiative zur Auflösung der Partei. 
Die ehemaligen Mitglieder der deutschnationalen Front wurden vom Kanzler als 
„volle und gleichberechtigte Kämpfer des nationalen Deutschland“ anerkannt. 

Das Zentrum, das bisher uneinnehmbare Bollwerk des katholischen Deutsch- 
land, das in der Reichstagssitzung vom 23. März 1933 zugunsten des Ermäch- 
tigungsgesetzes gestimmt hatte, folgte diesem Beispiel, geleitet von der Sorge, 
traditionsgemäß seine konfessionellen Interessen zu retten. 

Das gleiche geschah bei den kleineren Parteien. Es folgte die Auflösung der 
marxistischen Gewerkschaften, später auch die der übrigen Gewerkschaften sowie 
der Arbeitgeberverbände und die Aufnahme aller schaffenden Deutschen in die 
‚neugegründete Deutsche Arbeitsfront. 

Das Gesetz vom 14. Juli 1933 verbot die Bildung neuer Parteien und stellte 
solche unter Strafe. Schließlich verabschiedete das Kabinett am 1. Dezember 
1933 das Gesetz „zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat“, das 
in seinem $ 1 die Proklamierung des Nationalsozialistischen Staates als Ergebnis 
der nationalsozialistischen Revolution enthält. Nach diesem Gesetz ist „‚die 
Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei die Trägerin des deutschen Staats- 
gedankens und mit dem Staat unlöslich verbunden“. 

Die geistige, willensmäßige und politische Einheit des deutschen Volkes war 
auf diese Weise wiederhergestellt; zwei Jahre später erfuhr sie auf dem Parteitag 
vom September 1935 ihre innere Ordnung durch das „Reichsbürgergesetz“ 
und die dazu ergangenen Ausführungsverordnungen. Dieses Gesetz bestimmte, 
daß der Reichsbürger der alleinige Träger der vollen politischen Rechte sei; als 
Reichsbürger gelte nur der Staatsangehörige deutschen oderartverwandten Blutes, 
der durch sein Verhalten beweise, daß er gewillt und geeignet sei, in Treue dem 
deutschen Volk und Reich zu dienen. Staatsangehöriger ist, wer dem Schutzver- 
band des deutschen Reiches angehört und sich ihm dafür besonders verpflichtet. 

Die wichtigste Ergänzung dieses Gesetzes ist die erste Durchführungsverord- 
nung vom 14. November 1935, nach welcher ein Jude nicht Reichsbürger sein 
kann; ihm steht ein Stimmrecht in politischen Angelegenheiten nicht zu, auch 
kann er kein öffentliches Amt bekleiden. $5 des Erlasses gibt die endgültige 
Bestimmung des Begriffes Jude: Jude ist, wer von mindestens drei der Rasse 
nach volljüdischen Großeltern abstammt. Als Jude gilt aber auch unter beson- 
deren Umständen der von zwei volljüdischen Großeltern abstammende Misch- 
ling, wenn er zum Beispiel der jüdischen Religionsgemeinschaft angehört, oder 
mit einem Juden verheiratet ist. 

Die nunmehr erreichte Geschlossenheit der Nation hat ihren klarsten Aus- 
druck in den seit der Machtübernahme vollzogenen Volksabstimmungen gefunden, 
besonders bei der Wahl vom 29. März 1936. Das deutsche Volk bekannte sich 
mit fast 99 v. H. seiner Stimmen zu Hitler und seiner Politik. 


PER. BEER 


Vereinheitiichung des Reiches 


Ebenso energisch wurde in den ersten Tagen der Machtübernahme die Reform 
der Landesregierungen in Angriff genommen. Diese Tätigkeit begann mit der 
Entsendung von Reichskommissaren in die Länder, in denen noch keine Rechts- 
regierung im Amte war. Diese sollten dort die Gewalt zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, darunter auch die Polizeigewalt über- 
nehmen. Das vollzog sich so gut wie reibungslos; in allen Ländern wurde die 
Bildung einer Hilfspolizei ermöglicht. Nach wenigen Wochen waren fast alle 
Landesregierungen, die nicht kapituliert hatten, abgesetzt. Es blieb nur noch der 
Widerstand in Süddeutschland zu brechen. 


Nach der Wahl vom 5. März erklärte Reichsminister Göring, daß die ungeheure 
Überlegenheit der nationalen Front den süddeutschen Regierungen nicht mehr 
dus Recht gäbe, namens des Volkes weiter zu regieren. Das führte zu Verhand- 
lungen zwischen einigen Landesregierungen und den nationalsozialistischen Füh- 
rern, deren Ergebnis neue Unterwerfungen waren. Besonders dramatisch gestal- 
tete sich der Sturz der bayrischen Regierung, die seit dreiundvierzig Jahren 
unter der Herrschaft der bayrischen Volkspartei stand. Ministerpräsident Dr. Held 
war seit 192% am Ruder. Dieser fühige, redegewandte parlamentarische Taktiker 
hatte wiederholt versichert, daß er keinerlei Einmischung in die Politik seines 
Landes dulden würde. Sein getreuer Mitarbeiter, Dr. Schacfler, schwor, jeden 
Reichskomunissar, der es wagen würde, Bayern zu betreten, sofort verhaften 
zu lassen. 


Es ging das Gerücht, daß die beiden Minister im Bunde mit Baron v. Gutten- 
berg, dem Präsidenten des „Königsbundes“ und dem Prinzen Rupprecht v.Bayern 
die Restauration der Wittelsbacher planten. Eine sulche Monarchie hätte mit 
ihrer Selbständirkeit eine Gefahr für die Einheit des Reiches bedeutet; ein 
rasches Einschreiten war nötig. Nach dem Scheitern eines Einigungsversuches und 
dem Ablauf eines Ultimatums von wenigen Stunden besetzten die nationalsoziali- 
stischen Formationen München und die öffentlichen Gebäude; am Abend ernannte 
Reichspräsident v. Hindenburg den Generalleutnant v. Epp zum Reichskommis- 
sar. Fin neues bayrisches Kabinett setzte sich aus den nationalsozialisuschen 
Abgeordneten Wagner, Frank und Siebert zusammen. 

Die Hakenkreuzfahne wehte nunmehr über dem ganzen Reich, in den großen 
Städten sogut wie in dem kleinsten Dorf. 


Am 23. März beschloß der Reichstag, wie wir schon erwähnt haben, das Er- 
mächtigungsgesetz; die Lösung der Aufgabe, das Reich zu vereinheitlichen, 
konnte in kurzer Zeit große Fortschritte machen. 


Schon 8 Tage später erschien das vorläufige Gesetz „Zur Gleichschal- 
tung der Länder mit dem Reich‘, das die Gleichmäßigkeit der politischen 
Willensbildung in Reich, Ländern und Gemeinden auf der Grundlage des Reichs- 
tagswahlergebnisses sicherstellte. Es folgte wiederum 8 Tage später, d.h. am 
7. April 1933, das sogenannte „Reichsstatthaltergesetz‘‘, das den entschei- 
denden Schritt zur Neuordnung der staatsrechtlichen Verhältnisse zwischen 
Reich und Ländern tat. Durch die Einsetzung der Reichsstatthalter als beson- 
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dere Vertrauensmänner des Reichskanzlers rückte die Einheit der politischen 
Staatsführung im Reich und in den Ländern der Wirklichkeit näher. 

Nach diesem Gesetz haben die Reichsstatthalter für die Einhaltung der vom 
Kanzler aufgestellten politischen Richtlinien in den Ländern zu sorgen. Sie be- 
sitzen die Befugnisse, den Vorsitzenden der Landesregierung zu ernennen oder zu 
entlassen; auch können sie die übrigen Regierungsmitglieder bestimmen. Sie sind 
berechtigt, die Landesregierung aufzulösen und Neuwahlen anzuordnen, Landes- 
gesetze auszufertigen und zu verkünden, die unmittelbaren Staatsbeamten und 
Richter zu ernennen und zu entlassen. Das Begnadigungsrecht steht ihnen zu. 
In Preußen übt der Reichskanzler selbst die Funktionen eines Statthalters aus, 
und die preußischen Minister können gleichzeitig Reichsminister sein. 


„Was würde Deutschland sein“, erklärte der Führer auf dem Nürnberger Parteitag 
von 1935, „wenn nicht schon Generationen vor uns mit dem himmelschreienden Unfug 
einer deutschen Kleinstaaterei aufgehört hätten, der an keinem Ort dem deutschen 
Volke, sondern überall nur seinen Feinden zugute gekommen ist? Ein Volk, das eine 
Sprache redet, eine Kultur besitzt, das in einer gemeinsamen Geschichte die Gestal- 
tung seines Schicksals erlebte, kann nicht anders als auch in seiner Führung eine Ein- 
heit anstreben. Außerdem verliert es die Vorteile seiner Zahl, um die Nachteile dann in 
Kauf nehmen zu müssen. 

Zu welch grotesker Schmälerung des Charakters und der Kraft eines Volkes diese 
Zustände führen können, haben wir in den Januar-, Februar- und Märztagen des Jahres 
1933 erlebt, da kleinste Parteiegoisten ihre widerwärtigen Parteiinteressen eiskalt mit 
einzelstaatlichen Ländertraditionen vermengten und die Einheit des Reiches solcher Art 
in Gefahr zu bringen versuchten. Das Reichsstatthaltergesetz war die erste Antwort der 
deutschen Nation an diese Querulanten gegen die Einheit und Größe der deutschen 
Nation.“ 


Am 7. April 1933 wurde auch das Gesetz „zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums‘ erlassen, das die Ausscheidung aller ungenügend vor- 
gebildeten, ungeeigneten, kommunistischen oder artfremden Beamten zum Zweck 
hatte. Das Gesetz war zur Sicherung der Staatsführung nötig, weil sich erst nach 
der Entfernung dieser Elemente die Reichsregierung auf einen zuverlässigen 
Beamtenapparat stützen konnte. 

Am ersten Jahrestage der Machtübernahme, am 30. Januar 1934, wurde der 
zweite große Schritt in der Richtung der Reichseinheit gemacht, und zwar durch 
das „Gesetz über den Neuaufbau des Reiches“. Die Volksvertretungen 
der Länder verschwanden, ihre Hoheitsrechte gingen auf das Reich über, die 
Landesregierungen unterstanden von nun an der Reichsregierung, die Reichs- 
statthalter der Dienstaufsicht des Reichsinnenministers. Das Gesetz kann mit 
Recht als Erfüllung eines alten Traumes der Deutschen bezeichnet werden, 
denn mit ihm verschwand der letzte Rest der Ländersouveränität. Es gibt nur 
noch eine Staatsgewalt im Reiche, nämlich die Reichsgewalt. Es gibt keine 
Gegensätze zwischen Reichsregierung und Landesregierungen mehr: alle Macht 
ruht beim Reiche, das auf dem Führergedanken aufgebaut und im Willen des 
Führers verkörpert ist. 

Mit diesem Gesetz hat die Regierung Adolf Hitlers die staatspolitische Revolu- 


4 


tion zum Abschluß gebracht und ihre programmatische Forderung nach dem 
Einheitsstaat erfüllt. Alle diejenigen, die in den letzten Jahren in Deutschland 
gelebt und infolgedessen Gelegenheit gehabt haben, die enormen Schwierigkeiten 
festzustellen, die bei einer so komplizierten politischen Struktur der Annahme 
irgendeines Reichsgesetzes begegneten, können wohl den großen Fortschritt er- 
messen, der durch diese Maßnahme erzielt worden ist. 

Das Werk wurde nach und nach durch den Erlaß weiterer Gesetze vervoll- 
ständigt. Das Gesetz „über das Staatsoberhaupt des Reiches“ vom 
l. August 1938, anläßlich des Ablebens Hindenburgs, sicherte die Führerstellung 
Adolf Hitlers staatsrechtlich für die Zukunft. Beide Ämter, das des Reichs»- 
präsidenten und das des Reich-kanzlers, gingen auf den „Führer und Reichs- 
kanzler“* über. Die Wichtigkeit und der geschichtliche Charakter, die Hitler 
selbst diesem Gesetz beimaß, ergibt sich aus seinem Erlaß an den Reichsminister 
des Innern vom 2. August 1934. Der Kanzler betonte die Größe des Dahingeschie- 
denen, die dem Titel „Reichspräsident“ eine einmalige Bedeutung gegeben habe; 
dieser sci mit dem Namen des großen Toten unzertrennlich verbunden. Ferner 
ersuchte der Kanzler in diesem Erlaß, die vom Kabinett beschlossene und ver- 
fassungsrechtlich gültige Betrauung seiner Person dem deutschen Volk zur freien 
Volksabstimmung zu unterbreiten. Die Volksabstimmung ergab — wie bekannt 
— 383027060 Ja-Stimmen grgen 429%05$ Nein-Stimmen. In seinem Dank- 
aufruf an die Partei gab Adolf Hitler seiner Meinung Ausdruck, daß, wie es der 
Partei möglich war, 90°, des deutschen Volkes dem Nationalsozialismus zu er- 
obern, es auch möglich sein würde, die letzten 10%, zu gewinnen. 

Das ist dann auch tatsächlich geschehen, wie die schon erwähnte Reichstag- 
wahl vom 29. März 1936 bewies, bei der der Führer 44412000 Ja-Stimmen 
gegen nur 543000 Nein-Stimmen, d.h. 99%, zu seinen Gunsten vereinte bei 
einer Wahlbeteiligung von gleichfalls etwa 99 v.H. 

Am dritten Jahrestag der nationalsozialistischen Machtergreifung, am 30. Ja- 
nuar 1935, erschien das „Zweite Reichsstatthaltergesetz“. Es bestimmte 
die Eingliederung der Reichsstatthalter in den Verwaltungsorganismus des 
Reiches: Der Statthalter untersteht der Reichsregierung und den einzelnen 
Reichsministern, tritt aber als übergeordnete Dienststelle an die Spitze der 
gesamten öffentlichen Verwaltung eines Amtsbezirks. 

Gleichzeitig stellte ein Gesetz „über die deutsche Gemeindeordnung“ 
die enge, auf gemeinsame }löchstleistungen gerichtete Zuaammenarbeit der Ge- 
meinden mit Partei und Staat zur Erreichung des Staatszieles sicher. 

Durch die oben geschilderte Gesetzgebung und andere nicht weniger bedeu- 
tende Maßnahmen, — wie z.B, die Beseitigung der Staatsangehörigkeit und 
ihre Ersetzung durch die Reichsangehörigkeit, die Beseitigung der Länderver- 
tretungen beim Reich, die Überleitung der Rechtspflege auf die Zentralregierung, 
die Vereinigung der preußischen Innenministerien mit dem Reichsministerium, 
die Schaffung eines Reichsunterrichtsministeriums, die Vereinigung des zer- 
splitterten Polizeiwesens in den Ländern durch eine einheitliche Reichspolizei 
unter dem SS.-Reichsführer Heinrich Himmler und endlich das „Deutsche 
Beamtengesetz‘‘ — wurde die nationalsozialistische Weltanschauung, zusam- 
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mengefaßt in dem Satz: „Ein Volk, ein Reich, ein Führer“, zur Wirk- 
lichkeit. 

Gleichzeitig mit den Gesetzen vom 1. Dezember 1936 „über dieVerfassung 
und Verwaltung der Reichshauptstadt‘ und vom 26. Januar 1937 „über 
Groß-Hamburg und andere Gebietsbereinigungen“ wurden die Gestal- 
tungen der Gaue Berlin und Hamburg festgelegt. Diese Maßnahmen wie die 
Abrundungen einiger Staatsgrenzen in Norddeutschland bedeuten die ersten 
Schritte auf dem Wege zur Aufhebung der Länder und zur Aufteilung des Reichs 
in Gaue von gleicher Staats- und Verwaltungsform. 


Es wäre ungerecht, dieses dem inneren Wiederaufbau Deutschlands gewidmete 
Kapitel zu schließen, ohne die Disziplin zu erwähnen, mit welcher sich trotz 
Schnelligkeit und Umfang diese revolutionäre Aktion abgespielt hat. 

In der Reichstagsrede vom 30. Januar 1937, in der der Führer die Ereignisse 
der letzten 4 Jahre und die erzielten Erfolge seiner Regierung zusammenfaßte, 
definierte Hitler unter diesem Gesichtspunkt die nationalsozialistische Revolution 
als „eine Revolution der Revolutionen“ und erklärte stolz, die sicherlich 
größte Umwälzung im deutschen Volk mit einem Minimum an Opfern und Ver- 
lusten durchgeführt zu haben. 


„Nur dort, wo die bolschewistische Mordlust auch nach dem 30. Januar 1933 glaubte, 
mit Gewalt den Sieg oder die Verwirklichung der nationalsozialistischen Idee verhindern 
zu können — sagte der Kanzler — haben wir — und da natürlich blitzschnell — auch 
mit Gewalt geantwortet. Andere Elemente wieder, deren Unbeherrschtheit, verbunden 
mit größter politischer Unbildung wir erkannten, nahmen wir nur in Sicherheitsver- 
wahrung, um sie im allgemeinen schon nach kurzer Zeit wieder in den Besitz ihrer 
Freiheit zu setzen. Und nur wenige, deren politische Tätigkeit nur der Deckmantel für 
eine durch zahlreiche Gefüngnis- und Zuchthausstrafen bestätigte verbrecherische 
Haltung an sich war, hinderten wir auch später an einer Fortsetzung ihrer verderb- 
lichen Zerstörungsarbeit, indem wir sie — wohl zum erstenmal in ihrem Leben — zu 
einer nützlichen Beschäftigung anhiclten.... 

So hat denn die ganze nationalsozialistische Revolution insgesamt weniger Opfer 
erfordert, al allein im Jahre 1932 von unsern bolschewistinchen Gegnern in Deutsch- 
land ohne Revolution Nationalsozialisten ermordet worden sind. 

Dies war allerdings nur möglich — so fuhr Hitler fort — durch die Befolgung eines 
Grundaatzes, der nicht nur in der Vergangenheit unser Handeln bestimmte, sondern 
den wir auch in der Zukunft nie vergessen wollen: Es kann nicht die Aufgabe einer 
Revolution oder überhaupt einer Umwälzung sein, ein Chaos zu er- 
zeugen, sondern nur, etwas Schlechtes durch Besseres zu ernetzen...“ 


Wer Gelegenheit hatte, den Tagen der nationalsozialistischen Machtüber- 
nahme beizuwuhnen, kann mit gutem Gewissen versichern, daß, im Gegensatz 
zu den Behauptungen des Auslandes, die Umwälzung so gut wie unblutig ver- 
laufen ist und überhaupt keinen Sachschaden angerichtet hat. Die Sensations- 
nachrichten über Leichen in der Spree, Progrome, Massakers müssen in das 
Gebiet der Greuel- und Hetzpropaganda oder zum mindesten in das Reich der 
Phantasie verwiesen werden. 

Gewiß haben sich unvermeidliche Zusammenstöße zwischen kleinen Gruppen 
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politischer Gegner ereignet: wo Übergriffe vorgekommen sind, hat die Regierung 
ulles getan, um diese so schnell wie möglich zu verhindern. In einer Rundfunk- 
mitteilung befahl der Kanzler strengste Disziplin und verbot alle Einzelaktionen. 
Da die gesamte vollziehende Gewalt nunmehr in den Händen der national- 
sozialistischen Regierung lag, konnten solche Aktionen nur als kleinliche Rach- 
sucht angesehen werden, die allein geeignet gewesen wären, den errungenen Sieg 
zu beeinträchtigen und dem neuen Regime in den Augen der Welt zu schaden. 
Einige Angehörige nationaler Verbände, die sich Übergriffe erlaubt hatten, 
wurden bestraft und entlassen. 


II. 


Zwischenstaatliche Gleichberechtigung, 
Freiheits- und Friedenspolitik 


Die weltanschauliche Revolution, die Neugestaltung des inneren Lebens im 
Reich hat dementsprechend die Beziehungen zum Ausland und die Lösung der 
inneren Probleme beeinflußt, die im Zusammenhang mit den Verpflichtungen 
Deutschlands auf internationalem Gebiete stehen. 

Will man die Haltung des Reiches zur Welt verstehen — eine Haltung, die 
im Ausland die Kritik der Presse und diplomatische Rückwirkungen hervorrief, 
sooft der Führer die Welt vor neue Überraschungen und neue „faits 
accomplis‘* stellte —, muß man sich von den Zielen der Hitler-Politik, von den 
völkerrechtlichen Forderungen, die deren Grundlage bilden, und von dem wirk- 
lich Erreichten Rechenschaft geben. 


Die Ziele der nationalsozialistischen Außenpolitik 


Aus dem Programm für die äußere Politik, das Adolf Hitler in seiner Reich»- 
tagırede vom 23. März 1933 entwickelte und in zahlreichen darauffolgenden 
Erklärungen bestätigte, gehen die Hauptziele der Regierung für ihre Außen- 
politik hervor: 

l. Die Beseitigung jeder entwürdigenden Diskriminierung Deutschlands gegen- 
über den anderen großen Völkern, d.h. die Festlegung einer wirklichen und 
bedingungrlosen Gleichberechtigung des Reiches auf internationalem Boden 
und die endgültige Beseitigung der Einteilung in Siegernationen und Beriegte, 
die das Grundprinzip des Vertrages von Versailles war und die leider auch noch 
in der Nachkriegszeit als geistige Einstellung vorherrschte und so die Rückkehr 
eines wahren Friedens verhinderte. Das heißt, die Befreiung von all den Klauseln 
des Vertrager, die unvereinbar waren mit der Ehre Deutschlands und mit seinem 
Prestige als Großmacht: zunächst die Klausel der einseitigen Abrüstung, der 
entmilitarisierten Zone im Rheinland und des Zugeständnisses der Alleinschuld 
Deutschlands am Weltkriege. 


2. Die Wiederaufrichtung freundschaftlicher Beziehungen zu jedem Volke, das 
gewillt ist, mit der Vergangenheit endlich einmal grundsätzlich abzuschließen, 
die Lebensansprüche der anderen Nationen so anzuerkennen, wie das Reich 
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selbst es tut, und damit der Sache des Friedens zu dienen. Eine einzige Aus- 
nahme von diesem allgemeinen Prinzip wurde gemacht, nämlich mit dem bol- 
schewistischen Rußland, dessen Machtapparat ständig bereitsteht, die welt- 
revolutionären Umtriebe des Kommunismus in allen Ländern zu unterstützen. 
Das Sowjetsystem ist also nach nationalsozialistischer Auffassung kein mit den 
üblichen Maßstäben internationaler Gepflogenheiten zu messender Staat, sondern 
der Ausgangspunkt einer internationalen Bewegung, deren Prinzip die Zerstörung 
und Vernichtung der europäischen Kultur in sich schließt. 


Nach Ansicht Adolf Hitlers sind die Probleme, welche heute Unruhe ver- 
ursachen, in den Mängeln des Friedensvertrages begründet. Der Vertrag löst 
die wichtigsten und entscheidenden Fragen nationaler und wirtschaftlicher Natur 
der damaligen Zeit nicht für alle Zukunft klar und vernünftig. Das erste dieser 
Probleme behandelte die Neugliederung und Neuordnung der europäischen Staa- 
ten nach dem im Laufe des vergangenen Jahrhunderts entstandenen nationalen 
Gedanken und dem Nationalitätenprinzip. Je klarer durch diese Regelung die 
Volksgrenzen sich mit den Staatsgrenzen deckten, um so sicherer mußte eine 
große Reihe von Kontliktmöglichkeiten verschwinden. Im Gegensatz zu solcher 
Regelung entschloß man sich — teils aus Unkenntnis, teils aus Leidenschaft 
und Haß — zu Lösungen, die schon in ihrem Mangel an Logik und in ihrer 
Unbilligkeit den Keim neuer Konflikte bergen. 


Die Friedenskonferenz vermochte auch die wirtschaftlichen Probleme nicht zu 
lösen. Wollte man eine wirkliche Befriedung Europas herbeiführen, dann mußte 
man, statt auf Begriffe wie Buße, Strafe, Wiedergutmachung usw. zu verfallen, die 
tiefere Erkenntnis berücksichtigen, daß mangelnde Existenzmöglichkeiten immer 
eine Quelle von Völkerkontflikten gewesen sind und sein werden. Statt den Ge- 
danken der Vernichtung zu predigen, mußte man eine Neuordnung der inter- 
nationalen politischen und wirtschaftlichen Beziehungen vornehmen, die den 
Existenzmöglichkeiten der einzelnen Völker gerecht würde. 


Die Meinung, durch die wirtschaftliche Vernichtung eines 67-Millionen-Volkes 
andern Völkern einen nützlichen Dienst zu erweisen, ist so abzurd, daß es niemand 
heute mehr wagen kann, sie offen zu vertreten. Noch viel absurder aber war es, 
diese Vernichtung durch Methoden zu betreiben, die einem natürlichen Gesetz 
von Ursache und Wirkung zufolge früher oder später die Sieger derselben 
Katastrophe entgegenführen mußten. Unter diesen Methoden sind die Repara- 
tionen besonders bemerkenswert. Forderte man von Deutschland Zahlungen in 
Geld, dann war dieses zu einer anormalen Entwicklung seines Exportes gezwun- 
gen, um sich die nötigen Devisen zu beschaffen. Das mußte die Wirtschaft der 
anderen Völker schädigen. Wollte man aber die Reparationsverpflichtungen auf 
Suchlieferungen beschränken, schien eine nicht minder große Schädigung der 
Binnenproduktion unvermeidlich. 


Das Problem der Wiederherstellung eines allgemeinen internationalen Rechts- 
empfindens ist durch den Versailler Vertrag nicht weniger verkannt worden, 
denn um die Gesamtmaßnahmen dieses Ediktes zu motivieren, mußte Deutsch- 
land zum Schulligen am Weltkriege gestempelt werden. Ein Verfahren, das 
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beispielgebend für die Zukunft und angewendet auf die Vergangenheit, ein für 
allemal die Ursache menschlicher Konflikte und Kriege in der einfachsten Weise 
lehrt: Die Schuld liegt beim Besiegten, da der Sieger diese Feststellung stets als 


Einleitung eines Friedensvertrages fordern kann. 


Der Vorgang hat deswegen so furchtbare Bedeutung, weil er die Umwandlung 
eines am Ende dieses Krieges vorhandenen Kräfteverhältnisses in eine dauernde 
Rechtsnorm zu begründen half. Die Begriffe Sieger und Besiegte wurden zum Fun- 
dament einer neuen internationalen Rechts- und Gesellschaftsordnung; die Dis- 
qualifizierung eines großen Volkes zu einer Nation zweiten Ranges und zweiter 
Klasse erfolgte in einem Augenblick, in dem ein Bund der Nationen entstehen 
sollte. 


Die Behandlung Deutschlands konnte in der Folge nicht zu einer Befriedung 
der Welt führen. Die für nötig erachtete Wehrlosmachung der Besiegten war 
noch weniger geeignet, die Gefahren und Konfliktstoffe zu vermindern. Sie 
führte zu den ewigen Drohungen, Forderungen und Sanktionen, die fortdauernde 
Unruhe und Unsicherheit erzeugten und zum Grabe der ganzen Weltwirtschaft 
zu werden drohten. Verträge, die zur Befriedung des Lebens der Völker unter- 
einander abgeschlossen werden, haben nur dann einen inneren Sinn, wenn sie 
von einer wirklichen Gleichberechtigung aller ausgehen. 


Nach Ansicht des Nationalsozialismus bedeutete es eine große Ungerechtigkeit, 
ein Volk von 67 Millionen weiter in einem Zustand militärischer Schwäche zu 
halten. Die Regierung sah eine ernste Gefahr für den Frieden, da eine solche 
Lage nur die Neigung zu Gewalttätigkeiten bei den Nachbarvölkern weckt; es 
konnten also internationale Rückwirkungen und Verwicklungen entstehen. „Die 
Wehrlosigkeit eines Volkes — so sagte einmal der Stellvertreter des Führers, 
Reichsminister Rudolf Heß — verleitet nur zu leicht zu risikolosen ‚Spazier- 
gängen‘* fremder Heere. Waflenlosigkeit eines einzelnen Volkes inmitten schwer 
gerüsteter Völker kann der Anreiz sein für ehrgeizige Männer, billige Lorbeeren 
zu erringen, kann der Anreiz sein für Regierungen, das eigene Volk abzulenken 
durch das außenpolitische Abenteuer eines Krieges.“ 


Wenn Deutschland seit Jahren die Abrüstung aller forderte, dann geschah 
dies nach den bestimmten Erklärungen des Führers: 1. weil dies eine Forderung 
der Moral, des Rechtes und der Vernunft war, die im Friedensvertrage selbst 
anerkannt worden sei. Ihre Erfüllung wurde unlöslich mit der Forderung der 
deutschen Abrüstung als Auftakt zur Weltabrüstung verbunden; 2. weil die 
Disqualifizierung eines großen Volkes nicht ewig aufrechterhalten werden kann, 
sondern einmal ihr Ende finden muß. 


Deutschland hatte unter schärfster internationaler Kontrolle abgerüstet. Eine 
ungeheuere Menge von Kriegsmaterial war vernichtet worden, Kasernen und 
Fabriken wurden niedergerissen, Verladerampen abgetragen, das Rheinland ent- 
militarisiert, die deutschen Befestigungen geschleift, Werke gesprengt, fast alle 
Kriegsschiffe ausgeliefert, Tausende von Flugzeugen zerstört. Das Wehrsystem 
verschwand, die Ausbildung von Reserven war damit verhindert. Selbst die 
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nötigsten Waffen der Verteidigung blieben dem kleinen Berufsheer von 100000 
Mann versagt. 

Im Gegensatz dazu vermehrten die Nachbarstaaten Deutschlands in der Nach- 
kriegszeit ihre Rüstungen in hohem Maße. Während zum Beispiel Deutschland 
nicht ein einziges Flugzeug besitzen durfte, besaß Frankreich allein 30-46 im 
Dienst befindliche Flugzeuge — Belgien 350, Polen 700, die Tschechoslowakei 670. 
Dazu kamen unermeBßliche Mengen von Reserveflugzeugen, Tausende von Kampf- 
wagen, Tausende von schweren Geschützen, sowie alle technischen Mittel zur 
Führung des Krieges mit giftigen Gasen. Hat nicht Deutschland — so fragte 
sich der Führer — in seiner Wehr- und Waffenlosigzkeit demgegenüber mehr 
Berechtigung, Sicherheit zu verlangen, als die durch Koalitionen miteinander 
verbundenen Rüstungsstaaten ? 

Dennoch war Deutschland jederzeit geneigt, seine gesamte militärische Ein- 
richtung aufzulösen und den kleinen Rest der ihm verbliebenen Waffen zu zer- 
stören, wenn die benachbarten Nationen das gleiche tun würden. Wenn aber 
die anderen Staaten nicht gewillt waren, die im Friedensvertrag auch sie ver- 
“pflichtende Abrüstung durchzuführen, dann mußte Deutschland auf der Forde- 
rung seiner Gleichberechtigung bestehen. 

Das Reich hatte nur den Wunsch, seine Unabhängigkeit zu wahren und seine 
Grenzen schützen zu können. Es war deshalb bereit, auf Angriffswaffen zu 
verzichten, wenn die übrige Welt seinem Beispiel folgen würde; es wollte sich 
mit dem damals in Genf zur Debatte stehenden Macdonaldplan über die Abrüstung 
einverstanden erklären und jedem feierlichen Nichtangriff-pakt beitreten, da 
es nicht an einen Angriff dachte, sondern nur um seine Sicherheit besorgt war. 


Hier komme ich zum zweiten Hauptziel der äußeren Politik im neuen Deutsch- 
land, nämlich der Anknüpfung freundschaftlicher Beziehungen zu den anderen 
Völkern, mit anderen Worten zu seiner Friedenspolitik. 

Die Verkündung dieses Friedensprogrammes findet sich fast in allen Reden 
des Führers und seiner Mitarbeiter; man kann sagen, daß es das Leitmotiv dieser 
Reden bildet. Von größter Wichtigkeit sind außer Adolf Hitlers Ausführungen 
in Potsdam die Äußerungen in seiner Friedensrede vom 17. Mai 1933, die nach 
Hitlers eigenen Worten nicht nur für das deutsche Volk, sondern für die ganze 
Welt bestimmt war. 

Nachdem er versichert hatte, daß „kein neuer europäischer Krieg in der Lage 
wäre, an Stelle der unbefriedigenden Zustände von heute etwas Besseres zu 
setzen“, sagte der Führer: 


„Wenn ich in diesem Augenblick bewußt als deutscher National«ozialist spreche, so 
möchte ich namens der nationalen Regierung und der gesamten Nationalerhebung be- 
kunden, daß gerade uns in diesem jungen Deutschland das tiefste Verständnis beseelt 
für die gleichen Gefühle und Gesinnungen sowie für die begründeten Lebensansprüche 
der anderen Völker. Die Generation dieses jungen Deutschlands, die in ihrem bisherigen 
l.cben nur die Not, das Elend und den Jummer des eigenen Volkes kennenlernte, hat 
zu schr unter dem Wahnsinn gelitten, als daß sie beabsichtigen könnte, das gleiche 
anderen zuzufügen. 
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Indem wir in grenzenloser Liebe und Treue an unserem eigenen Volkstum hängen, 
respektieren wir die nationalen Rechte auch der anderen Völker aus dieser selben 
Gesinnung heraus und möchten aus tiefinnerstem Herzen mit ihnen in Frieden und 
Freundschaft leben. 

Wir kennen daher auch nicht den Begriff des Germanisierens. Die geistige Men- 
talität des vergangenen Jahrhunderts, aus der heraus man glaubte, vielleicht aus Polen 
und Franzosen Deutsche machen zu können, ist uns genau so fremd, wie wir uns leiden- 
schaftlich gegen jeden umgekehrten Versuch wenden.“ 


Der Reichstag stimmte diesen Erklärungen begeistert zu und brachte dadurch 
einstimmig den Friedenswillen des ganzen deutschen Volkes vor der Weltmeinung 
zum Ausdruck. 

Auf dem Parteikongreß in Nürnberg, September 1933, erklärte Alfred Rosen- 
berg, der Leiter des Außenpolitischen Amtes der NSDAP., mit aller Offenheit, daß 
der wahre Nationalsozialist auch ein wirklicher Verfechter des Friedens sei, weil 
für ihn das Blut seines Volkes das kostbarste Gut ist, ein Gut, das man nur im 
äußersten Falle einsetzen darf. 

Einen Monat später, als das Reich aus dem Völkerbund und der Abrüstungs- 
konferenz austrat, hielt es Hitler für seine Pflicht, vor der Öffentlichkeit die 
Gründe dieses bedeutsamen, schwerwiegenden Schrittes zu erklären: er tat dies 
in seiner Rundfunkrede vom 14. Oktober, in der er unter anderm in einer ganz 
besonders klaren und bestimmten Form über die Beziehungen zu Frankreich 
sprach, wobei er einige Äußerungen des französischen Regierungschefs zum Aus- 
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„Ich fasse es — so sagte der Führer — als Zeichen eines edleren Gerechtigkeitssinnes 
auf, daß der französische Ministerpräsident Daladier in seiner letzten Rede Worte des 
Geistes eines versöhnlichen Verstehens gefunden hat, für die ihm unzählige Millionen 
Deutsche innerlich dankbar sind. Das nationalsozialistische Deutschland hat keinen 
anderen Wunsch, als den Wettlauf der europäischen Völker wieder auf die Gebiete hin- 
zulenken, auf denen sie der ganzen Menschheit in der edelsten Rivalität jene unerhörten 
Güter der Zivilisation, der Kultur und Kunst gegeben haben, die das Bild der Welt 
heute bereichern und verschönern. 

Ebenso nehmen wir in hoffnungsvoller Bewegtheit von der Versicherung Kenntnis, 
daß die französische Regierung unter ihrem jetzigen Chef nicht beabsichtigt, das deut- 
sche Volk zu kränken oder zu demütigen. Wir sind ergriffen bei dem Hinweis auf die 
leider nur zu traurige Wahrheit, daß diese beiden großen Völker so oft in der Geschichte 
das Blut ihrer besten Jünglinge und Männer auf den Schlachtfeldern geopfert haben. 
Ich spreche im Namen des ganzen deutschen Volkes, wenn ich versichere, daß wir 
alle von dem aufrichtigen Wunsche erfüllt sind, eine Feindschaft aus- 
zutilgen, die in ihren Opfern in keinem Verhältnis steht zu irgend- 
einem möglichen Gewinn. 

Das deutsche Volk ist überzeugt, daß seine Waffenehre in tausend Schlachten rein 
und makellos geblieben ist, genau so wie wir auch im französischen Soldaten nur unseren 
alten aber ruhmreichen Gegner sehen. Wir und das ganze deutsche Volk würden alle 
glücklich sein bei dem Gedanken, den Kindern und Kindeskindern unseres Volkes das 
zu ersparen, was wir selbst als ehrenhafte Männer in bitterlangen Jahren an Leid und 
Qualen ansehen und selbst erdulden mußten. Die Geschichte der letzten 150 Jahre 
sollte durch all ihren wechselvollen Verlauf hindurch die beiden Völker über das eine 


belehrt haben, duß wesentliche Veränderungen von Dauer bei allem Bluteinsatz nicht 
mehr möglich sind. Als Nationalsozialist Ichne ich es mit all meinen Anhängern aber 
aus unseren nationalen Prinzipien heraus ab, Menschen eines fremden Volkes, die uns 
doch nicht lieben werden, mit Blut und Leben derer zu gewinnen, die uns lieb und 
teuer sind. Es würde ein gewaltiges Ereignis für die ganze Menschheit sein, wenn die 
beiden Völker einmal für immer die Gewalt aus ihrem gemeinsamen 
Leben verbannen möchten. Das deutsche Volk ist dazu bereit. 

Indem wir freimütig die Rechte geltend machen, die uns nach den Verträgen selbst 
gegeben sind, will ich aber genau so freimütig erklären, daß es darüber hinaus zwischen 
den beiden lL.ändern keine territorialen Konflikte mehr für Deutschland 
gibt. Nach der Rückkehr des Suargebietes zum Reich könnte nur ein Wahnsinniger 
an die Moglichkeit eines Krieges zwischen den beiden Stauten denken, für den von uns 
aus geschen dann kein moralisch oder vernünftig zu rechtfertigender Grund mehr vor- 
handen ist. Denn niemand könnte verlangen, daß, um eine Korrektur der der- 
zeitigen Grenzen von problematischem Umfang und ebensolchem Wert 
zu erreichen, eine Millionenzahl blühender Menschenleben vernichtet 


LIX) 


würde! 


Um dem Ausland die vollständige Übereinstimmung des deutschen Volkes 
mit dem von seiner Regierung vollzogenen Schritt zu zeigen, bat Adolf Hitler 
den Reich-präsidenten v. Hindenburg, für den kommenden 12. November eine 
Neuwahl des Reichstages, verbunden mit einer Volksabstimmung auszuschreiben. 
Fin Aufruf der Reichsregierung richtete die Frage an das Volk, ob es ihre Politik 
billige. In diesem Aufruf wurde unter anderem betont, daß die Regierung gewillt 
ci, eine Politik des Friedens, der Versöhnung und der Verständigung zu 
betreiben und die Gewalt als ein untaugliches Mittel zur Behebung bestehender 
Differenzen innerhalb der europäischen Staatsgemeinschaft abzulehnen. 

„Die deutsche Reicharegierung und das deutsche Volk verbinden sich — so bieD es 
in dem Aufruf weiter — in dem aufrichtigen W unsche, mit den anderen Nationen ein- 
schlieBDlich aller ihrer früheren Gegner im Sinne der Überwindung der Kriegrpsvchose 
und zur endlichen Wiederherstellung eines aufrichtigen Verhältnissen untereinander alle 
vorliegenden Fragen leidenschafts»los auf dem Wege von Verhandlungen prüfen und 
lösen zu wollen. Sie erklären sich daher auch jederzeit bereit, durch den Abschluß 
kontinentaler Nichtangriffspakte auf längste Sicht den Frieden Europas sicherzu- 
stellen, seiner wirtschaftlichen Wohlfahrt zu dienen und am allgemeinen kulturellen 
Nenaufbau teilzunehmen.“ 
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Die Wahl ergab 40032028 Ja-Stimmen von insgesamt 83491575 abgegebe- 
nen Stimmen, also mehr als 95 v. H. für die Reichsregierung. 


Am 18. Oktober 1933 gewährte Adolf Hitler dem Sonderkorrespondenten der 
„Daily Mail“, Ward Price, ein Interview. Auf eine Frage des englischen Jour- 
nalisten, die auf eine Rede des Untertsaatssekretärs im britischen Kriegsmini- 
eterium, Duff Cooper, anspielte, antwortete der Führer: 

„Die Behauptung, daß das deutsche Volk sich mit Begeisterung auf den Krieg vor- 
bereite, ist cine uns einfach unfußbare Verkennung des Sinnes der deutschen Revolution. 
Wir Führer der nationalsozialistischen Bewegung sind fast ohne Ausnahme Front- 
soldaten gewesen. Ich möchte den Frontaoldaten schen, der mit ‚Begeisterung sich 
für einen neuen Krieg vorbereitet! Wir hängen in fanatischer Liebe an unserem Volk 
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genau so wie jeder anständige Engländer an dem seinen hängt. Wir erziehen die deutsche 
Jugend zum Kampf gegen die inneren Laster und in erster Linie zum Kampf gegen die 
kommunistische Gefahr, von deren Größe man in England allerdings keine Vorstellung 
hatte und wohl auch heute noch nicht besitzt. Unsere Revolutionslieder sind keine Lie- 
der gegen die anderen Völker, sondern Lieder für die Brüderlichkeit im Innern, gegen 
Klassenkampf und Eigendünkel, für Arbeit und Brot und für die nationale Ehre.“ 


In einem am 8, Juli 1934 aus Königsberg gerichteten Appell an die Front- 
kämpfer der Welt sagte der Stellvertreter des Führers, Rudolf Heß, unter 


anderem folgendes: 


„Unser Volk hat das Glück, heute vorwiegend von Frontkämpfern geführt zu sein, 
von Frontkämpfern, welche die Tugenden der Front übertragen auf die Staatsführung, 
die den Neubau des Reiches errichten aus dem Geiste der Front heraus. Denn der 
Geist der Front war es, der den Nationalsozialismus schuf... 

Wer am Weltkriege teilnahm, hat eine Vorstellung von dem, was ein moderner Krieg 
heute mit seinen vervollkommneten Waffen bedeuten würde. Und ich wende mich an 


die Kameraden der Front und des Weltkrieges hüben und drüben.“ 


Nachdem Rudolf Heß mit erschütternden Worten und eindrucksvollen Bildern 
das Leben an der Front geschildert hatte, rief er aus: 


„Seid ehrlich! Hat nicht dann und wann ein jeder von uns gefragt: Wozu dies 
alles? Muß es sein? Kann der Menschheit das in Zukunft nicht erspart 
werden?! Aber wir hielten aus — hüben und drüben! Wir hielten aus als Männer der 
Pflicht, der Disziplin, der Treue, als Männer, die Feigheit verabscheuen. Doch heute 
greife ich die Frage von damals auf und rufe sie anklagend in die Welt hinaus, als Front- 
kämpfer zu Frontkämpfern, als Führender eines Volkes zu den Führern der anderen 
Völker: Muß es sein? Können wir gemeinsam bei gutem Willen dies der 


Die Frontkämpfer wollen den Frieden. Die Völker wollen den Frie- 
den. Deutschlands Regierung will den Frieden... ich appelliere an die 
Frontkämpfer in den anderen Staaten, ebenso wie an die Gutwilligen in den Regie- 
rungen dieser Staaten, uns in diesem Ziele zu unterstützen.“ 


Am 26. August 1934, acht Tage nachdem das deutsche Volk die Ernennung 
Hitlers zum Nachfolger des Reichspräsidenten Hindenburg in der Volksbefragung 
sanktioniert hatte, wurde auf der Festung Ehrenbreitstein bei Koblenz eine 
Treuekundgebung des Reiches für das Saargebiet in Anwesenheit von etwa 
600000 Teilnehmern aus dem Reich und dem Saarlande abgehalten. In einer 
großen Rede, in welcher die enge Verbundenheit zwischen dem Reich und dem 
Saarland zum Ausdruck kam, führte Adolf Hitler, diesmal in seiner Eigenschaft 
als Staatsoberhaupt, unter anderem aus: 

„Die Saarfrage ist die einzige Territorialfrage, die uns heute noch von Frank- 
reich trennt. Nach ihrer Lösung besteht kein sichtbarer vernünftiger Grund, daß 
zwei große Nationen sich ewig und in alle Zukunft weiter befehden. Deutsch- 
land hofft, daß dann die französische Bereitwilligkeit wachsen werde, 
mit Deutschland einen aufrichtigen Frieden zu schließen. So hat am 
13. Januar 1935 das Volk an der Saar eine besonders große und friedliche Mission 


zu erfüllen.“ 
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Wie erinnerlich, ergab die Abstimmung 477 119 Stimmen für Deutschland von 
insgesamt 528005 Abstimmungsberechtigten, d.h. 90,5 v. H. 

Gleichfalls am 26. August 193$ betonte Reichspropagandaminister Dr. Goebbels 
im politischen Teil seiner Rede zur Eröffnung der Saarausstellung in Köln die 
friedlichen Absichten des dritten Reiches. „Deutschland“, sagte der Minister, „will 
nur sein Recht. Es will nicht mehr als dies... das deutsche Volk geht fernab 
jedem Revanchegedanken seiner täglichen Arbeit nach.“ In Koblenz ver- 
kündete der Saardelegierte Bürckel: „Am 13. Jauuar wird das Saarvolk aus 
geschichtlichem Bewußtsein heraus über die Grenze rufen: „Nun ist der Weg 
frei zur Verständigung!“ 

Auch der Reichsaußenminister von Neurath hat nicht verfehlt, sich über die 
friedlichen Absichten Deutschlands zu äußern. In seiner Rede vom 17. September 
1934 auf dem internationalen Straßenbaukongreß nahm er wie folgt Stellung 
zu den Behauptungen einer gewissen ausländischen Presse: 

„Der Vorwurf, als ob wir uns mit der Proklamierung unserer friedlichen Absichten 
nur cine Atempause zu verschaffen suchten, um dann nach genügender Erstarkung zur 
Verwirklichung unserer eigentlichen agressiven Plüne überzugehen, ist nach ullem, was 
wirin der Abrüstungsfrage erklärt und angeboten haben, nach alleın, was wir sonst für 
die politische Befriedung Europas gesagt und getan haben, so unsinnig, daß wir darin 
nur noch die Absicht bösnmilliger Verleumdung schen können.“ 


Am 28. Februar 1935 übergab der Dreierausschuß des Völkerbundes dem 
Deutschen Reich die Regierung-gewalt über das Saargebiet. Drei Tage später 
erklärte Adolf Hitler in einer Rede, daß die Rückkehr der Suar nicht nur ein 
Glückstag für Deutschland, sondern wohl für ganz Europa sei, da dadurch das 
Verhältnis zwischen Deutschland und Frankreich einer entgültigen Besserung 
entgegengehen könnte. Dem gleichen Gedanken gab er dann in seiner Proklama- 
tion zur Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht am 16. März 1935 Aus- 
druck und fügte hinzu: 

„Die Reichsregierung hat Paris die feierliche Versicherung gegeben, daß Deutschland 
nach der erfolgten Regelung der Suarfrage nunmehr keine territorialen Forderungen 
mehr an Frunkreich stellen oder erheben wird. Sie glaubt damit in einer geschichtlich 
seltenen Form die Voraussetzung für die Beendigung eines Jjahrhundertelangen 
Streitee zwischen zwei großen Nationen durch ein schweres politisches 
und sachliches Opfer geschaffen zu haben.“ 


In gleichem Sinne äußerte sich Adolf Hitler in seiner Reichstagsrede vom 
21. Mai 1935 und in späteren Erklärungen über die deutsche Friedenspolitik. 
Der Führer gewährte im Februar 1936 dem bekannten französischen Schrift- 
steller Bertrand de Jouvenel einige Tage vor der Ratifizierung des sowjetrussisch- 
franzörischen Beistandspaktes durch die französische Kammer eine Unterredung. 
In sciner Antwort auf einige an ihn gerichtete Fragen über seine Politik gegen- 
über Frankreich erklärte der Kanzler: 

„Ich will meinem Volke beweisen, daß der Begriff der Erbfeindschaft zwischen 
Frankreich und Deutschland ein Unsinn ist. Das deutsche Volk hat das verstanden. 
Es ist mir gefolgt, als ich eine viel schwierigere Versühnung«aktion unternahm, als ich 
zwischen Deutschland und Polen versöhnend eingriff... 
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Ich spreche im Namen des gesamten deutschen Volkes, wenn ich Frankreich gegen- 
über erkläre, daß Frankreich, wenn es nur wollte, für immer jener angeblich deutschen 
Gefahr ein Ende bereiten könnte, weil das deutsche Volk vollstes Vertrauen zu 
seinem Führer hat und dieser Führer die Freundschaft mit Frankreich 
wünscht.“ 


Daß der Führer immer wieder auf einer endgültigen Versöhnung mit Frank- 
reich besteht, darf nicht wundernehmen. Es würde ihm die größte Befriedigung 
gewähren, als Verwirklicher dieses schwierigen und lebenswichtigen Friedens- 
werkes in die Geschichte einzugehen, eines Werkes, an das deutsche Staats- 
männer vergeblich ihre Kräfte gesetzt haben. Weil vom französisch-deutschen 
Problem die Ruhe und das Wohlergehen Europas abhängt, kann man verstehen, 
daß Adolf Hitlers Kundgebungen für den Frieden aufrichtig sind. 


Berlin— Moskau 


Die Außenpolitik des Dritten Reiches läßt in ihrem Grundsatz, mit den 
andern Nationen freundschaftliche Beziehungen anzubahnen, eine einzige Aus- 
nahme zu: das bolschewistische Rußland. 


Der Grund dürfte leicht verständlich sein. 


Die nationalsozialistische Bewegung hatte „Kampf dem Kommunismus“ 
auf ihre Fahne geschrieben; ihre Losung hieß, das deutsche Volk von der „an- 
steckenden Krankheit“ zu befreien, die die Moskauer Terroristen Lenin, Axel- 
roth, Neumann, Bela Khun usw. nach Deutschland hereinzutragen versucht 
hatten. Nachdem die Bewegung die Macht übernommen, gelang es Adolf Hitler, 
sein Ziel vollständig zu erreichen: der Bolschewismus wurde angegriffen, nieder- 
geworfen, ausgerottet und der Versuch, von Moskau aus Deutschland zu revo- 
lutionieren, vereitelt. 


Der Nationalsozialismus hätte sich damit zufrieden geben können — und viel- 
leicht tat er es auch in den ersten Zeiten seiner Herrschaft!). Aber sehr bald 
mußte er gewahr werden, daß die Sowjetmachthaber den Versuch wieder auf- 
nahmen, sich in die inneren Verhältnisse Deutschlands einzumischen. Der 
Nationalsozialismus wurde also gezwungen, den Bolschewismus auch außer- 
halb der Grenzen des Reiches als seinen Todfeind anzusehen und in seinem 
Vordringen eine für Deutschland bedrohliche Gefahr zu erkennen. So kam es, 
daß auf dem Reichsparteitag 1935 die Redner der Partei die Dritte Internationale, 
ebenso wie die Sowjet-Union ablehnten. Deutschland sieht diese beiden 
Begriffe als voneinander nicht zu unterscheiden, als die Exponenten ein- und 
derselben Weltanschauung, nämlich des Bolschewismus, an. 

Besonders deutlich und unverblümt war die Rede des Reichspropaganda- 


1) In seiner programmatischen Reichtagsrede vom 23. März 1933 sagte der Führer: „„Gegen- 
über der Sowjetunion ist die Reichsregierung gewillt, freundschaftliche, für beide Teile nutz- 
bringende Beziehungen zu pflegen. Gerade die Regierung der nationalen Revolution sieht sich 
zu einer solchen positiven Politik gegenüber Sowjetrußland in der Lage. Der Kampf gegen den 
Kommunismus in Deutschland ist unsere innere Angelegenheit, in die wir Einmischungen von 
außen niemals dulden werden.“ 
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ministers Dr. Goebbels. Er ist der fruchtbarste Redner im neuen Deutschland, 
ein Meister der Polemik und der Ironie, dessen überzeugenden Worten seinerzeit 
bei der Entwicklung der Partei eine überaus wichtige Rolle zukam, besonders 
in Berlin; die Eroberung der Reichshauptstadt für die Partei ist als sein Verdienst 
anzuerkennen. In dieser seiner Rede über den „Bolschewismus ohne Maske“ 
nahm Dr. Gocbbels auf einen Leitartikel Bezug, der in einer großen englischen 
Zeitung erschienen war, und eine gewisse Ähnlichkeit zwischen dem russischen 
und dem deutschen System feststellte. Mit Hilfe seines großen Materials an ge- 
schichtlichen Tatsachen und Zahlen wies er nach, daß der Verfasser sich nicht 
einmal die Mühe gegeben hatte, die wesentlichen und fundamentalsten Grund- 
sätze und Methoden des Nationalsozialismus und des Bolschewismus zu stu- 
dieren und daher gar nicht in der Lage war, die Unterschiede zu beurteilen. 

Ein Unterschied besteht nach Dr. Goebbels vor allem in der Tatsache, daß 
der Bolschewismus bewußt auf die Revolutionierung aller Völker ausgeht. Er 
trägt eine aggressive internationale Tendenz in sich. Der Nationalsozialismus 
dagegen beschränkt sich auf Deutschland und ist weder als Idee noch in der 
Praxis Exportware. 

Während der Nationalsozialismus nach Ansicht Dr. Gochbbels’ eine neue Fas- 
sung und Formung der europäischen Kultur in die Wege leitet, soll der Bolsche- 
wismus die Kampfansage des von Juden geführten internationalen Unter- 
menschentums gegen „die Kultur an sich“ bedeuten. Er ist nicht nur anti- 
bürgerlich, er ist antikulturell. Er bedeutet in der letzten Konsequenz die ab- 
solute Vernichtung aller wirtschaftlichen, sozialen, staatlichen 
und zivilisatorischen Errungenschaften des Abendlandes zugunsten 
einer wurzellosen, nomadenhaften und internationalen Verschwörerklique, die 
iım Judentum ihre Repräsentanz gefunden hat. 

Diese letzten Worte des Reichspropagandaministers decken einen der Haupt- 
gründe auf, aus denen das neue Deutschland dem Bolschewismus so feindlich 
gegenüber steht; weil er überwiegend von jüdischen Führern geleitet wird, von 
Elementen, die der Nationalsozialismus für alle Übel im Deutschland der Nach- 
kriegszeit verantwortlich macht. Er hat sie gründlich aus dem öffentlichen 
Icben Deutschlands beseitigt... Hitler bekämpft den russischen Bolschewis- 
mus, wie er den deutschen Marxismus, der ebenso vom Judentum geführt und 
beeinflußt war, bekämpft und vernichtet hat. 

Besonders interessant ist vom internationalen Gerichtspunkt aus, daß ın 
der Rede des Dr. Goebbels zum erstenmal auf die „Weltmission“* hingewiesen 
wird, die der Führer als Kämpfer gegen den Bolschewismus außerhalb der 
deutschen Grenzen übernommen hat. „Wenn Deutschland“, erklärte der Redner, 
„im Zeichen des Nationalsozialismus gereinigt und geeinigt, diesen Kampf 
gegen die internationale Bolschewisierung der Welt an der Spitze aller gleich- 
gerichteten Gruppen führt, so ist es sich darüber klar, daß es damit weit über 
den nationalen Zweck hinaus eine Weltmission zu erfüllen bat, von deren glück- 
lichem Ausgang das Schicksal aller Kulturvölker abhängt.“ 

Diese Weltmission erscheint Dr. Goebbels besonders nötig, weil die sogenannte 
Friedenspolitik der Sowjet-Union sich durch weltrevolutionäre Umtriebe in 
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allen Ländern sowie durch die gewissenlose Schürung zwischenstaatlicher Kon- 
flikte betätigt hat. Außerdem ist sie mit einer riesenhaften Aufrüstung zu An- 
griffskriegen verbunden. So schloß er seine Rede mit dem Wunsche, daß nicht 
nur die Nachwelt, sondern auch die Mitwelt die Größe dieser historischen 
Mission erkennen und getreu der Lehre, die in ihr entlualten ist, zu handeln 
sich entschließen möge. 

Hitler selbst äußerte sich über dieses Thema in seiner Reichstagrede in 
Nürnberg 1935, in der bekannten Sitzung, in der das Gesetz über die Haken- 
kreuzflagge als Reichs- und Nationalflagge, das Reichsbürgergesetz, von dem 
ich schon im vorhergehenden Kapitel gesprochen habe, und das Gesetz zum 
Schutz des deutschen Blutes und der deutschen Ehre angenommen wurden, 
von dem ich später sprechen werde. 

Der Führer bedauerte es, daß, während die Völkerverständigung nötiger sei 
denn je, die bolschewistische Internationale von Moskau aus die Revolutionie- 
rung, d. h. die Völkerverhetzung erneut offen und planmäßig betreibe. Das 
Schauspiel des Kominternkongresses in Moskau, auf welchem offen verkündet 
wurde, daß Sowjet-Rußland die Absicht habe, seine Armee in großem Ausmaß 
auszurüsten, um einer Revolution — wenn notwendig — mit Gewalt 
das Tor zu anderen Völkern zu öffnen, sei eine wirkungsvolle Unterstrei- 
chung der Aufrichtigkeit der von derselben Macht geforderten „Nichteinmi- 
schungspolitik““. 

Im Juli 1936 brach in Spanien die Revolution aus. Die Greuel, die von seiten 
der spanischen Bolschewisten mit der materiellen und moralischen Unterstützung 
Moskaus begangen wurden, konnten die Überzeugung der Nationalsozialisten von 
ihrer antibolschewistischen Mission nur stärken. Dies zeigte sich in voller Klar- 
heit beim Reichsparteitag im September 1936. Der Kampf gegen den Bolsche- 
wismus als europäische Gefahr gab den Reden des Führers und der anderen 
das beherrschende außenpolitische Thema. Besonders bemerkenswert waren die 
Reden des Stellvertreters des Führers, Reichsministers Rudolf Heß, des Propa- 
gandaministers Dr. Goebbels und Alfred Rosenbergs; alle besprachen die spa- 
nischen Vorkommnisse ausführlich und führten sie der ganzen Welt als warnen- 
des Beispiel vor Augen. 


„Wir haben“, sagte unter anderem Adolf Hitler, „den Moskauer Bolschewismus in 
Deutschland bekämpfen müssen als Weltanschauung, die versucht, auch unser Volk 
zu vergiften und damit zu zerstören. Und wir werden ihn bekämpfen als Weltmacht 
dann, wenn er weiter versuchen will, das spanische Unglück mit neuen und noch ge- 
walttätigeren Methoden auch über Deutschland zu bringen. Und wir werden uns dabei 
nicht betören lassen durch das Geschwätz jener Schwächlinge, die an die Gefahr erst 
dann glauben, wenn sie von ihr verschlungen werden ...““ (Starker Beifall unterstrich 
diese Sätze des Führers.) „Ich verfolge den Weg der bolschewistischen 
Infektion der Welt heute genau so, wie ich vor Jahren diese Infektion 
in unserem eigenen Volke gesehen und vor ihr gewarnt habe.“ 


Nachdem er die verschiedenen politischen, sozialen, wirtschaftlichen, mili- 
tärischen und kulturellen Gegensätze erläutert hatte, die den Nationalsozialis- 
mus vom Kommunismus trennen, betonte Adolf Hitler, daß sie unüberbrück- 
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bar seien. Es handelt sich wirklich um zwei Welten, die sich nur voneinander 
entfernen, nie aber miteinander etwa vereinen können. Jede Paktierung ist 
ausgeschlossen. 

Den besten Beweis für die Unmöglichkeit irgendeines Kompromisses zwischen 
Bolschewismus und Nationalsozialismus lieferte die Empörung der deutschen 
Presse, als vor einigen Wochen in verschiedenen ausländischen Blättern die 
tendenziöse Nachricht von einer gewissen Annäherung der beiden Regierungen 
auftauchte. In einem einmütigen Protest schrieb man diese Kampagne dem 
Einflusse Moskaus zu; das französisch-russische Bündnis sollte gestärkt werden, 
da es in Frankreich immer unpopulärer wurde. Man versicherte, daß die von 
der Weimarer Republik mit den Sowjets 1922 in Rapallo und 1926 in Berlin 
abzeschlossenen Verträge nicht wie das Übereinkommen Paris-Moskau Bei- 
stands-, sondern nur Neutralitätsverträge seien. Andererseits sei nach dem Auf- 
kommen des Nationalozialismus alles verändert und nur seine Haltung gegen- 
über dem Bolschewismus und der Macht, die diese Weltanschauung verkörpere, 
unverändert geblieben. Sie könne nicht Gegenstand einer Revision sein. Deutsch- 
land glaube nicht an die seit einiger Zeit aufgetauchten Gerüchte, daß Stalin 
bereit sei, die III. Internationale zu verlassen und sich von den vielen Juden 
freizumachen, die in der Sowjet-Union öffentliche Ämter bekleiden: es handele 
sich hier offenbar nur um einen Trick der bolschewistischen Propaganda, die 
unter anderen Formen fortdauern würde. 

Für den, der noch daran zweifelt, daß der deutsch-aowjetrussische Gegensatz 
unüberbrückbar ist, sind wohl die Äußerungen der deutschen Presse mehr als 
genügend, um seine Bedeuken zu verscheuchen. 


Die außenpolitischen Postulate Hitlers 
Die Richtlin’en der Außenpolitik Adolf Hitlers und die zur Erreichung ıhrer 


Ziele anzuwendenden Methoden entspringen verschiedenen Postulaten, die ein- 
ander ergänzen!). 

Zunächst wird gefordert, daß die zwischenstaatlichen Verhältnisse auf dem 
Grundsatz der nationalen Ehre beruhen. Nur so werden sie klar und dauer- 
haft sein und wirklich der Sache des Friedens dienen können. 

Ein Friedensvertrag darf nicht nur einen Akt zur Einstellung der Feind- 
eclirkeiten bedeuten, sondern muß ein Übereinkommen zur Regelung der Be- 
ziehungen der früheren Gegner im beiderseitigen Interesse und ohne jede Leiden- 
schaft sein, die die Vernunft und den Sinn der Gerechtigkeit zerstören könnte. 
Es ist daher notwendig, daß dieser Vertrag nicht für den Besiegten einen Zu- 
stand der Demütigung und der Minderwertigkeit schafft, der auf die Dauer 
unerträglich wäre und nur einen neuen Keim zu Streit und Krieg legen würde. 


— 


1) Klar und deutlich ist diesen Thema in der Arbeit behandelt: Hitlers Friedenspolitik 
und das Volkerrecht. v. Dr. Heinrich Rogge. l.chrbeauftragter für Volkerrecht und Rechts 
philosophie an der Universität Berlin, Schlieffen Verlag. Berlin, 1935. Diese Richtlinien kommen 
auch stets im offlızionem Blatt der Wilhelmstraße, der „Deutschen diplomatisch-poliuschen 
Korrespondenz” zum Ausdruck. 
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Es genügt, sich hier an den Standpunkt zu erinnern, den Bismarck nach den 
Kriegen von 1866 und 1870/71 einnahm, nämlich den, einen Friedensvertrag 
zu schließen, der den Lebensnotwendigkeiten und der Ehre der Besiegten Rech- 
nung trüge. In seiner Rede vom 1. September 1866 vor dem Abgeordnetenhaus 
erklärte der Eiserne Kanzler: 


„Ein Friedensschluß wird auch in den auswärtigen Angelegenheiten schwerlich jemals 
zustande kommen, wenn man verlangt, daß ihm von einem der beiden Teile das Be- 
kenntnis vorangeht: Ich sehe jetzt ein, ich habe unrecht gehandelt.“ 

In seinen „Gedanken und Erinnerungen“ schreibt er: 

„Mir kam es in unseren späteren Beziehungen zu Österreich darauf an, kränkende Er- 
‚innerungen nach Möglichkeit zu verhüten, wenn es sich ohne Beeinträchtigung der deut- 
schen Politik tun ließ. Der siegreiche Einzug in die feindliche Hauptstadt wäre für 
unsere Militärs natürlich eine befriedigende Erinnerung gewesen, für unsere Politik 
war es kein Bedürfnis. In dem österreichischen Selbstgefühl hätte es eine Verletzung 
hinterlassen, die, ohne für uns dringendes Bedürfnis zu sein, die Schwierigkeiten unserer 
künftigen Beziehungen unnötig gesteigert haben würde. In allen Fällen aber war es von 
hoher Wichtigkeit, ob die Stimmung, die wir bei unseren Gegnern hinterließen, unver- 
söhnlich, die Wunde, die wir in ihrem Selbstgefühl geschlagen, unheilbar sein würden.“ 

So war es möglich, daß Österreich aus einem ursprünglichen Feind Preußens 
sogar dessen Verbündeter wurde. 

Am 25. Oktober 1871 erklärte Bismarck, als er im Reichstag über die fran- 
zösisch-deutschen Beziehungen nach dem Kriege sprach: 

„Wir halten es nicht für unsere Aufgabe, unseren Nachbar mehr zu schädigen, als 
zur Sicherstellung der Ausführung des Friedens für uns absolut notwendigist; vielmehr 
sehen wir es als unsere Pflicht an, ihm zu nützen und ihn in den Stand zu setzen, sich 
von dem Unglück, das über sein Land gekommen ist, zu erholen, soviel wir ohne Ge- 
fährdung der eigenen Interessen dazu beitragen können.“ 


Als ein deutscher Diplomat an Bismarck das Ansinnen stellte, Frankreich 
außerordentlich harte Friedensbedingungen aufzuerlegen, erwiderte der Kanzler, 
daß Frankreich eine Großmacht bleiben müßte, damit das europäische Konzert 
nicht gestört werde. Es ist ferner bekannt, daß Bismarck gegen die Annexion 
von Lothringen war und daß er nur dem Treiben der Militärpartei, die auf dem 
Besitz von Metz bestand, nachgab. 

Der Kanzler Kaiser Wilhelms I. bemühte sich also nach den Kriegen von 
1866 und 1870/71, durch Ehrung des geschlagenen Gegners bei diesem jedes 
Gefühl von der Notwendigkeit einer Rache zu beseitigen, und ebenso jede Über- 
heblichkeit beim Sieger zu vermeiden, zwei Momente, die für den Frieden gleich 
schädlich sind. 

Dieser politische Weitblick fehlte unglücklicherweise den Staatsmännern, 
die sich nach dem Weltkrieg im Spiegelsaal zu Versailles versammelten und nur 
darauf bedacht waren, sich durch die vollständige moralische und materielle 
Unterdrückung Deutschlands ihre zukünftige Sicherheit zu garantieren. 


Ein anderes Grundpostulat der Politik Adolf Hitlers ist, daß haltbare Ver- 
träge über Sicherheit und Rüstungsbeschränkung nur auf dem ehrlichen 
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und gleichen Recht der nationalen Selbstverteidigung gegründet 
werden können. Deutschland ist zwar bereit, sich an allen Rüstungsbeschrän- 
kungen zu beteiligen, die von den anderen Mächten angenommen worden sind, 
hält aber an seinem Recht der eigenen Verteidigung in den notwendigen Aus- 
maßen fest. 

Dieser Grundsatz ist nicht neu, sondern hat in der Geschichte bewährte Vor- 
gänger. Der amerikanische Präsident Hoover betonte in seiner Kundgebung 
vom 22. Juni 1933 zur Abrüstungskonferenz, daß die Rüstungen der Staaten 
gemäß dem Recht oder der Moral der Notwehr geregelt werden sollten. Am 
10. März 1935 sah sich die deutsche Regierung durch das Gesetz für den Aufbau 
der Wehrmacht veranlaßt, von sich aus jene notwendigen Maßnahmen zu treffen, 
die den ebenso unwürdigen wie letzten Endes bedrohlichen Zustand der ohn- 
mächtigen Wehrlosigkeit für ein großes Volk und Reich zu beenden vermögen. 
Sie ging dabei von denselben Erwägungen aus, denen Ministerpräsident Baldwin 
in einer Rede über die britische Aufrüstung Ausdruck verlich: 

„Ein Land, das nicht gewillt ist, die notwendigen Vorsichtsmaßnahmen zu seiner 
eigenen Verteidigung zu ergreifen, wird niemals Macht in dieser Welt haben, weder 
moralische, noch materielle Macht.‘ 

Noch ausführlicher wird dieser Grundsatz von der Notwendigkeit der eigenen 
Verteidigung in dem englischen Weißbuch vom 4. März 1935 behandelt, das 
die englische Aufrüstung rechtfertigt. Das Deutschland Hitlers nimmt nur die 
Worte Generals Weygands auf, der sagte: „Wir wollen stark sein, nicht um zu 
drohen, sondern um uns zu verteidigen.“ 

In der feierlichen Proklamation der Reichsregierung an das deutsche Volk 
über die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht kommt taträchlich 
kein anderer Gedanke zum Ausdruck, wenn es heißt: 

„Was die deutsche Regierung als Wahrerin der Ehre und des Interesses der deutschen 
Nation wünscht, ist, das Ausmaß jener Machtmittel sicherzustellen, die nicht nur für 
die Erhaltung der Integrität des deutschen Reiches, sondern auch fur die internationale 
Respektierung und Bewertung Deutschlands als eines Mitgaranten des allgemeinen 
Friedens erforderlich sind.“ 

Hitler glaubt, daß das Ausmaß der Rüstungen von dem Ausınaß der Gefahren, 
die ein Land bedrohen, bestimmt werden soll. Darüber zu urteilen, sei jedes 
Volk nur allein zuständig. 

„Wenn Großbritannien heute das Ausmaß seiner Rüstung festlegt, so wird — sagte 
der Führer — dies in Deutschland jedermann verstehen, denn es kann nicht anders 
denken, als daß für die Bemeanung des Schutzes des Britischen Weltreiches aurschlieD- 
lich London selbst zuständig ist. Ebenso aber auch, daß die Bemensung des Schutzes 
und damit der Verteidigungswalle für das deutsche Volk der deutschen Zuständigkeit 
unterliegt und damit ausschließlich in Berlin entschieden wird.“ 


Ein drittes Postulat der Außenpolitik Adolf Hitlers lautet, daß eine unmittel- 
bare Verständigung das beste Mittel zum Frieden sei. 

Der Führer bat dies Prinzip mehrfach in Reden oder Aussprüchen aufgestellt 
und erläutert: so namentlich in einer Unterredung vom 4. April 1934 mit dem 
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Vertreter der Associated Press, Lochner, in der er betonte, daß ihm nichts 
lieber wäre, als die verantwortlichen Führer der anderen Nationen unter vier 
Augen sprechen zu können. 

Deutschland hat diesen Wunsch bereits verwirklicht: bei seinen Beziehungen 
zu Polen, zu Italien, der Verständigungsmission v. Papens in Österreich, beim 
Saarkompromiß, dem Deutsch-Englischen Flottenabkommen. Alle diese Ver- 
träge erhielten ihre Gestalt außerhalb des Völkerbundes. Adolf Hitler zieht in- 
folgedessen den Schluß, daß zweiseitige Sicherheitsverträge, und zwar Nicht- 
angriffs- und Neutralitätsverträge, den mehrseitigen vorzuziehen sind. 

Zu dieser Auffassung ist der Nationalsozialismus gekommen, weil der Völker- 
bund auf dem Gebiete der „mittelbaren Verständigung‘‘ wie auf dem der ,‚kol- 
lektiven Sicherheit‘ versagt hat. Die öffentliche Meinung der Welt ist denn 
auch der Überzeugung, daß eine Reform der Genfer Institution notwendig sei. 
Hitler glaubt nicht an die Unparteilichkeit dieses Gremiums. Der Führer ant- 
wortete auf eine Frage seines Interviewers, des englischen Journalisten Ward 
Price, schon im Oktober 1933, daß er nicht an eine Zukunft des Völkerbundes 
glaube, wenn sich dieser immer mehr zu einer Interessengemeinschaft bestimmter 
Staaten gegen die Interessen anderer auswüchse. 

Auch Reichsaußenminister Freiherr v. Neurath vertrat in seiner Rede auf 
dem Internationalen Straßenbaukongreß den Standpunkt, daß es einschneiden- 
der Reformen bedürfe, um aus dem Völkerbund ein wirklich brauchbares 
Friedensinstrument zu machen. Der Minister sprach dann von der Methode des 
Kollektiv-Vorgehens, die nach Versailles eingeführt wurde und fügte hinzu: 

„Ich gestehe offen, daß ich in den sich in den letzten Jahren geradezu überstürzenden 
Paktideen der verschiedensten Art, in dieser nicht mit Unrecht als Paktomanie be- 
zeichneten Methode kein gutes Symptom für den Geist zu erblicken vermag, in dem 
die Geschäfte der europäischen Politik sehr vielfach geführt werden. Das Heil Europas 
kann unmöglich in Bündnissen und je nach den Konjunkturen wechselnden Mächte- 
gruppierungen liegen. Die politischen Tendenzen, die in solcher Richtung laufen, sind 
nur ein Beweis für die immer stärker hervortretenden Mängel des politischen Systems, 
das durch die Verträge von 1919 über Europa verhängt worden ist. 

Es wäre auf die Dauer gefährlich und auch vergeblich, sich gegen die Erkenntnis und 
das offene Eingeständnis dieser Mängel verschließen zu wollen. Solange man nicht den 
Mut hat, den unabweisbaren Tatsachen und Notwendigkeiten ins Auge zu sehen und 
für die sich gegenüberstehenden Interessen in offener Aussprache von Staat zu Staat 
einen Ausgleich auf der Grundlage der gegenseitigen Achtung und Gleichberechtigung 
zu suchen, ist eine Besserung der allgemeinen politischen Lage nicht denkbar.“ 

Da die Interessen nicht immer gleichgeartet sind, hält es Adolf Hitler für 
richtig, sich stets mit dem Minimum einer zweiseitigen Verständigung zu be- 
gnügen, und eine Zusammenarbeit nicht an den unerfüllbaren Forderungen der 
Kollektivverträge scheitern zu lassen. Eine Verständigung, die Großes anstrebt, 
läßt sich natürlich nur schrittweise erreichen. 

Der Nationalsozialismus erkennt aber den Grundsatz der Kollektivsicherheit 
Genfer Prägung an, wenn diese nach Art des Locarnovertrages gewonnen wird 
oder als eine Verbindung von Beistandspakt und Revisionsschlichtung, von er- 
träglicher Notwehrhilfe und Friedenskontrolle des Verbündeten gedacht ist. 
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Der Kanzler erklärte in seiner Rede vom 21. Mai 1935 über die 13 Punkte zur 
Kriegsverhütung: 

„Die deutsche Reichsregierung ist jederzeit bereit, sich an einem System kollektiver 
Zusammenarbeit zur Sicherung des europäischen Friedens zu beteiligen, hält es aber 
dann für notwendig, dem Gesetz der ewigen Weiterentwicklung durch die Offenhaltung 
vertraglicher Revisionen entgegenzukommen. Sie sicht in der Ermöglichung einer gere 
gelten Vertrag«entwicklung ein Element der Friedenssicherung, in dein Abdrosseln jeder 
notwendigen Wandlung eine Aufktauung für spätere Explosionen.“ 


Die deutsche Politik ist der Ansicht, daß das Gewicht der Mehrverträge nicht 
auf die sofort einsetzende militärische Unterstützung im Kriegsfall, sondern auf 
die Nichtangriffsverpflichtung gelegt werden solle. Die an einem Konflikt 
beteiligten Mächte müssen miteinander beraten, um die Schwierigkeiten zu 
beseitigen. Diese Verpflichtungen ließen sich im Sinne der Kriegsverhütung 
zu Friedensgarantieen ausgestalten, ohne daß die Gefahr von Komplikationen 
aufträte, welche der von den anderen Müchten vorgeschlagene Unterstützungs- 
pakt (der sogenannte Östpakt) zur Folge haben müßte. 

Was den anderen bekannten Genfer Satz von der „Unteilbarkeit des 
Friedens‘* anbelangt, es scheint dem Führer bedenklich, solche These als 
Vorwand für Konstruktionen zu mißbrauchen, die „weniger der kollektiven 
Sicherheit, als vielmehr gewollt oder ungewollt der kollektiven Kriegsvorbe- 
reitung dienen. Der Weltkrieg sollte hier eine schreiende Warnung sein.“ 

Mit diesen Worten spielt Hitler auf einige militärische Bündnisse an, die nach 
sciner Meinung dem Geiste des Völkerbundes widersprechen, weil dieser eine 
Beistandpflicht für den einzelnen Bundesgenossen nur unter der Bedingung 
anerkennt, daß er sich der Friedenskontrolle des Bundes unterwirft. 


„Ich glaube nicht — sagte Hitler in seiner oben erwähnten Rede weiter — daß Europa 
zum zwceitenmal ohne die furchtbarste Erschütterung eine ähnliche Katastrophe über- 
dauern wird. Sie kann aber umso leichter eintreten, als durch ein Netz internationaler 
Kreuz- und Querverpflichtungen die Möglichkeit einer Lokalisierung kleinerer Kon- 
fikte immer schwächer und die Gefahr eines Mitgerissenwerdens zahlreicher Staaten 
und Staatengruppen nur größer wird... 

Wir glauben damit auch der Sache des Friedens besser zu dienen, denn es kann das 
nötige Lefühl der Verantwortung jedes einzelnen Staates nur erhöhen, wenn er nicht 
von vornherein weiß, in seinem Konflikt große und mächtige militärische Bündnisne 
zu besitzen.“ 


Nach nationalsozialistischer Auffassung soll also diese Ideologie von der „Un- 
teilbarkeit des Friedens“ geschäftigen Großmächten ermöglichen, in alle poli- 
tischen Vorkommnisse der Welt vom Standpunkt ihrer eigennützigen Interersen 
einzugreifen und diese Einmischung«politik als „Kollektivsicherheit“ zu be- 
zeichnen. 

Deutschland sieht also in unübersichtlichen Kollektivpakten keine Garantie 
für den Frieden und glaubt — wie Botschafter Joachim v. Ribbentrop in einem 
„bon mot“ sagte — daß die Schlagworte „Unteilbarkeit des Friedens“ und 
„Kollektive Sicherheit“ in Wirklichkeit „Unteilbarkeit des Krieges und 
kollektive Unsicherheit“ bedeuten. 
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Die Hauptereignisse und Ergebnisse 
Das Jahr 1933 


Zuerst ist die Zustimmung Deutschlands zu dem vom italienischen Regierungs- 
chef Mussolini vorgeschlagenen Viermächtepakt zu nennen. Hitler bezeichnete 
ihn am 21. März 1933 als einen „großzügigen und weitblickenden Versuch, der 
gesamteuropäischen Politik eine ruhige und folgerichtige Entwicklung zu sichern“. 
Der Pakt wurde am 7. Juni im Palazzo Venetia zu Rom geschlossen. Nach diesem 
Vertrag setzen sich die vier europäischen Großmächte: Deutschland, England, 
Frankreich und Italien ebenso über alle nur sie selbst angehenden wie über alle 
Fragen wirtschaftlicher Art ins Einvernehmen, die für den wirtschaftlichen 
Wiederaufbau Europas von Interesse sind. Sie verpflichten sich, im Rahmen des 
Völkerbundes eine Politik wirksamer Zusammenarbeit zwischen allen Mächten 
zur Erhaltung des Friedens zu führen und den Erfolg der Abrüstungskonferenz 
sicherzustellen. Nach der Völkerbundsatzung, insbesondere ihrer Artikel 10 
(Achtung vor der territorialen Integrität und politischen Unabhängigkeit eines 
jeden Gliedes des Bundes), 16 (Sanktionen) und 19 (Revision der Verträge) 
beschließen die vier Mächte unter Vorbehalt der nur durch die Organe des 
Völkerbundes zu treffenden Entscheidungen, alle Vorschläge zu prüfen, die den 
genannten Artikeln Wirksamkeit zu verleihen vermögen. 


Die Teilnahme an diesem auf zehn Jahre abgeschlossenen Vertrage war für 
Deutschland wichtig, weil es zum ersten Male nach dem Weltkriege als gleich- 
berechtigte Großmacht ein internationales Abkommen unterzeichnete, ohne zu 
irgend welchen Zugeständnissen oder Verzichten gezwungen zu werden. Außer- 
dem widerrief dieser Vertrag den Artikel 19 der Völkerbundsatzung; er ermög- 
lichte also die notwendig gewordene Revision der Klauseln von Versailles. 


Die deutschen Diplomaten zeigten sich befriedigt, obwohl sie mit Recht her- 
vorhoben, das neue Dokument sei nur eine diplomatische Urkunde, deren Wert 
von künftigen Verhandlungen abhinge. Sie hofften, daß auch Frankreich gern 
nach den Verträgen von Genf, Locarno und Paris im Viermächtepakt eine Ge- 
währ für seine Sicherheit finden würde, die eine allmähliche Abrüstung erlaube. 
Man war in Berlin überzeugt, einen Beweis ehrlicher Friedensliebe gegeben zu 
haben, der besonders gelegen kam, da nach der Meinung der Welt Hitler den 
Krieg bedeutete. Durch die Unterzeichnung des Vertrages bewies Deutschland 
seine Bereitwilligkeit, an der Erhaltung des europäischen Friedens und am wirt- 
schaftlichen Wiederaufbau des alten Kontinents mitzuarbeiten. Der Viermächte- 
pakt bot der nationalsozialistischen Regierung die Möglichkeit, mit Rom die 
Politik der Übereinstimmung anzuknüpfen, welche zur Bildung der Achse 
Berlin— Rom geführt hat, — zur Verständigung zwischen den beiden autoritär 
regierten Großmächten, die nur in den Jahren 1934/35 infolge der Vorfälle in 


Österreich unterbrochen wurde. 


Dem Besuch des Ministerpräsidenten Göring in Rom folgte die Reise des Vize- 
kanzlers v. Papen nach der Tiberstadt. Es fand sich Gelegenheit zu einer Aus- 
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sprache mit dem Vatikan. Nach Verhandlungen erfolgte der Abschluß des 
Konkordates vom 20. Juli. Das Reich gewährleistet die Freiheit des Bekennt- 
nisses und der öffentlichen Ausübung für die katholische Religion; es erkennt 
das Recht der katholischen Kirche an, innerhalb der Grenzen des deutschen 
Gesetzes ihre Angelegenheiten selbständig zu ordnen und für ihre Mitglieder bin- 
dende Gesetze und Anordnungen zu erlassen. 

Dieser diplomatische Erfolg erscheint beträchtlich, da die nationalsozialistische 
Bewegung von vielen deutschen Bischöfen bekämpft wurde. Diese exkommuni- 
zierten die Nationalsozialisten ihrer Diözese, verboten ihnen den gruppenweisen 
Besuch der Kirche in Uniform und verweigerten ihnen die Kommunion. Dar 
Konkordat sollte den Weg für eine Zusammenarbeit von Staat und Kirche 
öffnen; trotz mancher achwerer Zwischenfälle bildet es aber doch die Grundlage 
für die Ausübung des Katholizismus im neuen Deutschland. 

Im Juli desselben Jahres weilte der Vorsitzende der Abrüstung«konferenz, 
Henderson, in Berlin und München. Im September nahm Dr. Goebbels an der 
Völkerbundversammlung teil; dort hielt er vor der Weltpresse eine stark be- 
achtete Rede, in der er den deutschen Standpunkt darlegte und das Ringen um 
Gleichberechtigung begründete: 

„Es liegt nicht im Interesse irgend eines Volkes, daß dieses Deutschland weiterhin 
als Nation zweiten Ranges behandelt wird und der Möglichkeit seiner Verteidigung be- 
nommen bleibt, die es zur Aufrechterhaltung seiner nationulen Sicherheit nötig hat. 
Daraus auf den Willen zum Krieg schließen zu wollen angesichts der Tatsache, daß 
uberall sonstwo nicht ab- sondern aufgerüstet wird, ist ebenso kurzsichtig wie ent- 
mutigend.... 

Mögen alle, die guten Willens sind, sich vereinigen in der edlen Absicht, die Surgen 
der Völker zu mildern und dem allgemeinen Wohl zu dienen. Was Deutschland betrifft, 
so ist es aus ehrlichem Herzen bereit, am Frieden Europas mitzuarbeiten.“ 


Diese Rede bedeutete die letzte Warnung der nationalsozialistischen Regierung 
vor dem Austritt Deutschlands aus der Genfer Liga. Dieser erfolgte am 14. Ok- 
tober desselben Jahres. Führer und Reichsregierung legten in ihren Aufrufen 
an das deutsche Volk die Gründe für diesen Schritt dar. Hitler fußte sie in der 
Rundfunkrede vom selben Tage fulgendermaßen zusammen: 


„Erfüllt von dem aufrichtigen Wunsche, das Werk des friedlichen inneren Wicder- 
aufbaus des deutschen Volkes, seines politischen und wirtschaftlichen Lebens durchzu- 
fuhren, hatten sich ehemals deutsche Regierungen im Vertrauen auf die Zubilligung 
einer würdigen Gleichberechtigung bereit erklärt, in den Vülkerbund einzutreten und 
an der Abrustungskonferenz teilzunehmen. Deutschland wurde uber dabei bitter 
enttäuacht. 

Trotz seiner Bereitmilliskeit, die schon vollzogene deutsche Abrüstung, wenn nötig, 
jederzeit bis zur letzten Konsequenz fortzuführen, konnten sich andere Regierungen 
nicht zur Einlösung der von ihnen im Friedensvertrag unterschriebenen Zusicherung 
entschließen. Durch die bewußte Verweigerung einer wirklichen moralischen und sach- 
lichen Gleichberechtigung Deutschlands, wurden das deutsche Volk und seine Regie- 
rungen immer wieder auf das schwerste gedemütigt. 

Nachdem sich die Reichsregierung nach der am 11. Dezember 1932 ausdrücklich fest- 
gelegten deutschen Gleichberechtigung neuerdings bereit erklärt hatte, an den Verhand- 
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lungen der Abrüstungskonferenz wieder teilzunehmen, wurde nunmehr durch die offi- 
ziellen Vertreter der anderen Staaten in öffentlichen Reden und direkten Erklärungen an 
den Reichsaußenminister und an die deutschen Delegierten mitgeteilt, daß dem der- 
zeitigen Deutschland diese Gleichberechtigung zur Zeit nicht mehr zugebilligt werden 
könnte. 

Da die deutsche Reichsregierung in diesem Vorgehen eine ebenso ungerechte wie 
entwürdigende Diskriminierung des deutschen Volkes erblickt, sieht sie sich außer- 
stande, unter solchen Umständen als rechtlose und zweitklassige Nation noch weiterhin 
an den Verhandlungen teilzunehmen, die damit nur zu neuen Diktaten führen könnten. 
Indem die deutsche Reichsregierung daher erneut ihren unerschütterlichen Friedens- 
willen bekundet, erklärt sie angesichts dieser demütigenden und entehrenden Zumu- 
tungen zu ihrem tiefsten Bedauern, die Abrüstungskonferenz verlassen zu müssen. Sie 
muß deshalb auch ihren Austritt aus dem Völkerbund anmelden. Sie verkündet jedoch 
gleichzeitig ihren unerschütterlichen Friedenswillen und erklärt sich bereit, außerhalb 
des Völkerbundes sich an allen zwischenstaatlichen Unternehmungen zu 
beteiligen, die der Sicherung des europäischen Friedens gewidmet sind.“ 


Die deutsche Regierung unterbreitete vier Tage später ein Memorandum, in 
welchem sie u. a. ein Reichsheer von 300000 Mann vorschlug, sofern sich die 
übrigen Mächte einer Beschränkung ihrer Rüstungen auf den gegenwärtigen 
Stand zustimmen würden. 

Das deutsche Volk brachte seine Zustimmung zur Politik der nationalsoziali- 
stischen Regierung zum Ausdruck, bekräftigte so vor der ganzen Welt sein 
wiedergewonnenes Gefühl von Stolz und gewann gleichzeitig seine volle Hand- 
lungsfreiheit zurück. 


Während die Welt noch unter dem starken Eindruck dieses energischen 
Schrittes und der letzten Volksbefragung stand, erregte ein kurzes Communique 
vom 15. November über eine Aussprache des Führers mit dem neuernannten 
polnischen Gesandten in Berlin, Lipski, großes Aufsehen. Es wurde bekannt 

egeben, daß die Aussprache über die deutsch-polnischen Beziehungen volle 

bereinstimmung beider Regierungen ergeben habe. Alle die beiden Länder 
berührenden Fragen sollten auf dem Wege unmittelbarer Verhandlungen in 
Angriff genommen werden; zur Festigung des Friedens in Europa verzichteten 
die Länder auf jede Anwendung von Gewalt. 

Wenige Tage später hatte der Führer eine Unterredung mit dem französischen 
Botschafter Frangois Poncet in freundschaftlichen Formen; sie galt der Ab- 
rüstung und der Saarfrage. Am 11. Dezember traf der italienische Staatssekretär 
im Außenministerium, Suvich, zu einem Besuch in Berlin ein. 

Das erste Jahr nationalsozialistischer Staatsführung stand also im Zeichen 
einer starken außenpolitischen Aktivität, um die deutsche Ehre und die deutsche 
Gleichberechtigung wiederherzustellen. 


Das Jahr 1934 


Zu Beginn des Jahres, am 26, Januar, erfolgte der Abschluß des Abkommens 
zwischen der Reichsregierung und der polnischen Regierung, das folgende drei 
Punkte festlegte: 
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l. Beide Regierungen erklären ihre Absicht, sich in den ihre gegenseitigen 
Beziehungen betreffenden Fragen, welcher Art sie auch sein mögen, unmittelbar 
zu verständigen. 


2. Sollten etwa Streitfragen zwischen ihnen entstehen, und sollte sich deren 
Bereinigung durch unmittelbare Verhandlungen nicht erreichen lassen, so werden 
sie in jedem besonderen Falle auf Grund gegenseitigen Einvernehmens eine 
Lösung durch andere friedliche Mittel suchen, unbeschadet der Möglichkeit, 
nötigenfalls diejenigen Verfahrensarten zur Anwendung zu bringen, die in den 
zwischen ihnen in Kraft befindlichen anderweitigen Abkommen für solchen Fall 
vorgesehen sind. Unter keinen Umständen werden sie jedoch zum Zweck der 
Austragung solcher Streitfragen zur Anwendung von Gewalt schreiten. 


3. Die durch diese Grundsätze geschaffene Friedensgarantie wird den beiden 
Regierungen die große Aufgabe erleichtern, für Probleme politischer, wirtschaft- 
licher und kultureller Art Lösungen zu finden, die auf einem gerechten und 
billigen Ausgleich der beiderseitigen Interessen beruhen. 


Das Abkommen wurde von einem Wirtschaftsprotokoll über die Beseitigung 
des Zollkrieges und die Schaffung einer Grundlage für einen weiteren Handels- 
verkehr begleitet. 

Vier Tage später erläuterte der Reichskanzler in seiner Reichstagsrede, daß 
im Augenblick der Machtübernahme die Beziehungen zwischen den beiden Län- 
dern mehr als unbefriedigend gewesen seien. Es habe die Gefahr bestanden, daß 
aus den vorhandenen Differenzen, deren Ursachen in den Territorialbestimmun- 
gen des Versailler Vertrages lagen, eine Feindschaft entstünde und diese bei 
längerer Fortdauer zu einer „Erbfeindschaft‘ zu werden drohte, 

Dieser Zustand wurde also zweckmäßiger so gestaltet, daß beide Nationen aus 
ihm möglichst hohen Nutzen ziehen konnten. Der Führer zeigte an einem kon- 
kreten Beispiel, daB Differenzen im Völkerleben jene Form des gegenseitigen 
Verkehrs nicht verhindern dürfen, die dem Frieden, also der Wohlfahrt dienen. 
Er versuchte in einer freimütigen und offenen Aussprache zu zweien, die Probleme 
der beiden Länder zu behandeln, anstatt andere mit dieser Aufgabe zu betrauen. 

Die deutsche Regierung fand bei dem Führer des polnischen Staates, Marschall 
Pilsudski, dieselbe Auffassung. Die beiderseitige Erkenntnis zeitigte einen Vertrag, 
der dem polnischen wie dem deutschen Volke nützlich sein wird und einen 
hohen Beitrag zur Erhaltung des allgemeinen Friedens darstellt. 

Der polnische Außenminister Beck gab in einem Geleitwort der Meinung Aus- 
druck, daß eine neue, bessere Epoche in den Beziehungen zu Deutschland be- 
gonnen habe. Mit besonderer Genugtuung erkannte er in diesem Abkommen eine 
konstruktive Arbeit; sie sollte sich dem Pessimismus, der in den internationalen 
Beziehungen immer mehr Raum gewann, entgegenstellen (siche Abb. 45). 

Hitler bewies mit diesem Vertrag, der die ganze Welt überraschte, die Richtig- 
keit der Ansicht, daB die direkten Verträge zu zweit den Kollcktivverträgen 
vorzuzichen seien. 

Weitere wichtige Geschehnisse dieses Jahres: die in Genf erzielte Einigung in 
den vorbereitenden Maßnahmen für die Abstimmung im Saargebiet. Als Stich- 
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tag wurde der 13. Januar 1935 festgelegt. Ferner die Begegnung Hitlers mit 
Mussolini in Venedig (siehe Abb. 42). 


Das Jahr 1935 


Aus der Fülle des außenpolitischen Geschehens dieses Jahres, an dessen Beginn 
die Volksbefragung im Saargebiet mit ihrem fast einstimmigen Ausgang stand, 
seien einige Ereignisse hervorgehoben, die für den Weg der deutschen Außen- 
politik charakteristisch sind. 

Am 15. März nahm die französische Kammer das Gesetz über den zweijährigen 
Militärdienst an. Adolf Hitler erhielt diese Nachricht in Berchtesgaden, eilte im 
Flugzeug nach Berlin und berief einen dringenden Ministerrat ein: in den Nach- 
Mittagstunden des 16. März war das Gesetz „über den Aufbau der Wehr- 
macht‘ beschlossen. Es setzt sich aus drei einfachen Artikeln zusammen, die 
geschichtliche Bedeutung haben: 

$ 1. Der Dienst in der Wehrmacht erfolgt auf der Grundlage der allgemeinen Wehr- 

flicht. 
ö 82. Das deutsche Friedensheer, einschließlich der überführten Gruppen-Polizeien, 
gliedert sich in zwölf Korpskommandos und 36 Divisionen. 

$3. Die ergänzenden Gesetze über die Regelung der allgemeinen Wehrpflicht sind 
durch den Reichswehrminister dem Reichsministerium alsbald vorzulegen. 


Durch diesen Schritt sicherte sich Deutschland die Wehrhoheit; es zerbrach 
die stärkste Kette des Versailler Vertrages (siehe Abb. 39). 

In einer Proklamation begründete die Regierung Hitlers vor dem deutschen 
Volk und der Welt Sinn und Bedeutung dieser Entscheidung. Vergeblich erhoben 
die anderen europäischen Großmächte ihre Proteste, vergeblich nahm der Völker- 
bund eine Resolution an, in der ein Bruch der deutschen Verpflichtungen gegen die 
Gemeinschaft der Staaten festgestellt wurde. Die deutsche Reichsregierung pro- 
testierte in einer Note gegen die Meinung der Liga; sie bezeichnete diese als eine 
erneute Diskriminierung und sprach den an ihr beteiligten Regierungen das 
Recht ab, über Deutschland zu richten. 

Inzwischen kamen, ebenfalls im März, der englische Außenminister Sir John 
Simon und der Lordsiegelbewahrer Anthony Eden nach Berlin. Das gemeinsame 
Communiqu® der Besprechungen besagt, daß „eine vollständige Klarstellung der 
beiderseitigen Auffassungen“ erfolgt sei, und hebt hervor, daß „beide Regierungen 
mit ihrer Politik das Ziel verfolgen, den Frieden Europas durch Förderung der 
internationalen Zusammenarbeit zu sichern und zu festigen“. Bei den Bespre- 
chungen mit den Engländern entwickelte Hitler die deutsche Meinung über den 
Ostpaktplan, der vom französischen Außenminister Louis Barthou vorgeschlagen 
und von Sir John Simon unterstützt wurde. Es handelte sich um einen Pakt der 
fünf Ostmächte (Tschechoslowakei, Polen, die Balkanstaaten, Rußland und 
Deutschland), der eine gegenseitige Garantie für die Unversehrbarkeit der Gren- 
zen vorsieht, sowie um einen Pakt zwischen Frankreich, Deutschland und der 
Sowjet-Union, sich gegenseitig gegen den „Angreifer“ zu Hilfe zu kommen. 

Der Führer erklärte sich nicht bereit, einem Pakte beizutreten, der auto- 
matische militärische Beistandsverpflichtungen enthalte. Er sähe darin nicht ein 
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Element der Friedenserhaltung, sondern eher ein Element der Friedensbedrohung. 
Adolf Hitler berührte ferner zum ersten Male die Frage der Wiedergabe der 
Kolonien und eines Flottenabkommens mit Großbritannien (siche Abb. 44). 


Am 21. Mai verkündete der Führer in seiner Reichstagsrede einen großen 
Friedensvorschlag, der in folgenden dreizehn Punkten formuliert wurde: 


l. Ohne gleiche Rechtslage keine Rückkehr nach Genf. 

. Revision nur auf dem Wege einer friedlichen Verständigung. 

. Keine Unterzeichnung von unerfullbar scheinenden Verträgen. 

. Die Ermöglichung einer geregelten Vertragsentwicklung. 

Kein Neuaufbau der europäischen Zusamnienarbeit in den Formen einseitig auf- 
oktroyierter Bestimmungen. 

6. Grundsätzliche Bereitschaft zum Abschluß der Nichtangriffspakte. 

7. Bereitwilligkeit zur Ergänzung des Locarnopaktes durch ein Luftabkommen. 
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. Bekanntgabe der Ausmaße des Aufbaues der deutschen Wehrmacht. 
. Bereitschaft zur Begrenzung der Rüstungen. 

10. Abschaffung der Angritlswaflen. 

Il. Begrenzung der Kaliberstärken der Artillerie. 

12. Streben nach Entgiftung der öffentlichen Meinung. 

13. Klarstellung des Begriffes der innerstaatlichen Einmischung. 


Adolf Hitler schloß mit den Worten: 


„Wir alle wissen, wieviele Millionen kühner und todesmutiger Gegner uns leider im 
Weltkrieg gegenüberstanden. Uns Deutschen aber kann die Geschichte sicherlich öfter 
das Zeugnis ausstellen, daß wir die Kunst des vernünftigen Lebens weniger verstanden 
haben, als die Kunst des anständigen Sterbens ... 

Ich kann die heutige Rede vor Ihnen, meine Mitkämpfer und Vertrauensmänner der 
Nation, nicht besser schließen, als durch die Wiederholung unseres Bekenntnisses 
zum Frieden... Wer in Europa die Brandfackel des Krieges erhebt, kann nur das 
Chaos wünschen. Wir aber leben in der festen Überzeugung, daß sich in unserer Zeit 
nicht erfüllt der Untergang des Abendlandes, sondern seine Wiederauferstehung. Daß 
Deutschland zu diesem großen Werk einen unvergänglichen Beitrag liefern möge, ist 
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unsere stolze Hoffnung und unser unerschütterlicher Glaube! 


Vier Tage später sandte die Reichsregierung den Locarnomächten ein Memo- 
randum über die Unvereinbarkeit des französisch-russischen Paktes vom 9. Mai 
1935 mit dem Rheinpakt. Sie hob den Grundsatz hervor, daß die Bestimmungen 
des zweitgenannten von keinem der Partner durch einen Vertrag mit einem 
dritten Staate rechtswirksam geändert oder interpretiert werden können. Sie 
betonte insbesondere bezüglich des Art. 1 des französisch-runsischen Paktes, daß, 
falls der Völkerbundsrat zu keiner Empfehlung oder einstimmigen Ansicht ge- 
lange, die gegenseitige Hilfeleistung in gleicher Weise zur Anwendung grlange. 


Anfang Juni begannen die deutsch-englischen Flottenverhandlungen. Am 
18. desselben Monats beendete sie ein Notenwechsel, der die getroffenen Ver- 
einbarungen fentlegte. 

Das Abkommen sicht für die Stärke der deutschen Flotte ein Verhältnis 
von 35:100 zur Stärke der britischen Commonwealth-Flotte vor. Dieses Ver- 
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hältnis darf von Flottenbaumaßnahmen anderer Länder nicht beeinflußt wer- 
den. Bei außerordentlichen Baumaßnahmen ist Deutschland berechtigt, Eng- 
land aufzufordern, die Lage zu prüfen. 

Deutschland ist ferner bereit, das festgelegte Stärkeverhältnis gesondert für 
jede Schiffskategorie einzuführen, da die deutsche (wie auch die englische) 
Regierung jenes System der Seerüstungsbegrenzung begünstigt, das eine Höchst- 
tonnage bzw. ein Höchstkaliber für jede Schiffskategorie vorsieht; Deutschland 
steht theoretisch das Recht zu, dieselbe Tonnage an Unterseebooten zu besitzen 
wie das britische Commonwealth. Deutschland verpflichtet sich aber, mit seiner 
Unterseeboottonnage nicht über 45%, der britischen hinauszugehen. Sollte eine 
Lage entstehen, die ein Überschreiten dieser Grenze nach Ansicht des deutschen 
Reiches notwendig macht, hat Deutschland das Recht, der englischen Regierung 
entsprechende Mitteilung zu machen und ist sodann mit einer freundschaftlichen 
Erörterung einverstanden. 

Dieses Übereinkommen wurde im Namen des Reiches vom Präsidenten der 
deutschen Delegation, dem außerordentlichen bevollmächtigten Botschafter 
Joachim v. Ribbentrop, unterzeichnet. Es beschränkt zwar die Entwicklungs- 
möglichkeit der deutschen Kriegsmarine, bietet aber für die Politik Hitlers 
folgende Vorteile: 


l. wurde damit zum erstenmal die formelle Anerkennung der deutschen Auf- 
rüstung erreicht und so die Rückwirkung des Auslandes auf diesen kühnen 
Schritt des Reiches unterbunden; 

2. wurde damit in England jedes Mißtrauen, jede Angst vor einer neuen 
militärischen Rivalität Deutschlands zur See (die nicht zuletzt den Grund des 
Eintritts Großbritanniens in den Weltkrieg bildete) beseitigt; 

3. wurde noch einmal der Welt gezeigt, daß die direkten Verträge zu Zweit 
leichter zu bewerkstelligen sind als Kollektivverträge; 

4. wurde so ein Beispiel für einen außerhalb des Völkerbundes zustande ge- 
kommenen Vertrag über die Rüstungsbeschränkungen gegeben und ein wirk- 
samer Beitrag zum Frieden geleistet. 


Sicher bedeutet dieses Abkommen für das Reich ein Opfer. Aber das Volk 
hat dieses Opfer richtig verstanden und als eine Notwendigkeit für die deutsch- 
englischen Beziehungen im Rahmen der deutschen Friedenspolitik aufgefaßt. 
Hitler hat die Notwendigkeit herzlicher Beziehungen zu London in seinem Buch 
„Mein Kampf“ erläutert; sie bildet einen Grundzug seiner auswärtigen Politik. 


Das Jahr 1936 


Am 27. Februar ratifizierte die französische Kammer mit 353 gegen 164 Stim- 
men den französisch-sowjetrussischen Pakt. Am 7. März marschierten deutsche 
Truppen in die entmilitarisierte Rheinlandzone ein; den Signaturmächten des 
Locarnovertrages (vom 16. Oktober 1925), nämlich Frankreich, Belgien, Italien 
und Großbritannien, wurde mitgeteilt, daß Deutschland infolge dieser Ratifi- 
zierung „im Interesse des primitiven Rechts eines Volkes auf Siche- 
rung seiner Grenzen und zur Wahrung seiner Verteidigungsmög- 
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lichkeiten die volle und uneingeschränkte Souveränität des Rei- 
ches in der entmilitarisierten Zone des Rheinlandes wiederher- 
gestellt habe“ (siche Abb. 40 u. 41). 

Im deutschen Memorandum hieß es, daß der Locarnovertrag wegen des Ver- 
trages Paris-Moskau seinen Sinn verloren und praktisch aufgehört habe zu be- 
stehen: Deutschland sehe sich daher nicht mehr an diesen Pakt gebunden, be- 
sonders da er seine Ergänzung in einem parallel gestalteten Bündnisvertrag 
zwischen der Tschechoslowakei und der Sowjet-Union gefunden habe. 

Um aber jeder Mißdeutung ihrer Absichten vorzubeugen und den rein defen- 
siven Charakter dieser Maßnahmen zu betonen, um ferner ihrer Sehnsucht nach 
einer Befriedung Europas Ausdruck zu verleihen, erklärte sich die deutsche 
Reichsregierung bereit, auf der Grundlage folgender Vorschläge neue Verein- 
barungen über die europäische Friedenssicherung zu treffen: 


l. Bildung einer beiderscitigen entmilitarisierten Zone zwischen Frankreich und 
Deutschland. 

. Abschluß eines Nichtangriffspaktes zwischen Deutschland, Frankreich und Belgien 
für die Dauer von 25 Jahren. 

. Unterzeichnung dieses Vertrags durch England und Italien als Garantiemächte. 

. Einbeziehung der Niederlande in diesen Vertrag. 

. Abschluß eines Luftpaktes zwischen den Westmächten. 

. Abschluß eines Nichtangriffspaktes ähnlich wie mit Polen mit den im Osten an 
Deutschland grenzenden Staaten einschließlich Litauens. 

. Wiedereintritt Deutschlands in den Völkerbund in der Erwartung, daß im Laufe 
einer angemessenen Zeit auf dem Wege freundschaftlicher Verhandlungen die 
Fragen der kolonialen Gleichberechtigung und des Völkerbundstatuts von ihrer 
Versailler Grundlage gelöst werden. 
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Auf diese Weise sprengte Hitler die zweite der stärksten Fesseln von Ver- 
sailles und stellte die Welt vor eine neue „Überraschung“. Sein Friedensplan 
fand leider im Ausland bisher nicht die Anerkennung, die er verdient. Es setzte, 
wie ein Jahr früher bei der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, ein diplo- 
matischer Kampf gegen Deutschland ein. Im Gegensatz zum Jahre 1935 be- 
teiligte sich Italien nur im Anfang daran, die Neutralität Deutschlands im Ita- 
lienisch-Abessinischen Krieg zeigte jetzt ihre Wirkung. 

Deutschland wurde durch die Londoner EntschließBung des Völkerbundrates 
vom 19. März „verurteilt“, weil es gegen Artikel 43 des Versailler Vertrages 
verstoßen habe. Gegen diesen Beschluß legte der Botschafter v. Ribbentrop 
sofort Protest ein. Am 3. April teilte Mr. Eden, der Minister des Auswärtigen, 
im Unterhaus mit, daß „dJie Britische Regierung, obwohl sie bisher nur Zeit für 
ein Vorstudium gehabt habe, die letzten Vorschläge Hitlers als höchst bedeut- 
sam ansehe“, 

Das deutsche Volk bewies seinerseits durch die Reichstagswahl vom 29. März, 
daß es mit der Entschlicßung des Führers einverstanden war. 


Das diplomatische Ringen der Locarno-Signaturmächte führte zu General- 
stabsberprechungen zwischen Frankreich, England und Belgien, deren Inhalt 
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nicht bekanntgegeben worden ist. Es wurde durch die Londoner Konferenz 
dieser Mächte (ohne Italien) am 23. Juni beendet. Man beschloß die Einberu- 
fung einer Fünfmächtekonferenz, deren Vorbereitungen heute noch nicht be- 
endet sind, weil sich inzwischen zwei andere wichtige außenpolitische Er- 
eignisse in den Vordergrund geschoben haben: die für Italien erfolgreiche Be- 
endigung des abessinischen Krieges und der Ausbruch des spanischen Bürger- 
krieges. 

Deutschlands neutrales, Italien während des Krieges in Äthiopien und im 
Kampf gegen die Sanktionen förderndes Verhalten mußte zu einer Annäherung 
Rom-Berlin führen. Die italienische Politik zeigte sich in der österreichischen 
Frage entgegenkommend. Deutschland vermochte mit Wien das Abkommen 
vom 11. Juli zu schließen. Die Regierungen erklärten sich einverstanden, ihre 
Beziehungen wieder freundschaftlich zu gestalten; sie glaubten, auf diese Weise 
am besten den wechselseitigen Interessen der beiden Staaten wie dem euro- 
päischen Frieden zu dienen. Deutschland erkannte die Souveränität des Bundes- 
staates Österreich an; dieser wird seine Politik stets nach der Tatsache gestalten, 
daß Österreich sich als deutscher Staat bekennt. 

Durch dieses Abkommen werden die römischen Protokolle aus den Jahren 1934 
und 1936 sowie die Stellung Österreichs zu Italien und Ungarn als den Partnern 
dieser Protokolle nicht berührt. Die beiden Regierungen betrachten die innen- 
politische Gestaltung des anderen Landes, einschließlich des österreichischen 
Nationalsozialismus, als eine Angelegenheit, auf die sie in keiner Weise ein- 
wirken wollen. 

Mit diesem Vertrag verschwand endlich ein Zwist, der zwei deutsche Staaten 
einander entfremdet hatte. Der deutsche Charakter der Partner bot ausreichen- 
den Grund für Opfer auf beiden Seiten. Das Aufhören eines Zustandes, der 
politisch und seelisch auf der Grenzbevölkerung beider Länder gelastet hatte, 
war eines solchen Einsatzes wert. 

Auch beim Abschluß dieses Abkommens zeigte sich, wie schon beim deutsch- 
polnischen Vertrage und dem deutsch-englischen Flottenabkommen, daß wieder 
die Methode der direkten zweiseitigen Verständigung zum Ziele geführt hat. 

Das Abkommen bedeutet keine „neue Konstellation‘; der Vertrag sieht vor, 
daß die römischen Abkommen Österreichs mit Italien und Ungarn in keiner 
Weise angetastet werden. Ein Abschwenken Wiens von dieser politischen Linie 
ist nicht erfolgt. Auch für Deutschland bedeutet das Abkommen kein Ab- 
weichen von seiner Politik, Freundschaft mit den Nachbarn zu suchen, alle 
Störungsfaktoren zu beseitigen und zu einem richtig verstandenen Kollektiv- 
frieden beizutragen. 


Infolge der freundlichen Haltung Roms besuchte der junge italienische 
Minister des Auswärtigen, Graf Ciano, am 19. Oktober Berlin. Nach festlichem 
Empfang hatte er einen eingehenden Gedankenaustausch mit Reichsaußen- 
minister v. Neurath und anderen führenden Persönlichkeiten. Der Führer 
teilte ihm in Berchtesgaden mit, daß Deutschland das italienische Kaiserreich 
Äthiopien in aller Form anerkenne. 
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Graf Ciano erklärte, daß die Verhandlungen über die Ersetzung des Locarno- 
vertrages sowie über die verschiedenen Seiten des Völkerbundproblems über- 
prüft worden seien; die Behandlung dieser Fragen solle auch fernerhin in freund- 
schaftlicher Fühlungnahme erfolgen. Deutschland und Italien seien ferner zur 
Erkenntnis gelangt, daß die nationale Regierung des Generals Franco vom 
festen Willen des spanischen Volkes im größten Teil des Staatagebietes getragen 
werde. Italien und Deutschland hegten den Wunsch, daß Spanien in seiner 
nationalen wie kolonialen Integrität bald die ihm gebührende Stelle einnähme. 

Außerdem sei beschlossen worden, die kulturellen Beziehungen zwischen 
Deutschland und Italien intensiver zu gestalten. Im Zusammenhange mit der 
Anerkennung des italienischen Imperiums von Äthiopien habe eine Regelung 
der italienisch-deutschen Wirtschaftsbeziehungen in Bezug auf Äthiopien statt- 
gefunden!). 

Graf Ciano nahm in Berlin an einer Kundgebung der Hitler- Jugend teil, in 
der die Errichtung je eines Institutes für deutsch-italienische Jugendführung 
in Rom und Berlin angekündigt wurde. 

Dieser Besuch bildete den Ausgangspunkt für eine Reihe von Reisen, die her 
vorragende Persönlichkeiten der Politik, der Wirtschaft, der Wehrmacht usw. 
von Berlin nach Rom und von Rom nach Berlin führten. 

In seiner „illusionslosen‘“ Mailänder Rede am 1. November sagte Mussolini, 
die „Vertikale Berlin-Rom sei nicht eine Schnittlinie, sondern vielmehr eine 
Achse, an welcher alle europäischen Staaten, die von dem Willen der Zusammen- 
arbeit und des Friedens beseelt sind, festhalten können“, 

So fand auch ein weiterer der von Hitler in seinem Buch „Mein Kampf“ auf- 
geführten Wünsche seine Erfüllung, nämlich der Wunsch einer „Entente Cordiale“ 
mit Italien. 


Der Monat November brachte drei für die deutsche Politik der Freiheit und 
des Friedens wichtige Ereignisse. 

Das erste besteht in der Wiederherstellung der Reichshoheit über die 
deutschen Ströme. 

Am 15. November übermittelte die Wilhelmstraße den Regierungen, die auf 
Grund des Versailler Vertrages in der internationalen Strom-Kommission für 
den Rhein, die Donau, die Elbe und die Oder vertreten waren, eine Note. In 
dieser hieß es, daß die Bestimmungen des Vertrages dem Grundgedanken der 
Gleichberechtigung auf dem Gebiete der Binnenschiffahrt widersprächen und 
ein einaeitiges, für Deutschland nachteiliges System darstellten. Da die deutschen 


1) Tatsächlich wurde im Januar 1937 die Gründung der „Societä Anonima Mineraria Afrıca 
Orientale Italiana” (Ost-Afrikanisch-Italienische Minengesellschaft A.-G.) in Mailand mit einem 
Kapital von 50 Millionen Lire angekündigt, das bis zu 200 Millionen vermehrt werden kann, 
mit dem Zweck, die Bodenschätze Äthiopiens auszubeuten. Die deutsche Technik und Finanz 
stellen in weitestem Ausmaße ihre Mitarbeit zur Verfügung und haben ein Vorzugsrecht auf 25°, 
der wirtschaftlichen Ausbeute. Die Gesellschaft beabsichtigt, besonders die Gebiete von Wollcga, 
sowie West- und Ostharrar nach Kohle-, Eisen, Kupfer- und Bleivorkommen unter Führung 
des bekannten deutschen Geologen Prof. Leo v. zur Mühlen zu erforschen. 
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Bemühungen um die Beseitigung dieser unerträglichen Regelung erfolglos ge- 
blieben seien, könne die deutsche Regierung die derzeitige Lage nicht noch 
länger hinnehmen. Sie erkenne daher die im Versailler Vertrag enthaltenen 
Bestimmungen über die auf deutschem Gebiet befindlichen Wasserstraßen und 
die Verwaltung des Kieler Kanals nicht mehr als bindend an. Gleichzeitig 
kündigte die Reichsregierung die am 4. Mai unterzeichnete Rheinschiffahrtakte. 

Damit höre die Mitarbeit Deutschlands an der Versailler Strom-Kommission 
auf. Die Schiffahrt auf den deutschen Wasserstraßen stehe allen Staaten offen, 
die mit Deutschland in Frieden leben; es finde kein Unterschied in der Behand- 
lung deutscher und fremder Schiffe statt. Voraussetzung hierfür sei die Ge- 
währung der Gegenseitigkeit. 

‘ Durch diesen Schritt Hitlers wurde eine der letzten Fesseln des Versailler 
Vertrages beseitigt. 

Das zweite Ereignis dieses Monats brachte der Staatsbesuch des österreichi- 

schen Staatssekretärs für auswärtige Angelegenheiten, Dr. Guido Schmidt, 
der lange Unterredungen mit dem Außenminister v. Neurath hatte und dann 
vom Führer empfangen wurde. Probleme politischer, wirtschaftlicher und kul- 
tureller Natur bildeten den Gegenstand der Besprechungen. Der Ausbau der 
Handelsbeziehungen sollte alsbald in Angriff genommen werden. Es zeigte sich, 
daß sich bei Wahrung der Grundsätze des Abkommens vom 11. Juli die Mög- 
lichkeit ersprießlicher Zusammenarbeit auf vielen Gebieten ergäbe. 
- Als drittes Ereignis ist das Abkommen zu nennen, welches am 25. November 
in Berlin vom japanischen Botschafter und dem Botschafter v. Ribbentrop 
gegen die kommunistische Internationale unterzeichnet wurde. Die beiden 
Staaten haben erkannt, daß das Ziel der kommunistischen Internationale die 
Zersetzung und Vergewaltigung der bestehenden Staaten ist; sie sind über- 
zeugt, daß eine Einmischung der Komintern in die inneren Verhältnisse der 
Nationen ebenso deren inneren Frieden und soziales Wohlleben gefährdet, wie 
den Weltfrieden überhaupt bedroht. Sie haben beschlossen, sich gegenseitig 
über die Tätigkeit der kommunistischen Internationale zu unterrichten, über 
die notwendigen Abwehrmaßnahmen zu beraten und diese in enger Zusammen- 
arbeit durchzuführen. Andere Staaten, deren innerer Friede durch die Zer- 
setzungsarbeit der kommunistischen Internationale bedroht erscheint, werden 
eingeladen, an diesem Abkommen teilzunehmen, Das Abkommen gilt für die 
Dauer von fünf Jahren. 

Ein Zusatzprotokoll bestimmte die Bildung einer ständigen Kommission der 
beiden Länder. Die zuständigen Behörden sollten strenge Maßnahmen gegen 
alle im In- oder Auslande direkt oder indirekt für die kommunistische Inter- 
nationale Arbeitenden ergreifen. 

Die Gründe für dieses Abkommen lagen im Beschluß des siebenten Komintern- 
kongresses, eine „Einheitsfront zur Bekämpfung des Faschismus und Imperialis- 
mus“ zu bilden, die sich hauptsächlich gegen Japan, Deutschland und Polen 
richtete. Dadurch erwies sich die Tätigkeit der Komintern als international; 
also mußten auch die Gegenmaßnahmen in internationaler Zusammenarbeit 
zetroffen werden. 
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Die von Hitler und den anderen Rednern zwei Monate vorher auf dem Reichs- 
parteitag in Nürnberg ausgesprochenen Gedanken fanden in diesem Abkommen 
ihre erste rasche Anwendung. 

Unter den wichtigen Ereignissen dieses Jahres ist das „Waren- und Zahlungs- 
abkommen‘“ mit Litauen vom 5. August zu erwähnen. Es ist in der Absicht ge- 
schlossen worden, eine Entspaunung zwischen den beiden Ländern herbeizu- 
führen und ihre politischen Beziehungen zu fördern. Diese friedliche Politik 
Deutschlands seinen Nachbarstaaten gegenüber fand in Angeboten der Neu- 
tralitätsgarantie an Belgien, Holland, Luxemburg und die Schweiz ihre Be- 
kräftigung. 


Das Jahr 1937 (bis 30. Januar) 


Das Jahr begann mit einer Reise des Ministerpräsidenten General Göring 
und seiner Gemahlin nach Italien. Hitlers Mitarbeiter erhielt eine Audienz 
beim König und hatte mehrere Unterredungen mit dem Duce und dem Grafen 
Ciano. Diese beschäftigten sich mit den aktuellen internationalen Problemen, 
besonders mit dem spanischen Bürgerkrieg. Auf einem Presseempfang in Capri 
betonte General Göring, daß die Achse Berlin-Rom sich als festes Gefüge im 
Friedensaufbau zeigen werde; durch den festen Willen, die internationale Lage 
zu entwirren, wolle Deutschland dazu beitragen, den auf’s Neue bedrohten 
Frieden Europas zu festigen (siche Abb. 43). 

Die praktische Folge dieser Besprechung bestand in der Übereinstimmung 
der Antworten, die Italien und Deutschland am 25. Januar auf das Memoran- 
dum Großbritanniens wegen eines Freiwilligen-Verbotes für Spanien erteilten. 

Schon früher batten die beiden Regierungen ein Verbot der indirekten Ein- 
mischung (finanzielle Hilfe, Propaganda, Entsendung von Freiwilligen) vor- 
geschlagen; aber dieser Vorschlag war nicht in Erwägung gezogen worden. 
Jetzt erklärten sie sich bereit, ein neues Gesetz zu erlassen; allen Personen, 
die sich zur Teilnahme am Bürgerkrieg nach Spanien begeben wollten, sollte 
die Einreise verboten werden. Die Noten wiesen auf die Vorschläge der beiden 
Regierungen hin, alle nichtspanischen Teilnehmer einschließlich aller Agitatoren 
und Propagandisten aus Spanien zu entfernen. 

Diese Antwort erfolgte, als die ausländische Presse Beschuldigungen gegen 
Deutschland wegen der Anwesenheit deutscher Truppen in Spanisch-Marokko 
erhob. Die Antwort brachte für die Welt eine gewisse Beruhigung. Es muß er- 
wähnt werden, daß es einem Gespräch des Führers mit dem französischen 
Botschafter Frangois-Poncet auf dem Neujahrsempfang des diplomatischen 
Korps, sowie der objektiven Haltung der französischen und englischen Regie- 
rungen zu danken ist, daß der Zwischenfall keine schweren internationalen 
Folgen zeitigte. Von nun ab verfolgten Berlin und Rom in der spanischen Frage 
in gegenseitiger Übereinstimmung die gleichen Wege. 


Die vier Jahre nationalsozialistischer Regierung schlossen am 30. Januar 1937 
mit einer Friedensrede llitlers vor dem Reichstag. Der Führer legte über die 
auf allen Gebieten des nationalen Lebens erzielten Ergebnisse Rechenschaft ab. 
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Er stellte fest, daß die nationalsozialistische Erhebung das größte Wunder voll- 
bracht, und die innere Ordnung des deutschen Volkes sowie der Wiederaufbau 
des deutschen Heeres ihr die Möglichkeit gegeben habe, jene Fesseln abzustreifen, 
die Deutschland als das tiefste Schandmal empfinden mußte, das jemals einem 
Volk aufgebrannt worden war. Dann verkündete der Führer seine Absicht, nun- 
mehr den Prozeß der deutschen Gleichberechtigung abzuschließen. Das aber 
konnte erst geschehen, nachdem vorher zwei andere Entscheidungen getroffen 
worden waren, nämlich: 

1. Die Deutsche Reichsbahn und die Reichsbank unter die Hoheit des 
Reiches zu stellen. 

Mit dieser Entscheidung sind die letzten internationalen Bindungen der deut- 
schen Währungsgesetzgebung weggefallen. Eine Periode bitterer Erinnerungen 
für die Reichsbank ging zu Ende: jede Form einer Auslandabhängigkeit be- 
deutet für die Währungsbank eines national-bewußten Volkes eine Entwürdigung. 
Die deutsche Reichsbahn ist nach der Beseitigung aller privaten Anteile eine 
staatliche Einrichtung geworden. 

2. Die deutsche Unterschrift von der seinerzeit einer schwachen Regierung 
wider deren besseres Wissen abgepreßten Erklärung, daß Deutschland die 
Schuld am Kriege trage, feierlich zurückzuziehen. 

Obwohl diese Erklärung nur eine Geste darstellte, war doch ihre moralische 
Wirkung groß, da der Wortlaut des Art. 231 des Versailler Vertrages (Anerken- 
nung der Alleinschuld und Wiedergutmachung aller Schäden) schwer auf dem 
Nationalgefühl des deutschen Volkes lastete. 

Deutsche Historiker und Schriftsteller haben sich hauptsächlich auf Grund 
der nach dem Krieg herausgegebenen Veröffentlichungen aus den russischen 
Geheimarchiven bemüht, den geschichtlichen Irrtum dieses für das Reich be- 
leidigenden Artikels zu beweisen. Auch im Ausland sind Untersuchungen dieser Art 
angestellt worden, die für Deutschland günstige Erfolge erzielten. Trotz allem 
hat dieser Irrtum weiter das Urteil vieler Staatsmänner getrübt, und jeder 
Versuch Deutschlands, eine Revision des Art. 231 zu erzielen, war gescheitert. 

Hitler erklärte in seiner Rede, die Zeit der sogenannten „Überraschungen“ 
sei abgeschlossen. Als gleichberechtigter Staat werde Deutschland, seiner europäi- 
schen Aufgabe bewußt, nunmehr an der Lösung der internationalen Probleme 
mitarbeiten. 

Mit diesen Worten des Führers endet ein Zeitabschnitt, der am 28. Juni 1914 
begann. Für Deutschland, für ganz Europa umschließt er Kriege und Re- 
volutionen, Elend und Leiden, die in den Annalen der Geschichte kaum ihres- 
gleichen haben. Eine neue Ära beginnt; wir alle hoffen, daß sie trotz der inter- 
nationalen Schwierigkeiten der Gegenwart eine bessere sein wird. 

Der Führer hat sein Versprechen gehalten, Deutschland die Gleichberechtigung, 
die Freiheit und die nationale Ehre wiederzugeben. 


IV. 


Bevölkerungspolitik und Rassenpflege 


Mit Absicht wende ich mich aus zwei Gründen unmittelbar nach der Innen- 
und Außenpolitik zur Bevölkerungsfrage und zur Rassenpflege: 1. weil die Lösung 
dieser Probleme einen Grundpfeiler nationalsozialistischer Weltanschauung bil- 
det; 2. weil diese Fragen die leidenschaftlichsten Erörterungen in der Weltöffent- 
lichkeit hervorgerufen haben. 

Das kann nicht wundernehmen. Denn das neue Deutschland ist hier Wege 
gegangen, die im einzelnen ohne Vorbild sind, seine Ziele befinden sich in stärk- 
stem Gegensatz zu den Grundsätzen der anderen Länder. Daher verfolgte das 
Ausland diese deutsche Entwicklung mit Mißtrauen und sogar Feindseligkeit, 
wie es übrigens bei allen neuen, die menschliche Ordnung revolutionierenden 
Maßnahmen der Fall ist, deren wahre Natur man nicht kennt, ebenso wenig wie 
die Gründe, die sie rechtfertigen. 

Die Rückwirkung war umso stärker, als die Bevölkerungs- und Rassenpolitik 
Adolf Hitlers die deutschen Juden getroffen hat, die rassenmäßig mit zahlreichen 
mächtigen Auslandskreisen verbunden sind; bei diesen mußte ihr Schicksal 
selbstverständlich ein Gefühl von Mitleid und Solidarität erwecken. Ein Teil 
von ihnen verlieB Deutschland und fühlte sich dann naturgemüß zur Propa- 
ganda gegen die deutsche Regierung getrieben. So erhielt die öffentliche Mei- 
nung über den Charakter dieser nationalsozialistischen Politik sowie über die 
Lage der im Reich verbliebenen jüdischen Bevölkerung nicht immer ganz richtige 
Informationen. 

Ich muß alle über diese beiden Punkte angestellten Forschungen mit größter 
Objektivität würdigen, will mich durchaus nach den Grundsätzen dieses Buches 
auf feststehende Tatsachen beschränken und mich in dieser vom sozialen wie 
vom menschlichen Standpunkt sehr heiklen Frage jeder persönlichen Meinung 
enthalten. 


Die nationalsozialistische Ansicht über Rassenhygiene 


Nach der nationalsozialistischen Weltanschauung versteht man unter „Rasse“ 
eine Gruppe von Menschen, die sich durch gemeinsame, in der gleichen Zusam- 
mensetzung sonst nicht vorhandene körperliche und geistige, blutsmäßig be- 
dingte Eigenschaften von anderen Menschengruppen unterscheiden. Je mehr 
die Eigenschaften verschiedener Rassen miteinander übereinstimmen, desto näher 
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sind die Rassen verwandt. So weisen die in Europa heimischen Rassen, die 
nordische, fälische, westische, dinarische, ostische und ostbaltische Rasse, sämt- 
lich ähnliche körperliche und geistige Eigenschaften auf. 

Ist Rasse ein naturwissenschaftlicher Begriff, so ist Volk ein geschichtlich- 
kultureller Begriff. Unter „Volk“ verstehen die Nationalsozialisten eine Gruppe 
von Menschen, die durch Blutsverwandtschaft, gleiches Schicksal, gemeinsamen 
Siedlungsraum, gleiche Sprache und gleiche Kultur miteinander verbunden und 
sich dieser Verbundenheit als Schicksal- und Blutsgemeinschaft bewußt sind. 
Niemand kann als Angehöriger eines Volkes betrachtet werden, der einer Rasse 
angehört, die nicht mit derjenigen verwandt ist, aus der sich das Volk zu- 
sammensetzt. 

Eine Einheit von Rasse und Volk hat in geschichtlicher Zeit nicht mehr 
bestanden. Auch das deutsche Volk bildet nicht etwa eine eigene deutsche Rasse. 
Vielmehr sind in ihm alle europäischen Rassen vertreten, jedoch stellt die nor- 
disch-fälische Rasse sein gemeinsames Grundelement dar. Sie bestimmt den 
deutschen Volkscharakter, hat also dem deutschen Volk die arteigene Prägung 
verliehen. 

Der Begriff „nordisch“ ist nicht örtlich oder geographisch zu verstehen, son- 
dern erklärt sich aus der nordischen Heimat dieser Rasse. Andere typisch nor- 
dische Rassen sind die Skandinavier, Holländer, Engländer und Nordamerikaner, 
die man als „Germanen“ bezeichnen kann, Diese gehören zu der Völkerfamilie 
der Indogermanen, auch „Arier‘‘ genannt,.ebenso wie in Europa die Romanen, 
Griechen, Slawen und Kelten. 


Nach der Lehre der nationalsozialistischen Biologen vererben sich alle Eigen- 
schaften eines Menschen auf seine Nachkommen: in den Kindern finden sich 
daher die Eigenschaften der Eltern wieder. Bei einer Blutmischung zwischen 
Angehörigen derselben Rasse werden nur die eigentümlichen Eigenschaften dieser 
Rasse vererbt. Die so erzeugten Menschen sind daher körperlich und geistig 
ausgeglichen: in dieser Harmonie ihres Seins liegt die Quelle ihrer Kraft und 
Leistung. 

Da auch bei Angehörigen verwandter Rassen Eigenschaften zusammentreffen, 
die sich ergänzen, sind auch die aus dieser Blutmischung entstehenden Menschen 
zu voller Entfaltung ihrer Kraft befähigt. Eine Blutmischung zwischen An- 
gehörigen nichtverwandter Rassen führt zu einem anderen Ergebnis. Eigen- 
schaften treffen zusammen, die sich nicht miteinander vereinbaren lassen: in 
ihrem Träger treten innere Spannungen auf, die ihn seiner vollen Leistungsfähig- 
keit berauben und ihn wegen des vorliegenden inneren Bruchs für die Allgemein- 
heit trotz möglicher Befähigung im einzelnen wenig erwünscht ersclıeinen lassen. 

Die Reinhaltung des deutschen Blutes ist daher nach nationalsozialistischer 
Auffassung für das neue Deutschland die wichtige Voraussetzung für die 
innere Stärke und die Leistungsfähigkeit des deutschen Volkes. 

Hitler hat diese Pflicht klar in dem Satz zum Ausdruck gebracht: „Die Sünde 
wider Blut und Rasse ist die Erbsünde dieser Welt und das Ende einer sich 
ergebenden Menschheit.“ In seinem Werk „Mein Kampf“ schrieb er: 


„Die Blutvermischung und das dadurch bedingte Senken des Rassenniveaus ist die 
alleinige Ursache des Absterbens alter Kulturen. Denn die Menschen gehen nicht an 
verlorenen Kriegen zugrunde, sondern am Verlust jener Widerstandskraft, die nur dem 
reinen Blute zu eigen ist. Was nicht gute Rasse ist auf dieser Welt, ist Spreu. Alles welt- 
geschichtliche Geschehen ist nur die Äußerung des Selbsterhaltungstriebes der Rassen 
im guten oder schlechten Sinne.“ 


Staatliche Maßnahmen erscheinen Adolf Hitler notwendig, da das deutsche 
Volk zahlenmäßig nicht zu-, sondern abnahm und in seiner Geburtenziffer 
zurückging. 

Über diese Tatsache bestehen im Ausland zum Teil irrige Vorstellungen. Die 
deutsche Bevölkerung ist zwar von 1810 bis jetzt von 42 Millionen auf 67 Millionen 
angewachsen: Aber schon lange nahmen die Geburtenziffern ununterbrochen ab, 
so daß ein Geburtenüberschuß nur durch die Senkung der Sterbeziffern, also 
die Verlängerung der Einzelleben zu erzielen war. Da diese Sterbeziffern sich 
nicht unaufhörlich senken lassen, so vermochte eines Tages die weiter ab- 
fallende Geburtenziffer nicht mehr zum weiteren Wachstum, ja nicht mehr zur 
Erhaltung des Volksbestandes auszureichen. 

Deutschland konnte im Jahre 1900 rund 2 Millionen Geburten verzeichnen, 
im Jahre 1933 betrug deren Anzahl zum erstenmal weniger als 1 Million. Das 
bedeutet, auf das Bevölkerungstausend berechnet, eine Senkung der Geburten- 
ziffern von mehr als 30 auf weniger als 15°',, (Frankreich, das sogenannte 
klassische Land des Geburtenrückganges, brachte es zur gleichen Zeit noch auf 
17,3%, Geburten!). . 

Ein Vergleich der Geburtenziffern mit den Sterbeziffern der betreffenden Jahre 
— erzielt unter Berücksichtigung des Altersaufbaues, der nächstens eine schr 
starke Erhöhung der Sterbefälle in Deutschland herbeiführen muß — zeigt, daß 
seit 1926 kein Geburtenüberschuß, sondern ein Geburtendefhizit besteht. Im Jahre 
1933 fehlte bereits rund ein Drittel an der Geburtenzahl, die erforderlich ist, 
um den bloßen Bestand der deutschen Bevölkerung zu erhalten. 

Bei Fortbestehen dieser unzureichenden Geburtenziffern mußte ein erheblicher 
Rückgang der deutschen Bevölkerungsziffer unvermeidlich sein. Nach den vor- 
sichtigen Berechnungen des Statistischen Reichsamts ergab sich die Tatsache, 
daß die Zahl der deutschen Reichsbevölkerung im Jahre 2000 nur rund 47 Mil. 
lionen betragen würde, wenn sich keine Änderung durchführen ließe. 

E.nergische Maßnahmen schienen erforderlich, um die Rassenmischung, das 
heißt einen der Vorgänge biologischer Art, die zur Zerstörung rassischer Kraft 
und zur Vernichtung der Grundlagen von Staat und Kultur führen, unmöglich 
zu machen. 

Da die Juden als einzige nichtarische Rasse in Deutschland leben, deckt sich 
die Rassenfrage mit der Judenfrage. Die nationalsozialistische Regierung traf 
in der Form eines rassenpolitischen Programms verschiedene Maßnahmen, welche 
die Juden von den Ariern zu trennen, also die Möglichkeiten einer Berührung 
zwischen den beiden Rassen zu vermindern bestimmt waren. 

Eine endgültige Lösung hat die Rassen- und damit insbesondere die Juden- 
frage im Nürnberger Gesetz vom 15. September 1935 „zum Schutz dcs 


— 890 — 


deutschen Blutes und der deutschen Ehre“ sowie in dessen Ausführungs- 
verordnungen gefunden. 

Diesem Gesetz ging ein Runderlaß des Reichsministers für Wissenschaft, Er- 
ziehung und Volksbildung über die Errichtung gesonderter jüdischer Schulen 
voran. Es verbietet Eheschließungen zwischen Juden und Staatsangrhörigen 
deutschen oder artverwandten Blutes. Ehen, die zur Umgehung dieses Gesetzes 
im Auslande geschlossen werden, sind nichtig. Zuwiderhandelnde werden mit 
Zuchthaus bestraft. Der außereheliche Verkehr mit Juden ist Ariern verboten und 
für den männlichen Partner mit Zuchthaus bedroht wie die Eheschließungen. 
Aus diesem Verbot ergibt sich die Bestimmung, daß in jüdischen Haushaltungen 
keine weiblichen Hausangestellten deutschen oder artverwandten Blutes unter 
45 Jahren eingestellt werden dürfen. Für die Ehe zwischen Halbjuden und 
Deutschen ist eine besondere Genehmigung notwendig: Vierteljuden dürfen nur 
Deutsche heiraten. 

Die Kinder aus den Ehen zwischen Halbjuden und Deutschen werden Viertel- 
juden und die Kinder der Vierteljuden Achteljuden, die im Sinne des Gesetzes 
über die Reichsbürger als deutschblütig gelten. 

Bei der nationalsozialistischen Machtübernahme gab es in Deutschland 
500000 Juden, 200000 Halbjuden und 100000 Vierteljuden. Diese Zahlen be- 
weisen, wieviel stärker gerade in jüngster Zeit die Vermischung mit jüdi«chem 
Blut geworden war. 

Reichsminister Dr. Frick, dem die Initiative zu diesem Gesctz zu verdanken 
ist, erklärte in einer Rede vor dem Sachverständigenbeirat, daß sich die gr- 
bildete Jugend des Wertes der deutschen Erbverfassung bewußt sein, Rasscn- 
reinheit bewahren und durch geeignete Gattenwahl eine höhere Entwicklung 
der eigenen Art und Familie anstreben müsse. Ehen mit Fremdrassigen legten 
den Grund für seelische und geistige Entartung, sowie für die Entfremdung 
vom eigenen Volk. Familien- und Rassenkunde seien zu pflegen, damit die Blüte 
der Familie mehr als Reichtum und Bequemlichkeit gelte. Die Deutschen müß- 
ten den Mut haben, ihren Volkskörper nach seinem Erbwert zu gliedern, um 
dem Staat geeignete Führer zur Verfügung zu stellen. 

So sind entscheidende Maßnahmen für eine vollständige Trennung der beiden 
Rassen durchgeführt worden. 


Das nationalsozialistische Gesundheitswesen 


Die Rassenpolitik der Regierung beschränkt sich nicht auf Verhinderung der 
Blutmischung: Sie versucht für einen gesunden und zahlreichen Nachwuchs 
Sorge zu tragen und die Zerstörung der rassischen Kraft durch das Anschwellen 
untauglicher Erbanlagen und den Rückgang der Bevölkerungsziffer zu ver- 
hindern. 

Dr. Frick hat verschiedene notwendige Maßnahmen durchgeführt: die wichtig- 
sten mögen hier folgen. 

Da man nach Dr. Fricks Meinung erst dann von einer neuen Zeit und einer 
aufbauenden Bevölkerungs- und Rasaenpolitik reden kann, wenn der Staat die 
Vorsorge für die noch nicht Geborenen anstrebt, wurde aın 18. Oktober 1935 
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das sogenannte „Ehegesundheitsgesetz‘“ verabschiedet. Es verbietet Ehen, 
die infolge von Krankheit eines der Verlobten den Keim zu Not und Elend 
der Ehegatten und ihres Nachwuchses in sich tragen. In Zukunft wird keine 
Ehe ohne Vorlage eines vom zuständigen Gesundheitsamt auszustellenden Ehe- 
tauglichkeitszeugnisses geschlossen werden können. 

Um die Ausgaben für asoziale, minderwertige und hoffnungslose Erbkranke 
herabzusetzen und die Fortpflanzung der schwer erblich belasteten Personen 
zu verhindern, wurde durch das „Gesetzzur Verhütungerbkranken Nach- 
wuchses“ vom 14. Juli 1935 die Möglichkeit zur freiwilligen oder vom zustän- 
digen Amtsarzt beantragten Unfruchtbarmachung von Personen geschaffen, die 
mit bestimmten Erbkrankheiten belastet sind. 

Dieses Gesetz fand viel Widerspruch in der Welt. Man befürchtete einen 
Mißbrauch der gesetzlichen Bestimmungen, da man das genau vorgeschriebene 
Verfahren nicht kannte, das jede Entscheidung über eine Sterilisierung von dem 
übereinstimmenden Urteil medizinischer und juristischer Fachleute abhängig 
macht. Man bezweifelte auch das Recht des Staates, so tief in das Leben des 
einzelnen einzugreifen. Darauf erwidern die Nationalsozialisten, daß die Un- 
fruchtbarmachung den durch sein eigenes Leiden schwer betroffenen erbkranken 
Menschen davor bewahre, sein trauriges Schicksal in dem seinen Kindern ver- 
erbten Übel aufleben zu sehen. Es hat sich gezeigt, daß die große Mehrzahl 
aller unfruchtbar gemachten Personen dem Gesetz und seinen Maßnahmen völlig 
freiwillig zustimmte. 


„Das Gesetz“, sagte Dr. Frick auf dem internationalen Kongreß für Bevölkerungs- 
wissenschaft im August 1935, „will nicht nur das jetzige, sondern auch die kommenden 
Geschlechter vor schweren Lasten und L+iden bewahren und geht damit sittlich über 
das Ziel der christlichen Nächstenliebe, die sich nur mit der jetzigen Generation befaßt, 
weit hinaus... 

Es ist uns der Vorwurf gemacht worden, wir trieben einen besonderen Rassekult 
und verletzten durch unsere eugenischen Maßnahmen die Gebote christlicher Nächsten- 
liebe. Wenn es jedoch nicht vermessen war, in die ursprüngliche Weltordnung derart 
einzugreifen, daß durch die Fortschritte der Wissenschaft vielen Kranken ein langes 
Leben ermöglicht wird, das unter den ursprünglichen Verhältnissen ihnen nicht zufallen 
würde, dann kann es auch kein Unrecht sein zu verhindern, daß aus dieser den Kranken 
vermittelten Wohltat eine Plage für die Gesunden werde.“ 


Die katholische Kirche erhob Vorwurf einer Vergewaltigung der Naturgesetze. 
Die Nationalsozialisten antworteten darauf, daB die Kirche selbst seit Jahr- 
bunderten diese Gesetze vergewaltige, da sie ihre Priester zur Ehelorigkeit 
zwinge. Wohl möge sie von den höchsten Beweggründen geleitet worden sein, 
aber eine sulche Vorschrift bedeutet in der Tat eine Sterilisierung in großem 
Stil... 

Der als „Eugenik“ seit Jahrzehnten bekannte Gedanke der Sterilisierung 
ist von dem Engländer Galton seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts verbreitet 
worden. Die Vereinigten Staaten haben ihn als erste verwirklicht; Dänemark 
und der Schweizer Kanton Waadt sind gefolgt. England, Schweden, Norwegen, 
Holland und Ungarn haben ähnliche Maßnahmen bereits in Erwägung gezogen. 
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Nach vorliegenden Nachrichten hat Sowjetrußland sich aus Amerika Genetiker 
geholt; der internationale Genetikerkongreß 1937, für den Oslo vorgesehen war, 
wurde nach Moskau verlegt. (In Deutschland sah man darin ein sowjetistisches 
Manöver, die Genetik als Kampfwaffe gegen den Rassengedanken des National- 
sozialismus zu benutzen. Dieser Gedanke sollte unter das Trommelfeuer der 
bolschewistischen Gelehrten gesetzt werden!) Der Kongreß in Moskau ist aber 
ausgefallen, weil inzwischen einige der bolschewistischen Gelehrten verhaftet 
worden sind. 

Wichtig für die Beurteilung dieser Entwicklung war insbesondere die Tagung 
des internationalen Verbandes eugenischer Organisationen, die am 21. Juli 1934 
in Zürich nach einer viertägigen Aussprache über das deutsche Gesetz folgende 
Entschließung annahm: 


„Die Versammlungsteilnehmer, Vertreter der verschiedensten Länder, stellen fest, daß 
sie bei aller Verschiedenheit ihres politischen oder weltanschaulichen Standpunktes doch 
die tiefe Überzeugung geeint hat, daß rassenhygienische Forschung und Praxis für alle 
Kulturländer höchst lebenswichtig und unausweichlich sind. Der Kongreß empfiehlt den 
Regierungen der Welt, in gleich sachlicher Weise, wie dies bereits in einigen Ländern 
von Europa und Amerika geschehen ist, die Fragen der Erbbiologie, Bevölkerungs- 
politik und Rassenhygiene zu studieren und deren Ergebnisse zum Wohle ihrer Völker 


anzuwenden.“ 


Die deutschen Statistiken schätzen die Zahl der Menschen, die nach dem 
Gesetz der Sterilisation unterzogen werden müßten, auf etwa 400000; sie ver- 
teilen sich nach den Erbkrankheiten wie folgt: Angeborener Schwachsinn 
200000, Schizophrenie 80000, manisch-depressives Irresein 20000, Epilepsie 
60000, Veitstanz 600, Erbliche Blindheit 4000, Erbliche Taubheit 16000, schwere 
körperliche Mißbildungen 20000, und Erblicher Alkoholismus 10000. 

Zu diesen rein eugenischen Vorsorgemaßnahmen traten ergänzend am 24. No- 
vember 1935 die Maßnahmen des Gesetzes „gegen gefährliche Gewohn- 
heits- und Sittlichkeitsverbrecher und über die Entmannung von 
Sittlichkeitsverbrechern“. 

Man berief sich dabei mit Recht auf die „Ausgaben für asoziale, minderwertige 
und hoffnungslos Erbkranke‘‘, da der Staat jährlich eine Milliarde Mark für die 
Pflege von Idioten und Erbminderwertigen ausgab, als Millionen deutscher Fami- 
lien nicht wußten, wie sie das Brot für die gesunden Kinder beschaffen sollten!). 
Während gesunde Jungen keine Lehrstellen finden konnten, berichteten kom- 
munale Verwaltungen voll Stolz, daß sämtliche Hilfsschüler in Lehrstellen unter- 
gebracht seien. 

Es ist bemerkenswert, daß, während von 1870 bis heute das deutsche 
Volk sich um 50 v. H. vermehrte, die Zahl der Erbkranken um 450 v.H. ge- 


stiegen 1st. 


1) Deutschland hat 44 Krüppelanstalten, 42 Anstalten für Geschlechtskranke, 123 Siechen- 
heime, 243 Heilanstalten für Geisteskranke 74 für Schwachsinnige, 57 für neurologische Kranke 
und 19 für Säufer. Es sind 300000 Minderwertige in Anstalten interniert. Die Gebrechlichen 
erreichen eine Zahl von 713571. 
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Die negativen Maßnahmen des Staates mußten durch positive ergänzt werden. 

Zu diesen gehört das in dem Gesetz „zur Verminderung der Arbeits- 
losigkeit‘ geregelte Ehestandsdarlehen. Ein solches wird nur dann erb- 
gesunden deutschblütigen Staatsangehörigen gewährt, wenn die künftige Ehefrau 
bisher in einem Arbeitsverhältnis gestanden hat und durch ihre Heirat den 
Arbeitsmarkt entlastet. Das Darlehen (600—1000 RM.) ist unverzinslich und 
monatlich mit 1% tilgbar. Nach der Geburt jedes Kindes wird ein Teilbetrag 
von 25 v.H. erlassen. Außerdem kann Aussetzung der Tilgungszahlungen auf 
die Dauer eines Jahres nach der Geburt eines jeden lebend geborenen Kindes 
gewährt werden. 

Als Folge solcher Maßnahmen zeigt sich in Deutschland bereits eine Geburten- 
steigerung. Es sind bis Ende 1936 insgesamt 6943537 Ehestandsdarlehen gewährt 
worden; den Ehen sind etwa 485285 lebend geborene Kinder entsprossen. 

Mit steuerlichen Erleichterungen für Ehepaare und kinderreiche Fami- 
lien zu Lasten der Unverheirateten und kinderlos Verheirateten ist begonnen 
worden. Gleiche Ziele erstreben die Steuersenkungen für neuerrichtete Klein- 
wohnungen und Eigenheime. Schließlich ermöglicht eine Verordnung die Ge- 
währung von Kinderbeihilfen an kinderreiche Familien. 

Das „Erbhofgesetz‘ bezweckt, unter Sicherung alter deutscher Erbsitte das 
Bauerntum als Blutquelle des Volkes zu erhalten. Dies wird im Kapitel über Land- 
wirtschaftspolitik behandelt werden. Die Erbteilung des Besitzes ist, wie bekannt, 
in anderen Ländern einer der Gründe für die Abnalıme der Eheschließungen. 

Die Gesetzgebung über das Siedlungswesen und die Arbeiterwohn- 
stätten ermutigt zur Bildung von Familien, denen das Gesetz den Besitz einer 
Wohnung in gesunder Lage zusichert, so daß sie sich bequem und gesund ent- 
wickeln können. 


Alle diese Maßnahmen finden ihre Ergänzung in einer Neuordnung und Ver- 
einheitlichung des deutschen Gesundheitswesens, sowie in einer Erweiterung der 
Aufgaben des Arztes. In jedem Stadt- und Landkreis wurde ein Gesundheitsamt 
(zur Zeit bestehen 742 Gesundheitsämter) mit entsprechendem Personal und 
technischen Einrichtungen errichtet, deren Aufgaben sich in drei Hauptgebiete 
gliedern: Gesundheitsschule der Bevölkerung, gesundheitliche Vor- und Für- 
sorge für gesunde, krankheitsbedrohte und erkrankte Volksgenossen, ausschließ- 
lich Behandlung, Erb- und Rassenpflege einschließlich Eheberatung. Darüber 
hinaus dient die Arbeit der Gesundheitsämter auch der kommenden Generation, 
und zwar durch eine Beratungsstelle für Erb- und Rassenpflege. 

Neben die Fürsorge für den Kranken stellt also der Nationalsozialismus die 
Rassenhygiene als Sorge für das gesamte Volk. Er will, daß der Arzt sich mehr 
über ein Kind freut, welches ihm gesund und froh entgegenspringt, als über 
den interessantesten Krankheitsfall, — also den guten deutschen Hausarzt. 
Dieser soll der Familie auch in gesunden Tagen ein treuer Freund und Be- 
rater scin. 

Durch die Reichsärzteordnung vom 13. Dezember 1935 und Ausführungs- 
bestimmungen erfolgte eine Umgestaltung der früheren Grundlagen des ärzt- 
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lichen Berufsstandes. Der einzelne Arzt und die Gesamtheit der Berufsgenossen 
wird in den Dienst der öffentlichen Gesundheitspflege gestellt, ohne daß der 
freiberufliche Charakter der Berufstätigkeit beseitigt wird. Der Arzt ist zum 
Dienst an der Gesundheit des einzelnen Menschen und des gesamten Volkes 
berufen und erfüllt eine gesetzlich geregelte öffentliche Aufgabe. Er wird damit 
zum Beauftragten des Staates, zum Funktionär des öffentlichen Gesundheits- 
wesens, 

Die Aufgaben der neu begründeten Reichsärztekammer bestehen darin, 
für das Vorhandensein eines sittlich und wissenschaftlich hochstehenden Ärzte- 
standes Sorge zu tragen, über die Wahrung der ärztlichen Berufsehre und die 
Erfüllung der Berufspflichten zu wachen, die ärztliche Ausbildung und Fort- 
bildung zu fördern, für ein gedeihliches Verhältnis der Ärzte untereinander zu 
sorgen, eine zweckmäßige Verteilung der Ärzte auf das Reichsgebiet zu bewirken 
und Fürsorgeeinrichtungen für Ärzte zu schaffen. Der Leiter der Reichsärzte- 
kammer ist der Reichsärzteführer, der vom Führer und Reichskanzler berufen 
und abberufen wird. Es steht ihm zur Beratung und Unterstützung ein Beirat 
zur Seite. 

Heute beginnt die gesundheitliche Betreuung des Deutschen schon in der 
Jugend. Die Hitlerjugend hat den Gesundheitspaß geschaffen, dem Eintritt in 
die HJ. gehen Untersuchungen voraus; die Mitglieder der HJ. stehen unter ärzt- 
licher Aufsicht, die im Arbeitsdienst und in der Wehrmacht fortgesetzt wird. 
In der HJ., im Arbeitsdienst, später in den Sturmabteilungen und Schutzstaffeln, 
und im Reichsbund für Leibesübungen sollen die körperlichen Anlagen des 
Menschen entwickelt werden, da die Schule und der spätere Beruf häufig nur 
geistige Ansprüche stellen. 

Eine besondere Bedeutung kommt der Aufsicht der Arbeiter iin den Betrieben zu. 
Das Amt für Volksgesundheit in der deutschen Arbeitsfront, durch Personal- 
union mit dem Hauptamt für Volksgesundheit der Partei verbunden, führt sie 
durch. Ärzte besichtigten im Vorjahr 3000 Betriebe. In mehr als 2000 von diesen 
konnten wesentliche Mängel abgestellt werden. Mehr als 2 Millionen Unter- 
suchungen von Arbeitern fanden statt. 

Man darf nicht erst warten, bis der Mensch krank geworden ist, sondern muß 
ihn rechtzeitig aus seiner Arbeit herausnehmen und entsprecliende Maßnahmen 
treffen, daß er nicht krank wird. Diese Aufgaben fallen teils der Sozialversiche- 
rung zu, anderenteils dienen ihnen die Einrichtungen der Partei und der Deut- 
schen Arbeitsfront, nämlich die Verschickung durch die nationalsozialistische 
Volkswohlfahrt, die Reisen und der Urlaub in der Organisation „Kraft durch 
Freude“, der Ausbau des Betriebssportes durch das Sportamt der DAF. usw. 
Eine Zahl kann hier einen Überblick geben: im Rahmen der Verschickung durch 
die NS.-Volkswohlfahrt fanden im Vorjahre 660000 Untersuchungen statt, um 
die ärztlichen Maßnahmen zweckentsprechend gestalten zu können. 

Während in anderen Ländern Frauen schwere und schwerste Arbeit leisten, 
ist im wesentlichen die Frau in Deutschland aus den für sie ungeeigneten Be- 
trieben entfernt worden. Der nationalsozialıstische Staat lehnt es ab, Frauen 
aus kapitalistischen Gründen (Billigkeit der Arbeitskraft), in den Betrieben zu 
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beschäftigen. Es wird zwar immer Arbeiten geben, die nur von Frauen durch- 
geführt werden können, aber die Frau soll durch ihre Arbeit keinen Schaden 
an ihrer Gesundheit nehmen. Denn ihre eigentliche Aufgabe ist und bleibt es, 
dem Volk Kinder zu schenken, sie zu erziehen und in der Familie den Haus- 
halt zu führen. 

Besondere Aufmerksamkeit verdient die Jugend in den Betrieben. Nicht die 
augenblicklichen Leistungen des Jugendlichen sind wichtig; er soll sich seelisch 
und körperlich in seiner Ausbildung kräftigen, um einmal als Erwachsener wert- 
volle Arbeit leisten zu können. Der Nationalsozialismus will den Deutschen trotz 
aller Lebensbeanspruchung zu einem starken und frohen Menschen entwickeln. 

Am 30. Januar 1937 erklärte der Führer in seiner Reichstagsrede: „Neben 
dem Vierjahresplan werden vor allen Dingen jene Aufgaben weitergeführt, die 
dazu dienen, das deutsche Volk gesünder und sein Leben angenehmer zu machen“. 
Heute bereits steht der deutsche Arbeiter an schöneren Arbeitsplätzen als früher. 
Er weiß, daß in seiner Kraft ein Teil von Deutschlands Reichtum liegt, weiß, 
daß Staat und Partei sich mühen, diesen Reichtum zu erhalten. Früher hatte 
die Möglichkeit zur Erholung im Bade nur, wer ein entsprechendes Einkommen 
besaß; heute überqueren Schiffe mit deutschen Arbeitern die Weltmeere, fahren 
Züge mit ihnen an die See oder ins Gebirge. In der freien Natur wandert die 
Jugend, die einstmals in den Steinwüsten der Großstädte verkam. Heute weiß 
die Mutter, daß sie gesunden Kindern das Leben schenken kann. 

Der Weg in die Zukunft des deutschen Volkes führt — so Ichren die National- 
sozialisten — über eine gesunde, frohe Schar von Kindern. 

Die Statistiken zeigen die günstigen Wirkungen der bereits beschriebenen 
Bevölkerungspolitik auf das deutlichste. Die Zahl der Eheschließungen stieg 
im Jahr 1934 auf 740165 gegen 516793 im Jahre 1932; sie sank allerdings 1935 
auf 650851 und 1936 auf 611114, bleibt aber dennoch über der Zahl von 1929, 
dem Jahr der besten Konjunktur nach dem Kriege. Die Geburtenziffern, die 
den wichtigsten Faktor bilden, stiegen von 971174 im Jahre 1933 in der Folge- 
zeit 193% auf 1198350, 1935 auf 1261273, 1936 auf 1279025, zeigen also ein 
ständiges Wachsen. Der Geburtenüberschuß betrug 1933: 233297, und erreichte 
193% die Zahl 473592, 1935 469361, und im Jahr 1936 482054. 


Die nationalsozialistischen rassenpolitischen Maßnahmen 


Deutschland den Deutschen unter deutscher Führung: das ist der 
Sinn derinneren Politik im Dritten Reich. Durch Ausschluß aller fremden Elemente 
aus dem Öffentlichen Leben will es Herr im eigenen Hause sein und „nach seiner 
eigenen Facon selig werden“, 

Darum muß nach Adolf Hitlers Ansicht die Staataführung dafür sorgen, daß 
nur Deutschblütige die Geschichte des deutschen Volkes beeinflussen. 

Nach dierem Grundsatz mußten die rassehygienischen Gesetze gegen die 
deutschen Juden durch entsprechende Maßnahmen auf politischem Gebiet er- 
ginzt werden. Diese Maßnahmen revolutionärer Natur riefen, wie übrigens die 
gesamte Neuordnung Hitlers, wegen ihres entschiedenen und unbeugsamen 
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Charakters eine lebhafte Rückwirkung im Ausland hervor, deren Folgen für das 
neue Deutschland nicht leicht sind. 

Bei der Schilderung der Gesamtlage des Reiches im Augenblick der national- 
sozialistischen Machtübernahme haben wir auf den jüdischen Einfluß in der 
deutschen Kultur hingewiesen; ebenso stark war dieser in der Politik, in der 
Wirtschaft, in der Finanz, in den öffentlichen Ämtern und freien Berufen. Dieser 
Einfluß stand in keinem Verhältnis zu dem Prozentsatz der Juden in Deutsch- 
land (etwa 1v.H.). Die Zahl der Abgeordneten und Beamten in der sozial- 
demokratischen und kommunistischen Partei geben ein Bild von dieser Lage, 
deren Wirkung in der Politik sich durch das Vorhandensein von semitischen 
Ministern im Reich und in den Ländern und besonders in den von Juden be- 
setzten Verwaltungsstellen ausdrückte. Die großen Finanzinstitute waren in ihrer 
Leitung jüdisch, bzw. verjudet. In den Aufsichtsräten der Banken kehrten die 
Namen verschiedener israelitischer Bankiers häufig wieder. Von den 16 Vor- 
standsmitgliedern der Produktenbörse in Berlin waren 12 semitischer Rasse. 
42%, der Ärzte, 52%, der Wohlfahrtsärzte, 48%, der Rechtsanwälte, 50% der 
Notare gehörten dem Judentum an. Von tausend erwerbstätigen Juden Preu- 
Bens bekleideten 315 leitende Stellen in Handel und Verkehr, gegenüber 37 v. 
Tausend anderer Erwerbstätigen. Ihr Anteil an der Leitung war also verhältnis- 
mäßig fast zehnmal so groß als jener der Deutschen. 

Diese wenigen Zahlen geben eine Vorstellung vom Eindringen der Juden in 
alle Zweige des deutschen Lebens. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß die deutsche Reaktion durch das Erscheinen 
der sogenannten Östjuden hervorgerufen wurde; durch die vielen Menschen, die 
ın den Jahren 1919 bis 1925 aus Polen, der Tschechoslowakei und anderen Ost- 
staaten nach Deutschland eingewandert sind. 


Nach Punkt 6 des Programms der NSDAP. vom 25. Februar 1920 soll „jedes 
öffentliche Amt, gleichgültig welcher Art, gleich, ob in Reich, Land oder Ge- 
meinde, nur durch Staatsbürger bekleidet werden“. 

Staatsbürger kann nach Punkt 4 des Programms nur sein, „wer Volksgenosse 
ist‘. Volksgenosse wieder „kann nur sein, wer deutschen Blutes ist, ohne Rück- 
sicht auf Konfession. Kein Jude kann daher Volksgenosse sein.“ 

Auf diesen Sätzen baut sich das gesamte nationalsozialistische rassenpolitische 
Recht auf. 

Die erste Bestimmung ist die in $ 3 des Gesetzes „zur Wiederherstellung 
des Berufsbeamtentums‘“ vom 7. April 1933 enthaltene, nach welcher Be- 
amte nichtarischer Abstammung in den Ruhestand zu versetzen sind. Es ist 
dies der berühmte Arier- oder Großmutterparagraph, wie er im Volks- 
mund heißt, weil sich die Prüfung der arischen Abstammung bis zu den Groß- 
eltern erstreckt. Ausnahmen wurden bei Beamten gemacht, die ihre Stellung 
seit dem 1. August 1914 inne hatten, die im Weltkrieg Frontkämpfer waren, 
deren Väter oder Söhne im Weltkrieg gefallen sind. Die gleiche Ausnahme gilt 
auch für die Witwen gefallener Frontkämpfer. Über dieses vorläufige Gesetz 
ging das Beamtengesetz vom 30. Juni 1933 hinaus, da dieses die Eheschlie- 
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Bung eines Beamten mit einer Nichtarierin untersagte und ihm für diesen Fall 
mit Dienstentlassung drohte. 

Gesetze und Verordnungen regelten die Zahl der zugelassenen Rechtsanwälte, 
Ärzte, Steuerberater usw. (Numerus clausus) und dehnten die Arierklausel sowie 
die Eheklausel für Beamte auch auf die Mitglieder der Wehrmacht, auf die 
Schriftleiter sowie auf die Künstler, Musiker und Schriftsteller aus, die der 
Kulturkammer angehören müssen!). 

Das Gesetz „zum Widerruf von Einbürgerungen und Aberkennung 
der deutschen Staatsangehörigkeit‘ vom 14. Juli 1933 entzog die deut- 
sche Staatsangehödrigkeit denjenigen ins Ausland abgewanderten, die dort gegen 
das Dritte Reich arbeiteten; ein weiteres Gesetz änderte die Vorschriften zur 
Erlangung der deutschen Einbürgerung. 

Das Nürnberger Reichsbürgergesetz vom 15. September 1935 räumt den 
Juden die Staatsangehörigkeit ein, versagt ihnen aber das Reichsbürgerrecht, 
bedeutet also ihre Vertreibung aus der politischen Gestaltung der Nation. Sie 
dürfen nur jüdische Flaggen zeigen, und bleiben vom Wehrdienst, Arbeitsdienst, 
von der Partei und angeschlossenen Verbänden, wie Deutsche Arbeitsfront usw. 
ausgeschlossen. 

Der Anteil der Juden an der Wirtschaft ist nur durch ihre Entfernung von 
jedem wirtschaftspolitischen Einfluß berührt worden. Wirtschaftliche Betätigung 
ist ihnen freigestellt, so daß zahlreiche jüdische Geschäfte ruhig ihrem Erwerb 
nachgehen können. 

Niemand hindert die Leute am Einkauf in jüdischen Geschäften; auf dem 
Berliner Kurfürstendamm ist noch jedes vierte Geschäft jüdisch. Kein jüdischer 
Gastwirt wird belästigt; man beschränkt sich nur darauf, besonders in der 
Provinz, hier und da ein Schild an den Türen der öffentlichen Lokale sowie in 
und vor den Ortschaften mit der Inschrift: „Juden sind unerwünscht!“ an- 
zubringen. Im Handel hat der Geschäftsgang mit jüdischen Firmen keine Untere 
brechung erfahren. Der erste nationalsozialistische Reichswirtschaftsminister 
Dr. Schmitt erklärte in einer Rede über die Geschäftsmoral und die kaufmänni- 
eche Ehre im neuen Deutschland, daß „eine Scheidung zwischen arischen und 
nichtarischen Firmen beim Eingehen geschäftlicher Beziehungen nicht durch- 
führbar sei.“ 


Den Juden ist neben jüdischen Schulen der verschiedenen Art jede kulturelle 
Betätigung in ihren Kreisen freigegeben. Auf Initiative des Geschäftsführers 


1) Es ist angebracht, hier ausdrücklich zu bemerken, daß diese Gesetze in der Praxis mit weit- 
gebender Berücksichtigung besonderer Fälle gehandhabt wurden und daß Zulassungen weit über 
den verhültnismäßigen Prozentsatz der jüdischen Bevölkerung zur deutschen stattfanden. So 
kommt es, daß z. B. in Berlin nach Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht weniger als 1158 nicht- 
arısche Rechtsanwälte bei einer ungefähren Gesamtzahl von 3500 Rechtsanwälten, d.h. also 
30°, und 2549 Ärzte von insgesamt 6203, d.h. etwa 41,2°, ihren Beruf ausüben. Dem Be- 
völkerungsanteil entsprechend hätte es nur 52 jüdische Rechtsanwälte und 93 Ärzte geben 
durfen. Die Gerechtigkeit erfordert ferner zu erwähnen, daß die Entlassungen von jüdischen 
Beamten nahezu durchgehend ehrenvolle Versetzungen in den Ruhestand unter Gewährung 
der gesetzlichen Pension bedeuteten. 
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der Reichskulturkammer, Hans Hinkel, wurde vor drei Jahren der „jüdische 
Kulturbund‘“ gegründet, der eine Organisation jüdischer Künstler und jüdischer 
Besucher darstellt. Schon zu Beginn des Winters 1933/34 spielte im Hause des 
früheren Berliner Theaters das Kulturbund-Theater und gab Oper, Operette 
und Schauspiel. Namhafte Juden waren alsbald hier tätig. Es vergingen nur 
wenige Monate, bis die jüdische Kulturbewegung sich auch in anderen Groß- 
städten Preußens ausdehnte. Ein Jahr später bestanden bereits etwa zwei 
Dutzend lebensfähige Ortsgruppen. Im Winter 1934/35 konnten allein in Berlin 
etwa 500000 jüdische Besucher der Theater, Konzerte und Vorträge gezählt 
werden. Später wurden dann alle jüdischen Kulturorganisationen mit samt dem 
Kulturbund in einem „Reichsverband‘“ zusammengefaßt, dessen Führung durch 
maßgebende Persönlichkeiten der zionistischen Bewegung ergänzt wurde. Dem 
Reichsverband gehören Zehntausende an; zahlreiche jüdische Künstler finden 
Beschäftigung. Jüdische Wanderbühnen und Orchester reisen von Stadt zu 
Stadt; die Juden haben die Möglichkeit, in Vortragsabenden, Kleinkunstspielen 
usw. ihre Kunst zu pflegen. 


Die Freiheit der Religionsausübung ist unberührt geblieben. Wenn der Prager 
Zionistische Weltkongreß in seiner Entschließung Deutschland den Vorwurf 
machte, es führe eine Religionsverfolgung der Juden durch, so ist diese Behaup- 
tung unrichtig. Der Vorwurf stützt sich vermutlich darauf, daß das ‚Gesetz 
gegen die Tierquälerei‘ ein Schächtverbot enthält. Das Schächten gehört be- 
kanntlich zum jüdischen Ritus. Die jüdische Religionsgemeinschaft, die Aus- 
übung der jüdischen Religion und die Freiheit des jüdischen Glaubens sind aber 
in keiner Weise angetastet worden. Das Dritte Reiclı gewährt den Juden ebenso 
wie jeder anderen Religionsgemeinschaft den Schutz des Staates. 


Auf die leidenschaftlichen Kritiken des Auslandes über dieses Verhalten des 
Reichsregierung zur Frage der jüdischen Rasse erwidert der Nationalsozialismus: 


1. Wenn der nationalsozialistische Staat Maßnahmen getroffen hat, die den 
Fremdblütigen im Reich weniger Rechte zuweisen als den Deutschblütigen, 
so liegt darin „keine Minderbewertung‘“ einer fremden Rasse. Maßgebend für 
die unterschiedliche Behandlung ist grundsätzlich nicht die Anderswertigkeit 
fremder Rassen, sondern ihre Andersartigkeit! Das neue Deutschland will aus- 
schließlich die Reinigung des deutschen Völkskörpers im Innern, die Befreiung 
der politischen Gewalt von fremdrassigem Einflusse und die Stellung des gesam- 
ten Lebens der Nation unter deutsche Führung. 


2. Es ist bekannt, daß das Gesetz über die Einwanderungsbeschränkungen 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika den Anteil bestimmter europäischer 
Länder an der Einwanderung verschieden bemißt, je nachdem vom rassischen 
Gesichtspunkt die Einwanderung aus dem Land als erwünscht gilt oder nicht. 
Die „Immigration Restriction League“ hat in ganz ausgesprochener Erkenntnis 
der Rassenfrage das Verbot der weiteren Einwanderung bestimmter Rassen 
gefordert. Auch die australische Regierung hat in ihrer Gesetzgebung scharfe 


Einwanderungsverbote für bestimmte Rassen erlassen. 
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3. In anderen Ländern hat man oft das gleiche Ergebnis wie in Deutschland 
auf anderem Wege angestrebt und auch erreicht, und in der Praxis, ohne den 
Gesetzgeber zu bemühen, die Juden oder andere Volks- und Rassenangehörige 
aus dem öffentlichen Leben entfernt. Deutschland hat den loyaleren Weg der 
Gesetzgebung vorgezogen. 

Die einzelnen, von diesem Gesetz Betroffenen finden wohl beim deutschen 
Volk Mitleid, aber solche Opfer sind nach nationalsozialistischem Grundsatz für 
die Gesundheit, die Kraft und die Zukunft des Volkes selbst nötig. „Gemein- 
nutz geht vor Eigennutz‘“ — dieses sittliche Prinzip bildet die Grundlage 
der Weltanschauungim Dritten Reich, ihm entspringt auch die Rassengesetzgebung 
des neuen Deutschland. . 


V. 


Der Staat und die NSDAP. 


Hitler hat der deutschen Nation noch keine endgültige Verfassung gegeben. 
Das wird vielleicht nach der Vervollständigung der Reichsreform geschehen. 
Vorläufig besteht in Deutschland auf Grund der Gesetze über die Außenpolitik 
und andere Verordnungen eine politische Verfassungswirklichkeit. Sie beruht 
auf den nationalsozialistischen Grundsätzen, die das gesamte deutsche Leben 
beherrschen und gestalten. 

Nach diesen Verfassungsgrundsätzen ist die Partei die politische Lenkerin 
und weltanschauliche Gestalterin des einheitlichen Volkes und 
Reiches. Sie ist als staats- und volkstragende Gemeinschaft im neuen Reich 
ein geistig-weltanschauliches Kraftzentrum, ein Quell geistiger und seelischer 
Stärke und zugleich ein tatsächliches Machtinstrument in der Hand des Führers. 
Sie ist die Trägerin der nationalsozialistischen Volks- und Staatsidee sowie des 
Staates und des Volkes bewegende Kraft. Sie gibt dem Reich den Führer und 
obersten Befehlshaber der Wehrmacht. Der Führer befiehlt der Partei, dem Staat 
und der Wehrmacht, die eine unauflösliche Einheit bedeuten, ohne jedoch mit- 
einander identisch zu sein. Sie haben ihre Grundlage im Deutschen Volk. Ihre 
gemeinsame Spitze ist der Führer. Das Führertum ist somit der Mittelpunkt 
des gesamten deutschen politischen Lebens. 

Hitler proklamierte den Primat der Partei und die unlösliche Verbundenheit 
von Partei und Reich feierlich am 8. April 1933 beim Apell der Berliner SA. 
Beide Grundsätze fanden später ihre juridische Anerkennung in dem Gesetz 
„zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat‘ vom 1. Dezember 
desselben Jahres, in welchem u. a. gesagt ist: 

„Nach dem Sieg der nationalsozialistischen Revolution ist die 
NSDAP. die Trägerin des deutschen Staatsgedankens und mit dem 
Staate unlöslich verbunden. Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts. Ihre Satzung bestimmt der Führer. ... Zur Gewährleistung engster 
Zusammenarbeit der Dienststellen der Partei und der SA. mit den öffentlichen 
Behörden werden der Stellvertreter des Führers und der Chef des Stabes der 
SA. Mitglied der Reichsregierung.“ 

Durch diese Anerkennung des Parteiprimates wollte Hitler jeden möglichen 
Anschein von Diktatur von sich entfernen. „Wir haben bewußt begonnen — rief 
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der Führer in seiner Rede an die Berliner SA. — eine Organisation aufzubauen, 
in der es nicht einen Diktator gibt, sondern Zehntausende! Wenn die Gegner 
sagen: Sie haben es ja leicht, Sie sind Diktator! — wir erwidern ihnen: nein, 
meine Herren, Sie täuschen sich! Es diktiert nicht einer, es diktieren Zehn- 
tausende, jeder an seiner Stelle! .. .“* 

Adolf Hitler beabsichtigte nicht, einen Rangunterschied zwischen Partei und 
Staat zu konstruieren: er dachte im Gegenteil, wie es das Gesetz zur Sicherung 
der Einheit zwischen diesen beiden Einrichtungen beweist, an einen lebendigen 
Austausch und an eine befruchtende Zusammenarbeit. In der Praxis zeigten 
sich und zeigen sich manchmal noch heute Zuständigkeitskonflikte und Mei- 
nungsverschiedenheiten; sie vermögen zuweilen die prompte Erledigung der 
Staatrgeschüfte und die einheitliche Behandlung zu erschweren, die der freie 
Lauf der öffentlichen Angelegenheiten erfordert. 

Die Partei hat ihren Anspruch auf das Hoheitsrecht bewiesen, und ist mit 
dem Staat in den ersten Jahren der Hitlerregierung zur Einheit verschmolzen. 
Es ist zu erwarten, daß ein solcher Prozeß noch keineswegs abgeschlossen ist. 
Er hat seinen Ausdruck auch in äußeren Formen gefunden; so ordnet der Erlaß 
vom 12. Mürz 1933 an, daß neben der alten schwarz-weiß-roten Fahne bis zur 
endgültigen Regelung der Reichsfarben die Hakenkreuzflagge zu hissen sei. Das 
Reichsflaggengesetz vom 15. September 1935 bestimmte dann die Haken- 
kreuzflagge zur alleinigen Reichs- und Nationalflagge. Eine andere Verordnung 
verfügte schließlich, daß das Reich als Sinnbild das Hoheitszeichen der NSDAP. 
zu führen habe. 


Neben der Partei als Verkörperung der nationalsozialistischen Idee, die unzer- 
störbare Säule des Reiches, steht die Wehrmacht als die Waflenträgerin der 
Nation. Beide Einrichtungen tragen den nationalsozialistischen Staat auf ihren 
Schultern. 

Das Volk ist nach nationalsozialistischem Begriff die Grundlage von Partei, 
Reich und Wehrmacht; diese können ihre Aufgaben nur erfüllen und die ihnen 
vom Nationalsozialismus gesteckten Ziele erreichen, wenn das Volk vertrauens- 
voll hinter dessen Führung steht. Aus diesem Grunde betrachtet der National- 
sozialismus sein Regime als demokratisch. „Man redet — sagte der Führer in 
einer sciner letzten Reichstagsreden — von Demokratien und Diktaturen und 
hat noch gar nicht begriffen, daß sich in diesem Lande eine Umwälzung voll- 
zogen hat, deren Ergebnis, wenn Demokratie überhaupt einen Sinn haben soll, 
im höchsten Sinne des Wortes als demokratisch zu bezeichnen ist. Mit unfchl- 
barer Sicherheit steuern wir auf eine Ordnung hin, die — so wie im gesamten 
übrigen Leben — auch auf dem Gebiete der politischen Führung der Nation 
einen natürlichen und vernunftgemäßen Ausleseprozeß sicherstellt, durch den 
die wirklich fühigsten Köpfe unseres Volkes ohne Rücksicht auf Geburt, Her- 
kunft, Namen oder Vermögen nur gemäß der ihnen gegebenen höheren Berufung 
zur politischen Führung der Nation bestimmt werden. Des großen Korsen 
schönste Erkenntnis, daß jeder Soldat den Marschallstab im Tornister tragen 
mürse, wird in diesem Lande die politische Ergänzung finden! ...“ 
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Die Nationalsozialisten machen hier einen klaren Unterschied zwischen Demo- 
kratie und Parlamentarismus; diese beiden Bezeichnungen werden nämlich in 
der falschen Annahme, daß der Parlamentarismus die einzig mögliche Form der 
Demokratie sei, zu oft miteinander verwechselt. Der Nationalsozialismus hat 
aber mit der Unterdrückung der Parteien die Demokratie zu ihrem Ursprung, 
zur Volk«rgemeinschaft perikleischer Prägung zurückgeführt und ihr sozusagen 
„plebiszitären‘ Charakter gegeben, den Charakter der Volksabstimmung. 

Hitler, der selbst aus dem Volke kommt, stützt sich unmittelbar auf das Volk 
und seine Regierung ist vielleicht von allen Regierungen am meisten bemüht, 
engste und steteste Fühlung mit der breiten Masse der Arbeiter und Bauern 
zu halten. Durch eine Volksbewegung, deren Ausmaß eine Partei noch nie 
erzielt hat, an die Spitze des Staates gestellt, hat Hitler verschiedene Male das 
Volk befragt, indem er es aufforderte, mit seinen Stimmen sein Einverständnis 
zu den von ihm getroffenen großen Entscheidungen zu geben. 


Die Neuordnung der NSDAP. 


Es gibt also nunmehr in Deutschland einen Träger der Souveränität: das 
gesamte deutsche Volk selbst, dessen Wille seinen Ausdruck in der Partei als 
seiner politischen Organisation findet. 

Da die politische Kampfzeit durch die Machtergreifung überwunden ist, 
sind neue Aufgaben für die NSDAP. entstanden, Aufgaben, die man nach den 


Führerworten wie folgt zusammenfassen kann: 


l. Aufbau der inneren Organisation zur Herstellung einer stabilen, sich selbst 
forterhaltenden ewigen Zelle der nationalsozialistischen Lehre; 

2. Erziehung des gesamten Volkes im Sinne des Gedankens dieser Idee; 

3. Abstellung der Erzogenen an den Staat zu seiner Führung und als seine 


Gefulgrchaft. 


Die Erfüllung dieser Aufgaben erforderte eine Neuordnung in der Partei- 
organisation. Die Erziehung der künftigen Führer sollte nach Hitlers Grund- 
satz, „daß die besten Nationalsozialisten Parteigenossen werden, 
und daßendlich die besten Parteigenossen die Führung des Staates 
übernehmen sollen‘ vor sich gehen. 

Auf dem Gebiete der Schulung sind große Fortschritte gemacht worden. 
Nach der Schaffung der Reichsorganisationsleitung, unter der Führung Dr. 
Ley’s, bestechen in allen Gauen Gauschulen. Tausende von Schulungskursen 
helfen mit, die nationalsozialistische Führerschaft in ihrem Denken und Wissen 
zu vervollkommnen und sie weltanschaulich besser auszubilden. 

Durch die Gründung der Ordensburgen ist nach nationalozialistischer Auf- 
fasaung eine wichtige Entwicklung für den Führernachwuchs vorbereitet worden. 
In den Ordensburgen (Grörsinsce, Vogelsang und Sonthofen) werden ausge- 
suchte Nationalsozialisten aller Gaue bei gründlichster und strengster Aus- 
bildung zwei bis drei Jahre geschult. 

Durch die Machtübernahme wurde die Partei gezwungen, einen großen Teil 
ihrer besten Kräfte an den Staat abzugeben. Wenn diese Männer auch teilweise 
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weiterhin die Parteiämter führten, so vermochten sie nicht ihre ganze Arbeits- 
kraft der Partei zur Verfügung zu stellen. Der Stellvertreter des Führers war 
also genötigt, die Partei neu einzurichten und neue Kräfte heranzuziehen, 


Schließlich schrieben die nicht immer glücklichen Erfahrungen der Ver- 
gangenheit Verbesserungen und Reformen vor; eine große Reinigungsaktion 
ist denn auch durchgeführt worden. Die Hauptaufgabengebiete der Partei 
wurden entsprechend ihrer Bedeutung gegliedert. Der Neubau des Block- und 
Zellensystems ordnete die Organisation in den untersten Hoheitsgebieten. Die 
Aufgabengebiete aller Parteiämter erfuhren einen Ausbau, vorhandene Eifer- 
süchteleien der Parteigliederungen und Organisationen untereinander ließen 
sich beseitigen, so daß die Partei heute eine stärkere Geschlossenheit auf- 
weist, 

Die Partei gliedert sich nach dem Führerprinzip, d.h. „pyramidenförmig“; 
an der Spitze steht der Führer, welcher die Leiter für die einzelnen Arbeitsgebiete 
der Reichsführung und des Parteiapparates bestimmt. Da die Partei die poli- 
tischen Richtlinien der Staatsverwaltung angeben soll, dehnen sich diese Arbeits- 
gebiete auf das gesamte öffentliche Leben aus: es gibt ein Außenpolitisches Amt, 
ein Reichspropagandaamt (unter Leitung des Reichspropagandaministers), 
ein Reichsamt für Agrarpolitik, ein Reichsrechtsamt, ein Kolonialpolitisches 
Amt, ein Hauptamt für Volkagesundheit, ein Amt für Rassenpolitik, ein Amt für 
Technik, ein Hauptamt für Volkswohlfahrt usw. Zu diesen kommen noch: 
die NS.-Frauenschaft mit dem angeschlossenen Verband „Deutsches Frauen- 
werk“, der NSD.-Studentenbund, der NSD.-Dozentenbund und die inneren 
Dienststellen für die Organisation, die Ausbildung, die Verwaltung und die 
Personalfragen der Partei, SA., SS., NSKK. und HJ. als Gliederungen der 
Partei, die Deutsche Arbeitafront als angeschlossener Verband. 

Die Ämter der Partei wie die angeschlossenen Verbände finden wie die Reichs- 
leitung in den weiteren Hoheitsgebieten ihre Stütze in den Gauen und über diese 
in den Kreisen und weiterbin, falls notwendig, in den Ortsgruppen (,Stütz- 
punkten“) der NSDAP. Bei der NS.-Frauenschaft, der DAF. und NSV. kommen 
außerdem noch Zellen und Blocks hinzu. Das Parteigericht nimmt von der 
Reichsleitung bis zur Kreisleitung infolge seiner besonderen Aufgaben eine 
gesonderte Stellung ein. 


Nach den letzten Vorschriften kann jeder unbescholtene Angehörige des deut- 
schen Volkes von deutschblütiger Abstammung, der keiner Freimaurerloge 
oder ihrer Nachfolgeorganisation angehört und das 18, Lebenszjahr vollendet 
hat, Mitglied der NSDAP, werden. Die Parteileitung hat indessen zuzeiten 
eine Mitgliedersperre verhängt oder die Aufnalıme auf einen gewissen Persunen- 
kreis beschränkt. 

Der Nationalsozialist tritt nicht irgendeiner Organisation bei, sondern wird 
„Soldat der deutschen Freiheitsbewegung“. Er übernimmt damit die Ver- 
pflichtung, das eigene Ich zurückzustellen sowie sich selbst und sein Gut für das 
Vulk einzusetzen. Nur wer das kann, soll Nationalsozialist werden. 
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Kampfbereitschaft, Opferbereitschaft und Charakterstärke bilden die Vor- 
aussetzung für einen guten und wahren Nationalsozialisten. Die Leistung 
im Kampf für Deutschland allein entscheidet. Das Gesunde scheidet das 
Schlechte von selbst aus, wenn der Wille zum Gesunden durch entsprechende 
Führung und Leistung bewiesen wird. Also nicht altbürgerliche, sondern sol- 
datische Gesichtspunkte, die das Verhalten vor dem Feind als Maßstab anlegen, 
gelten als entscheidend für die Aufnahme in die Partei. 

Die Partei muß immer die Auslese des Volkes bleiben. Deshalb soll man bei 
der Aufnahme von Mitgliedern vorsichtig sein und alle Spießer und Bonzen- 
typen von mangelhaftem Charakter fernhalten oder wieder ausscheiden. Um das 
Durchschlüpfen ungeeigneter Elemente zu vermeiden, darf jeder Volksgenosse 
nur dort in die Partei aufgenommen werden, wo er ansässig ist. 

Mit dem Aushändigen der Mitgliedskarte erfolgt die feierliche Verpflichtung, 
die der Ortsgruppenleiter bzw. Stützpunktleiter in der Mitgliederversammlung 
vornimmt. Er erklärt in einer kurzen Ansprache die Pflichten des Parteigenossen 
und weist auf die Bedeutung des Treugelöbnisses hin. Dann spricht er selbst 
den Wortlaut des Treugelöbnisses satzweise vor. Die zu Verpflichtenden 
sprechen angesichts der Hoheitsfahne das Gelöbnis satzweise nach, wobei sie 


den rechten Arm zum Deutschen Gruß erheben. Das Treugelöbnis hat folgenden 
Wortlaut: 


„Ich gelobe meinem Führer Adolf Hitler Treue. Ich ver- 
spreche, ihm und den Führern, die er mir bestimmt, jeder- 
zeit Achtung und Gehorsam entgegenzubringen.“ 


Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, durch freiwilligen Austritt oder durch 
Ausschluß, die höclıste Strafe der Partei. Sie erfolgt auf Grund eines rechts- 
kräftigen Beschlusses eines Parteigerichts. 


Die Gebote des Nationalsozialisten sind: 
Der Führer hat immer recht! 
Verletze nie die Disziplin! 


Vergeude nie deine Zeit in Schwätzereien, in selbstgefälliger 
Kritik, sondern fasse an und schaffe! 


Sei stolz, aber nicht dünkelhaft! 


Das Programm sei dir Dogma; es fordert von dir äußerste Hin- 
gabe an die Bewegung! 


Du bist Repräsentant der Partei, danach richte dein Be- 
tragen und Auftreten! 

Treue und Selbstlosigkeit sei dir höchstes Gebot! 

Übe treue Kameradschaft, dann bist du ein wahrer Sozialist! 


Behandle deine Volksgenossen so, wie du behandelt zu wer- 
den wünschest! 


= 05: 


Im Kampfe sei zäh und verschwiegen! 

Mut ist nicht Rüpelhaftigkeit! 

Recht ist, was der Bewegung und damit Deutschland, d.h. 
seinem Volke nützt! 


Wer nach diesen Geboten handelt, dient nach nationalsozialistischer Welt- 
anschauung seinem Führer als wahrer Kämpfer. 


Die Sturmabteilungen (SA.) 


Die Machtübernahme seitens der NSDAP. hat auch die Mission der Sturm- 
Abteilungen (SA.) umgestaltet. Sie sind in der ersten Kampfzeit aus der Lage 
der Partei entstanden, um allen Angriffen der Gegner zu begegnen. Unter 
Führung ihres Stabschefs Hermann Göring hat die erste SA. den Kampf der 
Jahre 1922 und 1923 in vorderster Front durchgehalten, bis sie nach den Schüssen 
des 9. November 1923 an der Feldherrnhalle in München als Gliederung der 
Partei dem Verbot und der Auflösung verfiel. 

Die Neugründung der Partei im Februar 1925, nach der Entlassung Hitlers 
aus der Festung Landsberg, mußte die SA. aufs neue ins Leben rufen. Die Er- 
fahrungen des Zusammenbruchs verlangten für den Kampf der SA. klare Ziele 
festzusetzen und eine Organisation zu schaffen, die allen Anforderungen des 
kommenden Kampfes gewachsen wäre. Hitler stellte ilır die Aufgabe, der national- 
sozialistischen Weltanschauung fanatische Kämpfer zu erziehen, welche ebenso 
die Idee geistig zu vertreten, wie den Bestand der Bewegung durch brachiale 
Mittel zu sichern imstande sein mußten. 

Die Treue, die Disziplin und der Kameradschaftsgeist der SA. bekräftigten 
die 400 Toten und die 40000 Verletzten aus zahllosen Saal- und Straßenschlach- 
ten in zwölfjährigem harten Kampf. Im Volksmund vergleicht man sogar die 
SA. mit den Grenadieren Friedrichs des Großen oder der Garde Napoleons. 

Die Übernahme der politischen Macht bedeutete für die SA. nicht die Ruhe 
nach der Schlacht. Ihr erwuchs die Aufgabe, die Stellung des Führers durch veoll- 
ständige Niederwerfung der Gegner zu sichern. Als Hilfspolizei wuchs die SA. 
in neue staatliche Verpflichtungen hinein, und man verdankt es ihrem Gehorsam, 
daß die nationalsozialistische Revolution gemäß dem Befehl des Führers fast 
unblutig verlief. 

Nach den Weisungen des Führers vom Reichsparteitag der Freiheit (1935) ist 
nunmehr die SA. als das „freiwillige politische Soldatentum“ der Garant der 
nationaleozialistischen Revolution und der Erhebung des deutschen Volkes. In 
der SA. wird der junge Deutsche weltanschaulich und charakterlich gefestigt 
und zum Träger des nationalsozialistischen Gedankenguts ausgebildet. Darüber 
hinaus liegt es der SA.-Führung ob, durch die Pflege soldatischer Tugenden den 
Wehrgeist zu stärken und eine planmäßige sportliche Ausbildung die körperliche 
Ertüchtigung des Einzelnen zu fördern. 

Ebenso bedeutsam ist die Erziehungs- und Ausbildungsarbeit der SA. inner- 
halb der Jahrgänge, die ihrer Wehrpflicht genügt haben: diese müssen seelisch, 
geistig und körperlich einsatzbereit für Bewegung, Volk und Staat erhalten 
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bleiben und sollen in der SA. ihre Heimat finden. Alle wirtschaftlichen, kul- 
turellen, beruflichen oder gesellschaftlichen Trennungen überwindet in der SA. 
der Geist der Kameradschaft und Manneszucht. Die SA, bildet einen entschei- 
denden Faktor auf dem Wege zur Volksgemeinschaft. 

Ein durch ständig gesteigerte Erziehung und Ausbildung vorbildliches Führer- 
korps sichert die Leistungsfähigkeit der SA. Es ist berufen, geeignete Kräfte 
aus den Einheiten der SA. zum Führerersatz der politischen Organisation vor- 
zuschlagen. 

Die SA. erstreckt sich über das gesamte Reichsgebiet. Sie gliedert sich nach 
politischen und landsmannschaftlichen Gesichtspunkten in 21 SA.-Gruppen. 
Jede Gruppe umfaßt: 1, Aktive SA.-Einheiten mit den Jahrgängen vom voll- 
endeten 18. bis zum vollendeten 35. Lebensjahr. 2. Reserve-SA.-Einheiten vom 
vollendeten 35. Lebensjahr ab. 

Eine SA.-Gruppe umfaßt 2—7 Brigaden. Eine SA.-Brigade wird aus mehreren 
aktiven und Reserve-Standarten gebildet. Die Standarten tragen Nummern von 
aktiven und Reserve-Regimentern aller Waffengattungen des Vorkriegsheeres, 
Die SA.-Marineeinheiten werden mit Nummern von Matrosen-Regimentern oder 
U- und Torpedobooten bezeichnet, die aus der Kriegsgeschichte bekannt sind. 
Auf diese Weise wird durch die SA. die Tradition der gesamten deutschen Vor- 
kriegsmarine und Kriegsmarine gewahrt. 

Die Standarten umfassen 3—5 Sturmbanne zu je 3 bis 5 Stürmen, Der SA- 
Sturm gliedert sich im allgemeinen in 3 Trupps, von welchen jeder wiederum 
in 3—5 Scharen untergeteilt ist. 

Um den vielseitigen Anforderungen des Einsatzes der SA. bei Veranstaltungen, 
Aufmärschen, Katastrophen und Unglücksfällen gerecht zu werden, ist auch eine 
Zusammenfassung von SA.-Angehörigen in Sonder- bzw. technische Einheiten 
durchgeführt: es bestehen Nachrichten-, Pionier-, Radfahrer- und Sanitäts- 
einheiten. Kürzlich wurde auch ein Reiterkorps (NSRK.) gegründet. 


Die Schutzstaffeln (SS.) 


Am 30. Januar 1933, dem Tag der Machtübernahme, traten rund 100000 
Schutzstaffelmänner als Eliteformation der Bewegung und Gardekorps des 
Führers an. In dieser Stärke begann die Schutzstaffel, damals eine Gliederung 
der obersten SA.-Führung, ihren Aufstieg; heute ist sie in ihrem Gesamtaufbau 
zur Erfüllung der Aufgaben befähigt, die ihr von Adolf Hitler besonders zu- 


gewiesen wurde, nämlich „die Sicherung Deutschlands im Innern zu garantieren“. 


Ein Markstein von größter Bedeutung auf diesem Weg ist der Befehl, durch 
den der Führer die SS. in den Julitagen 1934 zum selbständigen Bestandteil 
der NSDAP. erhob. Die SS. gliedert ihre 200000 Mann in allgemeine Ober- 
abschnitte, Abschnitte und Standarten; zu diesen treten die Verfügungstruppen 
und die Wachverbände. 


Für Aufbau und Wesen dieser Schutzstaffeln bestehen besonders scharfe, für 
ein geistiges und körperliches Auslesekorps geeignete Richtlinien. Die Art der 
Auslese bevorzugt diejenigen, welche körperlich dem Wunschbild, dem nordisch- 


bestimmten Menschen, am nächsten kommen. Äußere Merkmale, wie Größe und 
rassisch entsprechendes Aussehen, spielen dabei eine wichtige Rolle. Die Erkennt- 
nis vom Wert des Blutes und des Bodens ist für die Auslese des Schwarzen 
Korps richtungweisend, weil, wie sein Führer Heinrich Himniler sagt, der in 
der Schutzstaffel von Anbeginn vertretene Gedanke des Blutes zum Tode ver- 
urteilt würde, wenn er nicht unlösbar mit der Überzeugung vom Wert und von 
der Heilizkeit des Bodens verbunden wäre. Diese Auslese beschränkt sich nicht 
auf die Minner; es wird von jedem Schutzstaffelmann gefordert, daß er nur 
die ihm arteigene Frau heiratet. Für die Verlobung und die Heirat des SS.- 
Mannes ist nach dem Gesetz eine Genehmigung erforderlich. 


Die zweite Tugend der Schutzstaffel soll der Kampfgeist sein. Die Leitung stellt 
durch die härteste Schule, durch mancherlei Jahr für Jahr abzulegende Lei- 
stungsprüfungen den Mut und den Kampfgeist jedes einzelnen, besonders aber 
den des Führers, auf die Probe. Sie hält den Reihen der SS. die manchen 
Deutschen eigentümliche Gemütlichkeit fern und verhindert, daß ihre Einfach- 
heit zum Nachteil des Kampfpeistes verschwindet. 


Drittens verlangt man vom S5.-Mann unlösbare Verbundenheit der Begriffe 
von Treue und Ehre. Auf dem Dienstdolch der SS.-Minner ist die von Hitler 
verlichene Inschrift: „Meine Ehre heißt Treue“ eingraviert. Vieles, Ichrt man 
den SS.-Mann, kann verziehen werden, nur die Untreue nicht. Denn Treue 
kommt aus dem Herzen und nicht aus dem Verstande. Dieser mag straucheln: 
das ist manchmal schädlich, jedoch niemals unverbesserlich. Das lHierz aber hat 
immer im gleichen Pulse zu schlagen. 


„Treue“ heißt für die Nationalsozialisten Treue zum Führer, zum Voik, zum 
Blut, zur Sippe, zum Kameraden und den unveränderlichen Gesetzen des An- 
standes: der Sauberkeit und der Ritterlichkeit. 


Vom Schwarzen Korps verlangt man schließlich den bedingung-los aus höch- 
ster Freiwilligkeit kommenden Gehorsam. Alle persönlichen Neigungen und 
Meinungen müssen der Pflicht zum Opfer gebracht werden. 


Ein Gesetz verpflichtet jeden SS.-Mann ebenso, seine Ehre mit der Waffe 
zu verteidigen, wie die Ehre der anderen zu aclıten. Bei aller Grundsatzstrenge 
verlangt es Güte und Großherzigkeit gegenüber den Kameraden, den Volks- 
genossen und allen Mitmenschen. 

In einem Büchlein mit dem Titel: „50 Fragen und Antworten für den SS.-Mann“ 
heißt die erste Frage: „Wie lautet dein Eid ?°* Die Antwort ist: „Wirschwören 
dir, Adolf Hitler, Führer und Kanzler des Deutschen Reiches, 
Treue und Tapferkeit. Wir geloben dir und den von dir bestimmten 
Vorgesetzten Gehorsam bis in den Tod. So wahr uns Gott helfe!“ 

Die zweite Frage: „Also glaubst du an einen Gott? Antwort: „Ja, ich glaube 
an einen Herrgott.“ 

Aus diesen zwei Antworten geht die Stellung des Schwarzen Korps zur Religion 
klar hervor. Das verhindert aber nicht, daß es außer den Juden und Freimaurern 
die Jesuiten und die politische Geistlichkeit als gefahrlichste Feinde des Staates 
betrachtet. 
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Da die SS. Garanten der Sicherheit Deutschlands im Innern sein sollen, ist 
bei der SS.-Leitung ein Sicherheitsdienst eingerichtet worden. Die SS. stellt die 
Mannschaften für die Geheime Staatspolizei (Gestapo). Der SS.-Führer 
Himmler wurde zuerst zum Chef der Gestapo und schließlich zum Chef der 


gesamten deutschen Polizei ernannt. 


Das nationalsozialistische Kraftfahrkorps (NSKK.) 


Neben der SA. und SS. steht als selbständige Gliederung der NSDAP. ihre 
motorisierte Einheit, das NationalsozialistischeKraftfahrkorps (NSKK.). 
Es hat nach der Machtergreifung die größte Entwicklung aller Parteiverbände 
erfahren, denn sein Wachstum ist mit der Motorisierung Deutschlands ver- 
bunden, von der bei der Behandlung des deutschen Verkehrswesens zu sprechen 
sein wird. 

Die NSKK.bestand ursprünglich aus einem kleinen Häuflein national gesinnter 
Kraftfahrer und Kraftfahrzeugbesitzer, mit deren Führung Adolf Hitler den 
ehemaligen Major im Generalstab, Hühnlein, betraute. Hühnlein ist einer der 
ältesten Mitkämpfer des Führers: er nahm an der Münchner Erhebung teil 
und erlitt infolgedessen eine halbjährige Haftstrafe. 

Die NSKK. hat sich in der Geschichte der Hitlerbewegung durch ihre Kampf- 
bereitschaft besonderen Ruf erworben: zahlreiche Opfer in ihren Reihen sind 
für ihre Gesinnung gebracht worden. Das Korps hätte aber viel von seiner 
Bedeutung verloren, wenn Adolf Hitler nicht die deutsche Motorisierung neu 
aufgebaut hätte. Korpsführer Hühnlein vermochte, gestützt auf die Kraft, den 
Einsatzwillen und die Erfahrung seiner Untergebenen, das NSKK. zum wert- 
vollen Instrument der Wirtschaft und der Wehrhaftmachung zu gestalten. 

Während das NSKK. anfangs aus etwa 30000 Mitgliedern bestand, ist es 
jetzt in 4 Motorobergruppen, 3 Motorgruppen, und 21 Brigaden gegliedert und 
umfaßt 500000 deutsche Kraftfahrer. Ein solche Riesenorganisation mußte zur 
dritten selbständigen Gliederung der Partei neben der SA. und der SS. er- 
hoben werden. 

Eine Hauptaufgabe des NSKK. besteht in der Heranbildung des Parteinach- 
wuchses, der Hitler-Jugend und der jungen Leute des Arbeitsdienstes zu tech- 
nisch durchgebildeten und verantwortungsbewußten Kraftfahrern. In den über 
das ganze Reich verteilten Motorsportschulen hat sich das NSKK. einen Lehr- 
körper geschaffen, der in sechswöchentlichen Kursen für eine planmäßige, fahr- 
technische und sportliche wie weltanschauliche Ausbildung sorgt. 

Sehr bedeutsam ist der vom NSKK. ausgeübte Geländesport: Ausdauer, Mut, 
Entschlußfähigkeit und Orientierungsvermögen, körperliche Gewandtheit und 
Kameradschaftssinn werden gefördert und zeitigten eine Reihe stolzer Er- 
folge. Der Tag der deutschen Kraftfahrt, die 2000-Kilometer-Fahrt durch die 
deutschen Gaue, die Internationalen Motorrad-Sechstagefahrten im Bayeri- 
schen Voralpengebiet, die Ostpreußen- und Mittelgebirgsprüfungen gehören zu 
diesem —, ganz zu schweigen von den Siegeszügen auf dem Gebiete des inter- 
nationalen Autorennsportes, 


9 —_ 


Die Erfolge im Kraftfahrsport bildeten die beste Propaganda für den Export 
deutscher Automobile. Die Leiter des NSKK. vermitteln ihre auf unzähligen 
kraftfahrsportlichen Veranstaltungen gesammelten Erfahrungen den Technikern 
und unterstützen auf diese Weise die Industrie. 

Im Verein mit dem Deutschen Automobil-Club erzieht das NSKK. das motori- 
sierte Land zu strafler Verkehrsdisziplin. Nur die freiwillige Unterordnung, 
die das NSKK. von allen seinen Mitgliedern fordert, kann eine Wandlung zum 
Besseren schaffen. 


Die Reichsparteitage 


Die nationalsozialistische Partei hat stets ihren Kundgebungen einen großen 
äußeren Rahmen verlichen, um Teilnehmern und Zuschauern ein starkes, 
lebendiges Erlebnis zu vermitteln. Der Aufmarsch und die Gliederung der Massen, 
die Anordnung der Fahnen und der Ablauf der Kundgebung sind immer Gegen- 
stand eingehender Vorbereitung gewesen. Deshalb haben besonders die Reichs- 
parteitage der NSDAP. immer gewaltigere Formen angenommen, um den Mil- 
lionen Nationalsozialisten aus allen Parteiformationen und den Gästen aus dem 
In- und Ausland bei dieser wichtigen jährlichen Zusammenkunft auch äußerlich 
ein großartiges, bleibendes Bild einzuprügen. 

Zum ständigen Ort der Parteitage hat Adolf Hitler die schöne alte Stadt Nürn- 
berg bestimmt. In der weiten Ebene vor der Stadt sind hierfür besondere Bauten 
errichtet worden. Das riesige Amphitheater der Zeppelinwiese bietet 100000 
Zuschauern die Möglichkeit, dem Aufmarsch und den Vorführungen von 150000 
Parteigenossen zuzusehen. Auf drei Seiten wird die Zeppelinwiese abwechselnd 
von Türmen und Tribünen für das Publikum umgeben. Auf der vierten Seite 
erhebt sich die Tribüne für die Ehrengäste mit der vorgebauten Plattfurm, von 
der der Führer spricht. 

Nicht weit von dieser Versammlungsstätte entfernt erstreckt sich die mächtige 
Luitpoldarena. Sie enthält das Ehrenmal für die Toten des Weltkrieges 
und erlaubt den Aufmarsch von 100000 Menschen. 

Da der große Saal für die offiziellen Sitzungen sich als unzureichend erwiesen 
hat, wird eine neue riesige KongreßBhalle errichtet. Sie soll 60000 Menschen 
fassen und wird außerdem einen schönen Konzertsaal sowie Räume für besondere 
Sitzungen enthalten. Zu der Gesamtanlage der Nürnberger Parteibauten ge- 
hören außerdem das Haus der Kultur,das Deutsche Stadion — die größte 
Sportarena der Welt — für die NS.-Kampfspiele, das riesige Maifeld — fünfmal 
größer als die Zeppelinwiese, für etwa 2 Millionen Menschen — ein weit aus- 
gedehntes Zeltlager und die neue, 100 Meter breite Anmarschstraße (siche 
Abb. 128). 

Diese kurzen Angaben vermögen eine Vorstellung des großartigen Charakters 
zu geben, den man der jührlichen Zusammenkunft einer halben Million National- 
«ozialisten: politische Leiter, SA., SS., NSKK., Reichsarbeitedienst, HJ. und 
DAF. beizumessen bestrebt ist. 

Der Reichsparteitag umfaßt die Massenkundgebungen in den beschriebenen 
Arenen unter freiem Himmel und die Sitzungen in der Kongrreßhalle. Die ersteren 
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bieten den aus allen deutschen Gauen mit ihren Fahnen vereinten Abordnungen 
Gelegenheit, den Führer zu sehen, seine programmatischen Reden zu hören und 
auch nach der Heimkehr den Mitbürgern einen Eindruck von dem großartigen 
Nürnberger Erlebnis zu vermitteln. In den Sitzungen in der Kongreßhalle werden 
von Reichsleitern der NSDAP. und Reichsministern die großen Fragen der 
Politik, der Sozialwirtschaft, der Kultur und der Partei behandelt. Über die 
Erfolge der Arbeit des letzten Jahres wird Rechenschaft gelegt,‘ und das Ziel 
der künftigen Arbeit umrissen. In einer Proklamation faßt der Führer nochmals 
das Erreichte zusammen und legt die neuen Aufgaben für Partei und Staat fest. 

Die Gestaltung der Aufmärsche und der Feierstunden paßt sich in ihrer über- 
zeugenden Größe dem gewaltigen Rahmen dieser Kundgebung an. Besonders 
eindrucksvoll gestaltete sich in den letzten Jahren die Parade des Reichsarbeits- 
dienstes. 45000 Arbeitsdienstmänner nahmen, nach dem Vorbeimarsch vor dem 
Führer, auf der Zeppelinwiese Aufstellung (siehe Abb. 52). Die meisten Abtei- 
lungen trugen Uniform; einige traten mit bloßem Oberkörper, so wie sie im 
Sommer arbeiten, an. Während ihre Hände den Griff des Spatens halten, der 
zwischen ihren Füßen steht, beginnt das grandiose Schauspiel der Feierstunde 
mit Trommelwirbeln, Fanfarenklängen und Fahnenschwenken, und mit dem 
mächtigen Chorgesang der Arbeitsdienstmänner: 


Unsere Spaten sind Waffen im Frieden. 
Unsere Lager sind Burgen im Land. 

Gestern in Stände und Klassen geschieden, 
Gestern der eine vom andern gemieden. 
Graben wir heute gemeinsam im Sand, 


Treu dem Befehl des Führers, 
Stoßtrupp des Friedens zu sein, 
Ziehn wir mit Hacke und Schaufel und 


Spaten 
Stolz in die Zukunft hinein. 


Unsere Spaten sind Waffen der Ehre, 
Unsere Lager sind Inseln im Moor, 
Daß sich das Land unserer Väter vermehre, 
Daß sich die Heimat des Hungers erwehre, 
Graben wir Acker aus Ödland hervor. 


Treu dem Befehl des Führers, 

Stoßtrupp der Ehre zu sein, 

Ziehn wir mit Hacke und Schaufel und 
Spaten 


Stolz in die Zukunft hinein. 


Unsere Spaten sind Waffen im Glauben, 

Unsere Lager sind Türme im Land. 

Wer uns den Glauben an Deutschland will rauben, 
Alle Verhetzten, Verstockten und Tauben, 

Graben wir klaftertief in den Sand. 


Treu dem Befehl des Führers, 


Stoßtrupp des Glaubens zu sein, 


Ziehn wir mit Hacke und Schaufel und Spaten 
Stolz in die Zukunft hinein. 


Dies ist das Treuegelöbnis der jungen Mannschaft des Reichsarbeitsdienstes. 
In mächtigen Sprechchören bekräftigen sie ihre Liebe zum Vaterland und ihren 
festen Entschluß, im Dienste der Nation zu arbeiten, sowie dem Führer und 
seinem Friedenswerk zu folgen. 
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Nach der Niederlegung von Kränzen für die Helden des Krieges, die Toten 
der Bewegung, die Opfer der Arbeit und die in den Lagern verstorbenen Kame- 
raden schließt ihre Feierstunde mit dem Lied der Arbeit: 


Gott, segne die Arbeit und unser Be- 
ginnen! 

Gott, segne den Führer und diese Zeit! 

Steh’ uns zur Scite, Land zu gewinnen, 

Deutschland zu dienen mit all unsern 
Sinnen, 


Gott, segne die Arbeit und all unser 
Ringen! [Schein! 

Gott, scgne die Spaten mit blankem 

Werk unsrer Hände, laß es gelingen, 

Denn jeder Spatenstich, den wir voll- 
bringen, 


Mach uns zu jeder Stunde bereit! Soll ein Gebet für Deutschland sein! 

Die feierliche Zeremonie hinterläßt in ihrer Einfachheit auf alle Anwesenden 
einen tiefen Eindruck. 

Ein anderes gewaltiges Schauspiel ist das Gelöbnis der politischen Amtsträger 
der Bewegung. Kilometerhohe Lichtstrahlen aus 150 stärksten Scheinwerfern, 
die im Umkreis der Versammlung in die Nacht hinaufstrablen, bauen einen 
Lichtdom von zauberhafter Pracht in den Himmel. Es ist schwer, mit Worten 
das Erlebnis eines solchen Appells und des harmonischen Bildes aus 25000 leuch- 
tenden Fahnen und geordneten braunen Kolonnen von Hunderttausenden von 
Parteigenossen, umrahmt von den ruhig gegliederten Linien der marmornen 
Tribüne, zu beschreiben (siehe Abb. 50, 51). 

Nach einem großen Vorbeimarsch aller Formationen vor dem Führer (siche 
Abb. 46—49) schließt der Reichsparteitag zumeist mit imposanten Vorführungen 
der Wehrmacht, die nicht nur die gute Ausbildung der Truppe und ihre modernen 
Waffen zeigen, sondern auch die enge Verbundenheit der beiden Säulen des 
nationalsozialistischen Staates: Partei und Heer. 

Das Diplomatische Korps sowie die in- und ausländische Presse sind Gäste 
des Führers beim Reichsparteitag. Einstimmig erkennen sie die Größe, die voll- 
endete Organisation und den hohen politischen Wert an, welche diese jährliche 
Feier des nationalsozialistischen deutschen Volkes auszeichnet. 


Die Auslandsorganisation der NSDAP. 


Außer den 31 Gauen, in die sich die Partei im Reich gliedert, gibt es einen, 
den jüngsten, der die im Ausland lebenden Reichsbürger — etwa 3 Millionen 
— sowie rund 700000 Angehörige der serfahrenden Berufe umfaßt. 

Wie der Nationalsozialismus im Innern durch die Abschaffung der Parteien 
und die Beseitigung des Klassenkampfes die Einheit des Volkes, die wahre 
Volksgemeinschaft, geschaffen hat, so will er auch die Deutschen jenseits der 
Grenzen in allen Ländern der Welt in dieser neuen Idee vereinigen. 

im Herbst 1930 wurde als Zentralstelle die „Auslandsorganisation der Reichs- 
leitung der NSDAP.“ mit dem Sitz in Hamburg von wenigen ehemaligen Aus- 
landsdeutschen begründet. Bereits 1931 konnten nach mühsamer Kleinarbeit 
zahlreiche Stützpunkte und Ortsgruppen im Ausland ins Leben gerufen werden, 
und 1932 die ersten Landesgruppen. 
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Nach der Machtergreifung übernahm Ernst Wilhelm Bohle die Leitung 
der Organisation, der im Oktober 1933 mit dem Dienstgrad eines Gauleiters 
in den Stab des Stellvertreters des Führers berufen wurde. Die Dienststelle 
bekam später die Bezeichnung „Auslands-Organisation der NSDAP.“ 
(AO.). 

Die Mitgliederbewegung im Auslandsdeutschtum und in der Seefahrt erfuhr 
unter der Leitung Bohles einen beträchtlichen Aufschwung. Nicht weniger als 
548 Ortsgruppen und Stützpunkte im Auslande, die, abgesehen von einer 
großen Zahl von selbständigen, in 45 Landesgruppen und Landeskreisen zu- 
sammengefaßt sind, und 1097 Gruppen in der Seefahrt machen heute den 
Bestand der AO. aus. 


Die Leitsätze der Auslands-Organisation, die nunmehr für alle Auslands- 
deutschen gelten, sind: 


1. Befolge die Gesetze des Landes, dessen Gast du bist. 


2. Die Politik deines Gastlandes lasse dessen Bewohner machen. Dich geht die Innen- 
politik eines fremden Landes nichts an. Mische dich nicht in diese, auch nicht 
gesprächsweise. 


3. Bekenne dich stets und überall als Parteigenosse. 


4. Sprich und handle stets so, daß du der nationalsozialistischen Bewegung und 
damit dem neuen Deutschland Ehre machst. Sei rechtschaffen, ehrbar, furchtlos 
und treu. 


5. Sieh in jedem Deutschen draußen deinen Volksgenossen, einen Menschen deines 
Blutes, deiner Art und deines Wesens. Gib ihm die Hand ohne Ansehen seines 
Standes. Wir sind alle „Schaffende‘‘ unseres Volkes. 


6. Hilf von Herzen und unaufgefordert deinen deutschen Volksgenossen, wenn sie 
unverschuldet in Not gerieten. 


7. Sei nicht nur Mitglied, sondern auch Mitkämpfer in vorderster Linie. Unterrichte 
dich genau über Wesen, Inhalt und Ziel unserer Bewegung. 


8. Werbe und kämpfe Tag für Tag um den Beitritt jedes ehrlichen Deutschen in 
unsere Bewegung. Überzeuge ihn von der Überlegenheit und Richtigkeit unserer 
Bewegung, von der Notwendigkeit unseres Siegs, auf daß Deutschland weiter 
lebe! Kämpfe mit geistigen Waffen! 

9. Lies unser Parteiorgan, unsere Druckschriften und Bücher. 


10. Schließe dich den Parteigenossen in deinem Aufenthaltsort an. Besteht dort ein 
Stützpunkt oder eine Ortsgruppe, so sei ihr ein disziplinierter und rühriger Mit- 
arbeiter. Stifte nicht nur keinen Streit, sondern sei mit allen Kräften bemüht, 
aufkommende Unstimmigkeiten zu schlichten. 


Diese 10 Gebote enthüllen den neuen Sinn, den das Dritte Reich dem Leben 
der Auslandsdeutschen gegeben hat, und den großen Wert, den es ihrer Tätig- 
keit beimißt. Es ist nicht mehr nur von Betreuung die Rede, sondern von Ver- 
pflichtung, von Leistungen, die erwartet werden, von Haltung, die voraus- 
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gesetzt wird. Auslandsdeutsche Arbeit unter nationalsvzialistischer Ideen- und 
Formgebung bedeutet Erfassung des lebendigen Menschen, seine Einordnung 
und seinen Einsatz. Sie erkennt als oberstes Gesetz nur das Recht der Volks- 
gemeinschaft, von der das Auslandsdeutschtum ein Teil ist. 


Nach den erreichten Resultaten haben die deutschen Auslandagruppen ihre 
Aufgaben vollkommen erfüllt. Das Winterhilfswerk der AO. brachte im Winter 
1934—35 einen Beitrag von 1,1 Millionen RM. und 1,8 Millionen RM. 1935 —30. 
Die Leitung der AO. überwacht die Verteilung und sorgt für die besondere 
Betreuung der Notstandsgebiete im Reich und im Ausland. So trägt der Spender 
in Indien dazu bei, daß seiner werbsloser reichsdeutscher Volksgenosse in Ost- 
oberschlesien oder in Luxemburg eine warme Stube hat. 880 auslandsdeutsche 
Mütter konnten im vorigen Jahr zu einmonatigem Erholungsaufenthalt in 
die Heimat kommen und 10000 auslandsdeutsche Kinder haben ihre Ferien 
im Reich verbracht. 


Die AO. sorgte insbesondere für die soziale Lage des deutachen Seemannes. 
Sie hat viel zur Verwirklichung der Tarifordnung und zur Einführung der ersten 
Kinderzulagen und Weihnachtsgeschenke beigetragen. Auf Betreiben der AO. 
wurden die „Stiftung für Opfer der Arbeit auf See“ und die Eigenheimsied- 
lungen für Seemannsfamilien geschaffen. Ein Aufruf des Gauleiters Bohle für 
eine Hilfsaktion zugunsten der Spaniendeutschen brachte in wenigen Monaten 
2,4 Millionen RM. 


In den auslandsdeutschen Gruppen werden die Ideen und Errungenschaften 
des Dritten Reiches in Vorträgen behandelt. Bei nationalen Feiertagen, wie z. B. 
dem Erntedankfest, sprechen bisweilen auch prominente Gäste aus dem Reich 
zu den Auslandsdeutschen. Die großen deutschen Landesgruppen, wie etwa 
Brasilien, unterhalten auch eigene Zeitungen oder Zeitschriften. 


Fine eigene große AO.-Zeitung ist geplant. Vorläufig wird die Monatsschrift 
„Der Deutsche im Auslande“ herausgegeben; das Amt Seefahrt veröffentlicht 
„Seefahrt ist not“ und „Der deutsche Seemann“. Der „Verband deutscher 
Vereine im Ausland e. V.“, eine der AO. angegliederte Organisation, die aus 
dem Zusammenschluß aller deutschen Vereine und Verbände im Ausland unter 
eigener Leitung hervorgegangen ist, versendet den „Lleimatbrief‘ und das 


Jahrbuch „Wir Deutsche in der Welt“. 


Funk und Film dienen der AO. als Brücke zur Heimat. Fın besonderes 
Kurzwellenempfangsgerät soll auch den am entferntesten wohnenden Auslands- 
deutschen ermörzlichen, die Reichssendungen zu hören. Inzwischen schickt die 
AO. ihnen Schallplattenaufnahmen und Ausschnitte aus den Wochenschauen, 
die in geschlossenen deutschen Kreisen vorgeführt werden. 


Die AO. fördert die zwischenstaatlichen Beziehungen besonders in kultureller 
und wirtschaftlicher Hinsicht. Sie organisierte zum Beispiel mit dem Auswärtigen 
Amt im letzten Jahre Deutschlandreisen ibero-amerikanischer Studentengruppen 
und Veranstaltungen anlißlich der Buchwoche, die viel Interesse im Ausland 
weckten. 


In jedem Spätsommer findet in Stuttgart, der „Stadt der Auslands- 
deutschen‘ unter der Schirmherrschaft des Gauleiters Bohle der Reichstag 
der Auslandsdeutschen statt, zu dem Volksgenossen aus allen Ländern ein- 
geladen sind. Er bedeutet eine großartige Kundgebung der deutschen Volks- 
gemeinschaft. 

Am vierten Jahrestage der Machtergreifung hat Adolf Hitler die Stelle 
eines Chefs der Aurlandsurganisation im Auswärtigen Amt eingesetzt und Gau- 
leiter Bohle mit ihr betraut. Der Chef bleibt Leiter der AO. der NSDAP. Auf 
diese Weise wollte der Führer die Einheit von Partei und Staat weiter befestigen 
und zugleich die Verdienste eines seiner tatkräftigsten und intelligentesten 
Mitarbeiter anerkennen. 


VI. 
Die Wehrmacht 


Der Wiederaufbau der Wehrmacht erforderte staatsmännische Tüchtigkeit, 
Takt und Energie; er stellt einen der glänzendsten Erfolge Adolf Hitlers dar. 


Das Problem der Wehrhaftmachung war unter zwei Gesichtspunkten zu 
betrachten: einem innerpolitischen und einem außenpolitischen. Beide offen- 
barten ernste Schwierigkeiten. Der Stand der deutschen Wehrmacht vor 1933 
erklärt diese ohne weiteres. 

Deutschland besaß die kleine Reichswehr, die ihr der Versailler Vertrag zu- 
gebilligt hatte. Sie bestand aus 100000 Mann und einigen wenigen Schiffen und 
besaß keine Flugzeuge; eine Streitkraft, die trotz dem vorzüglichen Geist un. 
dem hohen Ausbildungsstand ihrer Aufgabe, Volk und Reich zu schützen, 
keineswegs gewachsen war. Sie nahm, getreu den Traditionen der alten Armee, 
als Berufsheer im Weimarer Staat eine Sonderstellung ein,da der Reichspräsident, 
der von allen verehrte Feldherr aus dem Weltkrieg, unabhängig vom parlamen- 
tarıschen Getriebe, Oberbefehlshaber der Wehrmacht war; außerdem galt das 
Heer als Instrument des bekannten Art. 48 der Weimarer Verfassung, der diese 
praktisch außer Kraft setzen konnte, wie es z. B. im Sommer 1932 geschah, als 
die preußische marxistische Regierung abgesetzt wurde. 

Auf Grund dieser ihrer Stellung erhielt sich die Reichswehr während jener 
dunklen Jahre im System der Parteien eine überparteiliche Haltung; viele Parla- 
mentarier waren aus sogenannten pazifistischen Gründen ihre Gegner. Die Hal- 
tung der Armee bedeutete eine Gewähr für ihr eigenes Bestehen und schützte 
die Interessen des Vaterlandes. Die Geschichte lehrt uns, welch traurige Folgen 
die Teilnahme des Soldaten am inneren politischen Kampf für den Bestand 
eines Heeres und für die Nation selbst zeitigen kann. Deshalb verabschiedete 
Mussolini am Tage des Marsches auf Rom vom Hotel Savoja aus die Offiziere, 
die sich auf der Straße zusammengefunden hatten, um ihm zu huldigen. Die 
deutsche Wehrmacht war, was ihr Gründer, General v. Sceckt, in ihr schen 
wollte: nämlich „Die eiserne Klammer des Reiches“. Sie vermochte sich durch 
Ablehnung aller Parteiinteressen das soldatische Denken zu erhalten und ist 
„Symbol und fester Halt als Hüterin des Staates in einer Zeit ge- 
blicben, wo das Volk durch das Tal äußerer Bedrückung und Ent- 
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würdigung, innerer Not und Selbstzerfleischung ohne Gefährdung 
seiner Existenz hindurchgeführt werden mußte.“ So lauten die Worte 
Hindenburgs in seinem politischen Testament. 


Es war daher für Adolf Hitler nicht leicht, als Reichskanzler und zu gleicher 
Zeit Führer der nationalsozialistischen Partei diesen Zustand, der sich als „‚Staat 
im Staate‘“ kennzeichnen läßt, zu ändern und alle Mißverständnisse aus dem 
Wege zu räumen, die zwischen der Wehrmacht und der Bewegung standen, 
obgleich ihre Ziele, nämlich das Vermächtnis des deutschen Frontsoldatentums 
zu erhalten, den Kampf gegen die Fesseln von Versailles und die Beseitigung des 


Weimarer Systems, die gleichen waren. 


Die Reichswehr mußte ferner einen grundlegenden Anteil am Aufbau des 
Staates erhalten und aus einem Berufsheer ein Volksheer werden. Adolf Hitler 
hat diese schwierige Aufgabe, die viel Takt erforderte, gelöst. 


Schon vor der Machtergreifung stellte der künftige Reichskanzler in einem 
Gespräch mit einem hohen Offizier fest, daß es im Nachkriegsdeutschland nur 
zwei große Leistungen gegeben habe: die Organisation der nationalsozialistischen 
Bewegung und den Aufbau der Wehrmacht. Er bemühte sich mit allen Kräften, 
die Sympathien der militärischen Kreise zu gewinnen; es kam ihm zustatten, 
daß er selbst Frontkämpfer gewesen ist. Er suchte sich die Unterstützung des 
Heeres für die Durchführung seiner Idee zu sichern, auf zwar revolutionärem, 
aber doch gesetzlichem Wege die Führung zu übernehmen. Wenige Tage nach 
der Machtergreifung legte Adolf Hitler allen Befehlshabern von Heer und Marine 
seine politischen Ziele klar und versicherte sie seiner Sorge für die Wehrmacht. 
Im September 1933 konnte er dann feierlich verkünden: „Wenn das Heer nicht 
in den Tagen der Revolution auf unserer Seite gestanden hätte, stünden wir 
heute nicht hier“. In der großen Reichstagsrede vom Januar 1934, ein Jahr nach 
der Machtergreifung, stellte er folgendes fest: „Es ist ein einzigartiger, geschicht- 
licher Vorgang, daß zwischen den Kräften der Revolution und den verantwort- 
lichen Führern einer auf das Äußerste disziplinierten Wehrmacht solch herzliche 
Verbundenheit im Dienst des Volkes in Erscheinung tritt, wie zwischen der 
nationalsozialistischen Partei und mir als ihrem Führer einerseits und den 
Offizieren und Soldaten des deutschen Reichsheeres und der Marine andererseits. 
Die Armee und ihre Führung hat in bedingungsloser Treue und Gefolgschaft 
zum ncuen Staat gestanden und uns vor der Geschichte überhaupt erst den 
Erfolg unserer Arbeit ermöglicht.“ 


Ein solcher Erfolg kann nicht überraschen; der Führer ist im Grunde seines 
Herzens Soldat wie der damalige Reichswehrminister, Generaloberst von Blom- 
berg, in einem grundsätzlichen Artikel vom 29. Juni 1934 im Völkischen Be- 
obachter hervorgehoben hat: 


„In enger Verbundenheit mit dem ganzen Volke steht die Wehr- 
macht, die mit Stolz das Zeichen der deutschen Wiedergeburt an 
Stahlhelm und Uniform trägt, in Manneszucht und Treue hinter 
der Führung des Staates, dem Feldmarschall des großen Krieges, 
Reichspräsident v. Hindenburg, und dem Führer des Reiches, Adolf 
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Hitler, der einst aus unseren Reihen kam und stets einer der 
unseren bleiben wird‘“!). 


Die nötige Voraussetzung für ein harmonisches Zusammengehen bleibt, daß 
sich Staat und Partei auf die Aufgaben beschränken, die ihnen zugewiesen sind: 
die Krise des 30. Juni 1934 ließ Bestrebungen erkennen, Aufgaben der Wehr- 
macht anderen Einrichtungen zu übertragen — Bestrebungen, denen der 


Führer ein schnelles Ende bereitete. 


Adolf Hitler hat die deutsche Wehrmacht zu einer Säule des neuen Staates 
gemacht und feierlich bestimmt, daß sie als der einzige Waffenträger der 
Nation zu gelten habe, wührend die Partei deren politischer Willenstrüger 
sci. Damit erhielt die Wehrmacht eine feste politische Grundlage; die Aufgaben 
der beiden großen Einrichtungen standen nun fest. 

Diese neue Stellung der Wehrmacht fand in zwei grundlegenden Verordnungen 
ihren Ausdruck und Bestätigung; zunächst in den von Hindenburg im Mai 1934 
als Vermächtnis erlassenen neuen „Pflichten des deutschen Soldaten“, Sie ent- 
halten in knappen Sätzen eine nationalsozialistisch-soldatische Pflichtenichre. 
Während die „Aufstellung der Berufspflichten“ des deutschen Soldaten vom 
Jahre 1930 den Satz enthielt: „Die Reichswehr ist das Machtmittel der gesetz- 
mäßigen Reichsgewalt; sie schützt die Grenzen des deutschen Reichs und seinen 
Bestand nach außen und nach innen“, hieß es jetzt: „Die Wehrmacht ist die 
Waffenträgerin des deutschen Volkes. Sie schützt das deutsche Reich und 
Vaterland, das im Nationalsozialismus geeinte Volk und seinen Lebensraum“, 

An die Stelle der gesetzmäßigen, jeweils wechselnden Reichsgewalt ist also 
das deutsche Volk getreten, verkörpert im deutschen Nationalsozialismus. 

Die beiden Wortlaute zeigen noch weitere bemerkenswerte Unterschiede; so 
hieß es z.B. früher: „Die Reichswehr dient dem Staat, nicht den Parteien“, 
jetzt aber heißt es: „Der Dienst in der Wehrmacht ist Ehrendienst am deutschen 
Volk“. 1930 sprach aus allen Artikeln der Pilichtenlehre die auf das Soldatische 
begrenzte Tradition, mit der schr wenige außerhalb der Wehrmacht etwas ge- 
meinsam hatten; 1934 werden neben der ruhmreichen Vergangenheit deutsches 
Volkstum, deutsche Erde und deutsche Arbeit genannt, aus denen die Wehr- 
macht ihre Kraft schöpfen müsse. 

Das Hinscheiden des Felllmarschalls gab Veranlassung zu einer zweiten Kund- 
gebung. Noch am Abend des Todestages leistete die Wehrmacht den Eid auf 
folgende Formel: „Ich schwöre bei Gott diesen heiligen Eid, daß ich dem Führer 
des deutschen Reiches und Volkes, Adolf Hitler, dem obersten Befehl-haber der 
Wehrmacht, unbedingten Gehorsam leisten und als tapferer Soldat bereit sein 
will, jederzeit für diesen Eid mein Leben einzusetzen“. 

Diese Eidesablegung schloß die politische Entwicklung des Heeres ab. Sie 
hatte vor der Machtergreifung begonnen und bedeutete die endgültige Lösung 


1) Schon seit Beginn des Jahres 1934 trugen die Soldaten der Wehrmacht auf der Uniform 
das Hoheitszeichen der NSDAP. Zum erstenmal sah im selben Jahr der Reichaparteitag starke 
Truppeuverbande Schulter an Schulter mit den politischen Kampfern Adolf Hitlers. 
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des Wehrmachtproblems. Zwischen Partei und Wehrmacht besteht kein Gegen- 
einander mehr, sondern nur noch ein Miteinander und ein gegenseitiges Helfen. 


„So klar die Aufgaben von Partei und Wehrmacht getrennt sind, 
so fest und stark muß das Vertrauen sein, das beide miteinander 
verbindet. Wir ziehen alle an einem Strang und arbeiten alle für 
das gleiche Ziel. Die Grundlage des gemeinsamen Vertrauens aber 
kann nur die nationalsozialistische Weltanschauung sein, denn 
wir alle sind die Soldaten Adolf Hitlers. Ein guter Soldat muß 
auch ein guter Nationalsozialist sein... Wir ehren unsere toten 
Kameraden, indem wir Adolf Hitler grüßen und ihm dienen.“ 

(v. Blomberg) 

Nach der Lösung der innerpolitischen Wehrfrage konnte sich Adolf Hitler 
dem außenpolitischen Problem, der Wehrfreiheit widmen. 


Einige Tage nach dem Austritt aus dem Völkerbund im Oktober 1933 schlug, 
wie schon erwähnt, die Reichsregierung in einem Memorandum ein Heer in 
Stärke von 300000 Mann vor; während der ersten Monate des Jahres 1934 
fanden denn auch wiederholt direkte Verhandlungen wegen einer Rüstungsver- 
einbarung auf zehn Jahre statt und zwar auf Grund eines englischen Memo- 
randums vom 22. Januar, das außer in Berlin auch in Paris, Rom, Brüssel 
und Warschau überreicht wurde. Diese Denkschrift begrüßt unter anderem, 
daß die Vorschläge Hitlers sich nicht nur mit technischen Rüstungsfragen, 
sondern auch mit politischen Garantien gegen einen Angriff befaßten. 


Die französische Regierung brachte schon am 17. März in einer Antwort- 
note ihren Entschluß zum Ausdruck, alle notwendigen Vorbehalte gegen die 
Förderung Deutschlands zu machen. Eine zweite Note vom 17. April erklärte 
die Verhandlungen ohne weiteres für aussichtslos. 


Infolgedessen bereitete der Führer, in Übereinstimmung mit dem Reichs- 
wehrminister, die Einführung der kurzfristigen Dienstzeit und der allgemeinen 
Dienstpflicht, also die Neuschaffung des Volksheeres, vor. Die Einführung der 
zweijährigen Dienstzeit in Frankreich beschleunigte die Entscheidung, die dann 
unerwartet am 16. März 1935 fiel. 


An diesem Tag beschloß das Kabinett mit blitzartiger Schnelligkeit das Gesetz 
„für den Aufbau der Wehrmacht“ sowie eine Proklamation an das Deutsche 
Volk. Sie erinnerte daran, daß Deutschland im November 1918 ım Vertrauen auf 
die in den 14 Punkten Wilsons gegebenen Zusicherungen und im Glauben an 
eine Neugestaltung der Völkerbeziehungen nach 4? /,jährigem ruhmvollen Wider- 
stand die Waflen gestreckt habe; sie führte aus, wie das deutsche Volk im Ver- 
trag von Versailles behandelt worden sei, der ihm die vollständige Abrüstung 
mit dem Versprechen auferlegte, daß eine internationale allgemeine Abrüstung 
stattfinden werde. Deutschland habe die ihm auferlegten Abrüstungsverpflich- 
tungen nach den Feststellungen der interalliierten Kontrollkommission erfüllt: 

An Hecreswaffen wurden zerstört: 59897 Geschütze und Rohre, 130558 
Maschinengewehre, 31470 Minenwerfer und Rohre, 600700 Gewehre und Kara- 
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biner, 243937 M.G.-Läufe, 28001 Lafetten, 4390 M.W.-Lafetten, 38750000 Ge- 
schosse, 16550000 Hand- und Gewehrgranaten, 60400000 scharfe Zünder, 
491000000 Handwaffenmunition, 335000 Tonnen Geschoßhülsen, 23515 Tonnen 
Kartusch-Patronenhülsen, 37000 Tonnen Pulver, 79500 Munitionsleeren, 
212000 Fernsprecher, 1072 Flammenwerfer, 31 Panzerzüge, 59 Tanks, 1702 Be- 
obachtungswagen, 8982 drahtlose Stationen, 1240 Feldbäckereien, 2199 Pontons, 
981,7 Tonnen Ausrüstungsstücke für Soldaten, 8230350 Sackausrüstungsstücke 
für Soldaten, 7300 Pistolen und Revolver, 180 M.G.-Schlitten, 21 fahrbare 
Werkstätten, 12 Flak-Geschützwagen, 11 Protzen, 64000 Stahlhelme, 174000 
Gasmasken, 2500 Maschinen der ehemaligen Krieg:industrie, 8000 Gewehrliäufe. 

An Luftwaffen wurden zerstört: 15713 Jagd- und Bombenflugzeuge, 
27757 Flugzeugmotoren. 

An Marinewaffen wurden zerstört: 26 Großkampfschiffe, 4 Küsten- 
panzer, 4 Panzerkreuzer, 19 kleine Kreuzer, 21 Schul- und Spezialschiffe, 
83 Torpedoboote, 315 U.-Boote. 

Ferner mußten zerstört werden: Fahrzeuge aller Art, Gaskampf- und 
zum Teil Gasschutzmittel, Treib- und Sprengmittel, Scheinwerfer, Visierein- 
richtungen, Entfernungs- und Schallmeßgeräte, optische Geräte aller Art, 
Pferdegeschirr, Schmalspurgeräte, Felddruckereien, Feldküchen, Werkstätten, 
Hieb- und Stichwaffen, Stahlhelme, Munitionstransportmittel, Normal- und 
Spezialmaschinen der Kriegsindustrie sowie Einspannvorrichtungen, Zeich- 
nungen dazu, Flugzeug- und Luftschiffhallen usw. 


Nach dieser in der Geschichte beispiellosen Erfüllung eines Vertrages besaß 
Deutschland ein Anrecht, die Einlösung der eingegangenen Verpflichtungen 
auch von der anderen Seite zu erwarten, wurde aber enttäuscht. Im Gegenteil: 
es zeigte sich, daß eine ganze Reihe von Staaten aufrüsteten. Die im Kriege 
erfundenen Zerstörungsmaschinen erhielten nun in methodisch-wissenschaft- 
licher Arbeit die letzte Vollendung. Die mächtigen Landpanzer, die Kampf- 
und Bombenmaschinen erfuhren iımmer neue Verbesserungen. Riesengeschütze 
wurden gebaut, wirksamere Spreng-, Brand-, und Gasbomben hergestellt. 

Inmitten dieser hochgerüsteten und sich in immer höherem Maße der moto- 
risierten Kräfte bedienenden Kriegsstaaten war Deutschland ein der Macht 
beraubter Raum, jeder Drohung und jeder Bedrohung wehrlos ausgellefert. 
Deutschland mußte also auf die Einlösung des Versprechens auf Abrüstung 
drängen, das die anderen Staaten gegeben hatten. 

So entstanden die Versuche, auf dem Wege von Konferenzen eine allgemeine 
Rüstungsverminderung zu erreichen, so entstanden die ersten Vorschlige inter- 
nationaler Rüstungsabkommen, von denen der Plan Mac-Donalds erwahnens- 
wert ist. Deutschland war bereit — so hieß es im Aufruf weiter — diesen Plan 
anzunehmen und zur Grundlage von Vereinbarungen zu machen. Der Plan 
scheiterte aber an der Ablehnung durch andere Staaten. 

Die dem deutschen Volke in der Dezember-Erklirung 1932 feierlich zuge- 
sicherte Gleichberechtigung fand keine Verwirklichung: infolgedensen sah sich 
die deutsche Reichsregierung als Wahrerin der deutschen Ehre und der deutschen 
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Lebensrechte außerstande, noch weiterhin an solchen Konferenzen teilzunehmen 
oder dem Völkerbund anzugehören. 

Aber auch nach dem Austritt war die deutsche Regierung bereit, Vorschläge 
anderer Staaten zu prüfen und eigene Vorschläge zu unterbreiten. Die Ablch- 
nung ihrer Vorschläge sowie der ähnlich gedachten italienischen und englischen 
Entwürfe ließen aber darauf schließen, daß die Geneigtheit zu einer Erfüllung 
der Versailler Abrüstungsbestimmungen bei den anderen Vertragspartnern nicht 
bestand. 

Die deutsche Regierung sah sich also veranlaßt, alle Maßnahmen selbst zu 
treffen, die den ebenso unwürdigen wie bedrohlichen Zustand der Wehrlosigkeit 
zu beenden geeignet schienen. 

Die Proklamation vom 16. März 1935 hob hervor, daß die Reichsregierung 
nur eine einzige materielle Macht wünsche: für das Reich und für 
ganz Europa den Frieden wahren zu können. Als Beweise dafür sollten 
die deutschen Schritte zur Förderung des Friedens gelten: die den Nachbarstaaten 
gemachten Vorschläge von Nichtangriffspakten, das Abkommen mit Polen und 
die dem westlichen Nachbarn abgegebene feierliche Versicherung, nach der 
Regelung der Saarfrage an ihn keine weiteren territorialen Forderungen zu stellen. 

Die deutsche Regierung mußte aber zu ihrem Bedauern ersehen, daß die 
übrige Welt dauernd aufrürtet. Sie sah in der Schaffung einer sowjetrussischen 
Armee von 101 Divisionen, d. h. einer zugegebenen Friedenspräsenzstärke von 
960000 Mann, eine Gefahr, an die bei der Abfarsung des Versailler Vertrages 
niemand denken konnte. Sie stellte weiter fest, daß die Einführung der zwrei- 
jährigen Dienstzeit in Frankreich die kurzdienende Armee in ein langdienendes 
Heer verwandelt habe. 

Die deutsche Regierung empfand die Unmöglichkeit, die für die Sicherheit 
des Reiches notwendigen Maßnahmen noch länger auszusetzen oder vor der 
Mitwelt zu verbergen. Sie wünschte als Wahrerin der Ehre und der Belange 
der deutschen Nation jene Machtmittel sicher zu stellen, die für die Erhaltung 
des deutschen Reiches und für die Achtung vor Deutschland als einen Mit- 
bürgen des allgemeinen Friedens erforderlich sind. 

Der Aufruf schloß mit folgenden Worten: 

„In dieser Stunde erneuert die deutsche Regierung vor dem deutschen Volk 
und vor der Welt die Versicherung ihrer Entschlossenheit, mit der deutschen 
Aufrüstung kein Mittel kriegerischen Angriffs, sondern vielmehr 
ausschließlich eine Bürgschaft seiner Verteidigung und damit der 
Erhaltungdes Friedens bilden zu wollen. Sie drückt dabei die zuversicht- 
liche Hoffnung aus, daß es dem wieder zu seiner Ehre zurückfindenden deutschen 
Volke in unabhängiger gleicher Berechtigung vergönnt sein möge, seinen 
Beitrag zu leisten zur Befriedung der Welt in einer freien und 
offenen Zusammenarbeit mit den anderen Nationen und ihren 
Regierungen.“ 


Das Greaetz vom 16. März 1935 über den Aufbau der Wehrmacht verkündete 
die allgemeine Wehrpflicht; es bedeutet die Geburtsurkunde der national- 
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sozialistischen Wehrmacht im Dritten Reiche. Schon am 21. Mai fulgte dasWehr- 
gesetz, dessen allgemeiner Abschnitt bestimmt: 1. Wehrdienst ist Ehrendienst 
am deutschen Volke. — 2. Jeder deutsche Mann ist wehrpflichtig. — 3. Im Kriege 
ist über die Wehrpflicht hinaus jeder deutsche Mann und jede deutsche Frau 
zur Dienstleistung für das Vaterland verpflichtet. — 4. Die Wehrmacht ist der 
Wäaffenträger und die soldatische Erziehungsschule des deutschen Volkes. — 
Sie besteht aus dem Heere, der Kriegsmarine und der Luftwaffe. — 5. Oberster 
Befehl-haber ist der Führer und Reichskanzler. — 6. Unter ihm übt der Reichs- 
kriegsminister als Oberbefehlshaber Befehlsgewalt über die Wehrmacht aus. 

Am 18. Juni desselben Jahres unterzeichnete die Regierung das Flottenab- 
kommen mit England, das völkerrechtlich den Teil V des Versailler Vertrages 
beseitigte. Im Sommer fand die Musterung des ersten Rekrutenjahrganges 
statt und im November leistete der Jahrgang 1914 unter der neuen Reichskriegs- 
flagge, dem Symbol der Einheit von Staat und Volk, Partei und Wehrmacht, 
den Eid auf den Führer. 

Das Jahr 1936 brachte die Erfüllung einer anderen wichtigen Aufgabe. Als 
Antwort auf den Abschluß des Militärbündnisses zwischen Frankreich und der 
Sowjetunion rückten am 7. März deutsche Regimenter in die entmilitarisierte 
Rheinlandzone ein und beseitigten damit die letzte Beschränkung der deutschen 
Wehrhoheit. Im August, als die roten Machthaber in Moskau die Aufrüstung 
der bolschewistischen Armee durch Herabsetzung des Einstellungsalters erneut 
beschleunigten, wurde die zweijüahrige aktive Dienstzeit eingeführt. 


Der Erlaß des Führers und Reichskanzlers vom 26. Februar 1935 bestimmte, 
daß mit dem 1. März 1935 die Luftwaffe als dritter Wehrmachtsteil neben das 
Heer und die Kriegsmarine treten solle. 

Damit erscheinen oftiziell zum erstenmal deutsche Luftstreitkräfte; sie stellen 
das Werk des Reichsluftfahrtministers Generaloberst Hermann Göring dar. 
Er hat dieses Werk zur Zeit der Bildung des Kabinettes Adolf Hitler be- 
gonnen und bis Ende Februar 1935 völlig geheim gehalten. Göring, der Pour-le- 
merite-Kampfflieger des Weltkrieges, der Nachfolger Manfred v. Richthofens 
in der Führung des berühmten Jagdgeschwaders, hat sich unter der Mitarbeit 
seiner alten Kameraden schen seit Jahren mit besonderem Nachdruck für die 
Aufstellung von SA.- und SS.-Fliegerstürmen eingesetzt. Diese Organisationen 
sportlichen Charakters sollten in Deutschland den Fluggedanken lebendig er- 
halten und Piloten für den Tag vorbereiten, der die Befreiung der deutschen 
Luftfahrt von den Versailler Fesseln bringen würde. (Die Mitglieder der Flieger- 
stürme wurden nach der Machtergreifung in den deutschen Luft-portverband, 
die einzige große Luftsport treibende Organisation des Dritten Reiches, übernom- 
men, von wo sie zum größten Teil zur Luftwaffe kamen.) 

Am 11. März 1935, wenige Tage vor der Verkündung der allgemeinen Wehr- 
pflicht, teilte Reichsluftfahrtminister General Göring dem Berichterstatter der 
„Dailv Mail“, Ward Price, mit, daB Deutschland eine militärische Luftfahrt 
eingerichtet habe, weil es im Ausbau der nationalen Sicherheit auch für 
die Sicherheit in der Luft Sorge tragen müßte, 
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„Ich habe mich hierbei“, betonte der Reichsminister, „auf das notwendigste 
Maß beschränkt. Die Richtlinie meines Handelns war nicht Schaffung einer 
die anderen Völker bedrohenden Angriffswaffe, sondern nur die Errichtung 
einer militärischen Luftfahrt, stark genug, Angriffe auf Deutschland jederzeit 
abzuwehren.“ 

Göring erklärte, dies sei bisher im allgemeinen Rahmen ohne scharfe Tren- 
nung nach militärischen Gesichtspunkten durchgeführt worden. England habe 
Deutschland aufgefordert, einem Luftpakt beizutreten und Berlin sich bereit 
erklärt, die eigenen Luftstreitkräfte dem bedrohten Lande zur Verfügung zu 
stellen; daher sei es notwendig geworden, eine klare Trennung zwischen ziviler 
Luftfahrt und Luftsport sowie den Luftstreitkräften vorzunehmen. Die in der 
Luftfahrt tätigen Personen seien daher zum Teil Soldaten bzw. Offiziere ge- 
worden. Die Luftstreitkräfte unterstehen dem Reichsminister der Luftfahrt als 
General der Flieger!). Der Minister kontrolliere auch die zivile Luftfahrt. Die 
Uniform der Luftwaffe ähnele jener des Luftsportverbandes, habe aber mili- 
tärische Rangabzeichen. Die Ernennung von Luftfahrtattaches im Ausland 
sei in Vorbereitung. 

Abschließende Zahlen über die deutschen Luftstreitkräfte könne man noch 
nicht nennen, doch müsse jeder klar und anständig denkende Mensch einsehen, 
daß das besonders bedrohte Deutschland eine Zahl beanspruchen müsse, welche 
absolute Sicherheit gewährleiste. Eine klare Abschätzung der Rolle, die 
der Luftwaffe innerhalb der gesamten Wehrmacht zukommen werde, sei der- 
zeit noch unmöglich. Sie verbürge die Sicherheit, ohne die auch Armee und 
Marine nutzlos seien. 

Auf die Frage, ob die deutsche Luftwaffe imstande sein werde, Angriffe auf 
Deutschland abzuwehren, erwiderte General Göring wörtlich: „Von dem Ge- 
fühl, das Vaterland bis zum letzten Einsatz zu verteidigen, ist die deutsche 
Luftwaffe ebenso leidenschaftlich durchdrungen, wie sie andererseits überzeugt 
ist, daß sie niemals dafür eingesetzt werden wird, den Frieden 
anderer Völker zu bedrohen. 

Wenige Tage später konnte die Luftwaffe dank der wiedereingeführten all- 
gemeinen Wehrpflicht die Flak-Artillerie (Flugabwehr) übernehmen; am 21. Mai 
1935 wurde sie ins Wehrgesetz einbezogen. Am 17. Juli desselben Jahres über- 
nahm das Reichsluftfahrtministerium die Organisation des Luftschutzes; es 
vereinte somit das ganze Luftfahrtwesen Deutschlands unter seiner Führung. 


Eine ausführliche Beschreibung der deutschen Wehrmacht würde die Grenzen 
dieses Buches überschreiten, das dem Gesamtwerk Adolf Hitlers in den ersten 
vier Jahren seiner Regierung gewidmet ist. Einige Angaben können dem Leser 
eine allgemeine Vorstellung vom militärischen Apparat des neuen Deutsch- 
land geben. 


l) Ein Jahr später wurde Reichsluftfahrtmini-.ter Göring zum Generaloberst ernannt; der 
Grad eines „Generals der Flieger” ging an den Stautssekretär der Luftfahrt, Generalleutnant 
Milch, über. 
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An der Spitze der gesamten Wehrmacht — Heer, Kriegsmarine und Luft- 
waffe — steht als ihr oberster Befehlshaber Adolf Hitler. Ihm unmittelbar 
unterstellt und für die militärische Führung der drei Wehrmachtteile verant- 
wortlich ist der Reichskriegsminister und Oberbefehlshaber der 
Wehrmacht, Generalfeldmarschall von Blomberg. Von ihm erhalten die ein- 
zelnen Oberbefehlshaber ihre Anweisungen. Er vertritt die Wehrmacht in der 
Reichsregierung und ist zuständig für jegliche Wehrgesetzgebung. Eine beson- 
dere Abteilung im Reichskriegsministerium, die unmittelbar dem Kriegsminister 
unterstelit, ist das Wehrmachtamt, das sich in verschiedene Abteilungen wie: 
Inland (mit der Pressegruppe), Ausland, Landesschutz, Abwehrabteilung usw. 
gliedert. 


Das Heer 


Oberbefehlahaber des Heeres ist Generaloberst Freiherr von Fritsch. Ihm 
unterstehen der wiedereingeführte Große Generalstab, dessen Chef der General 
der Artillerie Beck ist, ferner das allgemeine Heereaamt, das Personalamt usw. 


Das Heer gliedert sich in drei Heeresgruppen mit Gruppenkommandos 
als oberste Dienststellen und zwar: Gruppe I mit Stab in Berlin, Gruppe H 
mit Stab in Kassel und Gruppe II mit Stab in Dresden. In jeder Heeresgruppe 
befinden sich eine Anzahl Armeekorps sowie Spezialtruppen. Befehlshaber einer 
Gruppe ist ein General der Infanterie (oder Artillerie oder Kavallerie) oder ein 
Generalleutnant. 


Die nächste Stufe der Heeresgliederung bilden die unter Führung je eines 
Generals der Infanterie (oder Artillerie oder Kavallerie) stehenden zwölf 
Armeekorps mit ihrem Stabe in König-berg, Stettin, Berlin, Dresden, Stutt- 
gart, Münster, München, Breslau, Kassel, Hamburg, Hannover und Wiesbaden. 
Der kommandierende General eines Armeekorps irt zugleich Befehlshaber in 
scinem Wehrkreise. 


Das Armeckorps setzt sich aus mehreren Divisionen, sowie unmittelbar unter- 
stellten Truppenteilen, wie Artillerie, Kavallerie und Nachrichtenformationen 
zusammen. Infolge der technischen Entwicklung des Heerwesens und der da- 
durch bedingten Vergrößerung des einzelnen Regimentes mit neuzeitlichen 
Waffen, wie leichte Maschinengewehre, Infanteriegeschütze und Panzerabwehr- 
kanonen (PAK) bestehen bei der Infanterie die früheren Brigaden nicht mehr. 


Zu unterscheiden sind die normalen (Infanterie-)Divisionen und die Panzer- 
divisionen. An der Spitze der Division steht in der Regel ein Generalinajor 
oder Generalleutnant. Die Division ist der niedrigste Truppenverband, der 
verschiedene Waffengattungen zusammenfaßt. Die (Infanterie-)Division 
gliedert sich in eine Anzahl von Infanterieregimentern, ferner in leichte und 
schwere Artillerie. Sie verfügt außerdem über Spezialtruppenteile: Nachrichten- 
truppen, Pioniere, Aufklirungs-, Beobachtungs-, Panzerabwehr- und Sanitäts- 
abteilungen. Zur voll motorisierten Panzerdivision gehören Schützen- 
regimenter auf gelindegängigen Kraftwagen, ferner Panzerregimenter, Artillerie, 
Aufklärungs-, Nachrichten- und Panzerabwehrabteilungen, sowie Pioniere. 
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Der große Generalstab — der durch Versailles Deutschland verboten war — 
ergänzt sich aus Offizieren, die zwei- bis dreijährige Kurse auf der Kriegsaka- 
demie mit Erfolg durchgemacht haben. Besonders befähigte Offiziere aus allen 
drei Wehrmachtsteilen, meistens Stabsoffiziere, werden zur Wehrmachtsaka- 
demie kommandiert, um dort in besonderen Kursen für die höchste Führung 
herangebildet zu werden (siche Abb. 53 bis 57). 


Das Infanterie-Regiment besteht aus drei Bataillonen, einer Minenwerfer- 
kompanie, einer Panzerwagenabwehrkompanie, einem Reiterzug und einem 
Nachrichtenzug. Das Bataillon umfaßt drei Schützenkompanien und eine 
Maschinengewehrkompanie. Die Minenwerferkompanie hat drei Züge leichter 
und einen Zug mittlerer Minenwerfer; jeder Zug besitzt zwei Werfer. Die 
M.G.-Kompanie gliedert sich in drei Züge zu je zwei Halbzügen, zu je zwei 
schweren M.G.s und einem Begleitzug zu drei schweren M.G.s. Die Schützen- 
kompanie hat drei Züge zu je drei Gruppen. Zu einer Gruppe gehören ein leichter 
M.G.-Trupp zu 4 Mann und ein Schützentrupp zu 8—10 Mann. Aus der Gliede- 
rung eines Infanterieregimentes ergibt sich die interessante Tatsache, daß es 
über fast 400 Pferde verfügt. 

Die Kavallerie ist infolge der Mechanisierung teilweise in motorisierte Ein- 
heiten verwandelt worden. Ein Reiterregiment besteht allgemein aus vier Schwa- 
dronen und einer Ausbildungsschwadron. Auch die Kavallerie verfügt über M.G.- 
Züge und Nachrichtenzüge und führt fast dieselben Waffen wie die Infanterie. 
Besondere Schwadronen werden als Divisionskavallerie bei Infanteriedivisionen 
oder als Nachrichtenzüge bei Armeekorps verwendet. Die Reiter sind gute 
Schützen, Funker und Fernsprecher, sowie geschickte Pioniere. Reitergeist und 
Reitkunst werden, wie die Siege der deutschen Kavallerieschule im In- und 
Ausland beweisen, traditionagemäß bestens gepflegt. 

Das Artillerieregiment gliedert sich in drei Abteilungen zu je drei Batterien. 
Die Batterien sind je nach dem Kaliber der Geschosse in leichte und schwere 
geordnet. Die leichte Artillerie ist zum größten Teil mit Pferden bespannt, die 
schwere Artillerie zur größeren Hälfte motorisiert. Jede Batterie gliedert sichin zwei 
Züge zu je zwei Geschützen. Die Manse der Artillerie untersteht den Infanterie- 
divisionen, doch gibt es darüber hinaus die Korpsartillerie zur Verstärkung, 
d. h. Regimenter oder Abteilungen, die den Armeekorps unmittelbar unter- 
stehen. 

Wenn das Auto bei diesen Waffengattungen als Bewegungsmittel Verwendung 
findet, so ist es bei der Kraftfahrkampftruppe zum Kampfmittel geworden. 
Hier sind zu unterscheiden: 1. Aufklärungsabteilungen, deren Kumpanien sich 
aus Kraftradschützen, Panzerspih- und M.G.-Wagen zusammensetzen; ferner 
it ein Minenwerfer- und ein Pionierzug zugeteilt. 2. Panzerregimenter, die aus 
Panzerwagen bestehen und nur zu Panzerdivirionen gehören; 3. Panzerabwehr- 
abteilungen, zur Abwehr feindlicher Panzerwagen: jede Infanterie- und jede 
Panzerdivision verfügt über eine solche Abteilung, die aus drei Kompanien be- 
steht. Außerdem hat jedes Infanterieregiment eine gleich ausgerüstete Kom- 
panie. 4. Schützenregimenter, die auf geländegängigen Kraftwagen verladen 
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sind. Sie unterstehen den Panzerdivisionen und finden eine der Kavallerie ähn- 
liche Verwendung, nur daß ihr Aktionsradius erheblich größer ist; 5. Kraftrad- 
schützenbataillune, auf geländegängigen Krafträdern mit Beiwagen. Neben den 
Kraftfahrkampftruppen sorgen die Kraftfahrkolonnen (Fahrtruppe) für den 
Nachschub. 

Eine Panzerdivision umfaßt — genaue Zahlen sind allerdings nicht veröffentlicht 
— etwa 500 Panzerwagen. Die Panzerwagen gehören zum leichten Typ (etwa 
8 Tonnen), sind schr schnell und haben einen großen Aktionsradius. Versuche 
mit schwereren Typen sind im Gange. Der Aufbau der deutschen Panzerwaffe 
ist noch nicht abgeschlossen und befindet sich noch in der Entwicklung. 

Neben den bei den einzelnen Waffengattungen vorhandenen Nachrichten- 
zügen sind die Nachrichtentruppen in motorisierte Funkkompanien sowie 
in Fernsprechkompanien eingeteilt, die zu Nachrichtenabteilungen zusammen- 
gefaßt sind und der Führung größerer Truppenverbände zur Verfügung stehen. 
Der Soldat der Nachrichtentruppe beherrscht viele Mittel zur Befehlsübertra- 
gung, wie Fernsprecher, Fernschreiber, Funk, Blinkgeräte, Signalwerfer, Wink- 
flagge, Leuchtpistole; ferner gehören zu seinem Handwerk das Morsen und die 
Bedienung der Meldehunde und Brieftauben. 

Die Pioniere sind in Bataillonen zusammengefaßt, die aus Pionierkompanien 
mit Infanteriebewaffnung und entsprechenden Geräten, Brücken und Nach- 
schubkolonnen bestehen; diese sind teils pferdebespannt, teil motorisiert. 

Die Sanitätstruppe gliedert sich in Sanitätskompanien, die zu Sanitäts- 
abteilungen zusammengefaßt sind. Die nach örtlichen Gesichtspunkten aufge- 
stellten Sanitätsstaffeln sind bei Truppen, Lazaretten und Behörden verteilt. 
Jede Division besitzt ihre eigene Sanitätsabteilung. Die Sanitätstruppe arbeitet 
in enger Verbindung mit dem deutschen Roten Kreuz. 


Die Kriegsmarine 
Oberbefehlshaber der Kriegsmarine ist Generaladmiral Dr. h. c. Racder, der 


seit fast 8 Jahren — zunächst war er Chef der Marineleitung — die Führung der 
deutschen Flotte in Händen hat. 

Das Oberkommando gliedert sich zur Durchführung seiner vielgestaltigen 
Aufgabe in den Stab der Oberbefehlshaber unter Leitung des Chefs des Stabes, 
in die allgemeine Abteilung, in sieben große Ämter und verschiedene unmittelbar 
unterstehende Abteilungen. Das „Marinekommandoamt“ bearbeitet die Fragen 
der Organisation und Ausbildung. Hier werden die wichtigsten Überlegungen 
operativer und taktischer Art angestellt, alle Nachrichten gesammelt, die für 
die Seekriegsführung ven Bedeutung sind, der Personalersatz geregelt und die 
militärische wie wissenschaftliche Weiterbildung geleitet. Das „Marinewehraimt 
bearbeitet Angelegenheiten des personellen Aufbaues der Kriegsmarine, Diszi- 
plinarwesen, Urlaub, Versetzungen und dergleichen, Organisation der mili- 
tärischen Gerichte und alle Rechtsfragen. Das „Allgemeine Marineamt“ sorgt 
für die materielle Bereitschaft der Marine. Ihm unterstehen unmittelbar die 
Marinewerft in Wilhelmshafen und das Marinearsenal in Kiel. Es ist für die 
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notwendige Bereitstellung von Brennstoff und sonstigem Material wie für 
die technische Instandhaltung der Werftanlagen verantwortlich. Auch alles 
zum Gebiet der Vermessung Gehörige, wie das Seekartenwerk, die nautischen 
Bücher usw., gehören ebenso zum Aufgabenbereich des allgemeinen Marine- 
amtes wie die Fragen der kriegswirtschaftlichen Vorbereitung, der Hilfsfahrzeuge 
der Marine und die Verbindung mit der Handelsmarine. Das „Marineverwaltungs- 
amt“ ist die oberste Marinebehörde für Angelegenheiten der Besoldung, Ver- 
pflegung, Bekleidung und Unterbringung. Zur Durchführung seiner Aufgaben 
sind ihm die Intendanturen unterstellt. Das „„Marinewaffenamt““ sorgt für die Kon- 
struktion und die Weiterentwicklung der Waffen, wie der Geschütze, Torpedos, 
Minen und der Munition. Das „Marineoffizierpersonalamt“ regelt die Komman- 
dierungen, Beförderungen, Entlassungen, Ehrenangelegenheiten der Offiziere. 
Nicht weniger wichtig wie die übrigen Ämter ist schließlich das „Marinekon- 
struktionsamt‘“‘. Hier werden die Pläne für die Schiffsneubauten angefertigt und 
die schwierigen Fragen des Antriebes und der Maschinenanlagen bearbeitet. 


Außer den Ämtern sind dem Oberbefehlshaber verschiedene wichtige Abtei- 
lungen unmittelbar unterstellt. Der „Marinehaushaltsabteilung‘ obliegt die 
Beschaffung und Zuweisung der Geldmittel und alle, Haushaltsfragen. Die 
militärische Abteilung für „Schiffsmaschinenbetrieb“ ist für die technischen 
Anlagen an Bord verantwortlich. Die „Marinemedizinalabteilung‘ regelt die 
Fragen des Sanitätswesens und die „Kriegsgeschichtliche Abteilung‘ zieht die 
Lehren aus den Erfahrungen der Seekriegsgeschichte der Vergangenheit. 


Die Seestreitkräfte — mit Ausnahme der für Schulen und Versuchsbehörden 
notwendigen Fahrzeuge — unterstehen dem Flottenkommando, mit dem 
Flottenchef als Spitze. In seinem Stabe werden alle Fragen bearbeitet, die mit der 
Führung der Seestreitkräfte zusammenhängen, also Probleme des taktischen Ein- 
satzes, der Waffen, der Ausbildung, des Nachrichtenwesens, der Durchführung 
des Dienstbetriebes an Bord und vieles andere mehr. Als Flottenflaggschiff dient 
das in Kiel stationierte Panzerschiff „Admiral Graf Spee‘“, auf dem die nötigen 
Arbeits- und Aufenthaltsräume für den Flottenstab vorhanden sind. Die Panzer- 
schiffe sind unter dem Befehlshaber der Linienschiffe zusammengefaßt. Der Ver- 
band bestcht augenblicklich aus den Panzerschiffen „Admiral Graf Spee“, „Ad- 


miral Scheer‘ und „Deutschland“. 


Kreuzer, Zerstörer, Torpedoboote, Schnellboote und Minensuchfahrzeuge 
stehen unter dem Kommando des Befehlshabers der Aufklärungsstreitkräfte. 
Außer dem Flageschiff, Kreuzer „Nürnberg“, sind die Kreuzer „Leipzig“, 
„Köln“ und „Karlsruhe“ diesem Verbande zugeteilt. Zu ihm gehören ferner 
die 1.,2. und 3. Zerstörerdivision: die &. und 6. Zerstörerdivision sind in Vorberei- 
tung. Ferner zwei Torpedobootsflottillen. 


Für die Führung der Zerstörer, Torpedoboote und Schnellboote untersteht 
dem Befehlshaber der Aufklärungsstreitkräfte der Führer der Torpedoboote, für 
die der Minensuchfahrzeuge der Führer der Minensuchboote. Dieser hat für die 
Durchführung seiner Aufgabe die 1. Minensuchflottille, die 1. und 2. Geleit- 
flottille, die 1. und 2. Minensuchflottille und die l. Räumbootsflottille mit dem 
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Begleitschiff „Zieten‘“ zur Verfügung. Die Geleitflottillen setzen sich aus „Ge- 
leitbooten“‘ zusammen, 600 Tonnen großen, schnellaufenden Fahrzeugen. 

Die dem Flottenchef unmittelbar unterstellten Unterseeboote, zur Zeit die 
Unterseebootsflottille „Weddigen“ mit dem Begleitschiff „Donau“, die Unter- 
secbootsflottille „Saltzwedel“ mit dem Begleitschiff „Saar“ und die Untersee- 
bovtaflottille „Lohs“ mit den Begleitschiffen „Weichsel“ und „Mosel“ werden 
vom Führer der Unterseeboote befehligt. Zu diesem Verbande gehört u. a. auch 
der U-Boots-Begleitverband. 

Die Panzerschiffe und Kreuzer sind auf die Hauptliegehäfen der Kriegsmarine, 
Kiel und Wilhelmshaven, verteilt. Die Zerstörer und Torpedoboote lhiegen in 
Wilhelmshaven bzw. Swinemünde, die Minenfahrzeuge in Kiel, Pillau und Cux- 
haven. Unterseeboote haben als Heimathafen ebenfalls Wilhelmshaven und Kiel 
und Schnellboote nur Kiel (siche Abb. 58 bis 63). 


Die gesamte Küstenverteidigung und die Marineteile an Land unterstehen den 
Marinestationskommandos der Ost- und Nordsee in Kiel und Wilhelms- 
haven. Beide entsprechen den Gencralkommmandus des Heeres; an ihrer Spitze 
stehen kommandierende Admirale. 


Ein paar Worte über die wichtigsten Dienststellen im Befchlsbereich der 
Marinestation der Östsce: 


Den Zwecken der Küstenverteidigung dienen die Befestigungen der west- 
lichen Ostsee, der pommerschen Küste und die Befestigungen von Pillau. In 
den Garnisonen Kiel, Swinemünde und Pillau biegen die 1., 3. und 5. Marine- 
artillerieabteilung. Für den Personalersatz der Streitkräfte an Bord und an 
Land, sowie für die infanteristische Ausbildung des Nachwuchses sorgen die 
I. Schiffsstammabteilung in Kiel, die II. und III. in Stralsund und die IV. in 
Saßnitz. Die IH. bis IV. Abteilung sind in Stralsund zusammengefaßt als 
l. Schiffsstammregiment. Die unmittelbar vorgesetzte Behörde dieser Dienst- 
stelle ist der II. Admiral der Ostsee in Kiel, der außerdem noch den Fahrzeug- 
verband der Ostsee mit dem Liegehafen Kiel zu seiner Verfügung hat. 


Die Inspektion des Bildungswesens in Kiel hat die Ausbildung des Führernach- 
wuchses, die geistige Fortbildung der Berufssoldaten und die sportliche Schulung 
zur Aufgabe. Zu ihrem Bereich gehören die Marineschulen in Flensburg-Mürwik, 
die Marineakademie in Kiel, die Marine-Unteroffizierlehrabteilungen in Fried- 
richsort und Wesermünde, die Marinefachschulen in allen Standorten und die 
„Marinesportschule“ in Flensburg-Mürwik. Der Bordausbildung dienen die Schul- 
schiffe „Schleswig-Holstein“, „Schlesien“, Schulkreuzer „Eıinden“, sowie die 
Segelschulschiffe „Gorch Fock“ und „Horst Wessel‘, 

Die Torpedoinspektion bearbeitet die Fragen der Ausbildung und Entwick- 
lung auf dein Gebiete des Torpedowerens, ihr untersteht die Unterseeboots- 
schule in Neustadt mit dem Schulverband der Unterseebootsschule, ferner die 
Torpedoschule in Flensburg-Murwik, die Marinegasschutzschule in Kiel und 
das Torpedoerprobung-kommando ebenfalls in Kiel. Die Inspektion der Marine- 
artillerie mit dem Sitz in Kiel ist mit der Gesamtentwicklung und Aurbildung 
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der Artillerie betraut. Ihr untersteht der Kreuzer „Königsberg“ und verschiedene 
Artillerieschulboote, ferner die Marineflugabwehr- und Küstenartillerieschule 
und das Artillerieversuchskommando für Schiffe. Die Sperrwaffeninspektion, 
mit dem Sitz ebenfalls in Kiel, befaßt sich mit der Entwicklung und Ausbildung 
der Sperrwaffen. Ihr untersteht die Sperrschule in Kiel mit dem Schulverband 
der Sperrschule, das Sperrversuchskommando mit dem Versuchsverband des 
Sperrversuchskommandos und die Marinesperrzeugämter. 

Der Nachrichteninspektion sind unterstellt das Nachrichtenmittelerprobungs- 
kommando, die Nachrichtenschule in Mürwik und die Nachrichtenmittelver- 
suchsanstalt in Kiel. 


Ähnlich sind die Dienststellen der Marinestation der Nordsee: 


Die Fragen der Küstenverteidigung werden von den Kommandanturen der 
Befestigungen von Ostfriesland und Nordfriesland bearbeitet. Die II., IV. und 
VI. Marineartillerieabteilung liegen in den Standorten Wilhelmshaven, Cux- 
haven und Emden. Dem II. Admiral der Nordsee unterstehen u. a. die Schiffs- 
stammabteilungen in Wilhelmshaven, Glückstadt, Brake und in Wesermünde. 
Die II. bis IV. Schiffsstammabteilung sind zum 2. Schiffsstammregiment mit 
dem Sitz in Wesermünde zusammengefaßt. 


Die Schiffsmaschineninspektion in Wilhelmshaven mit den Lehr- und Repa- 
raturwerkstätten in Kiel-Wik und Wilhelmshaven ist für alle den Schiffs- 
maschinenbetrieb betreffenden Angelegenheiten zuständig. Ihr unterstehen die 
Marineschulen Kiel und Wesermünde. 

Die Munitionsversorgung der Artillerie und die Bereitstellung von Minen ist 
Sache der Inspektion der Marinezeugämter mit dem Sitz in Wilhelmshaven. 


Die Gesamttonnage der deutschen Kriegsmarine ist „endgültig und bindend“ 
auf 35 v. H. der englischen Flotte festgesetzt; nur in der Unterseebootstärke 
ist dem Reich die Parität mit Großbritannien zugebilligt worden. Deutschland 
hat sich indessen bereit erklärt, sich vorerst mit 45 v. H. der englischen Gesamt- 
U-Boot-Tonnage zu begnügen. Da sich seit dem englisch-deutschen Flotten- 
abkommen von 1935 die Pläne der britischen Marine zugunsten einer Aufrüstung 
geändert haben, steht auch der deutschen Kriegsmarine der Weg zur weiteren 
Vergrößerung offen. 


Das Jahresprogramm 1935 des deutschen Flottenbaus hatte umfaßt: 2 Panzer- 
schiffe (jetzt „Schlachtschiffe‘“ genannt) zu je 26000 Tonnen mit 9 in Drillings- 
türme eingebauten 28-cm-Geschützen und 12 Geschützen zu 15 cm; 2 Kreuzer 
zu je 10000 Tonnen mit 20-cm-Geschützen („Schwere Kreuzer“); 16 Zerstörer zu 
je 1625 Tonnen mit 12,7-cm-Geschützen ; 20 U-Boote zu je 250 Tonnen, 6 U-Boote 
zu je 500 Tonnen und 2 zu je 750 Tonnen. Hierzu kamen im Jahresprogramm 
1936 und zwar im Rahmen der Ausführung des deutsch-englischen Flottenab- 
kommens: 2Schlachtschiffe zu 35000 Tonnen, 1 Flugzeugträger zu 19250 Tonnen, 
1 Schwerer Kreuzer zu 10000 Tonnen, 6 Zerstörer zu 1850 Tonnen, 4 U-Boote 
zu 300 Tonnen und 4 zu 250 Tonnen. Ferner eine Partie Kleinkampffahrzeuge, 
wie: 12 Torpedoboote, 12 Minensuchboote, 4 Räumboote, 2 Schnellboote und 
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1 Segelschulschiff. Von den genannten größeren Fahrzeugen liefen die 26000- 
Tonnen-Schlachtschiffe „Scharnhorst“ und „Gneisenau“ im Oktober bzw. De- 
zember 1936, die Schweren Kreuzer „Admiral Hipper‘“ und „Blücher“ im Fe- 
bruar bzw. Juni 1937 vom Stapel. 


Der erste Ausbau, mit dem die deutsche Kriegsmarine die ihr nach dem deutsch- 
englischen Flottenabkommen zustehende Stärke erreicht haben wird, soll in 
rund sechs Jahren vollzogen sein. Zu diesem Zeitpunkt soll die deutsche Flotte 
über: 5 Schlachtschiffe, 3 Panzerkreuzer der „Deutschland“ -Klasse, 2 Flugzeug- 
triger, 19 Kreuzer, 40 Zerstörer bzw. Torpedoboote und über eine Anzahl Unter- 
secboote in der Gesamttonnage von etwa 23000 Tonnen verfügen. 


Die Luftwaffe 


Der Reichsminister der Luftfahrt Generaloberst Göring ist Oberbefehlshaber 
der Luftwaffe; sein ständiger Stellvertreter ist der Staatssekretär der Luft- 
fahrt, General der Flieger Milch. 


Das Reichsluftfahrtministerium gliedert sich wie folgt: 1. Zentralabteilung, 
2. Luftkommandoamt (mit unterstellten Inspektionen für die verschiedenen 
Waffengattungen), 3. Allgemeines Luftamt (für Luftverkehr, Luftaufsicht, Wet- 
terdien»ss und Flugsicherung), %. Technisches Amt der Luftwaffe (für Forschung, 
Prüfung und Beschaffung), 5. Luftwaffenverwaltungsamt (für Haushalt, Besol- 
dung, Bekleidung, Unterkunft und Beamten- und Angestelltenpersonal), 
6. Nachschubamt der Luftwaffe (für Flugzeuge, Waffen, Munition und Gerät), 
7. Luftwaffenpersonalamt (Soldaten), 8. Inspektion der Flakartillerie und des 
Luftschutzes, 9. Inspektion für Flugsicherheit und Gerät, 10. Inspektion der 
Schulen. 


Dem Reichsluftfahrtministerium sind unmittelbar unterstellt: die Luft- 
kriegsakademie, die Lufttechnische Akademie, das Kommando der Luftkriegs- 
schulen. 


Dem Reichsluftfahrtministerium unterstehen unmittelbar die Luftkriegskom- 
mandos. Die kommandierenden Generale und Befehlshaber in den Luftkreisen 
haben eine ähnliche Stellung wie die kommanldlierenden Generale und Befchls- 
haber in den Wehrkreisen und die kommandierenden Admirale und Befehlshaber 


der Marinestationen. 


Unter den Luftkreiskommandos sind eingesetzt: ein höherer Fliegerkomman- 
deur, ein höherer Kommandeur der Flakartillerie, der Kommandeur der Luft- 
zeuggruppe, das Kommando der Fliegerschulen und Fliegerersatzabteilungen. 
Die Luftkreiskommandos haben ihren Standort in König-berg, Berlin, Dresden, 
Münster (Wentf.), München, Kiel und Braunschweig. Den Luftkreiskommandos 
unterstehen die Luftgaue. 

Dem Reichsluftfahrtministerium sind für die zivile Luftfahrtverwaltung un- 
mittelbar unterstellt: das Reichsamt für Wetterdienst, die Reichsschule für Luft- 
aufsicht, die Reichsanstalt für Luftschutz, die Deutsche Seewarte. 
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Außenstellen der zivilen Luftfahrtverwaltung sind die Luftämter mit den 
Standorten: Königsberg, Stettin, Hamburg, Berlin, Hannover, Breslau, Dres- 
den, Weimar, Frankfurt (Main), Münster (Westf.), Köln, Nürnberg, München, 
Stuttgart. 


Die Luftwaffe gliedert sich in drei Waffengattungen und zwar: 


1. Fliegertruppe (Kampf-, Jagd- und Aufklärungsverbände). Bezeich- 
nungen in den Verbänden: Staffel: Hauptmann (oder Oberleutnant oder Major) 
und Staffelkapitän; Gruppe: Major (oder Oberstleutnant) und Gruppenkom- 
mandeur; Geschwader: Oberst (oder Oberstleutnant) und Geschwaderkom- 
modore. Bezeichnung der Bodenorganisation: Fliegerhorst: Hauptmann (oder 
Major usw.) und Fliegerhorstkommandant. Bezeichnung bei den Schulen: 
Fliegerschule: Major (oder Oberstleutnant usw.) und Kommandeur der Flieger- 
schule X. 


2. Flakartillerie (schwere, leichte Flak und Scheinwerfer). Batterie: Haupt- 
mann und Batteriechef; Abteilung: Major (oder Oberstleutnant) und Abtei- 
lungskommandeur; Regiment: Oberst (oder Oberstleutnant) und Regiments- 
kommandeur. 


3. Luftnachrichtentruppe. Kompanie: Hauptmann und Kompaniechef; 
Abteilung: Major (oder Oberstleutnant) und Abteilungskommandeur; Regiment: 
Oberst (oder Oberstleutnant) und Regimentskommandeur. 

Als Sonderformationen bestehen ferner: das Regiment General Göring und 
das Wachbataillon der Luftwaffe in Berlin (siehe Abb. 64 bis 67). 


Es ist natürlich nicht möglich, über die Stärke der deutschen Wehrmacht An- 
gaben zu machen, mit Ausnahme der Kriegsmarine, deren Stärke auf Grund der 
bestehenden internationalen Übereinkommen in der Öffentlichkeit bekannt ist. 
Aber eine allgemeine Bemerkung dürfte am Platze sein. Die deutschen Streit- 
kräfte stehen zwar zweifellos auf der Höhe ihrer Aufgabe, die nationale Sicherheit 
zu garantieren und jedem Angriff zu Lande, vom Meere und aus der Luft die 
Stirn zu bieten, aber für einen Eroberungskrieg oder eine Abenteuerunterneh- 
mung scheinen sie unzureichend. 

Das Deutschland von 1914 hatte das stärkste Heer der Welt und eine Flotte, 
die den mächtigsten anderen Flotten mit Erfolg begegnen konnte. Aber dieser 
ungeheure Organismus war das Resultat eines 43 jährigen inneren und äußeren 
Friedens, der Blüte und Wohlstand für das Land gebracht hatte. Das Deutsch- 
land von 1937 hat nur 4 Jahre Zeit gehabt, um sich seine Wehrmacht zu bilden; 
vier Jahre, in denen noch dazu das schwierige Werk des nationalen Wiederauf- 
baues auf den Trümmern einer Vergangenheit moralischen und materiellen Ver- 
falls durchzuführen war. Gewiß, die heutige Technik ermöglicht auf dem Gebiet 
der Kriegswerkzeuge eine viel schnellere Herstellung als früher; die Leistungs- 
fähigkeit der deutschen Industrie in quantitativer und qualitativer Hinsicht 
spielt eine große Rolle. Aber die Ausbildung des Menschenmaterials und vor 
allem die der Kadres benötigt Zeit, wenn, wie in Deutschland, keine ausgebildeten 
Reserven zur Verfügung stehen. 
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Die von einer gewissen ausländischen Presse veröffentlichten astronomischen 
Zahlen sind jedenfalls übertrieben. 

Eines ist sicher: die Größe, der Umfang und das Tempo des wehrpolitischen 
Aufbauwerkes in diesen vier Jahren erscheint in der Tat wunderbar. Am 30. Ja- 
nuar 1933 noch eine Berufsarmee von 100000 Mann mit völlig unzureichender 
Bewaffnung (schwere Artillerie aus Holz und Panzerwagen aus Pappe!...), 
heute ein neues, zahlenmäßig vervielfachtes Volksheer, ausgerüstet mit allen 
modernsten Waflen; damals 7 Infanterie- und 3 Kavalleriedivisionen, heute 
12 Armeekorps mit 36 Divisionen, mit Landesbefestigung und wohlorganisiertem 
Ergänzungswesen; damals eine Kriegsmarine mit wenigen Schiffen und ohne 
U-Boote, heute eine Seerüstung, die bereits über alle Gattungen von Kriegsfalır- 
zeugen verfügt oder in naher Zukunft verfügen wird; damals ein Deutschland, 
das wehrlos der Luftgefahr ausgesetzt war, heute eine mächtige Luftwafle una 
ein gut vorbereiteter Luftschutz. 

Das deutsche Volk fühlt heute seine Grenzen gesichert, und seine Regierung 
ist in der Lage, eine Außenpolitik als gleichberechtigte Grußmacht zu führen. 


vII 


Sozialpolitik und Arbeit 


Der Begriff der Sozialpolitik, deren Ziel der soziale Friede innerhalb des 
ganzen Volkes ist, hat im heutigen Deutschland seine ursprüngliche Bedeutung 
wiedergewonnen. Er umfaßt nach nationalsozialistischer Auffassung auch die 
Bauernschaft, die bis jetzt außerhalb der sozialpolitischen Betrachtung stand. 
Ebenso untersteht die Wirtschaft der Sozialpolitik, da sich die Lösung der Ar- 
beiterfrage von ihren Problemen nicht trennen läßt, denn günstige soziale Bedin- 
gungen sind ohne gute wirtschaftliche Lage unvorstellbar. 

Diese Beziehungen werden durch die Tatsache klar, daß in Deutschland die 
Arbeitslosigkeit durch eine wirtschaftliche Neubelebung beseitigt worden ist. 
An der Stelle des Gegensatzes zwischen Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik ist 
jetzt das Gemeinsame, die enge Zusammenarbeit beider Gruppen getreten. 
Gerade die Betonung dieses Gemeinsamen führt zu Verständnis und sozialem 
Frieden. 

Unter dem nationalsozialistischen Regime sind alle Teile der früheren Sozial- 
politik erhalten geblieben, welche die Arbeit und den Arbeiter betreffen. Nichts 
ist aufgegeben worden; alle Gebiete haben eine Ergänzung erfahren. Zur staat- 
lichen Lohnregelung trat die Behandlung aller Arbeitsbedingungen: der Arbeits- 
schutz erhöhte sich durch die allgemeine Gesundheitsfürsorge, die Regelung des 
Urlaubs, die Freizeitgestaltung usw. Die Sorge für den Arbeitsplatz wurde durch 
Vermittlung und Unterstützung bei Arbeitslosigkeit zum Arbeitseinsatz, zur 
Lenkung der Arbeitskräfte und Arbeitsmöglichkeiten erweitert. Die Förderung 
des Gesundheitsschutzes liegt einem allgemeinen Lebenshaltungsschutz des 
Erwerbstätigen ob; dieser umfaßt das Siedlungs- und Wohnungswesen, trägt 
also zum Wohlbefinden aller Arbeitenden bei. 

Aufgaben ganz verschiedener Art vereinen sich zu gemeinsamem Zweck. Ihre 
enge Verbindung und Verflechtung tritt immer wieder in Erscheinung; sie dienen 
dem Wohl des Volkes und dem Wohl des Staates. Deutschland ist heute ein Volks- 
staat, dessen Grundlage das freiwillige Vertrauens- und Treueverhältnis zum Füh- 
rer bildet. Die Begriffe von Volk und Staat verschmelzen miteinander; das Volk 
ist die Voraussetzung für das Bestehen des Staates. Der Staat hat daher die 
Pilicht, auch die Sozialpolitik einheitlich zu ordnen wie die andern Zweige des 
nationalen Lebens, angefangen mit der Beschaffung und Organisation der Arbeit 
bis zum Schutz des Arbeiters, seinem Wohlergehen und seiner Erholung. 
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Dafür sorgt an der Spitze der Sozialverwaltung das Reichsarbeitsmini- 
sterium in Verbindung mit dem Reichsfinanzministerium, dem Reichswirt- 
schaftsministerium und den zuständigen Ämtern der nationalsozialistischen Ar- 
beiterorganisation, der Deutschen Arbeitsfront. 


Die Arbeitsschlacht 


Als im Januar 1933 Adolf Hitler die Führung der Reichsgeschäfte übernahm, 
war die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer in Deutschland auf 11,5 Millionen 
gesunken und die Zahl der Arbeitslosen auf 7 Millionen gestiegen, von denen 
6 Millionen auf den Arbeitsämtern gemeldet waren. Die Arbeitslosigkeit mit 
Einschluß der Angehörigen betraf fast ein Drittel des deutschen Volkes. Der 
Finanzbedarf der Arbeitslosenhilfe schwoll auf 3,15 Milliarden RM. an, die Ein- 
nahmen an Reichssteuern sanken auf 6,6 Milliarden RM. 


Die letzten Reichsregierungen vor der Machtübernahme versuchten durch 
staatliche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen größeren Umfanges (Papenprogramm, 
August 1932: 2 Milliarden; Sofortprogramm, Januar 1933: 2,7 Milliarden) der 
Arbeitslosigkeit zu steuern. Diesen Finanzprogrammen fehlte jeduch die einheit- 
liche Führung und die breite Front, die unter Finsatz gewaltiger Mittel später 
zustande kam. Eine solche Aktion konnte ohne die organische Zusammenfassung 
aller Krifte, die erst der neue Staat ermöglichte, und olıne das Vertrauen des 
Volkes in die Staatsführung unmöglich zum Ziel führen. 


Die von der nationalsozialistischen Regierung zur Durchführung ihrer Arbeits- 
beschaffung angewendeten Maßnahmen gliedern sich in: 


l. Unmittelbare Arbeitsbeschaffung durch Vergebung zusätzlicher 
öffentlicher Arbeiten und Aufträge; 


2. Mittelbare Arbeitsbeschaffung durch Einsatz öffentlicher Mittel und 
durch Steuererleichterungen zur Anregung der privaten Initiative; 


3. Förderung der Arbeitsaufnahme durch Öffentliche Zuschüsse und 
Steuererleichterungen; 


$. Verminderung des Arbeitsangebotes durch Bindung von Arbeits- 
kräften außerhalb der Wirtschaft. 


Dem ersten Zweck diente das „Reinhardt-Programm“ (so genannt nach 
dem überaus tüchtigen jungen Staatssekretär im Reichsfinanzmini-terium Fritz 
Reinhardt) vom 1. Juni 1933, das Arbeitsschatzanweisungen im Betrage von 
1000 Millionen zur Durchführung volkswirtschaftlicher, wertvoller öffentlicher ° 
Arbeiten zur Verfügung stellte. Es handelte sich dabei um Instandsetzungs- und 
Ergänzungsarbeiten an Verwaltungr- und Wohngebäuden, Brücken und anderen 
Baulichkeiten, Flußregulierungen, Kanalbauten, Hafenbauten, Wegeunterhal- 
tungen usw. —, Arbeiten, die fast ausschließlich dem Baugewerbe zugute kamen, 
aber auch belebende Wirkungen für die gesamte Volkswirtschaft hervorbrachten. 
Durch die Einreihung vieler Arbeitsloser in den Arbeit«prozeß erhöhte sich mit 
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der Kaufkraft der Massen der Absatz von Lebensmitteln und Gütern des täg- 
lichen Bedarfs: in der Folge ließen sich zahlreiche neue Arbeiten beschaffen. 

Außerdem lieferte das Papen-Programm 302 Millionen RM. und das Sofort- 
Programm 600 Millionen; der überwiegende Teil des Arbeitsvorrats aus diesen 
beiden Programmen war zur Zeit der Machtübernahme noch nicht in Anspruch 
genommen. Ferner sind 360 Millionen in der Form von Zinsvergütungsscheinen 
für Arbeitszwecke zur Verfügung gestellt worden. 

Das große Werk der Reichsautobahnen mit einer auf sechs bis sieben Jahre ver- 
teilten Bausumme von 3500 Millionen kam hinzu. Umfangreiche Anlagepro- 
gramme der Reichsbahn (rund 1 Milliarde RM.) und der Reichspost sowie eine 
erhebliche Ausdehnung der von der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung geförderten öffentlichen Notstandsarbeiten folgten. Eine 
Spende zur Förderung der nationalen Arbeit rundete die bereitgestellten öffent- 
lichen Mittel für unmittelbare Arbeitsbeschaffung Ende 1935 auf 5518 Millionen ab. 

Das Projekt der Reichsautobahnen sieht den Bau von 7000 km Autostraßen 
vor. Mehr als 100000 Menschen haben Beschäftigung für mehrere Jahre er- 
halten, viele andere Tausende bekommen indirekt durch die dem Unternehmen 
nahestehenden Industrien Arbeit und Brot. Der Plan entsprang der Initiative 
Adolf Hitlers, der 1933, wenige Tage nach der Machtübernahme, die Parole 
„Motorisierung“ ausgab. Eine starke Belebung der Autoindustrie konnte nicht 
ausbleiben. 

So ungeheure Mittel für die Arbeitsbeschaffung ließen sich bei der elenden 
Lage der deutschen Wirtschaft weder auf dem Steuerwege noch durch Anleihen 
beschaffen. Sie wurden infolgedessen auf Wechselgrundlage vorfinanziert. Diese 
Vorfinanzierung erfolgt in der Weise, daß der Unternehmer, der einen öffentlichen 
Auftrag erhält, einen Wechsel auf eines der vom Reich beauftragten Finanzie- 
rungsinstitute zieht!). Die Reichsbank hat sich bereit erklärt, diese Wechsel zu 
rediskontieren und das Reich sich verpflichtet, die Kosten der Vorfinanzierung zu 
tragen sowie die Arbeitsbeschaffungswechsel allmählich einzulösen. 

Dieser geniale Mechanismus trug den Möglichkeiten des Geld- und Kapital- 
marktes Rechnung und paßte die notwendige Kreditausweitung der Tragfähig- 
keit der deutschen Volkswirtschaft an. So ist es möglich gewesen, trotz der unge- 
heuren Bewegung des Geldes, die das Arbeitsbeschaffungsprogramm verursachte, 
währungs- oder kreditpolitische Erschütterungen zu vermeiden. Der Noten- 
umlauf ist in der Tat während der Durchführung des Programms nur um 
rund 250 Millionen RM. gestiegen. 


Den zweiten Weg zur Erhöhung des Arbeitsbedarfes zeigte die mittelbare 
Arbeitsbeschaffung; sie liegt in der allgemeinen Förderung der privaten 


1) An der Spitze der Finanzierungsinstitute stand die jetzt aufgelöste deutsche Gesellschaft 
für öffentliche Arbeiten A.G.(Öffa),bei der aus Mitteln des Arbeitsprogrammes 1257 Millionen RM. 
bereitgestellt wurden. Die Kreditgewährung für Landwirtschaftsarbeiten erhielt die deutsche 
Rentenbank-Kreditanstalt; die für das Wohnungs- und städtische Siedlungswesen, insbesondere 
für Zwecke der Kleinsiedlung und der Altstadtsanierung die deutsche Bau- und Bodenbank A.-G. 
— Die Deutsche Siedlungsbank gewährte Darlehen für die landwirtschaftlichen Siedlungen im 
Auftrag des Reiches. 
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Unternehmung in den Zuschüssen für Wohnungsinstandsetzungen, Umbauten 
usw., in Steuererleichterungen für Ersatz- und Neuinvestitionen. 

Alle Forderungen, Zuschüsse und Steuererleichterungen, die seit dem 30. Ja- 
nuar 1933 im neuen Deutschland eingeführt wurden, sind an einen bestimmten 
Zweck gebunden. Dieser steht unmittelbar mit der Arbeitsbeschaffung in Ver- 
bindung: er regt die Mitarbeit an und unterstützt sic. Adolf Hitler verkündete 
am 1. Mai 1933, dem ersten Tag der nationalen Arbeit, diesen Grundsatz: 


„Deutsches Volk, glaube mir, daß das Problem der Arbeitsbeschaffung nicht 
in den Sternen gelöst wird. Du mußt selbst mithelfen,eszulösen, Du mußt 
aus Einsicht und Vertrauen alles tun, was Arbeit schaffen kann. Jeder Unter- 
nehmer, jeder Hausbesitzer, jeder Geschäftsmann, jeder Einzelne hat die 
Ptlicht, nach seinem Vermögen mitzuhelfen, Arbeit zu schaffen, und vor allem, 
Jeder hat die Pflicht, sich der deutschen Arbeit zu erinnern.“ 


Die Erleichterungen traten nur dann in Kraft, wenn sie die Einstellung von 
Arbeitskräften bewirkten. 

Auch bei den mittelbaren Wegen zur Arbeitsbeschaffung sind erhebliche Sum- 
men zur Verfügung gestellt worden. Allein das zweite Reinhardt-Pro- 
gramm vom 2]. September 1933 brachte 500 Millionen RM. als Zuschüsse in 
Höhe von einem Fünftel der Kosten für Instandsetzung und Ergänzungsarbeiten 
an Wohnungsgebäuden, Wer große Wohnungen teilen oder Geschäftsräume oder 
sonstige Räume zu Kleinwohnungen umbauen ließ, erbielt sogar die Hälfte der 
Kosten vom Reich erstattet. Daneben förderten Steuererleichterungen Ersatz- 
anlagen, Anschaffungen von Maschinen, Arbeitsgeräten usw. 

Hierber gebört die Steigerung des Automobilabsatzes durch die steuerliche 
Entlastung für Käufer neuer Wagen; ebenso die Herabsetzung der Umsatzsteuer 
für den lagerhaltenden Binnengroßhandel, die größere Lager und eine gleich- 
mäßigere Verteilung der Aufträge an die Industrie ermöglicht; ferner die Steuer- 
freiheit für neuerrichtete Kleinwohnungen und Eigenheime. 

Reichsbahn und Binnenschiffahrt haben sich bereit erklärt, Material für die 
Arbeitsbeschafflung zu ermäßigten Frachtsätzen zu transportieren. 

Kritische Kreise warfen der Reichsregierung vor, sie begünstige die private 
Spekulation der Wirtschaftsunternehmer. Der Führer, der immer auf das Ge- 
naueste über die Wirkung seiner Politik unterrichtet ist, nahın zu diesem Vor- 
wurf Stellung: „Wir waren entachlossen, grundsätzlich keine Geschenke an die 
Wirtschaft auszuteilen, sondern alle uns verfügbaren Mittel lediglich für prak- 
tische und positive Arbeitsbeschafflung aufzuwenden ... Die Initiative, die der 
Staat ergriffen bat, hat nur den Zweck und die Absicht, die wirtschaftliche 
Initiative zuerwecken und damit das wirtschaftliche Leben lang- 
sam wieder auf eigene Füße zu stellen“. 


Die Beihilfe des Staates ist in keinem Falle der nationalsozialistischen Arbeits- 
politik geschenkt worden. 500 Millionen RM. lösen zwei Milliarden an privaten 
Anlagen aus, von denen rund die Halfte in Form von Löhnen an Arbeitslose 
fließt, so daß der Staat 300 Millionen an Erwerbalosenunterstützung spart. Die 
wieder beschäftigten Arbeiter zahlten ihre Steuern und Sozialbeträge, die Unter- 
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nehmer entrichteten die auf sie entfallenden Steuern. Auf diese Weise flossen die 
500 Millionen, erheblich vermehrt, dem Staate wieder zu. 

Dem neuen Deutschland, dem Maschinenland „par excellence“,ist der Vorwurf 
gemacht worden, „maschinenstürmerisch‘“ gesonnen zu sein, weil ein Gesetz den 
Gebrauch von Maschinen eingeschränkt hat; es betrifft die Zigarrenindustrie und 
bestimmt, „daß Maschinen, die zur Anfertigung des Wickels oder zum Überrollen 
auf dem Deckblatt dienen, nicht mehr aufgestellt und daß stillgelegte Maschinen 
nicht wieder in Betrieb genommen werden dürfen“. Das Gesetz umfaßt nur die 
für den inneren Markt bestimmte Produktion. Die Aufschriften „handgepackt“, 
„Handpackung gibt deutschen Arbeitern Brot‘, die man auf Zigarettenschach- 
teln lesen kann, zeigen, daß viele tausend Arbeitslose eine Existenz gefunden 
haben. Da ein PS 4,5 Menschenkräften entspricht, muß diese Rückkehr in die 
Vergangenheit für die Arbeitsbeschaffung von Vorteil sein. Andere Länder sind 
dem deutschen Beispiel gefolgt; schon seit einiger Zeit befassen sich die Volks- 
wirtschaftler mit der Maschinenarbeit als einer der Ursachen der Weltkrise. 

Zur Förderung der Arbeitsaufnahme diente in der Landwirtschaft die 
Landhilfe. Zeitweise konnten bis zu 160000 jugendliche Arbeitslose aus Städten 
und Industriebezirken mit Hilfe von Zuschüssen der Reichsanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung eingesetzt werden. Die städtische 
Jugend machte sich mit der Arbeit auf dem Lande vertraut; die kleinen und 
mittleren Bauern erhielten Arbeitskräfte. 

Infolge der staatlichen Maßnahmen fanden viele weibliche Kräfte in der Haus- 
wirtschaft Arbeit, da bei Einstellung einer Hausgehilfin steuerliche Erleich- 
terungen in Kraft treten. Die Hausangestellten sind von der Beitragspflicht zur 
Arbeitslosenversicherung befreit; die Beiträge zur Invalidenversicherung er- 
fuhren eine Senkung. 

Schließlich waren für die Verminderung des Arbeitsangebotes durch 
Bindung von Arbeitskräften außerhalb der Wirtschaft überwiegend nicht Ge- 
sichtspunkte der Arbeitsbeschaffung, sondern nationalpolitische, bevölkerungs- 

olitische und erzieherische Gründe maßgebend. Sie trugen aber wesentlich zur 
berwindung der Arbeitslosigkeit bei. 

Als erste dieser Maßnahmen ist die Förderung der Eheschließungen durch 
Ehestandsdarlehen zu nennen, dessen Gewährung davon abhängt, daß die Frau 
vor der Ehe Arbeitnehmerin war, nach der Eheschließung aber dem Erwerbs- 
leben fernbleibt. Hunderttausende tätiger Frauen fanden ihren Beruf als Haus- 
frau und Mutter und überließen ihre Arbeitsplätze arbeitslosen Frauen oder 
Männern. Die Möbel- und Hausgerätindustrie, sowie verschiedene andere Wirt- 
schaftszweige erfuhren einen wesentlichen Auftrieb. 

Die Wehrpflicht und die Reichsarbeitsdienstpflicht halten Hunderttausende 
von jungen Deutschen längere Zeit von dem Wettbewerb um die Arbeitsplätze 
fern. 


Auch der strengste Kritiker kann nicht leugnen, daß die nationalsozialistische 
Regierung in der Arbeitsschlacht einen Sieg davongetragen hat. Die Zahlen 
sprechen in dieser Hinsicht eine klare und überzeugende Sprache. Den 6014000 
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Arbeitslosen, die der Führer bei seiner Ernennung zum Reichskanzler vorfand, 
stehen heute nur 563000 gegenüber, von welchen mehr als die Hälfte auf den nor- 
malen Stellenwechsel entfallen, während die übrigen nicht mehr oder nur be- 
schränkt einsatzfüähig eind. Die Arbeitslosigkeit ist daher praktisch im 
neuen Deutschland verschwunden. 

Interessant ist die Beobachtung, daß in dem gleichen Zeitraum die Zahl der 
Beschäftigten von 111, Millionen auf 181, Millionen gestiegen ist; es haben 
also außer den etwa 51, Millionen Erwerbslosen noch 11, Millionen neuer Ar- 
beit»kräfte Arbeit erhalten. Ferner ist die durchschnittliche tägliche Arbeitszeit 
von 7,26 auf 7,59 Stunden gestiegen. Das Volkseinkommen hat sich von 45,3 Mil- 
larden RM. ım Jahre 1932 auf 61,5 Milliarden im Jahre 1936, also um mehr als 
16 Milliarden vermehrt. 

Die Ausgaben für die Arbeitslosenhilfe sind von 3,2 Milliarden 1932,33 bis 
1935,36 um rund 1,5 Milliarden auf 1,7 Milliarden zurückgegangen. Die Ein- 
nahmen an Reichssteuern im Rechnungsjahr 1935.36 liegen trotz den verschie- 
denen im Zuge der Arbeitsbeschaffung erfolgten Steuersenkungen mit 9,65 Mil- 
liarden RM. um 3 Milliarden über den Einnahmen von 1932,33. 


Beschäftigte und Arbeitslose in früheren Jahren 
(jährliche Durchschnittszahlen) 


Arbeitslose 


12580 000 5602000 


1933 13 080 000 4804000 
1934 15 090 000 2718000 
1935 15 949 000 2147000 
1936 17190000 1550 000 


Den Sieg der Arbeitsschlacht in Deutschland erkannten auch die ungläu- 
bigsten Wirtschaftler des Auslandes an. So beruft sich der neue Plan für Arbeits- 
beschaffung der französischen Sozialisten nachdrücklich auf das deutsche Muster 
und empfichlt der französischen Regierung seine Nachahınung. Der Direktor des 
Internationalen Arbeitsaimtes, der in seinem Rechenschaftsbericht für 1934 35 
die Wirksamkeit der deutschen Mußnahmen bezweifelte, mußte ım letzten Be- 
richt den günstigen Ausgang der Arbeitsschlacbt in Deutschland zugeben. 

Diese Arbeitabeschuffung ist seit der Einführung der Dienstptlicht im Früh- 
jahr 1935 vielfach neue Wege gegangen. Die Durchführung des Wehrpro- 
grammes wirkt in einer Reihe von Wirtschaftszweigen fördernd auf die Beschäf- 
t.gung. Der neue Vierjahresplan, von Adolf Hitler auf dem Reichsparteitag 1936 
angekündigt, soll das Reich in der Rohstoff-Frage unabhangig vom Ausland 
machen; er eröffnet ein neues ungeheueres Gebiet für Arbeiten, die später, wenn 
die Rüstung beendet ist, Ersatz für die dann fehlende Beschaftigung bietenkönnen. 

Die Menge der Arbeit ist zurzeit in Deutschland so groß, daß sich in einer 
Reihe von Berufen, vor allem im Baugewerbe und in der Metallindustrie, bereits 
ein empfindlicher Mangel an Facharbeitern zeigt. Es ist sogar notwendig ge- 
worden, die Projekte für öffentliche Bauten nach Ort und Zeit festzulegen. 
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Die Lohnpolitik 


Die Fragen der Arbeitsbeschaffung und des Lohnniveaus sind eng mitein- 
ander verbunden. 

Schon 1933 hieß die Parole für die Lohnpolitik: Haltung des Niveaus. 
Sie bedeutet, daß ein Absinken der Löhne nunmehr unmöglich war, schloß aber 
auch für alle unselbständig Arbeitenden die Notwendigkeit ein, ihre Wünsche 
auf eine Verbesserung des Daseins hinter die großen Aufgaben zurücktreten zu 
lassen, welche die neue Regierung sich und dem Volke gestellt hatte — vor allem 
die Beseitigung der Arbeitslosigkeit und die Aufrichtung der Wehrhoheit. Aber 
auch heute, da die erste dieser Aufgaben gelöst, und die zweite fast ganz durch- 
geführt ist, wehrt sich der Nationalsozialismus gegen eine Hebung des Lohn- 
niveaus, wenn es nicht von einer Produktionasteigerung begleitet ist. 

Hitler hat sich mehrfach mit der größten Eindeutigkeit über diesen Punkt 
geäußert. Erst kürzlich, am 1. Mai 1937, sagte er vor Tausenden von Arbeitern 
im Berliner Lustgarten: 


„Es ist schr einfach, heute vor ein Volk zu treten und ihm zu sagen: — Wir erhöhen 
die Gehälter, die Bezüge und die Löhne — und dann erhöhen wir morgen die Prrise. 
Und es ist schr einfach, zu sagen: — Wir vermindern die Arbeitszeit, das heißt die 
Arbeitsleistung und steigern dafür den Lohn. — Das ist vielleicht im Augenblick po- 
pulär. Aber der Zusammenbruch muß kommen, denn der einzelne Icbt nicht 
von einem papiernen Lohn, sondern von der Gesamtsumme der Pro- 
duktion seiner Volksgenossen. Was wir verbrauchen, das sind produktive Güter, 
von denen leben wir. Und das ist der primärste Grundsatz nationalsozialistincher 
Wirtachaftspolitik: diese Güter, die produktiven Güter müssen geschaffen werden und 
ihre Mehrung bedeutet dann erst eine Vermehrung des Lebensstandards, eine Ver- 
be«nerung. 

Das ist hart, das weiß ich, aber ich kann nichts dafür und wir alle können nichts 
dafür, daß es nun einmal die Natur so geschaffen hat, daß ein Volk nur dann etwas hat, 
wenn es arbeitet, wenn es tätig int, wenn es sich müht, seine Produktion zu fordern, 
und wenn es dann damit der Kaufkraft die Produktionsmasse gegrnüberstellt. Da» ist 
das Entscheidende. Und glauben Sie, wenn wir heute in die andere Welt schen, die das 
umgekehrte Prinzip verfolgt: Lohnerhöhung, doppelte Preissteigerung, dreifache Preis- 
steigerung, dann wieder doppelte Lohnerhöhung, dann noch einmal Preissteigerung, 
dann Geldentwertung, dann infolge der Geldentwertung neue Lohnerhöhung, dann 
erst recht Preissteigerung. Das könnten wir auch machen. Glauben Sie mir, es ist 
schwerer, unser Prinzip durchzuführen, aber es ist sicherer und es ist 
auch anständiger.“ 

Das heißt: im ewigen Wettlauf von Lohn und Preis, den Hitler vermeiden will, 
trägt erfahrung«gemäß der Preis den Endsieg davon. Der Reich-kanzler zieht es 
vor, die Leben»bedingungen des Arbeiters nicht nur durch Arbeit«beschaffung 
zu verbessern; er will ihm wesentliche Verbesserungen des Urlaubs und der 
Freizeit, vor allem aber im Eigenheim für sich und seine Familie verschaffen, 
wie wir im folgenden sehen werden. 

Die Haltung des Lohnniveaus ist strikt durchgeführt worden, soweit es sich 
um die tatsächlichen Lohnsätze handelt. Eine Hebung des Niveaus fand nur statt, 
wenn infolge Facharbeitermangels der Mehranforderungen von Arbeitern infolge 
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der wehrpolitischen Aufgaben, des zweiten Vierjahresplans u. a. m. die Arbeits- 
kraft so im Werte stieg, daß sie rein zwangsläufig höhere Entgeltung erhielt. 


Diese Verschiedenheit der Lohnhöhen hat gewisse soziale Spannungen hervor- 
gerufen, die zu beseitigen vermutlich eine Aufgabe des neuen Vierjahresplans 


bildet. 


Die Deutsche Arbeitsfront 


Neben der Aufgabe der Arbeitsbeschaffung mußte die nationalsozialistische 
Regierung für die Organisation der Arbeiter sorgen. 


Wie das deutsche Volk politisch in unzählige Parteien und Gruppen gerpalten 
war, so herrschte am 30. Januar 1933 im Arbeitsleben ein buntes Durcheinander 
von Berufsverbänden, Gewerkschaften und Wirtschaftsverbänden jeder Art, 
Rechtsform und Größe. Die Lage bedeutete das Gegenteil der nationalsoziali- 
stischen Idee von der Einheit und Volksgemeinschaft. Die Gleichschaltung er- 
folgte. Sie sollte eine bessere Organisation der Arbeiter verwirklichen, hatte aber 
auch machtpolitische Gründe, weil die Gewerkschaften noch drei Monate nach 
der Machtübernahme das einzige Instrument in den Händen der Gegner 
bildeten. 


Mitte April 1933 erhielt der Reichsorganisationsleiter der NSDAP. Dr. Robert 
Ley vom Führer den Auftrag, alles zur Übernalıme der Gewerkschaften vorzu- 
bereiten. Den endgültigen Termin wollte Hitler erst kurz vor dieser bestimmen. 
Dr. Ley traf seine Maßnahmen in aller Stille; am 30. April teilte der Führer ihm 
mit, daß die Übernahme am 2. Mai, am Tage nach dem Nationalfeiertag der 
Arbeit, durchgeführt werden sollte. Kuriere teilten diesen Termin den Dienst- 
stellen der Partei mit. 


Am 1. Mai fand in Berlin eine der grüßten und bedeutend.ten Volkskund- 
gebungen aller Zeiten statt. Um 9 Uhr morgens versammelten sich im Lust- 
garten vor dem kaiserlichen Schloß 120000 Jungen in verschiedenen Uniformen 
mit ihren Hakenkreuzbannern, um die Worte des Reichspropagandaministers 
Dr. Gorbbels zu hören. Der Minister verkündete mit lauter Stimme, daß das 
deutsche Volk mit diesem Tage zum erstenmal die Arbeit aller Klassen und Be- 
rufe chre. In früheren Zeiten seien Bomben explodiert und Gesänge des Ilanses 
und der Klassenkämpfe in den Straßen ertönt. Am 1. Mai, im ersten Jahre der 
Hitlerregierung dagegen, vereine sich das ganze Volk, um den Staat, das Volk 
und die deutsche Nation zu bestätigen. Der Klassenkampf habe ein Ende ge- 
funden und auf den Ruinen des liberalistisch-kapitalistischen Staates, der zu- 
sammengebrochen sei, erhebe sich der Gedanke einer wahren Volksgemeinschaft. 


Am Nachmittage zogen die Arbeitermassen in zchn Kolonnen von je 100000 
Mann aus allen Vierteln Berlins zum großen Flugplatz in Tempelhof, auf dem drei 
riesige Tribünen mit sechs Reihen von Lautsprechern und mehr als hundert 
Apparaten errichtet waren (siche Abb. 68). 


Die zehn Kolonnen formierten sich auf dem Flugfeld in Sternform, und Adolf 
Hitler spruch eine ganze Stunde zu ihnen. Mehr als 1!, Millionen Menschen, 
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die herbeigeeilt waren, um den Führer zu sehen und zu hören, waren be- 
geistert. 


Hitler bezeichnete es als erste Aufgabe für die Wiedergenesung des Volkes, daß die 
durch künstlich geschaffene Klassen auseinandergehaltenen, von Standesdünkel und 
Klassenwahnsinn befallenen Millionen Deutscher sich wieder verstehen lernten und den 
Weg zueinander fänden. Das Motto des Tages sei: „Ehret die Arbeit und achtet 
den Arbeiter.“ Die Achtung hänge nicht von der Art der Arbeit, sondern von dem 
Wie ab, wie einer seine Arbeit verrichtet. Arbeiter, Bauern und Bürger müßten eine 
Gemeinschaft bilden. Man könne den schönsten Frühlingstag nicht zum Symbol des 
Kampfes und der Zersetzung und damit des Verfalls, sondern nur zum Symbol schaf- 
fender Arbeit, der Verbundenheit und damit des Emporstieges machen. 


Als nächste Ziele der Regierung bezeichnete der Kanzler: 


1. Den Kampf dafür, daß der neue Gedanke und der neue politische Glaube des deut- 
schen Volkes das ganze Volk in die Gewalt seines Bannes ziehe. 


2. Das Pflichtgefühl und das Selbstbewußtsein des Volkes neu zu erwecken und dauernd 
zu steigern. In der Vergangenheit habe man künstlich Minderwertigkeitskomplexe 
gezüchtet. Man könne die Nation heute vielleicht noch vergewaltigen, aber nicht 
mehr demütigen. Deutschland und der Deutsche seien nicht zweitklassig. 


3. Die Arbeitsdienstpflicht solle jeden einmal zur Handarbeit führen, damit er sie 
kennenlerne und gehorchen lerne. Die Arbeitsdienstpflicht sei kein Angriff gegen die 
Arbeit, sondern gegen das Vorurteil, daß Handarbeit schänden könnte. Der Marxis- 
mus dürfe nicht nur äußerlich beseitigt werden, sondern man müsse ihm auch seine 
Voraussetzung entziehen. Dazu gehöre der dünkelhafte Sinn. Noch in diesem Jahre 
werde der Gedanke verwirklicht werden und in vierzig Jahren werde das Wort Ar- 
beit und Handarbeit die gleiche Sinnenwandlung durchgemacht haben wie jene vom 
Landsknecht zum Soldaten. 

4. Eine weitere große Aufgabe sei die Befreiung der schöpferischen Initiative von den 
verhängnisvollen Einwirkungen majoritativer Beschlüsse nicht nur im Parlament, 
sondern auch in der Wirtschaft. Die Wirtschaft könne nicht emporkommen ohne 
Synthese des schöpferischen Geistes und Verpflichtung dem Volksganzen gegenüber. 
Man werde daher auch den Verträgen die Bedeutung geben, die ihnen zukomme. Der 
Mensch lebe nicht für Verträge, sondern die Verträge hätten das Leben des Menschen 
zu ermöglichen. 

5. Man werde sich in diesem Jahre bemühen, die erste Etappe auf dem Wege einer 
organischen Wirtschaftsführung zurückzulegen. — Es sei eine fundamentale Er- 
kenntnis, daß es keinen Aufstieg gebe, der nicht an der Wurzel des nationalen, völ- 
kischen und wirtschaftlichen Lebens beim Bauern beginne. Von da führe der Weg 
zum Arbeiter und weiter zur Intelligenz. Durch 14 Jahre habe man das Gegenteil ge- 
tan und als Folge sei auch den Städten, Arbeitern und dem Mittelstand nicht ge- 
holfen worden. Sie seien alle ruiniert. 

6. Die Beseitigung der Arbeitslosigkeit durch Arbeitsbeschaffung zerfalle in zwei Grup- 
pen: die private Arbeitsbeschafflung durch Erneuerung der Häuser und vor allem 
durch einen Appell an das ganze deutsche Volk. Die Frage der Arbeitsbeschaflung 
werde nicht in den Sternen gelöst, sondern jeder müsse mithelfen und aus Einsicht 
und Vertrauen das tun, was Arbeit schaffen könne. Jeder Einzelne habe die Pflicht, 
nicht zu zögern und zu warten, sondern seine Anschaffungen zu machen. Die öffent- 
liche Arbeitsbeschaflung werde in erster Linie das Riesenprogramm der Straßen- 
neubauten betreffen. Mun werde groß beginnen, die Widerstände aus dem Wege 
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räumen und durch eine Serie öffentlicher Arbeit mithelfen, die Arbeitslosenzahl 

herabzudrücken, 

7. werde ein Angriff gegen die Unerträglichkeit der heutigen Zinssätze stattfinden und 
8. eine Handelapolitik durchgeführt werden, die die Stetigkeit der Produktion sichere, 
ohne die deutsche Landwirtschaft zu vernichten. 

Der Kanzler schloß mit einem Hinweis auf die Schwierigkeiten der Aufgaben und 
darauf, daß einem nichts geschenkt werde. So schwer, wie der bisherige Weg in den 
1$ Jahren, werde auch der Weg in die Zukunft sein. Wenn die Welt gegen Deutschland 
stehe, dann müßte es desto mehr zu einer Einheit werden. Den Ruf nach dem gleichen 
Rechte werde man niemals mchr im Volke beseitigen. Die Rede endete mit einer Bitte 
um den Scgen Gottes. 


Den Abschluß des Tages bildete ein großartiges Feuerwerk. In ganz Deutsch- 
land fanden Umzüge und Feiern zu Ehren des nativnalen Arbeitstages statt. 


So war psychologisch der Boden für die Übernahme der Gewerkschaften in der 
besten Weise vorbereitet; schlagartig wurden am 2. Mai um 10 Uhr die Gewerk- 
schaftshäuser im ganzen Reich von der SA. besetzt und die freien Gewerkschaften 
durch ein von der NSDAP. gebildetes „Aktionskomitee zum Schutze der deut- 
schen Arbeit“ übernommen. Um 11 Uhr war die Aktion ohne jeden Zwischenfall 
durchgeführt. „Es war“, so erzählte Dr. Ley, „als ob die marxistischen Führer 
der Freien Gewerkschaften geradezu aufatmeten, daß endlich die NSDAP. ihnen 
die schwere Last abnalım und nun die Verantwortung für die weitere Führung 
der Arbeiter übernahm.“ 

Am gleichen Tage boten die Christlichen Gewerkschaften ihre Organisationen 
freivillig an. Ihre Führer waren bereits an die Saar geflüchtet, Am nächsten 
Tage wurden alle übrigen Gewerkschaften übernommen, so daß Dr. Ley bereits 
am %. Mai dem Führer die Übernahme aller Arbeiter- und Angestelltenverbände, 
109 an der Zahl, melden konnte. 

Den Zustand der Gewerkschaften beschrieben Augenzeugen als trostlos. Die 
Mitglieder kannten kein Vertrauen mehr, Von ungefahr 15 Millionen Arbeitern 
waren kaum 5 Millionen in den Gewerkschaften organisiert. Der Beitragseingang 
war beklagenswert; da aber der Verwaltungsapparat in keiner Weise diesem Zu- 
stand entsprach, sondern noch genau so aufgeblaht war wie zu den besten Zeiten 
der Gewerkschaften im Jahre 1920, ergab sich ein ungeheures finanziellen 
Debizit. Allein der Verband der öffentlichen Betriebe, einer der besten und größten 
Verbände, hatte drei Millionen Bankschulden zu 10°%, Jahreszins. Dementspre- 
chend wurden denn auch die Leistungen nicht mehr gezahlt. Auch hier hatte 
die Korruption geherrscht ; wenn alle ihre Falle gerichtlich verfolgt worden wären, 
hätten die Gerichte für Jahre zu tun gehabt. Trotz der Schwierigkeit einer ge- 
nauen Überprüfung der Buchführung wurde festgestellt, daß bei den Freien Ge- 
werkschaften in den letzten Monaten etwa 600000 RM. Unterschlagungen vorge- 
kommen waren. 

Finanzieller Bankrott, seelischer Zusammenbruch, Hoffnungelosigkeit und ein 
böses Gewissen bildeten die Kennzeichen der einstmals so stolzen Arbeiterorgani- 
aationen Deutschlands!.. 
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Am 10. Mai 1933 fand im Plenarsaal des preußischen Staatsrates der erste 
Kongreß des deutschen Arbeitertums statt. Die feierliche Gründung der Deut- 
schen Arbeitsfront (DAF.) erfolgte und Dr. Ley erhielt die Führung der 
neugebildeten Organisation. Aus der Vielheit der früheren Berufsverbände ent- 
standen der Gesamtverband der deutschen Arbeiter und der Gesamtverband 
der deutschen Angestellten. Das Unternehmertum seinerseits schloß sich später 
dem Aufbau an, und so konnte man endlich mit Recht sagen, daß die DAF. 
„die Zusammenfassung aller im Arbeitsleben stehenden Deutschen ohne Unter- 
schied ihrer wirtschaftlichen und sozialen Stellung‘“ bedeutet. 

Diese großartige Einheit schloß sich 1935 der NSDAP. als Verband an. Da nun 
inzwischen eine Organisation der gewerblichen Wirtschaft sich mit den wirt- 
schaftspolitischen Belangen der einzelnen Unternehmungen befaßte, so trafen, 
um Gegensätze von vornherein zu vermeiden, der Reichsarbeitsminister Seldte, 
der Reichswirtschaftsminister Dr. Schacht und Dr. Ley in Leipzig eine Verein- 
barung, nach der sich die Organisation der gewerblichen Wirtschaft korporativ 
in die DAF. eingliederte, ohne dabei ihre Selbständigkeit zu verlieren. Das Organ 
für eine gemeinsame Aussprache stellte der Reichsarbeits- und Reichswirtschafts- 
rat mit Räten in den einzelnen Bezirken des Reiches und etwa 3000 lokalen 
Arbeitsausschüssen als untersten Organen der gemeinschaftlichen Zusammen- 


arbeit dar. 


Der Führer bezeichnete Bedeutung und Ziele der DAF. in der Verordnung 
vom 24. Oktober 1934. 

„Die Deutsche Arbeitsfront‘‘ — so heißt es in der Verordnung — „ist die 
Organisation der schaffenden Deutschen der Stirn und der Faust. 
In ihr sind insbesondere die Angehörigen der ehemaligen Gewerkschaften, der 
ehemaligen Angestelltenverbände und der ehemaligen Unternehmervereini- 
gungen als gleichberechtigte Mitglieder zusammengeschlossen. ... Das Ziel der 
DAF. ist die Bildung einer wirklichen Volks- und Leistungsgemeinschaft aller 
Deutschen. Sie hat dafür zu sorgen, daß jeder Einzelne seinen Platz im wirt- 
schaftlichen Leben der Nation in der geistigen und körperlichen Verfassung ein- 
nchmen kann, die ihn zur höchsten Leistung befähigt, und damit den größten 
Nutzen für die Volksgemeinschaft gewährleistet... . Die DAF. hat den Arbeits- 
frieden dadurch zu sichern, daß bei den Betriebsführern das Verständnis für die 
berechtigten Ansprüche ihrer Gefolgschaft, bei den Gefolgschaften das Verständ- 
nis für die Lage und die Möglichkeiten ihres Betriebes geschaffen wird.... Die 
DAF. hat die Aufgabe, zwischen den berechtigten Interessen aller Beteiligten 
jenen Ausgleich zu finden, der den nationalsozialistischen Grundsätzen entspricht 
und die Anzahl der Fälle einschränkt, die nach dem Gesetz vom 20. Januar 1934 
(Zur Ordnung der nationalen Arbeit) den zur Entscheidung allein zuständigen 
staatlichen Organen zu überweisen sind... . Die DAF. ist die Trägerin der natio- 
nalsozialsozialistischen Gemeinschaft „Kraft durch Freude“ und bat für die Be- 
rufsschulung Sorge zu tragen.... 

Durch die Selbsthilfe-Einrichtung der DAF. soll jedem ihrer Mitglieder die 
Erhaltung seiner Existenz im Falle der Not gewährleistet werden, um den be- 
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fähigten Volksgenossen den Aufstieg zu ebnen oder ihnen zu einer selbständigen 
Existenz, wenn möglich auch auf eigenem Grund und Boden, zu verhelfen.“ 

Die von Hitler der DAF. zugewiesenen Aufgaben sind also sozialer, päda- 
gogischer und politischer Art. Die DAF. muß alle Deutschen zur nationalsozia- 
listischen Weltanschauung erziehen, muß die sozialen Rechte ihrer Mitglieder 
schützen und den wirtschaftlichen Frieden gewährleisten. Sie muß ferner Hilfs- 
einrichtungen für ibre Mitglieder schaffen, deren berufliche Unterweisung fördern 
und die der Erholung während der freien Zeit und des Urlaubes dienenden Orga- 
nisationen überwachen. 

E.s ist für einen ausländischen Beobachter überraschend, wie dieser Organismus 
ganz verschiedene Arten von Deutschen im Geist der Kameradschaft und Volks- 
gemeinschaft zusammenschließen konnte. In ihm ordnen die Schaffenden ihre 
evzialen Forderungen und ihre soziale Stellung selbst. Noch überraschender 
scheint es, daß unter der gleichen Fahne — im übertragenen und im wirklichen 
Sinne des Wortes — die Arbeiter der Faust und der Stirn, Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber zusammen marschieren. Der Klassenkampf, die Grundlage der vor- 
ber in Deutschland herrschenden Lehre, welche noch heute in vielen Ländern 
souverän herrscht, fand ein Ende. Die Bauern und die Beamten besitzen eigene 
Organisationen. 

Ich habe einmal Dr. Ley, den energischen und genialen Führer der DAF., 
gefragt, wie dieser schnelle Erfolg möglich gewesen sei. Impulsiv antwortete er 
mit einem Lächeln: „Wollen Sie das Rezept kennenlernen? Es ist ganz 
einfach — das Rezept heißt: Adolf Hitler!*... 


Die DAF. gliedert sich nach örtlichen und fachlichen Gesichtspunkten. Die 
erste entspricht der Gliederung der NSDAP. in Gaue unter Leitung eines Gau- 
obmannes, in Kreise mit einem Kreisobmann und in Orte mit einem Ortsobmann. 
Die wichtigsten Helfer dieser Obmänner sind die Betriebaobmänner, die Ver- 
treter der NSDAP. und DAF. in den einzelnen Betrieben. Zellenwalter und Block- 
walter sind schließlich die untersten Stützen des riesigen Gebäudes. 

In der fachlichen Gliederung bildet das Stabsamt die Spitze. Ihm unterstehen 
alle Ämter der DAF., d.h. die Ämter für Recht, Personal, Organisation, Presse, 
Schulung, soziale Angelegenheiten, Propaganda, Volkrgesundheit, Berufr- 
erziehung und Betriebsführung, Rechtsberatung, Jugend, Frauen, lleimstütten, 
Wirtschaft, Arbeitadank und technische Wissenschaft. Neben diesen Reichs»- 
ämtern stehen die 18 Reichsbetriebsgemeinschaften mit dem Organisation»anit 
in engrter Verbindung; sie führen folgende Bezeichnungen: 1. Nahrung und Ge- 
nuß, 2. Textil, 3. Bekleidung, 4. Bau, 5. Holz, 6. Eisen und Metall, 7. Chemie, 
8. Druck, 9. Papier, 10. Verkehr und öffentliche Betriebe, 11. Bergbau, 12. Ban- 
ken und Versicherung, 13. Freie Berufe, 14. Landwirtschaft, 15. Leder, 16. Stein 
und Erde, 17. Handel und 18. Das Deutsche Handwerk. Die Reichsgemein- 
schaften sind weiter in Reichsfachgruppen, diese bis zur Ort-gruppe hinunter 
gegliedert. 

Eine noch eingehendere Darstellung des DAF.-Aufbaus würde den Rahmen 
dieser Schrift übersteigen; das eben Gesagte wird genügen, um dem Leser eine 
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Vorstellung von dieser Organisation zu geben, die mit ihren mannigfaltigen Auf- 
gaben und ihrem weiten Betätigungsfeld nicht ihresgleichen in der Welt findet. 

Zum Schluß einige Zahlen und Angaben: 

Obgleich der monatliche Beitrag, den die Gewerkschaften erhoben, von durch- 
schnittlich 3.50 RM. auf 1.70 RM. herabgesetzt worden ist, hat die DAF. bei 
etwa 25 Millionen Mitgliedern (einschließlich 5 Millionen korporativer Mitglieder) 
ein Gesamtjahreseinkommen an Beiträgen von etwa 360 Millionen RM, anstatt 
der 120 Millionen RM. des ehemaligen Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbun- 
des (ADGB.). Die Verpflichtungen der Gewerkschaften gegenüber ihren früheren 
Mitgliedern hat die DAF. in vollem Umfange übernommen. Sie zahlt nicht allein 
die Invaliden-, Alters-, Arbeitslosenrenten und Sterbegelder weiter, sondern sie 
hat auch alle Renten, die die Gewerkschaften in ihrem letzten Jahre zurück- 
gehalten haben, nachgezahlt. Die Unterstützungen der DAF. betragen im Jahre 
etwa 80 Millionen RM. 

Der ADGB. verstand unter „Unterstützungen“ nicht nur die Barzahlungen an 
die Mitglieder, sondern führte unter dem Posten „Unterstützungen“ sämtliche 
Leistungen des ADGB. sowie die reinen Verwaltungskosten für die Bearbeitung 
der Unterstützungen und sonstigen Leistungen auf. Infolgedessen zahlte der 
ADGB. im Jahre 1930 123,5 Millionen RM., während die DAF. an reinen Bar- 
leistungen für Unterstützungen 80 Millionen RM. ausgibt. 

Darüber hinaus wendet die DAF. für die Rechtsberatungsstellen, die den Mit- 
gliedern kostenlos bei arbeitsrechtlichen und sozialversicherungsrechtlichen Strei- 
tigkeiten zur Verfügung stehen, für die Förderung und Pflege des Heimstätten- 
gedankens, für die weitere Linderung sozialer Not, für die gesundheitliche Be- 
treuung ihrer Mitglieder und für ihre Arbeitsausschüsse und Arbeitskammern 
jährlich weitere 40 Millionen RM. auf. Für Siedlungszwecke sind durch die Bank 
der Deutschen Arbeit und ihre Versicherungsgesellschaften etwa 100 Millio- 
nen RM. ausgegeben, etwa 215000 Bauprojekte in Angriff genommen oder fertig- 
gestellt worden. Die Schulung der Mitarbeiter und der Vertrauensräte in den 
Betrieben, die Berufserziehung in Schulungskursen, Lehrwerkstätten, Übungs- 
firmen der DAF., Fachschulen und im Reichsberufswettkampf erforderten 
15 Millionen RM. Die Fachpresse (etwa 85 verschiedene Fachzeitschriften), die 
jedem Mitglied der DAF. für seinen speziellen Beruf unentgeltlich und nach seiner 
Wahl ein Fachschulungsblatt zur Verfügung stellt, brauchte 1936 etwa 
13 Millionen RM. Die NS.-Gemeinschaft „Kraft durch Freude“ erhielt im letz- 
ten Jahre etwa 17 Millionen. 

Trotz den hohen Aufwendungen der DAF. und ihrem weiten Betätigungsfeld 
sind die Verwaltungskosten gering. Sie erforderten im letzten Jahre etwa 21,7%, 
der Mitgliederbeiträge. Im Jahre 1934 betrugen die Verwaltungskosten noch 36%, 
im Jahre 1935 nur 23,7%; sie zeigen also eine auffallend absteigende Tendenz. 
Wenn man bedenkt, daß die Verwaltungskosten der Gewerkschaften sich etwa 
auf 50% ihres Beitragseinkommens beliefen, so wird man erst ermessen können, 
wie verantwortungslos die früheren Arbeitsführer gehandelt haben. 

Die Senkung der Verwaltungskosten und die sonstigen Sparmaßnahmen der 
DAF. führten dazu, daß trotz stark erhöhter sozialer Betreuung sich die monat- 
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lichen Überschüsse der DAF. von 2 Millionen im Jahre 1935 auf 7.5 Millionen im 
September 1936 steigern ließen. Das Gesamtvermögen der DAF. hat sich auf 
diese Weise beträchtlich erhöht; infolge dieser finanziellen Entwicklung konnte 
der DAF. für außeretatliche Aufwendungen, wie z. B. für Seebäder, Erholungs- 
heime, Seemannsheime, 2 große Seedampfer, Ordens- und Schulungsburgen, der 
Betrag von 173 Millionen RM. zur Verfügung gestellt werden. 


Die N.-S. Gemeinschaft ‚Kraft durch Freude“ 


Der Gedanke, dem Arbeiter in seiner Freizeit Ausspannung des Körpers und 
des Geistes zu verschaffen, ist nicht neu; er ist schon früher in anderen Ländern 
entstanden, hat aber — Italien mit seinem „„Dopolavoro“ ausgenommen — bis 
jetzt keine ernsthafte Verwirklichung gefunden. Selbst in Italien hat er nicht die 
großartige organische Entwicklung durchlaufen wie im neuen Deutschland. 

„Der Arbeitsprozeß verbraucht Kraft und Nerven. Ein Gefühl der Kälte und 
der Leere entsteht; es läßt sich nicht dadurch bannen, daß man die Menschen 
auf ein Ruhebett packt und gegen die Decke starren läßt, sondern Geist und 
Körper brauchen neue Nahrung. Da die Arbeitszeit von den Schaffenden Höchst- 
leistungen verlangt, muß man in der Freizeit dem Arbeiter als Nahrung der Seele, 
des Körpers und des Geistes das Beste vom Besten bieten, um ihm eine völlige 
Ausspannung zu verschaffen und ihm die Freude am Leben und an der Arbeit 
wiederzugeben.“ Aus dieser Erkenntnis schuf Dr. Ley die NS.-Gemeinschaft 
„Kraft durch Freude“ (KJF.). 

Das Geheimnis des unleugbaren, auf der ganzen Welt einzigartigen Erfolges 

beruht darin, daß die Leitung des Werkes die breite Masse an seinem Aufbau teil- 
nehmen läßt, also die schöpferischen Kräfte des Volkes weckt. Sie verwendet alle 
Mittel Deutschlands auf kulturellem, verkehrstechnischem und wirtschaftlichem 
Gebiet in der Richtung auf ein Ziel. Im gemeinsamen Erleben der Naturschön- 
heiten, der deutschen Kulturgüter und sportlicher Übungen schließen sich alle 
Berufe und Stände zu einer Volksgemeinschaft von 20 Millionen Schaffenden 
zusammen. 
'" Der Aufbau der KdF., der jedes Mitglied der DAF. angehört, ähnelt der Organi- 
sation der DAF. und der NSDAP.: an der Spitze steht der Reichsleiter, dem 
32 Gau-, 800 Kreis-, 17300 Ortswarte und 78097 Betriebswarte untergeordnet 
sind. Fast alle diese Mitarbeiter stellen ilıre Kräfte ehrenamtlich in den Dienst 
der Sache. Das Zentrulburcau weist je nach Tätigkeit und Leistung verschiedene 
Ämter auf: 


1. Amt für Feierabendgestaltung 


Millionen von Männern und Frauen in Deut-chland hatten vor der nationul- 
sozialistischen Machtübernahme noch nie ein Theater von innen geschen. Aus 
einer in den Berliner Siemenswerken angestellten Untersuchung ergab sich, daB 

7,6°%, der Männer und 81,3°/, der Frauen nie eine Opernvorstellung gehört, 
63,8°, der Männer und 72,2", der Frauen nie eine Theatervorstellung besucht 
hatten. Im Jahre 1936 betrug die Zahl der von KdF. in die deutschen Theater 
Geführten 6303140. Dazu kommen 1893531 Personen, denen die DAF. die Teil- 
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nahme an volkstümlichen musikalischen Unterhaltungen ermöglichte. Diese fan- 
den unter Mitwirkung von Gesangs- und Instrumentalkünstlern, Schauspielern 
und Tänzern statt. Das aus 90 Musikern bestehende NS.-Reichssymphonie- 
orchester gab auf einer Tournee durch ganz Deutschland in den letzten Monaten 
über 200 Konzerte. An 40756 Unterhaltungsabenden mit Variet&programm 
nahmen 16886477 Personen teil. 100000 Dilettanten beteiligten sich 1936 am 
Reichsrundfunkwettbewerb. In 700 Lagern für mehr als 100000 Arbeiter am 
großen Werk der Reichsautobahnen finden Vorführungen von Filmen statt; 
Zeitschriften werden verteilt, Bibliotheken usw. eingerichtet (siehe Abb. 73, 80). 

Insgesamt sind von KdF. in den beiden letzten Jahren 142670 Vorstellungen 
gegeben worden, die 52766029 Zuschauer vereinten. Die namhaftesten Künst- 
ler haben sich dabei bereitwilligst in den Dienst der Sache gestellt. 


2. Amt „Deutsches Volksbildungswerk“ 


Sein Zweck ist die Mitarbeit an der Erziehung der Nation im Sinn der national- 
sozialistischen Weltanschauung. Das Amt bedient sich zu diesem Zweck der 
300 Volksbildungsstätten; neben Vorlesungen und Vorträgen über verschiedene 
Zweige der menschlichen Kultur stehen Sprachkurse, Stenographie-, Mathematik- 
unterricht usw. Besondere Arbeitsgemeinschaften sorgen für die Ausbildung in 
der Musik, im Schachspiel, in der Malerei, im Photographieren u. a. m. Durch 
Besuche der Museen und belehrende Ausflüge erhalten die Arbeiter Gelegenheit, 
die Kulturgüter der Nation kennenzulernen. Eine ausgedehnte Organisation von 
Bibliotheken bringt das Buch bis in die entlegensten Winkel der Arbeitsplätze. 
Insgesamt gab es im Jahre 1936 36194 bildende Unterhaltungen, an denen 
6109269 Personen teilnahmen. 


3. Amt für Reise, Wandern und Urlaub 


Der deutsche Arbeiter soll während des Urlaubs reisen, denn Ferien ohne Luft- 
veränderung zählen nicht mit. Mehr als 6 Millionen Arbeiter beteiligten sich im 
Jahre 1936 an den Reisen der KdF., 150000 bevorzugten Seereisen. Im März 
und April begaben sich 8 große Überseedampfer mit Arbeitern nach Lissabon 
und Madeira. Am 1. Mai kamen in Hamburg die ersten zwei Überseedampfer der 
KdF.-Flotte auf die Werft!), und am selben Tage erfolgte die Grundsteinlegung 
zu einem riesigen Seebad auf der Insel Rügen, das 20000 Personen fassen kann. 
Zu allen großen Ereignissen sandte KdF. Sonderzüge (siehe Abb. 74 bis 79). 

Die Menge der KdF.-Reisenden aus den letzten drei Jahren übertrifft die Be- 
völkerungsziffer Skandinaviens. Die KdF.-Züge haben 2160000 km durch- 
fahren, eine Strecke, welche dem 54fachen Umfang der Erde entspricht. 


4. Sportamt 


Die Einführung des Sportes in der KdF. hat in den Block der Zimmerhocker 
eine breite Bresche geschlagen. Im Jahre 1936 erreichte die Zahl der Teilnehmer 


1) Der Erste ist schon vom Stapel gelaufen und nach dem in der Schweiz ermordeten Landes- 
gruppenführer „Gustav Gustloff“‘ getauft worden. Der Dampfer wird im nächsten Jahre in Dienst 
gestellt werden. 
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5880000, denen 2800 Sportlehrer zur Verfügung standen. Jeder grüßere Betrieb 
soll in Zukunft seinen Spiel- und Sportplatz, seine Schwimmanstalt und seinen 
Vergnügungsplatz haben. Für den Wassersport, der eifrig in den Seebädern be- 
trieben wird, steht eine Yachtflotte zur Verfügung. Der Wintersport erfuhr durch 
ein neues billiges Gerät, die KdF.-Skiausrüstung eine Erleichterung; bald wird 
das KdF.-Tennisracket folgen (siche Abb. 81 bis 83, 85). 


5. Das Amt für „Schönheit der Arbeit“ 


sorgt dafür, daß die Arbeitsplätze erstens den Erfordernissen der Hygiene und 
Reinlichkeit entsprechen, zweitens aber auch nach den Begriffen der Ästhetik 
gebaut und so eingerichtet sind, daß sie die Liebe zur Arbeit anregen. Im ver- 
gangenen Jahre lieB das Amt 385 Betriebe untersuchen, von denen 182 Ver- 
beeserungen erhielten. Im Sommer wurden 2500 Hotels und Restaurants be- 
sichtigt. Durch die Herausgabe einer illustrierten Zeitschrift, durch Filmvor- 
fubrungen und durch Ausstellungen gibt dieses Amt den Betriebsführern wert- 
volle Hinweise auf die Verbesserungsmöglichkeiten der Arbeitsplätze. 

Die Besichtigungen durch dieses Amt hatten eine merklich vermehrte Arbeits- 
beschaffung zur Folge. Die bisher für Verbesserungen ausgegebene Summe cr- 


reicht eine halbe Milliarde RM. (siche Abb. 71, 72, 84). 


6. Amt für die „Werkscharen“ 


„Werkscharen“ ist die Bezeichnung für die nationalsozialistischen, welt- 
an<chaulich geschulten „Stoßtrupps“ in den Betrieben. Sie ergänzen sich aus der 
NSDAP. und deren Formationen, sowie aus den besten Arbeitern zwischen 18 
und 25 Jahren. Es sind gegenwärtig 90000 Männer, sollen aber gemäß einer Ver- 
einbarung mit der NSDAP. bald die Zahl 700000 erreichen. Sie nehmen als Ver- 
treter des Arbeitertums an den Volkskundgebungen teil, schützen die traditio- 
nellen Gepflogenheiten des Lebens im Betriebe, erscheinen bei den Betrieb»- 
appellen und sorgen für gutes Gelingen der Veranstaltungen (-iche Abb. 69, 70). 


%. „Wehrmachtheime“ 


Zufolge eines Übereinkommens zwischen Dr. Ley und dem Reichskrieg«- 
minister genießen die Mitglieder der Wehrmacht in ihrer Freizeit die Vorteile der 
KdF. Das Amt trägt für die Wehrmachtheime Sorge, schafft den Soldaten Er- 
holung und stellt die besten Beziehungen zwischen Wehrmacht und Volk her. 


Der letzte WeltkongreB für Freizeit und Erholung tagte im Juli vorigen Jahres 
in Hamburg unter der Teilnahme von fünfzig Nationen. Er beschloß gemäß der 
den Besuchern von Dr. Ley zugerufenen Parole: „Die Freude ist der beste Weg 
ru einer internationalen Verständigung‘, die Gründung einen „Internationalen 
Zentralbureaus Freude und Arbeit“ unter der Leitung Dr. Levs. 

Diese Anerkennung des Auslanden bedeutet für die Organisation KdF. eine 
große Genugtuung, man sagte in Hamburg, nie sei ein wahres Vorbild fur 
den „Sozialismus der Tat“. Sie ist aber auch eine persönliche „revanche“ 
Dr. Leys für die Anschuldigung, die im Jahre 1933 in Genf auf der internationalen 
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Arbeitskonferenz gegen ihn erhoben wurde: er habe mit der Übernahme der 


Gewerkschaften und der Schaffung der DAF. den deutschen Arbeiter geknechtet. 


Neues Deutsches Arbeitsrecht 

Das Arbeitsrecht gründete sich bis zur Übernahme der Gewerkschaften durch 
die nationalsozialistische Regierung auf den Tarifvertrag, d.h. auf das nach dem 
Kriege geschaffene Kollektivsystem. Es trug das Gepräge des für diese Zeit 
charakteristischen Klassenkampfes, des Gegensatzes zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer. Zwar konnte dieser auf dem Wege der Vereinbarung gemildert 
werden, blieb aber duch immer die Basis des Verhältnisses zwischen den beiden 
großen Gruppen. Wie mit der Bildung der DAF. neue Ideen über die Organi- 
sation der Arbeiter entstanden, vollzog sich auch auf dem Gebiete des Arbrits- 
rechtes eine grundsätzliche Umformung. 

In Erwartung der Schaffung einer Magna Charta der neuen deutschen Sozial- 
ordnung wurden im Mai 1933 mit dem Gesetz über die Treuhänder der Arbeit 
14 staatliche Stellen in größeren Wirtschaftsgebieten geschaffen, denen die Er- 
haltung des Arbeitsfriedens und die Bereitung des Bodens für die deutsche Sozial- 
verfassung obliegt. Ihren Abschluß fand diese Entwicklung erst nach 9 Monaten 
und durch das grundlegende Gesetz „zur Ordnung der nationalen Arbeit“ 
(AOG.) vom 20. Januar 1934, durch das Begleitgesetz zur Ordnung der Arbeit 
im sogenannten Öffentlichen Dienst vom 23. März 1934 und schließlich durch das 
Gesetz über die Heimarbeit vom gleichen Tage. 

Man kann diese Gesetze, vor allem das AOG., mit Recht als die neue Arbeits- 
verfassung bezeichnen. Sie räumen mit allen Formen des Klassenkampfes auf 
und schaffen durch die Anerkennung des nationalsozialistischen Führergrund- 
satzes wie durch Einfuhrung der Grundsätze von Ehre und Treue klare Ver- 
h.ltnisse. 

Nach dieser Arbeitsverfassung liegt das Schwergewicht wieder im Betrieb, in 
welchem „der Unternehmer als Führer des Betriebes, die Angestellten und Ar- 
beiter als Gefolgschaft gemeinsam zur Förderung der Betriebszwecke und zum 
gemeinsamen Nutzen von Volk und Staat arbeiten“, Dieser $1 des AOG. int 
einer der Grundpfeiler des neuen deutschen Arbeitsrechtes. In ihm spiegelt sich 
schon die gewaltige Umwälzung wieder, die das deutsche soziale System er- 
fahren hat: im Betriebe herrscht nicht mehr das Gegeneinander von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern, sondern die Zusammenarbeit zum Wohl von Volk und Vater- 
land. Die Betrieb»fuhrer und die Gefolgschaftsmitglieder sind nach der Definition 
Hitlers Arbeitsbeauftragte der Nation, der Betrieb bildet ein Glied der 
großen deutschen Volk=-gemeinschaft. 

Im Betrieb kann nur Einer entscheiden: der Führer des Betricbes, der in 
der Regel zugleich der Unternehmer ist. Er hat über die Regelung der Arbeits- 
bedingungen zu entscheiden. Das bedeutet keine Rückkehr zu einer Willkür des 
Unternchmers oder zu einem Herauskehren des „Hlerr im Hause“-Stand- 
punktes, das AOG. verlangt vielmehr von ihm, daß er seine Entscheidung über 
die Arbeit derer, die sich ihm anvertraut haben, nach vertrauensvoller Fühlung- 
nahme mit den bei ihm Arbeitenden trifft. Für sulche Aussprachen steht ihm in den 
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größeren Betrieben ein besonderes Organ zur Seite, der Vertrauensrat. Wohl- 
verstanden: ein Vertrauensrat und kein Betriebsrat! Er unterscheidet sich von 
dem früheren Betriebsrat grundsätzlich, weil in ihm nicht nur Vertreter der 
Gefolgschaft sitzen, sondern auch der Betriebsführer, der Unternehmer selbst. 
Der Vertrauensrat ist das Organ, in dem sich der Betriebsführer und die Ver- 
trauensmänner zu gemeinsamer Arbeit zusammenfinden und über die Förderung 
der Betriebszwecke und die Ausgestaltung der sozialen Maßnahmen beraten. 
Aus einem Organ des Klassenkampfes ist die Betriebsvertretung ein Organ der 
sozialen Solidarität geworden. 


Die Vertrauensmänner werden vom Führer des Betriebes berufen. Der Gefulg- 
schaft ist jedoch Gelegenheit gegeben, durch geheime Abstimmung zu der Liste 
der zu berufenden Vertrauensmänner Stellung zu nehmen. In jedem Betrieb von 
mindestens 20 Personen soll der Führer eine Betriebsordnung für die Regelung 
der allgemeinen Arbeitsbedingungen einführen. Nur wenn es zum Schutze der 
Beschäftigten einer Gruppe von Betrieben dringend geboten ist, sollen die 
Mindestbedingungen zur Regelung des Arbeitsverhältnisses durch Tariford- 
nungen festgesetzt werden. Die Tarifordnungen, die ihrer Natur nach echte 
Rechtsverordnungen sind, werden vom Treubänder der Arbeit nach Beratung 
mit einem Sachverstündigenausschuß erlassen, 


Neben den Tarifforderungen und den Betriebsordnungen verfulgen die vom 
Treuhänder der Arbeit erlassenen Richtlinien das Ziel, die einzelnen Arbeitsver- 
hältnisse einer einheitlichen Regelung zuzuführen, soweit dies notwendig er- 
scheint. Eine einheitliche gesetzliche Regelung hat das Arbeit»verhältnis bisher 
noch nicht gefunden. Eine solche ist in letzter Zeit Gegenstand der lebhaftesten 
Erörterungen gewesen, ohne daß diese zu endgültigen Entschlüssen geführt 


haben. 


Die Achtung vor der Ehre bildet die alleinige Grundlage für die richtige 
Wertung der Arbeit und die Regelung des sozialen Lebens. Nach diesem Grund- 
satz stellt das AOG. die Ehre der Arbeit unter den Schutz einer besonderen ge- 
richtlichen Instanz, des „Sozialen Ehrengerichts“. Deshalb bezeichnete Dr. Ley 
das Gesetz als „Durchbruch der Sozialen Ehre“. Zum ersten Male in der Ge- 
schichte der Arbeit wird die Zusammenarbeit zwischen Unternehmer und 
Arbeitnehmer in Einklang mit der sozialen Ehre gebracht. Kein Staat der 
Welt kennt eine entsprechende Regelung. 

Das nationalsozialistische Ehrengericht will den strafen, der gegen den Ge- 
meinschaftsgeist verstößt und die Pflichten mißachtet, die sich für ilın aus der 
Betriebsgemeinschaft ergeben; zugleich will es aber auch den Schaffenden zu 
einer ehrenhaften Gesinnung und zur Wahrung der sozialen Ehre erziehen. Der 
Satz: „Der Mensch lebt nicht vom Brot allein“ hat seine Gültigkeit auch fur den 
Arbeiter. 

Das Ehrengericht besteht aus einem richterlichen Beamten als Vorsitzenden, 
dem Führer eines Betriebes und einem Vertrauensmann als Beisitzern. Verstöße 
gegen die soziale Elıre liegen vor, wenn: 


— 140 °— 


1. Unternehner, Führer des Betriebes oder sonstige Aufsichtspersonen unter 
Mißbrauch ihrer Machtstellung im Betriebe böswillig die Kraft der Arbeiter 
ausnützen oder ihre Ehre kränken. 

2. Angehörige der Gefolgschaft den Arbeitsfrieden im Betriebe durch böswillige 
Verhetzungen der Gefolgschaft gefährden, sich insbesondere als Vertrauens- 
männer bewußt unzulässige Eingriffe in die Betriebsführung anmaßen oder den 
Gemeinschaftsgeist innerhalb der Betriebsgemeinschaft fortgesetzt böswillig 
stören. 

3. Angehörige der Betriebsgemeinschaft wiederholt leichtfertig unbegründete 
Beschwerden oder Anträge an den Treuhänder der Arbeit richten oder seinen 
schriftlichen Anordnungen hartnäckig zuwiderbandeln. 

4. Mitglieder des Vertrauensrates vertrauliche Angaben, Betriebs- oder Ge- 
schäftsgeheimnisse, die ihnen bei Erfüllung ihrer Aufgaben bekannt geworden 
und als solche bezeichnet worden sind, unbefugt offenbaren. 

Die ehrengerichtlichen Strafen sind: 1. Warnung, 2. Verweis, 3. Ordnungs- 
strafen in Geld bis zu 10000 RM., 4. Aberkennung der Befähigung, Führer des 
Betriebes zu sein oder das Amt eines Vertrauensmannes auszuüben, 5. Entfer- 
nung vom bisherigen Arbeitsplatz. 

Die Vollstreckung der ehrengerichtlichen Strafe erfolgt durch den Treuhänder, 
der auch Gnadengesuche prüfen und dem Reichsarbeitsminister weiterleiten soll. 

Über Berufungen gegen die Urteile des Ehrengerichts entscheidet der Reichs- 
ehrengerichtshof in Berlin. 

Die Schwere der von den Ehrengerichten festgesetzten Strafen übersteigt alles, 
was bisher zum Schutze der sozialen Ordnung geschah. Daß man einem unfähigen 
Betriebsführer die Fähigkeit abspricht, sein Amt auszuüben, daß man ein 
unsoziales Mitglied des Personals von seinem Arbeitsplatz entfernt, sind soziale 
Maßnahmen im wahren Sinn des Wortes. 


Ein besonders wichtiger Abschnitt des AOG. behandelt den sogenannten Kün- 
digungsschutz. Wer seit wenigstens einem Jahre einem Betriebe angehört, 
muß so gut wie möglich gegen die Entlassung geschützt sein, außer wenn diese 
aus Gründen höherer Gewalt erfolgt. Wenn er seine Entlassung für ungerecht 
hält, darf er sich mit dem Antrage auf Widerruf der Kündigung an das Arbeits- 
gericht wenden. Erkennt das Arbeitsgericht die Gründe des Klägers an, dann muß 
der Unternehmer dem Gekündigten eine Entschädigung zahlen, die von der 
Dauer des Arbeitsverhältnisses abhängt, aber 4 Zwölftel des letzten Jahres- 
arbeitsverdienstes nicht übersteigen darf. Wenn die Kündigung offenbar will- 
kürlich oder aus nichtigen Gründen und unter Mißbrauch der innegehabten Stel- 
lung erfolgte, kann das Arbeitsgericht eine Entschädigung bis zum Betrage der 
letzten Jabreslöhnung feststellen. 

Der Treuhänder der Arbeit ist ermächtigt, wenn eine Kündigung gleichzeitig 
gegen mehrere Mitglieder der Gefolgschaft ausgesprochen wird, die Durchführung 
der Kündigung um zwei Monate aufzuschieben. Diese Vorschrift verhindert un- 
vorhergeschene Störungen des Arbeitsmarktes und gibt den Gekündigten Zeit, 
sich neue Arbeit zu verschaffen. 
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Sozialversicherung, Arbeitsiosenhilfe und Arbeitsschutz 


Die Sozialversicherung ist eine der ältesten Einrichtungen Deutschlands, 
Bismarck schuf sie auf der Grundlage des genossenschaftlichen Selbsthilfe- 
gedankens, der in den Bruderkassen, den Gesellenladen des Mittelalters und spä- 
terhin in den Knappschaftskassen zum Ausdruck kam. Der Staat organisiert die 
Selbsthilfe und setzt, wenn eine ausreichende Sicherstellung des von den Wech- 
selfallen des Lebens bedrohten Volksgenossen auf andere Weise nicht zu schaffen 
ist, auch Staatsmittel ein. Wie bekannt, hat das deutsche System der Sozialver- 
sicherung allen anderen Nationen als Muster gedient. 


Die Entwicklung der Sozialversicherung gestaltete sich in der Nachkriegszeit 
nicht glücklich. Verschiedene Versicherungszweige befanden sich auf Grund der 
Kriegsfulgen, der Inflation und der Arbeitslosigkeit in einer überaus schwierigen 
Lage. Allein die Invalidenversicherung errechnete bei Gegenüberstellung aller 
künftigen Einnahmen und Ausgaben und deren Abzinsung auf die Gegenwart ein 
De&zit von 17 Milliarden RM. Das Vermögen der deutschen Sozialversicherung, 
das einstmals 3,6 Milliarden betragen hatte, war im Jahre 1924, also nach der 
Inflation, auf eine Milliarde zurückgegangen. Wenn man berücksichtigt, daß die 
Zahl der Arbeitslosen von 900000 im Jahre 1924 auf mehr als 6 Millionen im 
Jahre 1933 stieg, ist es leicht, sich die ungeheuere Spannung auf allen Gebieten 
der Sozialversicherung vor Augen zu führen. 

Die Reichsregierung erachtete es deshalb nach der nationalen Erhebung als 
wichtige Aufgabe, die Gefahren für den Bestand der Sozialversicherung durch 
Nutzung der finanziellen Unterlagen zu beseitigen und eine neue Ordnung zu 
schaffen. 

Nach dem Rentensanierungsgesetz vom 7. Dezember 1933 wandelte man 
das sogenannte Umlageverfahren bei allen Rentenversicherungen in das „An- 
wartschafts- (Prämien-), Deckungsverfahren“ um. Es wurden die Prämien fest- 
gesetzt, so daß der Wert aller künftigen Prämien zugleich mit dem Vermögen 
und dem Staatsbeitrag mit den Zinsen die Summe deckt, die voraussichtlich für 
alle künftigen Auslagen nötig sein wird. Diese Sanierungsaktion hat während der 
letzten Jahre günstige Erfolge gezeitigt: die deutschen Arbeiter und Angestellten 
sind heute von der Sorge um ihre Existenz befreit, wenn sie einen Unfall erleiden 
oder altern. 

Verschiedene Verordnungen beschäftigten sich gleichzeitig mit einer Neu- 
ordnung der Krankenversicherung. Komminsare des Reichsarbeitsministeriums 
bescitigten die noch vorhandenen Mißbräuche sowie die bestehende Parteilich- 
keit und gaben den Krankenkassen eine gediegenere Grundlage. 


Schließlich brachte der 15. Juli 1934 das Gesetz „über den Neuaufbau der 
Sozialversicherung‘“. Sein Leitgedanke beseitigt die Zersplitterung und Un- 
übersichtlichkeit in der Reichsversicherung und steigert durch einheitliche Zu- 
sammenfassung deren Leirtungrfähigkeit. Das Gesetz gliedert die Reichsver- 
sicherung in folgende fünf Zweige: Krankenversicherung, Rentenversicherung der 
Arbeiter, Rentenversicherung der Angestellten, Unfallversicherung und Berufs- 
versicherung der Bergleute (Reichaknappschaft). Die Regierung verwarf alle Vor- 
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schläge, die eine radikale Umstellung der deutschen Sozialversicherung in eine 
Allgemeinversicherung, in Pflichtversicherung oder Parteiversicherung in Renten 
für alle Bürger beabsichtigten. Sie sprach sich für eine Rückkehr zu den Grund- 
lagen des Bismarckschen Werkes unter Verschmelzung mit den Leitgedanken 
des Nationalsozialismus aus. 

Der Neubau der Sozialversicherung ist noch nicht abgeschlossen. Die Zu- 
sammenfassung in einer einheitlichen Reichsversicherungsordnung, die schon in 
Vorbereitung ist, soll ihn beenden. 

Eine Vorstellung von der Bedeutung der Arbeitsversicherung in Deutschland 
geben folgende Zahlen: im Jahre 1935 zahlte die Krankenversicherung mit 
20,9 Millionen Versicherter 1295,3 Millionen RM. an Entschädigungen, die Un- 
fallversicherung mit 25 Millionen Versicherter 281,1 Millionen, die Invaliden- 
versicherung mit 18,1 Millionen Versicherter 1185 Millionen, die Angestellten- 
versicherung mit 8 Millionen Versicherter 304,8 Millionen und die Knappschafts- 
pensionsversicherung mit 0,6 Millionen Versicherter 29,8 Millionen RM. Ins- 
gesamt ist der ungeheuere Betrag von 3277,2 Millionen an Entschädigungen ver- 
teilt worden. Das Anwachsen der Sozialversicherungsvermögen von einem Stand 
von 4627,6 Millionen RM. im Jahre 1932 auf 5721 Millionen im Jahre 1935 be- 
weist den seit der nationalsozialistischen Machtübernahme erzielten Fortschritt. 


Das fast vollständige Verschwinden der Arbeitslosigkeit in Deutschland hat 
einer Einrichtung eine neue Bedeutung gegeben, die in den früheren Jahren eine 
ungesunde Tätigkeit entfalten mußte, nämlich die Reichsanstalt zur Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung. Der neue Staat aber 
hat den Arbeitslosen Arbeit gegeben, anstatt ihren Lebensunterhalt durch er- 
höhte Unterstützungssätze zu erleichtern. 

Die Reichsanstalt, die früher durch die Massenarbeitslosigkeit fast erdrückt 
und zu unbefriedigender Arbeit verurteilt war, konnte sich nunmehr mit voller 
Tatkraft dem aufbauenden Werke des Arbeitseinsatzes widmen. Ihre Tätigkeit 
hat einen grundsätzlichen Wandel erfahren. 

Trotz der bemerkenswerten Steigerung des Beitrages der Erwerbstätigen, litt 
die finanzielle Lage der Reichsanstalt in der Zeit vor 1933 unter einer riesigen 
Verschuldung (1931 etwa 1,5 Milliarden), die den Staat oft zum Einschreiten 
zwang. Heute erhält sich die Reichsanstalt nicht nur selbst, sondern hat den 
Staat und die Gemeinden von den Lasten der Krisenfürsorge befreit, die etwa 
3 Milliarden betragen. 

Der Arbeitseinsatzistineinem Lande mit über 20 Millionen Arbeitnehmern, 
in dem neue Arbeitsgelegenheiten nicht immer geboten werden, aber geeignete 
und ausreichende Arbeitskräfte vorhanden sind, ein überaus wichtiger Faktor; 
die Notwendigkeit eines Ausgleiches ist gegeben. Eine weitere Regelung zwischen 
den verschiedenen Altersklassen und zwischen bestimmten Facharbeitergruppen 
erwies sich durch den Neuaufbau der Wehrmacht als notwendig. Das Gesetz zur 
Regelung des Arbeitseinsatzes vom 15. Mai 1935, das die Reichsanstalt ermäch- 
tigt, für Bezirke mit hoher Arbeitslosigkeit Zuzugsperre anzuordnen, und das Ge- 
setz vom 5. November 1935, das die Zuständigkeit für die Arbeitsvermittlung, 
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Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung in der Hand der Reichsanstalt zen- 
tralisiert, dienen diesem Zwecke. 

Von größter Bedeutung für den Überblick über das Berufagefüge des deutschen 
Volkes sowie für eine sinnvolle Verteilung der Arbeitskräfte ist die Einführung des 
Arbeitsbuches für alle Arbeiter und Angestellten. 

Wichtig sind schließlich die Maßnahmen zur Umschulung und Fortbildung; 
ihr Ziel besteht in der Beseitigung des hier und da bereits auftretenden Fach- 
arbeitermangels, wie in der Förderung solcher Kräfte, die durch lange Arbeits- 
losigkeit eine starke Minderung ihrer beruflichen Leistungsfähigkeit erlitten 
haben. 


In vorhergehendem habe ich vom Kündigungsschutz gesprochen, — diese 
Frage bildet jedoch nur einen Teil des gesamten Arbeitsschutzes, der viele andere 
sozialpolitische Maßnahmen zum Schutze des Schaffenden bei seiner Arbeit 
umfaßt: Lohnschutz, Arbeitszeitschutz für Frauen, insbesondere Wöchnerinnen, 
für Jugendliche und Kinder, zur Unfallverhütung, Bekämpfung von Berufskrank- 
heiten usw. Alle diese Maßnahmen sind einheitlich verschmolzen worden. Die 
staatliche Organisation zur Durchführung und Überwachung des Arbeits- 
schutzes gipfelt in der Gewerbeaufsicht, deren Beamte mit den Treuliändern 
der Arbeit und den Organen der Unfallversicherung zusammenarbeiten. Ein 
Arbeitsschutzmuseum ist errichtet worden. 

Zum Gebiet der Sozialpolitik gehört die Wohlfahrtspflege. Ich werde an- 
schließend diese im Rahmen eines besonderen Kapitels behandeln. Sie begrenzt 
ein anderes Gebiet des nationalen Lebens, auf dem die neue Regierung die erfolg- 
reichste Tätigkeit entwickelt hat. Das Gleiche gilt für das Wohnungs- und Sied- 
lungswesen, das sich zum Ziel setzt, dem arbeitenden Volksgenossen in seiner 
Wohnung ein Heim zu schaffen, das diesen Namen verdient. 


vn. 


Die Volkswohlfahrt 


Volksgemeinschaft und Führerschaft bilden die Grundsätze des neuen Deutsch- 
land. Im nationalsozialistischen Staat ist die Wohlfahrtspflege nicht mehr eine 
unvermeidliche Begleiterscheinung zeitgegebener Mängel, sondern ein stän- 
diger Dienst am Volke. 

Durch die Abnahme der Arbeitalosigkeit hat sich die Zahl der von den Fürsorge- 
verbänden betreuten Personen seit der nationalen Erhebung um etwa die Hälfte 
vermindert. Die Wohlfahrtsarbeit konnte neue Wege gehen und ebenso die Hlilfs- 
bedürftigen schützen, wie das Wohl der Volksgemeinschaft, die Erhaltung und 
Stärkung der Volkskraft, die Heranziehung einer gesunden Jugend fördern. 

Es war notwendig, zu diesem Zweck alle Kräfte des Volkes zu wecken und zu- 
sammenzufassen. Wie die nationalsozialistische Bewegung den Staat trägt und 
mit ihm zu einer Einheit geworden ist, so findet jetzt die von der Staatsverwal- 
tung (Reichsinnenministerium und Reichsarbeitsministerium) betreute öffent- 
liche Fürsorge mehr denn je ihre Ergänzung in der Arbeit der freien Wohlfahrts- 
einrichtungen. Hand in Hand arbeiten die vier großen Spitzenverbände der 
freien Wohlfahrtspflege: die NS.-Volkswohlfahrt (NSV.), die Innere Mission 
(evangelisch), der Deutsche Caritasverband (katholisch) und das Deutsche Rote 
Kreuz, deren Verbindung mit der staatlichen Wohlfahrtspflege seit 1933 in 
jedem Land, in jeder Provinz und in jeder Gemeinde immer enger geworden ist: 
sie fand im Reichszusammenschluß für öffentliche und freie Wohlfahrtspflege 
und Jugendhilfe ihre äußere Form. Das „Winterhilfswerk des deutschen 
Volkes“ (WHW.) und das „Hilfswerk Mutter und Kind“ beweisen durch 
ihre Leistungen am besten, daß die Wohlfahrtspflege zu einer Sache des ganzen 
deutschen Volkes geworden ist. 


Die öffentliche Wohlfahrtspflege 


Seit Beginn des Jahres 1936 ist die Zuständigkeit der Staatsverwaltung auf 
diesem Gebiete genauer abgegrenzt worden. Das Reichsarbeitsministerium be- 
arbeitet die Fürsorge für die Krieg-beschüdigten, Kriegshinterbliebenen, Alcın- 
rentner und Sezialrentner, sowie die allgemeinen Angelegenheiten der Arbeits» 
fürsorge und alle Sondermaßnahmen zugunsten der minderbemittelten Bevöl- 
kerung. Das Reichaministerium des Innern ist für die allgemeinen Fragen der 
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Wohlfahrtspflege, die Fürsorge für die sonstigen Hilfsbedürftigen und die An- 
gelegenheiten der freien Wohlfahrtspflege zuständig. 

Da die führenden Männer der nationalsozialistischen Bewegung alte Front- 
kämpfer sind, herrscht im nationalsozialistischen Staat der Fruntgeist des Welt- 
kriegen. Die Sorge für die Kriegsbeschädigten und Krieg-hinterbliebenen ist zu 
einer Ehrenpflicht des Dritten Reichen geworden; den Opfern des Krieges soll eine 
selbständige Existenz gesichert werden. Seit 1933 ist in weitem Umfange der 
Grundsatz ihres besonderen Anrcchtes auf einen Arbeitsplatz verwirklicht worden. 
Für alle Betriebe ist die Besetzung einer bestimmten Zahl von Arbeitsplätzen mit 
Schwerbeschädigten gesetzlich vorgeschrieben. So gelang es, von den fast 47 000 
arbeitslosen Schwerbeschädligten, die Ende März 1933 noch vorhanden waren, 
innerhalb zweier Jahre 27000 in Arbeit zu bringen; später sind noch weitere 
Fortschritte erzielt worden. Besondere Vereinbarungen zwischen den Haupt- 
fürsorgestellen und der Organisation der Ärzte haben in neuester Zeit für die 
Kriegsblinden und Hirnverletzten wichtige Verbesserungen in der Krankenfür- 
sorge gebracht. Dazu tritt noch eine Fruntzulage von je 60 RM. jährlich, die 
über 420000 versorgungsberechtigten Frontkämpfern zugute kommt. 

Ein entscheidender Schritt geschah auf dem Gebiete der Hinterbliebenenver- 
sorgung durch ein besonderes Gesetz: es gewährte den Witwen eine Rente von 
60°, der Vollrente des Verstorbenen und erteilte ihnen gleichzeitig eine Zusatz- 
rente von monatlich 34 RM. 

Der Dank des neuen Staates an die beschädigten Kämpfer der nationalen Er- 
hebung hat seinen Ausdruck in deren Gleichstellung mit den Kriegsverletzten 
gefunden. Der Führer hat für beide die Aufwendung einer halben Million Mark 
Jahrlich aus Mitteln der Partei angeordnet, da sie sich für die Zukunft Deutsch- 
lands geopfert haben. 

Eine gleiche Behandlung wie den Kriegsbeschädigten wird den durch Unfall 
in ihrer Erwerbstätigkeit stark beeinträchtigten Arbeitern und Angestellten zu- 
teil. Aus dem Geist der Volksgemeinschaft ist die „Stiftung für Opfer der Arbeit“ 
entstanden. Die Arbeitsfürsorge für Blinde hat durch die Errichtung des Reichs- 
verbandes für das Blindenhandwerk eine wichtige Förderung erfahren. 

Kine wichtige Maßnahme der nationalozialistischen Fürsorgrgesetzgebung 
stellt das „Gesetz über Kleinrentnerhilfe* dar. Es sieht vor, die Lage vieler tau- 
sender von Kleinrentnern, d.h. von Volksgenossen, denen die Geldentwertung 
den Ertrag ihrer Lebensarbeit und die Sicherung ıhres Alters vernichtet hat, zu 
erleichtern. Der deutschen Jugend dienen die umfassenden Maßnahmen des 
Reichsarbeitsministeriums auf dem Gebiete der Kinderheilfürsorge. Beträcht- 
liche Mittel sind zur Verfügung gestellt, um durch Heilkuren gesundheitlich 
gefährdete Kinder und einen gesunden Nachwuchs zu fördern. 


Die „NS.-Volkswohlfahrt‘' 

Die wichtigste Organisation der freien Wohlfahrtspflege ist die durch Ver- 
fugung des Fuhrers vom 3. Mai 1933 ins Leben gerufene und vom nationalsozia- 
listischen Grundsatz „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ geleitete „NS.- 
Volkswohlfahrt‘“ (NSV.). 
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Zum Unterschiede von den Wohlfahrtseinrichtungen der kaiserlichen und der 
Nachkriegszeit geht sie vom ganzen deutschen Volke aus. Sie sagt dem Einzelnen: 
„Das Recht an die Gemeinschaft kann niemals größer sein als die Pflicht gegen- 
über der Gemeinschaft‘ und verlangt von ihm bewußt den Einsatz aller Kräfte 
für den Lebenskampf; vom Volke aber fordert sie gleichzeitig das Opfer für den 
einzelnen, der in Not geraten ist. 

Die Parole des Sozialismus Hitlers „Einer für alle, alle für einen“, findet 
in dieser Einrichtung ihren höchsten sittlichen Ausdruck. Die Leistung für den 
Einzelnen ist nicht mehr als Almosengeben aufzufassen, sondern in ihr offenbart 
sich der Wille der Volksgemeinschaft, aus den Kräften der Gesamtheit die ein- 
zelnen Hilfsbedürftigen soweit zu fördern, daß sie als selbständige, freie Menschen 
ihren Weg gehen können, um dann auf ihrem jeweiligen Posten der Volks- 
gemeinschaft zu dienen. 

DasWohl der Volksgemeinschaft ist oberstes Gesetz nationalsozialistischerWohl- 
fahrtsarbeit; ihre Aufgabe kann also nicht darin bestehen, wahllos jedem Hilfs- 
bedürftigen die zur Erhaltung seines Lebens notwendigen Mittel zu beschaffen. 
Sie muß überall dort einsetzen, wo wertvolle Menschen, die ein hartes Schicksal 
niedergeworfen hat, sich aus eigener Kraft nicht wieder emporzuarbeiten ver- 
mögen. Sie wartet mit dem Einsatz ihrer Betreuung nicht bis der Hilfsbedürftige 
krank oder elend geworden ist; ihr Ziel heißt, den Ausbruch der Schädigung vor- 
beugend abzuwenden — also „Vorsorge, nicht Fürsorge!“ 

Die Wohlfahrt der früheren Zeit unterscheidet sich von der Tätigkeit des neuen 
Deutschland auf diesem Gebiet. Früher herrschte ein Gepräge des Mitleids vor; 
man behandelte den einzelnen Fall. Heute gründet sich die Wohlfahrt auf den 
Opfersinn der Volksgemeinschaft. Ohne diesen gibt es keine Kameradschaft, 
keine Freundschaft, keine Liebe und kein echtes Volkstum; erst die Opfer- 
bereitschaft kennzeichnet den»höheren Menschen und bürgt für die Lebens- 
fähigkeit einer Gemeinschaft. 

Dieser besondere Charakter der NSV. bedingt die zusätzliche Natur ihrer Lei- 
stungen: diese entbinden weder den Staat noch die Gemeinde von den gesetz- 
lichen Leistungen an die Bedürftigen. Die NSV. läßt sich bei allen Hilfsmaß- 
nahmen von zwei Grundforderungen leiten: 1. von der Verpflichtung der Volks- 
gemeinschaft, an der Erhaltung, dem Wohle und der Gesundheit des Volkes mit- 
zuwirken; 2. durch diese Arbeit auch einen Beitrag zu der Erziehung des deut- 
schen Menschen zur Volksgemeinschaft zu leisten. 

Bevor ich von den beiden großen Einrichtungen der NSV., nämlich dem 
Hilfswerk „Mutter und Kind“ und dem „Winterhilfswerk des deutschen Volkes“ 
spreche, möchte ich auf andere Betätigungen hinweisen, die zwar nicht so im Vor- 
dergrund stehen, aber auch wichtig sind. 

Unter diesen ist bemerkenswert die „Hitlerfreiplatzspende‘ für die alten 
Kämpfer des Führers. Nicht weniger als 442536 SA.-, SS.-, NSKK.-Männer, Par- 
teigenossen und Volksgenossen sind dank dieser Spende zur Erholung verschickt 
worden. Eine „Bettenaktion“ nahm sich zum Ziele, jedem deutschen Menschen 
sein eigenes Bett zu geben; im Rahmen dieser Aktion verteilte die NSV. mehr als 
674000 Betten, die einschließlich der Bettwäsche einen Kostenaufwand von 
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21980000 RM. erforderten. Durch eine weitere Sonderaktion der NSV. wurden 
außerdem hunderttausende von Hitlerjungen in Zeltlager geschickt, um sie kör- 
perlich zu ertüchtigen und zu erziehen. 

Die großen Hilfsmaßnahmen, die Arbeit der NS.-Schwesternschaft, das Tuber- 
kuloschilfswerk, den Feierschichtenauzgleich im Bergbau, die Sonderhilfe für die 
von Ernteschäden betroffenen Gebiete, die Seuchenbekämpfung, die Kata- 
strophenhilfe usw. geben uns eine Vorstellung von den gewaltigen Leistungen der 
NS.-Volkswohlfahrt. 


Das Hilfswerk ‚Mutter und Kind‘ 

Die Familie als die nach der nationalsozialistischen Anschauung wichtigste 
Zelle der Volksgemeinschaft ist Ausgangs- und Mittelpunkt für alle Bemühungen 
der NSV. So entstand im Sommer 1934 das große Hilfswerk „Mutter und 
Kind‘ als stärkster Ausdruck bevölkerungspolitischer, gesundheitsfördernder 
und erzicherischer Art. Seine Aufgaben sind: 

l. Die Mithilfe zur Beseitigung wirtschaftlicher Nöte, die den Lebenswillen 
und die Gesundheit der erbgesunden Familie beeinflussen. Hierzu gehört die 
wirtschaftliche Hilfe, die Arbeitsplatzhilfe und die Wohnungshilfe. 

2. Die gesundheitliche Förderung der Mütter und Kinder zur Sicherung des 
Volksbestandes. Dieser Aufgabe dienen die Maßnahmen für die werdenden Mütter 
und Wöchnerinnen, die Mutter- und Kindererholungsfürsorge. 

3. Die Betreuung der vorschulpflichtigen Kinder zur Förderung der Gesundheit 
und körperlichen Ertüchtigung. Diese Aufgabe wird durch die Kindergärten in 
Stadt und Land gelöst, insbesondere während der Erntezeit und in den gefähr- 
deten Grenzgauen. 

Zur praktischen Durchführung des Hilfswerkes richtete jede Ortsgruppe der 
NSV. eine Hilfsstelle „Mutter und Kind“ ein, die von einer Frau geleitet wird. 
Sie nimmt die Anträge der Mütter entgegen, bearbeitet sie und berät die Mütter 
auch in Fragen, welche die Fürsorge und Vorgänge seelischer Art betreffen. Die 
Zuhl dieser Stellen beträgt etwa 26000; Gemeindeschwestern, Heimleiterinnen, 
Kindergärtnerinnen und Volkspflegerinnen arbeiten gemeinsam. Die Zahl der 
Helfer und Hlelferinnen übersteigt 227000, von denen über 100000 freimillig 
tätig sind. 

Die Finanzierung des Hilfswerkes erfolgt in erster Linie durch NSV.-Mitglieds- 
beiträge. Daneben bestehen seit dem Jahre 1934 sechs öffentliche Sammlungen; 
außerdem gehen von privater Seite bedeutende Sach- und Geldspenden ein. 

Die statistische Abteilung des Hilfswerkes teilt mit, daß dieses über 100 Kin- 
dererholungsheime und 308 Müttererbolungsheime verfügt. Die Zahl der im 
Jahre 1930 zum Landaufenthalt und in Heime verschickten Kinder betrug 
413159; seit der nationalsozialistischen Machtübernahme insgesamt 1313040. 
In Müttererholungsheimen wurden im selben Jahre 69876 Mütter, 7061 Säug- 
linge und Kleinkinder untergebracht; insgesamt 175892 seit der Gründung des 
Hilfewerkes. Am Ende 1936 besaß die NSV, 1915 Bauernkindergärten, in denen 
im Monat durchschnittlich 57 196 Kinder verpflegt wurden; im Sommer desselben 
Jahres verfügte sie über 1389 Erntekindergärten, in denen monatlich 29220 Kin- 
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der Erholung fanden. Außerdem wurde durch wirtschaftliche Hilfe (Nahrungs- 
mittel, Kinderbekleidung, Bekleidung für Erwachsene und Haushaltungsgegen- 
stände) für die Zeit vom l. Januar bis 30. September 1936 die erhebliche Summe 
von 22574370 RM. aufgebracht. Im gleichen Zeitraum suchten 2741 390 Frauen 
die Hilfs- und Beratungsstellen auf (siehe Abb. 90 bis 91). 


Das „Winterhilfswerk‘‘ (WHW.) 

Der Reichskanzler und der Propagandaminister Dr. Goebbels erließen am 
13. September 1933 einen Aufruf für ein „noch nicht dagewesenes grandioses 
Winterhilfswerk“ unter der Parole „Kampf gegen Hunger und Kälte“ als 
Beweis der lebendigen Solidarität des deutschen Volkes. In bewußtem Gegensatz 
zu früheren Maßnahmen sollte die Aktion von der Regierung selbst geleitet und 
vom ganzen Volke getragen werden. Die Durchführung des Werkes lag in 
Dr. Goebbels Händen, Die NSV. berief alle Parteiorganisationen, Privatverbände 
und Behörden, sowie die Industrie-, Handels- und Gewerbeverbände zur Mit- 
arbeit. Eine Reichsarbeitsgemeinschaft mit untergeordneten Provinzial-, Gau- 
und Ortsarbeitsgemeinschaften und ein Reichsbeirat aus den Ministern und Statt- 
haltern entstanden. 

Es handelte sich um die Aufgabe der zusätzlichen Versorgung von Millionen 
Menschen. Die 36 Männer, die drei Tage später unter Führung des Hauptamts- 
leiters der NSV., Erich Hilgenfeldt, in das Reichstagsgebäude einzogen, hatten 
zu deren Lösung nur vierzehn Tage Zeit, denn die Betreuung im WHW. sollte 
bereits am 1. Oktober beginnen. 

Hilgenfeldt beschrieb in einem Vortrag, den er vor einiger Zeit auf einem Emp- 
fangsabend des Außenpolitischen Amtes der NSDAP. für die diplomatischen 
Korps und die ausländische Presse hielt, die Schwierigkeiten, denen er bei Aus- 
führung des Auftrages „Keiner soll hungern und keiner soll frieren‘* begegnete. 
Um den ersten Teil dieses Auftrages verwirklichen zu können, mußten Haupt- 
nahrungsmittel in außerordentlichem Umfang geliefert werden. Das gleiche galt 
für die Durchführung des zweiten Teiles, der eine zusätzliche Kohlenversorgung 
großen Ausmaßes verlangte. 

Die Durchführung der Aufgabe war umso schwieriger, als zu Beginn des ersten 
WHW, nicht weniger als rund 17 Millionen Volksgenossen als Versorgungs- 
bedürftig galten. Im Sinne des WHW. bedürftig ist jeder ‚der den eigenen oder 
Familienunterhalt — ganz oder teilweise — nicht aus eigenen Kräften erarbeiten 
kann. Mit dem Nachlassen der Arbeitslosigkeit in der Folgezeit war ein Rück- 
gang der Bedürftigenzahl festzustellen, so daß ım zweiten WHW. 1934/35 ihre 
Zahl auf 13,8 Millionen, im dritten 1935/36 auf 12,9 Millionen und im vierten 
1936 37 auf 10,7 Millionen sank. Wichtig ist die Beobachtung, daß die Ziffer der 
vom WHW. Betreuten eine viel größere ist als die Zahl der Arbeitslosen, weil das 
WHW., die ganze Familie des Bedürftigen, die Kleinrentner, Altersrentner, so- 
wie die lange arbeitslos gewesenen Volksgenossen unterstützt. 

Eine andere Schwierigkeit für das erste WHW. lag darin, daß die NSV. noch 
nicht über einen so eingespielten Apparat verfügte, wie später. Trotz allem ergab 
schon das erste W HW. eine Summe von mehr als 350 Millionen RM., während die 
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Gesamtsumme der Winterhilfsaktion in den zwei der Machtergreifung vorange- 
gangenen Jahren durchschnittlich 94 Millionen betragen hatte. Das WHW., 
brachte 1934 35 360493430 RM., 1935 36 371943908 RM. und 1930,37 mehr als 
420 Millionen RM.: etwa 1!, Milliarden RM. seit der nationalsozialistischen 
Machtübernahme. Diese Zahlen umfassen sowohl Geldspenden als auch Sach- 
spenden. Im WHW, 1935,36 wurden 250 Millionen RM. als Bargeld geaammelt, 
die eine Verteilung von 6982096 Doppelzentner Kartoffeln, 26039287 Doppel- 
zentner Kohlen, 84158 Doppelzentner Fleisch und 82937 Doppelzentner Fisch 
ermöglichten. 
Eine Spende von einem Ausmaß, das noch nie erreicht worden war! 


Durch welche Organisation war es möglich, solche Erfolge zu erreichen ? 

Das Winterhilfswerk, das nunmehr seine Verfassung ala ständiges Werk der zur 
Tat gewordenen Volksgemeinschaft bat, ist entsprechend der Organisation der 
NSDAP. im Reich in Gaue, Kreise und Ortsgruppen gegliedert. Der Reichsbeauf- 
tragte Hilgenfeldt untersteht unmittelbar dem Reich»propagandaminister. Die 
verschiedensten Gliederungen der Partei, der Wehrmacht, der Polizei, der Ar- 
beitsfront, sowie alle Verbände der freien Wohlfahrtspflege arbeiten mit, ebenso 
die Innere Mission der evangelischen Kirche, die Caritas, das Deutsche Rote 
Kreuz, die Heilsarmee, die Technische Nothilfe, ja sogar die Adventisten!). 

Alle jene Leistungen organisatorischer und finanzieller Art wären jedoch 
Stückwerk geblieben, wenn der Menge der Betreuten nicht die gewaltige Schar der 
freimilligen Helfer und Helferinnen gegenüber gestanden hätte. In den Winter- 
monaten 1936,37 waren an ehrenamtlichen Hlelfern rund 1,3 Millionen Personen 
tätig. So löst sich das Rätsel der geringen Verwaltungskosten beim WHW. Aus 
dem Rechenschaft=bericht über das Jahr 1935, 36 ist zu erschen, daß die Unkosten 
nur 1,7°, der Leistungen betrugen. 

Die Gelder werden durch die verschiedensten Maßnahmen zusammengebracht: 
z.B. durch den „Eintopfsonntag“: an jedem ersten Sonntag des Monats 
darf zu Mittag nur ein F.intopfgericht von höchstens 50 Pfennig Kosten verzehrt 
werden. Diese Maßnahme gilt für jeden, sowohl für Privathaushalte wie für Gast- 
wirtschaften: die letzteren haben die erzielten Ersparnisse abzuliefern, die 
ersteren apenden entsprechend. An anderen Sonntagen finden Straßen- und Häu- 
scrrammlungen statt, bei denen Plaketten und Abzeichen verkauft werden. Auf 
dem Kande erfolgen Lebensmittelsammlungen, ebenso bei den Großhandlungen 
und Geschäftshäusern. Die Angestellten- und Beamtenverbäinde haben gestaf- 
felte Abzüge von den Gehäültern eingeführt, bei den Arbeitern wird allgemein 
monatlich der Lohn für eine Arbeit»«tunde abgeführt. Inhaber von Bank- und 
Portscheckkonten werden zu monatlichen Abbuchungen aufgefordert und bei den 
Indurtrie- und Handelsfirmen Sammellisten aufgelegt. Fine 50-Pfennig-Straßen- 
Brieflotterie arbeitete erfolgreich. Die höchsten Persönlichkeiten des Staates und 


1) In diesem Zusammenhang ist die Aktion der Berlinerin Frau Friedel Schumann charakte- 
ristisch, die im letzten Winter in 4'. Monaten 3700 km ru Pferde zurückgelegt und dabei 
130000 KM. fur das WHW. gesammelt hat (uiche Abb. 88). 
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der Partei stellen sich für die Straßensammlung des WHW. zur Verfügung. Bei 
Veranstaltungen der verschiedensten Art wirken die bekanntesten Künstler 
freiwillig mit. Der Gesamtertrag kommt dem WHW. zugute (siehe Abb. 86,87,89). 

Nicht weniger wichtig ist die volkswirtschaftliche Seite des WHW. 
An erster Stelle sind hier die Lebensmittelkäufe zu nennen. Das WHW. ist nicht 
nur die größte Kartoffel- und Mehlbandlung der Welt, es ist auch der größte Ver- 
braucher von Fischen und anderen Lebensmitteln. Die ausgegebenen Kartoffel- 
mengen könnten einen Sack füllen, auf dessen Boden eine deutsche Kleinstadt 
Platz fände. In der WHW.-Fischversorgung werden rund 20%, aller Lieferungen 
aufgenommen. Das „Hamburger Fremdenblatt“ stellte fest, daß auf dem Alto- 
naer Fischmarkt annähernd 9 Millionen Pfund Fisch zu Filets für das WHW. ver- 
arbeitet wurden und Hunderte von Arbeitern und Arbeiterinnen Altonas ein 
paar Monate hindurch vollauf beschäftigt waren. Die großzügige Aktion des 
WHW. hat zum ersten Male in der Geschichte der Altonaer Hochseefischerei die 
Indiensthaltung der gesamten Flotte während der Monate ermöglicht, die früher 
allgemein als unvermeidliche Aufliegezeit der Fischdampfer angesehen wurden. 

Die Einkäufe des WHW. wirkten zugleich marktregelnd und ausgleichend. 
Manches plötzliche Überangebot auf den Märkten wird durch solche Einkäufe 
abgefangen und damit ein ungesunder Preissturz und die Vernichtung lebens- 
wichtiger Werte verhindert. Als in dem trockenen Sommer 1935 die auftretende 
Futterknappheit zu vermehrten Schlachtungen zwang, erklärte sich die Reichs- 
führung des WHW. zur Abnahme größerer Mengen Fleisch im eigenen Saft be- 
reit; auch ließ sie mehrere hunderttausend Zentner Frischgemüse konservieren. 
Im vorigen Winter kaufte das WHW. rund 19 Millionen Kilogramm Gemüse, 
das infolge der ausgezeichneten Ernte nicht auf dem freien Markt abgesetzt wer- 
den konnte und dem Verderb ausgesetzt gewesen wäre. 

Im Kampf gegen die Kälte ist die Kohlenversorgung des WHW. am wich- 
tigsten. Im vergangenen Winter wurden mehr als 22 Millionen Doppelzentner 
Kohle ausgegeben, Torf und Holz nicht mitgerechnet. Man gewinnt eine Vor- 
stellung vom Umfang der hier entstandenen Arbeit und ihrer volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung, wenn man bedenkt, daß zur Beschaffung der ausgegebenen 
Kohlenmengen die Saargruben mit voller Belegschaft ein Vierteljahr lang fördern 
müßten. Es wären allein zur Beförderung der WHW.-Kohle 170000 Waggons 
notwendig gewesen, wenn man nicht ein besonderes Verteilungssystem aufgestellt 
hätte. Ein Güterzug mit 170000 Waggons reicht ungefähr von Berlin durch 
Süddeutschland und Frankreich bis zur spanischen Grenze! 

Die Herstellung der im zweiten Winterhilfswerk ausgegebenen Mengen an Klei- 
dungsstücken würde eine Stoffbahn benötigen, die alle geplanten Reichsauto- 
bahnen in einer Länge von 7000 km und einer Höhe von 1 Meter bedecken 
könnte. Die Anfertigung der fast 21, Millionen Paar Schuhe des letzten Winters 
erfolgte vor allem in den Randgrebieten des Reiches. 

Schließlich darf die Arbeitsbeschafflung durch die WHW.-Abzeichen nicht 
vergessen werden. In der Idar-Obersteiner Edelsteinschleiferei und Metallindu- 
strie konnten beispielsweise schon viermal je 2000 Arbeiter jeweils zwölf Wochen 
lang mit dem Schleifen und Fassen der Edelsteine beschäftigt werden. Die segens- 
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reichen Wirkungen der Abzeichenherstellung im Erzgebirge und Thüringer Wald 
sind allgemein bekannt. 

Selbst auf fernerliegenden Gebieten sind die wohltuenden Wirkungen des 
WHW. und ihre Bedeutung für die deutsche Volkswirtschaft nicht zu verkennen. 
Die verteilten Weihnachtsbäume machen mehr als 10° des gesamten deutschen 
Verbrauches an Weihnachtsbäumen aus, die Zahl der von den verschiedenen 
WHW.-Dienststellen aurngegebenen Bücher aber ist dreimal so hoch, als die jähr- 
lich auf dem deutschen Büchermarkt herauskommenden Neuerscheinungen. 

Das Winterhilfswerk ist also aus dem deutschen Wirtschaftsleben nicht mehr 
fortzudenken. 


Bevor ich dieses Kapitel schließe, muß noch ausdrücklich erwähnt werden, 
daß das WHW. seine Tätigkeit ausübt, ohne auf politische Einstellung oder auf 
Rassen- und Staatszugehörigkeit der Betreuten Rücksicht zu nehmen. Adolf 
Hitler sagte zu Beginn des WHW. 1935/36: „Wir schließen Keinen aus! 
Wir bekämpfen bei uns den Kommunisten, und wir schlagen ihn, 
wenn nötig, zu Boden. Wenn er aber sagt: ich habe Hunger, dann 
gut: er sollzu essen haben“. Die Zahl der 1935,36 betreuten Ausländer er- 
reichte z. B. die Höhe von 88950 Personen. Ebenso wurden etwa 30000 Juden 
durch das WHW,. bedacht. 

Das in großen Zügen entworfene Bild wird hoffentlich dem Leser eine allgemeine 
Vorstellung von dem eindrucksvollen Schauspiel geben, das dieses gewaltige 
Werk der Volkswohlfahrt und nationalen Solidarität dem ausländischen Be- 
obachter, selbst dem gegen das neue Deutschland eingenommenen, bietet. Man 
kann unmöglich leugnen, daß das WHW. ein neuer, lebendiger und eindrucks- 
voller Beweis jenes Sozialismus der Tat ist, den festzustellen ich schon auf an- 
deren Gebieten des gegenwärtigen deutschen Lebens Gelegenheit hatte. 

Hitler weiß aus eigener Erfahrung, wie schwer der proletarische Existenzkampf 
ist. Er war selbst Arbeiter und hatte teil an den Mühen und der Not seiner Ar- 
beitakameraden, wie an ihren Hoffnungen auf soziale Gerechtigkeit. Er ist der 
einfache Mann aus dem Volke, der sich durch seine geistigen Qualitäten und 
seine Charakterstärke emporgehoben hat, um ein Führer der Nation zu wer- 
den und sein — wie man wohl sagen kann — asketisches Leben dem Wohl seines 
Volkes zu widmen, Als Hitler die Lösung der sozialpolitischen Frage und der 
Volkswohlfahrtspflege in Angriff nahm, kannte er aus eigener Erfahrung die 
notwendigen Voraussetzungen zur Lösung dieser so lebenswichtigen Probleme. 


IX. 


Das Wohnungs- und Siedlungswesen 


Die Lösung des Problems Wohnungs- und Siedlungswesen war für das 
neue Deutschland mehr als für jedes andere Land eine dringende Notwendigkeit, 
um seine Bevölkerungs-, Wirtschafts- und Sozialpolitik verwirklichen zu können. 
Deutschland hat sich dieser Aufgabe mit seiner ganzen Tatkraft gewidmet. 
Alle zuständigen staatlichen Organe, wie die Organisationen der Partei, wurden 
zusammengefaßt, um in der Durchführung eines alle Zweige des. Bauwesens 
umfassenden riesigen Programmes wettzueifern. Man sorgt heute für den not- 
wendig gewordenen Umbau der Städte, für deren Auflockerung und für Alt- 
stadtsanierungen; ferner soll der Wohnungsbau der deutschen Familie die Mög- 
lichkeit zu ihrer Entfaltung geben. Die Siedlung soll dazu führen, daß 
nur die wirklich besten Volksschichten mit Boden und Scholle verbunden 
werden. 

Alle diese Maßnahmen schaffen gleichzeitig neue Arbeit und beleben da- 
durch die Wirtschaft. 


Der Wohnungsbau 

Die stete Zunahme der Nachfrage nach Wohnungen, vor allem veranlaßt 
durch das starke Anwachsen der Zahl der Eheschließungen, ergab die Not- 
wendigkeit, den Mietwohnungsbau tatkräftig unter Mitwirkung des Staates 
fortzuführen. Diese Mitwirkung besteht vor allem in der Übernahme von Bürg- 
schaften und der Ermutigung des privaten Unternehmungsgeistes zur Auf- 
bringung der notwendigen Mittel. Die unmittelbare Hergabe von Beihilfen zum 
Mietwohnungsbau beschränkt sich — abgesehen von den begrenzten Mitteln, die 
aus Rückflüssen der Hauszinssteuer zur Verfügung standen — auf bestimmte 
Aufgaben, deren Lösung der Privatwirtschaft aus eigenen Mitteln nicht mög- 
lich war. 

Zunächst galt diese Fürsorge dem Ersatz sogenannter Not- und Behelfs- 
wohnungen. Mit dem Fortschreiten der Wirtschaftskrise wurden die Gemeinden 
auf dem Gebiete des Wohnungswesens und der Wohnungsfürsorge vor eine be- 
sonders schwierige Aufgabe gestellt. Die Zahl der obdachlosen Familien wuchs 
immer mehr an, aber es war den Gemeinden von April 1933 ab durch den Ab- 
lauf des Wohnungsmangelgesetzes die Möglichkeit genommen, billige Alt- 
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wohnungen zur Unterbringung obdachloser Familien zu beschlagnahmen. Die 
Gemeinden sind aber auf Grund des allgemeinen Polizei- und Verwaltungarechts 
verpflichtet, solche Familien auf irgendeine Weise, wenn auch nur behelfsmäßig, 
unterzubringen. In Würdigung dieser Umstände stellte die Reichsregierung beim 
Außerkrafttreten des Wohnungsmangelgesetzes 15 Millionen RM bereit und 
hat damit die Errichtung von rund 14000 Wohnungen gefördert. 

Die Wohnungen wurden zum größten Teil in Flachbau mit Garten oder Land- 
zulage erstellt, um die meist kinderreichen Familien sowcit wie möglich mit dem 
Boden in Verbindung zu bringen (siehe Abb. 92). 

Die Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt zeigte weiterhin, daß sich das Be- 
streben, die unter besonders ungünstigen Wohnungsverhältnissen leidenden Be- 
völkerungskreise aus Mietskasernen und ungeeigneten Wohnungen der ver- 
schiedenen Art zu befreien, mit den bisherigen Maßnahmen allein nicht verwirk- 
lichen ließ. Schon erörterten maßgebende Kreise die Wiedereinführung der 
Wohnungszwangswirtschaft; daher wurde der Versuch unternommen, den brei- 
ten Schichten, die unter der Wohnungsnot am meisten litten und sich aus eigener 

Kraft nicht von ihr befreien konnten, auch auf andere Weise zu helfen. 

Die Reicharegierung beschloß, die Errichtung billiger Mietwohnungen im Ein- 
und Mehrfamilienhaus (Volkswohnungen) zu fördern, deren Lasten von den 
breiten Schichten der werktätigen Bevölkerung mit geringem Lohneinkommen 
getragen werden können. Zu diesem Zwecke wurden von den durch das Gesetz 
vom 30. März 1935 erzielten Mitteln etwa 47,5 Millionen bereitgestellt. Die Volks- 

wohnungen werden im Gegensatz zu den Mietskasernen der früheren Zeit grund- 
sätzlich in Flachbauweise als Einfamilien-(Doppel- oder Reihen-)Häuser gebaut, 
und nur da, wo es an brauchbarem Bauland mangelt, oder wo dieses unverhält- 
nismäßig teuer ist, dürfen die Wohnungen auch in drei- oder viergeschossiger 
Bauweise errichtet werden. 

Jede Wohnung soll ein möglichst großes Stück Garten oder Land erhalten. 
Ganz besonderer Wert ist auf eine für die Dauer tragbare Miete gelegt worden; 
sie soll im allgemeinen ein Fünftel des Einkommens der Kreise, für die die 
Wohnungen bestimmt sind, nicht überschreiten. Bei Besserung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse der Mieter oder bei Vergrößerung der Familie soll möglichst 
eine Erweiterung und Ausbaumöglichkeit oder ein Zusammenlegen von drei 
Wohnungen in zwei oder von zwei in cine Wohnung durchführbar sein. 

Daneben wurde die Stadtsanierung zu einer der wichtig«sten Aufgaben, 
deren Erledigung in den früheren Jahren immer wieder hinausgeschoben worden 
war, Die gesundheitlich, bevölkerungspolitisch und staatspolitisch unhaltbar ge- 
wordenen Zustände ließen sich in einer Reihe von größeren und kleineren Städten 
nicht länger dulden. Das Reich stellte für diese Aufgabe in den Jahren 1933 1935 
etwa 20 Millionen RM. zur Verfügung. Gemessen an der Größe der Aufgaben, 
deren Lösung sich auf Jahrzehnte erstrecken wird, ist dieser Betrag verhaltnis- 
mäßig gering. Es galt aber zunächst, den Gemeinden einen Anreiz zu geben, 
sich mit dem neuartigen, meist schwierigen Problem zu beschäftigen und Er- 
fahrungen für die Inangritfnahme der Aufgabe im Großen zu sammeln. 

Mit der Sanierung ist bisher in etwa 10 Großstädten begonnen worden; weitere 
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15 bis 20 größere und mittlere Städte haben Sanierungsvorhaben so weit vor- 
bereitet, daß ihnen Beihilfen des Reichs in Kürze hierfür zugeteilt werden 
können. Ferner sind die gewaltigen Mittel zu erwähnen, die die Reichsregierung 
für Jnstandsetzungen und Ergänzungsarbeiten an Gebäuden, für Teilung von 
Wohnungen und den Umbau sonstiger Räume zu Wohnungen aufgewendet hat 
(s. d. Kapitel „Arbeitsschlacht‘‘). Es sind dadurch rund 250000 Wohnungen 


neu geschaffen worden; ein in der Tat befriedigendes Ergebnis. 


Außer der Förderung aller dieser Maßnahmen gelang es in immer steigendem 
Umfang, dem Wohnungs- wie auch dem Siedlungsbau privates Kapital als nach- 
stelligeen Hypothekenkredit durch die Übernahme der Reichsbürgschaft zu- 
zuführen. Die Finanzierung ist bei diesem Bauvorhaben regelmäßig auf eine 
gesunde Grundlage gestellt. Meist haben die Bauherren erhebliches Eigenkapital 
eingesetzt. Auch konnten die Zinsen im Sinne der Zinssenkungsbestrebungen 
der Reichsregierung beeinflußt werden. Das Reich hat bisher etwa 500 Millionen 
RM. Bürgschaften übernommen. 

So war es möglich, im neuen Deutschland eine starke Steigerung in der Wohn- 
bautätigkeit herbeizuführen. Wenn die Zahl der neu errichteten Wohnungen 1932 
130291 betrug, stieg sie 1933 auf 132192, 1934 auf 189489, 1935 auf 212022 und 
erreichte 1936 etwa 320000. 

Entsprechende Anordnungen sollen die Wohnkultur und Baukultur heben, 
im Rahmen der durch die wirtschaftlichen Verhältnisse gezogenen Grenzen in 
kultureller und künstlerischer Hinsicht das Bestmögliche herausholen und vor 
allem Pfuschertum, Egoismus und hemmungslosen Individualismus bekämpfen. 
Gesetzliche Maßnahmen zur weiteren Förderung dieser Aufgaben sind in Vor- 
bereitung. 


Das deutsche Siediungswesen 

„Wir wollen dem schaffenden deutschen Menschen wieder eine 
Heimat geben. Wir wollen gesunde Wohnungen mit Licht, Luft 
und Sonne für einen kräftigen Nachwuchs schaffen“ — heißt es in 
den Forderungen des Programms der NSDAP. Das neue Deutschland will also 
der Familie, dem Arbeiter wieder eine Heimat und bodenständige Sicherheit 
geben. Wohnungsbau und Siedlungswerk ist die Erfüllung dieses Versprechens; 
denn durch ihr Kernstück, die Heimstättensiedlung, erhält der deutsche Arbeiter 
die Wohn- und Werkform, die ihm ein wirkliches deutsches Heim, Anteil an der 
Heimaterde und im Rahmen der neuen Gemeinschaftssiedlungen seinen Platz im 
Gemeinschaftsleben des ganzen Volkes sichert. 

Dabei ist die Heimstättensiedlung vor allem eine Aufgabe der Sozial- 
politik des Dritten Reiches. Die Bewirtschaftung einer Siedlerstelle verbessert 
die Lebenshaltung des Arbeiters; sie bietet ihm in Krisenzeiten Schutz vor 
drückendster Not. Die Heimstättensiedlung ist aber auch aus bevölkerungs- 
politischen Gründen zu fördern und ist darüber hinaus eine nationalpolitische 
Notwendigkeit. Deutschland soll so geordnet werden, daß es dem Schaffenden 
eine Leben«grundllage sichert und ihm Anteil an der Heimat gibt, damit er das 
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Land lieben lernt und seine Heimat zu verteidigen gewillt ist. Darin liegt der 
große Sinn des Neuaufbaues; das Siedlungswerk kann als einer seiner wichtigsten 
Teile gelten. 

Lohnerhöhungen ziehen immer Preiserhöhungen nach sich, und Geldlöhne zer- 
flossen früher vor den Preisen, die der Arbeiter für seine Lebensbedürfnisse zahlen 
mußte, ins Nichts. Darum hält man heute in Deutschland, wie schon bemerkt, 
aus wirtschaftlichen Überlegungen heraus am Preisstand fest. Eine Verbesserung 
der Lebenshaltung ist aber nach nationalsozialistischer Anschauung auch bei 
festem Lohn- und Preisstand erreichbar und zwar durch die Heimstätten- 
sirdlung, da diese durch Bodenbesitz, Siedlerhaus und Bewirtschaftung einer 
Siedlerstelle eine Verbesserung der Ernährung und der Lebenshaltung bietet. 
Denn was die Arbeiterfamilie durch ihre eigene Arbeit aus dem Boden hervor- 
bringt, erspart sie an Ausgaben für Nahrungnmittel. Durch jeden Pfennig, der 
nicht für Nahrung ausgegeben wird, entsteht Kaufkraft für anderen Bedarf, wie 
Kleidung oder Wohnungseinrichtung; damit gibt der Heimstättensiedler wieder 
anderen Arbeit und sichert ihnen damit indirekt ihren Arbeitsplatz. 

Eine Siedlerstelle bedeutet also für den Siedler eine bessere Wohnung, ge- 
sündere Ernährung, einen Arbeitsplatz, von dem ihn niemand vertreiben kann, 
und die Hebung des Lebensstandarts seiner Familie. Ferner bildet die Heim- 
stättensiedlung einen Beitrag zur Erzeugungsschlacht und zur Erreichung der 
Unabhängigkeit in der Lebensmittelversorgung vom Ausland, sowie eine Stei- 
gerung der Wirtschaftstätigkeit. 


Den Auftrag zum deutschen Siedlungswerk erteilte Adolf Hitler durch seinen 
Erlaß vom 29, März 1933. Er bezeichnete darin das deutsche Siedlungswerk als 
eine der wichtigsten und schwierigsten Aufgaben der Reichs- 
regierung und verlangte, mit sofortiger Wirkung Vorkehrungen dafür zu treffen, 
daß unter Ausnutzung aller vorhandenen Erfahrungen, inabesondere zur Ver- 
meidung der in der Vergangenheit gemachten Fehler und unter Zusammen- 
fassung aller mit dem Siedlungswesen bisher beschäftigten Stellen, eine ein- 
heitliche sichere Führung des Siedlungswerkes für das ganze Reich gewährleistet 
würde. 

Die Durchführung des Siedlungswerkes ging von der Erkenntnis aus, daß bei 
der deutschen Wirtschafts-, Siedlungs- und Bevölkerungsstruktur eine Neu- 
ordnung des deutschen Lebensraumes nottut. Diese allgemeinen wirtschafts- 
und siedlungspolitischen Absichten lassen sich am besten im Wege der Klein- 
siedlung verwirklichen. 

Darum bildete diese den Mittelpunkt der gesamten Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Siedlungs- und Wohnungswesens. Sie ist die beste Siedlung«form für 
die werktätige, minderbemittelte Bevölkerung, denn sie ist geeignet, den deut- 
schen Arbeiter wieder mit dem Heimatboden zu verbinden und gibt ihm zu- 
gleich die Möglichkeit, zur Ergänzung seines sonstigen Einkommens einen 
wesentlichen Teil seines Lebensbedarfs selbst zu erarbeiten. Die Kleinsiedlung 
stellt eine Maßnahme von allergrößter staats- und bevölkerungspolitischer, 
wirtschafts- und sozialpolitischer Bedeutung dar; sie erfährt in jeder Weise durch 
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Gewährung von Reichsdarlehen und Übernahme von Reichsbürgschaften wie 
durch Zuerkennung steuerlicher, baupolizeilicher und sonstiger Vergünstigungen 
und Erleichterungen tatkräftige Förderung (siehe Abb. 94). 

Diese grundlegende Umgestaltung vollzog sich in enger Zusammenarbeit mit 
dem Amt des Siedlungsbeauftragten im Stabe des Stellvertreters des Führers in 
München und dem Reichsheimstättenamt der DAF. in Berlin. 

Nach dieser Neuregelung werden jetzt grundsätzlich alle ehrbaren minder- 
bemittelten Deutschen als Siedlungsanwärter zugelassen, die, ebenso wie ihre 
Ehefrauen, Reichsangehörige, arischer Abstammung, national und politisch 
zuverlässig, rassisch wertvoll, gesund und erbgesund sind. Ganz im Gegensatz 
zu früher wird die Ansiedlung von Stammarbeitern industrieller Betriebe in 
erster Linie gefördert, insbesondere dann, wenn die Werke sich maßgeblich an 
der Finanzierung der Kleinsiedlung beteiligen oder ihre Errichtung sonst in 
geeigneter Weise unterstützen. 

Bei der Durchführung dieser Maßnahme zeigen sich wirtschaftliche Gesichts- 
punkte als entscheidend. Zur Vermeidung von Fehlinvestitionen sollen neue 
Siedlungen nurmehr dort errichtet werden, wo die wirtschaftliche Existenz der 
Siedler dauernd gesichert erscheint. Eine sorgfältige Siedlerauslese ist durch 
die Mitwirkung der Heimstättenämter der DAF., unter Umständen durch amts>- 
ärztliche Untersuchung, sichergestellt. Die Güte des Siedlungsgeländes und die 
Angemessenheit des Kaufpreises oder Erbbauzinses wird ebenfalls eingehend 
nachgeprüft. Daneben ist Sorge getragen, daß auch der einzelne Siedler in seiner 
Daseinsgrundlage unbedingt gesichert wird. Darum sollen grundsätzlich nur 
solche Bewerber angesiedelt werden, die ein festes, hauptberufliches Einkommen 
haben. 

Die Kosten der einzelnen Siedlerstelle und die danach sich ergebende Gesamt- 
belastung der Siedler soll im Interesse der Siedler so gering wie nur irgend möglich 
gehalten werden. Darum ist vorgeschrieben, daß die Kosten für Aufbau und 
Einrichtung. — ohne Grund und Boden — 4500 RM., bei Vorliegen verteuernder 
Umstände 5000 RM. und in ganz besonders gelagerten Ausnahmefällen 6000 RM., 
die monatlichen Belastungen 25 bis 35 RM., in ganz besonders gelagerten Aus- 
nahmefällen äußerstenfalls 40 RM. monatlich nicht übersteigen dürfen; keines- 
falls dürfen sie höher sein als ein Viertel vom Bareinkommen der Siedlerfamilie. 

Die Siedlerstellen sollen 1000 qm Nutzland umfassen, um den Siedlern 
eine ausreichende siedlerische Grundlage zu geben. Die Siedlungshäuser sind 
solide, einfach und zweckmäßig errichtet. Auf wirtschaftlich gute Einrich- 
tung der Stellen soll größeres Gewicht als auf den möglichst vorteilhaften Aus- 
bau des Wohnteiles gelegt werden. Der siedlerische Erfolg soll durch eingehende 
Betreuung und Wirtschaftsberatung der Siedler sichergestellt werden. 

Damit ist die Kleinsiedlung auf eine völlig neue, wirtschaftlich vernünftige 
und gesunde Grundlage gestellt worden; eine ganz neue Art der Finanzierung 
ermöglicht ihre weitere Entwicklung. Während anfänglich die Kosten für Auf- 
bau und Einrichtung der einzelnen Siedlerstellen fast ganz aus Reichsdarlehens- 
mitteln gedeckt werden mußten, sollen die Baukosten jetzt ebenso wie die Auf- 
wendungen für Grund und Boden möglichst weitgehend auf dem privaten 
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Kapitalmarkt durch erste und — soweit wie möglich — durch zweite 
Hypotheken aufgebracht werden. Daneben sollen die Siedler 15 bis 20%, 
des Bau- und Bodenwertes selbst beisteuern. Die Reichsmittel brauchen danach 
nur mehr für die Spitzenfinanzierung eingesetzt zu werden. 

Den Antrieb, den der Siedlungsbau erhielt, geht aus der Tatsache hervor, 
daB vom Jahre 1931 bis zum April 1933 beinahe 30000 Kleinsiedlungen in 
Deutschland entstanden; in den letzten beiden Monaten des Juhres 1933 er- 
reichten sie die Zahl 17611, 1934 stiegen sie auf 30028 und 1935 36 sogar auf 
91000, nicht gerechnet 12000, die sich am Ende des Jahres 1936 im Bau be- 
fanden. 


Wie die Kleinsiedlung, dient auch die Förderung des Eigenheimbaues (s. 
Abb. 95.) dem Ziele einer Verbindung der Bevölkerung mit dem Boden. Die ein- 
geleitete Hergabe von Reichsbaudarlehen für kleine Eigenheime erfulır eine 
wirksame Verstärkung durch einen Betrag von 20 Millionen RM., der im Sep- 
tember 1933 auf Grund des Gesetzes zur Verminderung der Arbeitslosigkeit 
vom 1]. Juni 1933 bereitgestellt wurde. Eine Ergänzung fand die Eigenheim- 
aktion durch 7 Millionen RM., die der Präsident der Reichsanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung aus Mitteln der wertschaffenden 
Arbeitslosenfürsorge zur Förderung des Eigenheimbaues bereitgestellt hat. Die 
Zahl der durch die genannten Maßnahmen geförderten Eigenheime betrigt 
insgesamt rund 30000. 

Da indes die Aktion über ihren unmittelbaren Kreis hinaus dem Eigenheimbau 
ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel einen starken Auftrieb gab, ist der 
praktische Erfolg der Maßnahme zahlenmäßig ein weit höherer. Das kommt auch 
darin zum Ausdruck, daß von den Wohnungen, die mit Hilfe der Reichsbürg- 
schaften für den Kleinwohnungsbau gefördert wurden, ein Drittel Eizenheime sind. 

Bei den in früheren Jahren errichteten Landarbeiterwohnungen (s. Abb. 
93) erwiesen sich durchgreifende Maßnahmen als notwendig; die Eigentümer der 
Stellen sollten in ihrem Besitz gefestigt und von der Arbeitsmarktlage unab- 
hängiger gemacht werden. Hierfür kamen rund 8 Millionen RM. zur Verteilung; 
viele Eigeuheimstellen konnten durch Landzulagen vergrößert, Wirtschafts- 
grb.iude erweitert und Ankäufe von Vieh ermöglicht werden. Es war auch mög- 
lich, die wirtschaftliche Lage der Eigeuheimer durch Aussetzung der Tilzungs»- 
raten bei nachgewiesener Notlage der Darlehensnehmer zu erleichtern. 

Aus den auf Grund des Gesetzes zur Förderung des Wohnungsbaues vom 
30. März 1935 zur Verfügung stehenden Mitteln sind 12', Millionen RM. zur 
Förderung des Baues von Eigenheimen für ländliche Handwerker und Arbeiter 
sowie von Heuerlingswohnungen vorgesehen. Es wurden ferner Bebauung-pläne 
für rund 7000 Wohnungen oder Siedlerstellen für Gefolgschaftsinitglieder reichs- 
wichtiger Betriebe der Luftfahrt vorbereitet. 


Der zukünftige deutsche Wohnungs- und Siedlungsbau 
Die Formen des künftigen Wohnungs- und Siedlung-baues im neuen Deutsch- 
land sind durch die Wohnungs- und Siedlungspolitik seit 1933 größtenteils 
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bereits festgelegt worden. Außer den rein bäuerlichen Siedlungen sind also drei 
Gruppen von Wohnungs- und Siedlungsbauten zu unterscheiden: die Klein- 
siedlung, das Eigenheim und die Mietwohnung. 


Die Kleinsiedlung ist die Wohn- und Siedlungsform der werktätigen Bevöl- 
kerung, die den wohnungs- und siedlungspolitischen Bestrebungen der neuen 
Staatsführung weitgehend entspricht. Das Kleinsiedlerhaus ist einfach und 
schlicht in der Ausstattung, aber geräumig genug, um ein gesundes Wohnen zu 
ermöglichen. Zu jeder Kleinsiedlerstelle gehört eine Mindestfläche von Nutz- 
land, die der Siedler und seine Familie bewirtschaften; sie ermöglicht es ihm, 
einen Teil seines Nahrungsbedarfes selbst zu decken. Die Kleinsiedlung ist also 
als Nebenberufssiedlung gedacht. 

Das Eigenheim ist ein Wohnhaus (in Form des Einzel-, Doppel- oder Reihen- 
hauses) mit Garten, der aber meist nicht als Nutzgarten bearbeitet wird, son- 
dern vorwiegend als Ziergarten dient. Es wird von dem Bauherrn und Eigen- 
tümer meist selbst bewohnt. Das Eigenheim kommt vor allem für die kauf- 
kräftigeren Schichten der Bevölkerung in Frage. 

Die Mietwohnung wird von privaten Bauherren oder gemeinnützigen Woh- 
nungsunternehmen in Geschoß- oder Flachbauweise zum Zwecke der Vermietung 
errichtet. Diese Wohnform wird für die Kreise der Bevölkerung nicht entbehrt 
werden können, die sich nicht zur Bewirtschaftung einer Kleinsiedlerstelle eignen 
oder nicht über die Kaufkraft verfügen, um sich ein Eigenheim zu bauen. Der 
Bau von Mietwohnungen wird auch dort notwendig sein, wo es an ertragfähigem 
Boden für Siedlungen fehlt und keine Möglichkeiten einer Umsiedlung in größe- 
rem Umfange gegeben sind. So wird sich der Bau von Miethäusern vor allem 
auf die größeren Städte und Industriegemeinden beschränken. Hier wird der 
Bau von mehrgeschossigen Häusern u. a. die Aufgabe haben, die noch vorhan- 
denen Baulücken auszufüllen. 


Es wird gefordert, daß, wenn es sich nicht um Eigenbauten kaufkräftiger 
Bauherren handelt, vorwiegend Wohnungen und Siedlungen einfachster Aus- 
stattung mit möglichster räumlicher Beschränkung gebaut werden, um die 
Mieten und Lasten der Neubauten dem niedrigen Einkommen der wohnungs- 
suchenden Bevölkerung anzupassen. Künftigen Änderungen der Kaufkraft und 
des Wohnraumbedarfs kann dadurch entsprochen werden, daß die Eigenheime 
mit ausbaufähigem, im Bedarfsfalle abzutrennendem Dachgeschoß gebaut und 
auch die Mietwohnungen so angelegt werden, daß ohne allzu großen Kapital- 
aufwand mehrere kleine Wohnungen in größere zusammenzulegen sind. 


Wie die geringe Kaufkraft, besonders der nicht in eigener Wohnung lebenden 
Haushaltungen, die Art des Wohnungsbedarfs beeinflußt, zeigen u. a. die Fest- 
stellungen des Deutschen Gemeindetags über die Zusammensetzung des dring- 
lichsten Wohnungsbedarfs. Im Herbst 1934 entfielen von dem in fast sämt- 
lichen Gebieten des Reichs festgestellten Bedarf mehr als ein Drittel auf Zwei- 
zimmerwohnungen, rund ein Viertel sogar auf Einzimmerwohnungen und noch 
nicht ein Fünftel auf Siedlungshäuser. Der Bedarf an Mietwohnungen ist also 
gegenwärtig sehr groß .Es muß gelingen, ihn in den kommenden Jahren durch 
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ze Umsiedlung außerhalb der Großstädte, in den kleineren Ge- 
ıuf dem flachen Land zu decken. 

ilfte der Mindestbauleistung der nächsten zehn Jahre wird für 
uttelte Bevölkerung bestimmt. Der Durchschnitt der gegenwär- 
nensverhältnisse ergibt für den deutschen Arbeiter eine Höchst- 
a 26 RM., für den Angestellten von etwa 45 RM. je Monat. 


:densten Stellen wirken zusammen, um den Bewerbern Heim- 
zen zu verschaffen. Die Deutsche Arbeitsfront stellt allen beteilig- 
re Einrichtungen (Reichsheimstättenamt und Gauhcimstätten- 
ättenwalter) zur unterstützenden, treuhänderischen Tätigkeit zur 
e Verfahrensträger führen die Vorhaben gegen ein schr beschei- 
durch, obwohl sie hierbei viel weitgehendere Pflichten zu über- 
als bei jeder anderen Wohnungsbaumaßnahme. Die Gemeinden 
‚en diese Aufgabe durch Hergabe billigen Landes und durch Ent- 
in der Höhe der sonst üblichen Kosten. Die Behörden, die er- 
I, Reichshilfen (Reichsdarlehen, Reichsbürgschaften, Steuerer- 
usw.) zu gewähren, beaufsichtigen die Träger und leisten ihnen 

' Hilfe. 
n sorgen dafür, daß die Siedlungsvorhaben so durchgeführt werden 
's dem Wohle der Familie entspricht. In der Arbeitzgemeinschaft 
g des Arbeiterwohnstättenbaues haben sich Gemeinden, Siedlungs- 
° beteiligten Stellen der Wirtschaft mit dem Reichsheimstättenamt 
rbunden, um das Siedlungswerk in jeder denkbaren Form zu för- 
ıgen werden mit den andern Wohnbauten, z.B. Volkswohnungen 
imen, gemischt errichtet, so daß alle berechtigten Wünsche der Be- 
‚ligt werden können und echte Gemeinschaftssiedlungen mit Eigen- 

hen. 
In der Genieinschaftssiedlung wird jede klassen- und standesgemäße Abson- 
derung überwunden. Aus der Nuchbarschaft und der gemeinsamen Aufgabe er- 
wächst, nach der Überzeugung der Nationalsozialisten, Volksgemeinschaft. 


ZWEITER TEIL 


„Die Tat und die selbstschöpferische Leistung sind die besten 
Gradmesser für unser Künnen.* Joseph Goebbels 


x. 


Die Wirtschaft im neuen Deutschland 


Unter Wirtschaftspolitik ist nach der allgemein gültigen Anschauung die 
Regelung aller Maßnahmen zur Erzeugung, zur Verteilung und zum Verbrauch 
der Güter zu verstehen, die die menschlichen Lebensbedürfnisse befriedigen. 

Diese Aufgaben sind im Laufe der Jahre im werentlichen die gleichen geblieben 
und verändern sich nicht, wie beschaffen auch der kulturelle, soziale und 
politische Charakter des Landes sein mag, in dem sie sich entwickeln. Die Wege 
ihrer Verwirklichung haben indessen in den verschiedenen geschichtlichen Perio- 
den und in den verschiedenen Ländern oft stark gewechselt; auch sind die 
Schichten, die aus der wirtschaftlichen Entwicklung Nutzen zogen, nicht immer 
dieselben. In der kapitalistischen Wirtschaft herrachte der Grundsatz des eigen- 
nützigen Gewinnes, der Auabeutung der menschlichen Arbeitskraft, um dem 
Unternehmer den höchsten Ertrag zu sichern. Als notwendige Rückwirkung auf 
dieses System, das heute in Deutschland für immer erledigt sein dürfte, entstand 
die marxistisch-sozialistische Wirtschaftsform, deren Grundratz der Klassen- 
kampf ist; den Traum von der vollständigen Loslösung des Arbeiters vom 
Unternehmer, den unbeschränkten Sieg des Proletariats über die Kapitalbesitzer 
— auch auf die Gefahr hin, mit deren Beseitigung die Wirtschaft selbst zugrunde- 
zurichten, 


Nationalsozialistische Wirtschaftsgesinnung 
Völlig verschieden von der marxistischen Lehre ist der Grundsatz der Wirt- 
schaft im neuen Deutschland, die wie alle anderen Äußerungen nativnalsoziali- 
stischer Weltanschauung, vom Gemeinschaftsgedanken geleitet wird. 
Nach nationalsozialistischer Auffassung!) stellen die Kräfte, die ein Volk aus 
sich heraus psychisch und physisch entwickeln kann, sowie die Kräfte, die das 


1) Siehe Dipl. Öc. 1. Rolf Fritsche (Pressereferent im Reichs- und Preußischen Wirtschafts 
munistenum) Die Wirtschaftin Deutschland und ihre Beziehungen zur Welt, Hansea- 
tsche Verlagsanstalt, Hamburg 1936, und das von demselben Autor herausgegebene Jahrbuch 
der deutschen Wırtschuft 1937, Breitkopf und Härtel, Leipzig. 
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Land dieses Volkes birgt und sich nutzbar macht, die Gesamtheit der Volks- 
leistung dar. Sie bilden das tatsächliche Volksvermögen. Die Wirtschaft eines 
Volkes, die Entwicklung und Entfaltung dieser Kräfte, ist darum Wahrer und 
Träger des Volksvermögens. Deshalb muß jeder, der in der Wirtschaft mitwirkt, 
glanz gleich, an welchen Platz er gestellt ist und in welchem Umfang er seine 
Kräfte gebrauchen kann, sich der Gemeinschaft dieses Volkes verantwortlich 
fühlen. 

Im nationalsozialistischen Staate Mitschaffender in der Wirtschaft zu sein, 
verpflichtet. Die Verpflichtung ist um so größer, je bedeutender der Anteil an 
der Verwaltung des Gesamtvermögens für den Einzelnen ist. Denn jeder Volks- 
genosse hat einen Anteil an dieser Vermögensverwaltung, selbst dann, wenn 
er nicht mehr zu verwalten hat als die stündliche Arbeit seiner Hände, oder 
die natürlichen körperlichen Kräfte, über die er verfügt. 

So erfüllt der Arbeiter seine Pflicht gegenüber der Volksgemeinschaft, wenn 
er, beherrscht von dem Gefühl der kameradschaftlichen Verbundenheit mit 
seinen Arbeitskameraden und in anständiger Haltung als Angehöriger dieser 
Gefolgschaft, die von ihm übernommene Arbeit sorgfältig und unter pfleglicher 
Behandlung der ihm anvertrauten Werkzeuge und Materialien versieht. So 
erfüllt der Bauer seine Pflicht als Glied der ganzen Gemeinschaft des Volkes, 
wenn er den ihm vom Volk zum Arbeits- und Ertragsleben gegebenen Boden 
sorgsam pflegt, daß er auf ihm einen größtmöglichen Ertrag erzielen kann. 
Er muß die Früchte seines Ackers als Träger der Ernährung seinem Volk 
unter solchen Bedingungen zuführen, daß sie allen schaffenden Volksgenossen 
erreichbar sind. So erfüllt der Betriebsführer seine Pflicht, wenn er sich 
als Unternehmer, Industrieller, Handwerker oder Kaufmann als Träger eines 
öffentlichen Amtes fühlt; diese innere Überzeugung beeinflußt den Erfolg 
seiner Tätigkeit, also die Rentabilität der seinem Unternehmen gewidmeten 
Arbeit. 

„Wir sitzen alle in einem Boot — sagte vor zwei Jahren Reichsbankpräsident 
und beauftragter Reichswirtschaftsminister Dr. Hjalmar Schacht in seiner be- 
kannten Königsberger Rede. — Es gibt nur eins: Vertrauen in die Seetüchtig- 
keit dieses Bootes und in die Führung des Kapitäns, der dem deutschen 
Reichsschiff befiehlt.“ 

Diese Unterordnung der Wirtschaft im neuen Deutschland unter die Volks- 
gemeinschaft findet ihren bestimmtesten Ausdruck in dem Regierungsprogramm, 
das der Führer in seiner ersten Reichstagsrede entwickelte. Damals sagte Adolf 
Hitler: „Das Volk lebt nicht für die Wirtschaft, und die Wirtschaft 
existiert nicht für das Kapital, sondern das Kapital dient der Wirt- 
schaft und die Wirtschaft dem Volk“. 

Die nationalsozialistische Wirtschaft ist ferner durch die Grundsätze ‚Recht 
auf Arbeit‘ und „Pflicht zur Leistung“ gekennzeichnet. Die Wirtschaftspolitik 
Adolf Ilitlers zieht die Summe aller wirtschaftlichen Maßnahmen, um dem 
Volksganzen und jedem einzelnen schaffenden Volksgenossen die Erhaltung der 
Existenz zu ermöglichen, wie die allgemeine Pflichterfüllung zur Erhaltung der 
Gemeinschaft und der Kraft des Staates. 
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Derselbe Gedankengang gilt auch für die Handelsbeziehungen. „Angebot und 
Nachfrage“ bleiben zwar die wertregelnden Faktoren auf dieem Gebiete; es 
soll indessen nach nationalsozialistischer Lehre eine Wirtschaftsordnung ent- 
wickelt werden, welche die ethische, in der Zugehörigkeit aller Schaffenden zu 
einem Volk begründete, Verpflichtung der Wirtschaft in alle ihre Äußerungen, 
in die Erzeugung wie in den Markt, einschaltet. Derhalb übernimmt der national- 
sozialistische Staat die Produktions- und die Marktregelung. Der selbstverständ- 
liche Eigennutz des Einzelunternehmers kann die Allgemeinheit nicht mehr 
schädigen, wie es im Vor-Hitler-Deutschland der Fall war; der Nutzen des Einzel- 
nen wird zum Gedeih des Ganzen. 

Ein anderer Grundsatz der nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik besagt, 
daß die Wirtschaft eine „Frage des Könnens“ ist. Hitler hat das einmal offen 
ausgesprochen, als einer seiner fanatischsten Anhänger auf einer „Gleichschal- 
tung‘ in dem Sinne bestand, daß tüchtige Unternelimer hinausgeworfen und 
durch Parteigenossen ersetzt werden sollten, die zwar gute Kämpfer waren, aber 
die erforderliche technische und kommerzielle Begabung nicht besaßen. Die 
Erfahrungen der ersten Monate nach der Machtübernahme wirkten in dieser 
Hinsicht durchaus überzeugend; sie zeigten die Gefahren eines solchen Vor- 
gehens für die Ruhe der Wirtschaft auf das Deutlichste. „Die Wirtschaft ist 
ein äußerst empfindlicher Organismus“ — so betont Dr. Schacht immer 
wieder — „und jede Störung, von welcher Seitesieauchkommen mag, 
wirkt wie Sand in der Maschine.“ 


Die gewerbliche Wirtschaft 


Ein unbefangener Ausländer, der zum ersten Male seit vier Jahren wieder 
nach Deutschland käme, etwa in das rheinisch-westfälische Revier, in das 
sächsische Industriegebiet, in die Fabrikvororte Berlins, in Gebiete, denen die 
gewerbliche Wirtschaft ihr Gepräge gibt, würde den Eindruck neuen Lebens 
empfangen. Er müßte feststellen, daß zahlreiche Betriebe ihre Tore wieder 
geöffnet haben, daß die Schlute wieder rauchen, daß hunderttausende von ver- 
waisten Arbeitsstellen wieder besetzt und viele Verladeplätze von neuer Be- 
wegung erfüllt sind, daß verwahrloste Haus- und Fabrikfassaden in neuer Frische 
glänzen. Er würde merken, daß sich die Erstarrung, die etwa noch vor vier 
Jahren zu beobachten war, gelöst hat und an ihre Stelle eine neue Entwicklung, 
ein erfreuliches Bild wieder erweckten Unternehmungrgeistes getreten ist. Läge 
ihm daran, den wirtschaftlichen Niederschlag dieser Entwicklung kennenzulernen, 
so könnte er den amtlichen Feststellungen folgende ausschlaggebende Tatsachen 
entnehmen: 

Abgeschen davon, daß erstens die Arbeitslosigkeit verschwunden ist und 
eineinhalb Millionen neue Arbeitskräfte in den Produktionsprozeß eingegliedert 
sind, zweitens, die tägliche Arbeitszeit von 7,26 auf 7,59 Arbeitsstunden ge- 
stiegen, die Arbeitslosenbilfe von 3,2 auf 1,7 Milliarden gesunken ist und die 
Reichasteuern um 3 Milliarden gewachsen sind (s. d. Abschnitt „Arbeitaschlacht‘*), 
bat sich die Industrieproduktion von 41 Milliarden 1933 auf 89,9 Milliarden 
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1936 gehoben. Der Umsatz des Einzelhandels ist gleichzeitig von 22,7 Milliarden 
auf 28 Milliarden, die Zulassungen von Personenkraftwagen sind von 41100 auf 
213200, die von Krafträdern von 56400 auf 184900 gewachsen; die Zahl der 
Rundfunkhörer beträgt statt 4,3 Millionen 8,17 Millionen; an Stelle einer Ein- 
lagenverminderung bei den Sparkassen um 328 Millionen wie im Jahre 1932 ist 
eine Zunahme von 815 Millionen getreten usw. 

Aber dieser unmittelbare materielle Erfolg ist nicht einmal das Entscheidende. 
Der Unternehmer war in den früheren Jahren gewohnt, und durch die Verhältnisse 
gezwungen, die wirtschaftliche 
Entwicklung fast ausschließlich 
mit dem Rechenstift zu ver- 
folgen und das Ergebnis eines 
Jahres in erster Linie aus seiner 
eigenen Bilanz oder aus der 
Wirtschaftsstatistik abzulesen. 
Er hat jetzt einen schr deut- 
lichen Anschauungsunterricht 
erhalten, der ihm zeigte, daß 
die Bedeutung der reinen „Re- 
chenstiftbetrachtung“ — bei 
aller sachlichen Notwendigkeit 
— erheblich von Gesichtspunk- 
ten beeinträchtigt wird, die 
außerhalb der ziffernmäßigen 
Fortschritts- und Ertragsrech- 
nung liegen. 

Die Jahre der nationalen Er- 
hebung haben alle Unternehmer 
in der Überzeugung bestärkt, 

Beschäftigung nnd Arbeitseinkommen in daß gerade solche Tatsachen 

Deutschland (1. Vierteljahr 1932 = 100) der politischen und staatlichen 

Entwicklung von ungeheuerm 

Einfluß sind, die auf den ersten Blick als außerhalb der wirtschaftlichen Sphäre 
zu liegen scheinen. 

Das Vertrauen in die Regierung und in die Zukunft befruchten heute in weite- 
stem Umfange Tun und Lassen jedes Unternehmers. Es wappnet ihn gegen 
Hemmungen und Erschwernisse, die er im einzelnen vielleicht noch überwinden 
muß. Die Beseitigung der Zweiheit von Staat und Wirtschaft, die Ausschaltung 
des Klassenkampfes, die neuen Wege zur Wiederherstellung einer wahrenVolks- 
gemeinschaft, einer echten kameradschaftlichen Zusammenarbeit zwischen dem 
Unternehmer und der Beleg-chaft: alle diese Errungenschaften haben die Freude 
an der Arbeit, an der Entfaltung schöpferischer Kräfte erhöht. Der Begriff der 
„produktiven Arbeit‘‘ vermochte sich über das Materielle zu einem Begriffder 
nationalen Pilichterfüllung und der Mitverantwortlichkeit an dem Gesamtschick- 
sal der Nation zu erheben. 
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Durch welche Richtlinien und organisatorischen Maßnahmen ließen sich diese 
Erfolge erzielen ? 

In der angeführten programmatischen Erklärung verkündete Adolf Hitler, daß 
die neue Rrichsregierung beab- 
sichtige, „die Wahrnehmung der 
wirtschaftlichen Interessen des 
deutschenVolkesnichtüberden 
Umwegeinerstaatlichzuor- 
ganisierenden Wirtschafts- 
bürokratie zu betreiben, son- 
dern durch stärkste Förde- 
rung der privatenlInitiative 
unter Anerkennung des Pri- 
vateigentums“., 

Die Anerkennung des Grund- 
satzes, daß, im Gegensatz zu 
Geschehnissen in Sowjetrußland, 
der Stast die Aufgabe habe, 
die Wirtschaft zu führen, aber 
nicht selbst zu wirtschaften 
(wirtschaften muß die Wirtschaft 
oelbet),kann nicht deutlicher aus- 
ardrückt werden. So ist auch der 
Grundratz des Privateigrotums 
feierlich festgelegt worden, der 
dem Unternehmer den Anreiz 
gibt, seinen Betrieb weiter zu 
entwickeln und die größtmögli- 
chen Erfolge zu erzielen. 

Diese beiden Grundsätze er- 
grben die Richtlinien fur die 
natıonalsozialistischen Neuorga- 
Bisationen der gewerblichen Wırt- 
echaft. Sie verlangen eine wirt- 
schaftliche Selbstverwaltung, de- 
ren Aufgabe in der Beratung und 
Betreuung der ihr angr«chlos- 
ernen Verbände oder der ein- Beschäftigung und Produktion (1923 = I) 
gelnen Mitzlieder besteht. Sic hat 
die Pflicht, der Reichsrrgierung die Wünsche der am wirtschaftlichen Aufbau 
tätıgen Unternehmungen nahrzubringen. 


Die Nationalkozıalisten unternahmen den ersten Versuch, dıe großen Verbande 
in Artgruppen zuaammenzufassen, bald nach der Machtübernahme im Jahre 1933. 
Bis sum Frubjahr 193% war die Entwicklung so weit gediehen, daß der Reich« 
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wirtschaftsminister Dr. Schmitt am 27. Februar 1934 das Gesetz zur „Vor- 
bereitung des organischen Aufbaus der deutschen Wirtschaft‘ verkünden konnte. 
Es gliederte die deutsche gewerbliche Wirtschaft in dreizehn Hauptgruppen 
und berief den Führer der gewerblichen Wirtschaft und seinen Stellvertreter an 
ihre Spitze. Bereits am 27. November wandelte aber Dr. Schacht als beauftragter 
Reichswirtschaftsminister durch dieerste Verordnung zur Durchführung des orga- 
nischen Aufbaus der deutschen Wirtschaft die wirtschaftliche Organisation in ein 
fachlich und bezirklich aufgeteiltes Kammersystem. Das Amt des Führers der 
gewerblichen Wirtschaft fiel der Auflösung anheim; die Reichswirtschafts- 
kammer, eine Art Clearingverband der neugeschaffenen Reichsgruppen, ent- 
stand. Die Gliederung der gewerblichen Wirtschaft sah nun so aus: 

Die Reichswirtschaftskammer setzt sich als Spitze aus der Reichsgruppe 
Industrie (mit ihren sieben Hauptgruppen), der Reichsgruppe Handwerk, 
der Reichsgruppe Handel, der Reichsgruppe Banken, der Reichsgruppe Ver- 
sicherungen und der Reichsgruppe Energiewirtschaft zusammen. Der 
Gesamtorganisation steht der Reichswirtschaftsminister vor, der den Leiter der 
Reichswirtschaftskammer und seine Stellvertreter wie auch die Leiter der einzel- 
nen Gruppen berufen und ihres Amtes entheben kann. 

Die erste Durchführungsverordnung hat die regionale Gliederung ins Leben 
gerufen. Die Reichswirtschaftskammer teilt sich nach dieser in 18 Bezirks- 
wirtschaftskammern, die einzelnen Reichagruppen ordnen sich in Bezirks- 
gruppen, beim Einzelhandel auch in Kreisgruppen und Ortsgruppen gegliedert. 
Die Industrie- und Handelskammern sind im Rahmen der Reichswirtschafts- 
kammer an der Spitze der Gesamtorganisation. 

Die Reichsgruppe Handwerk nimmt im Aufbau der gewerblichen Wirtschaft 
eine besondere Stellung ein. Sie ist nach altem Brauchtum des Innungswesens 
ständisch gegliedert. An der Spitze steht der Reichshandwerksmeister, der zu 
gleicher Zeit Leiter der Reichsgruppe Handwerk und Vorsitzender der deutschen 
Handwerkskammer ist. Die Reichsgruppe wird von 50 Reichsinnungsverbänden 
gebildet, dem deutschen Handwerkstag sind 61 Handwerkskammern angeschlos- 
sen: eine Verbindung von rein fachlicher und handwerklich-zwischenberuflicher 
Gliederung. 

Der markanteste Unterschied zwischen der ständischen Organisation des 
Handwerks und den übrigen Reichsgruppen besteht in der straffen Organisation 
des Handwerkes. In der übrigen gewerblichen Wirtschaft werden zwar auch, 
besonders am Anfang der organisatorischen Entwicklung, starke Tendenzen zur 
Zentralisation »pürbar; aber bald treten andere, in erster Linie regionale 
Erwägungen in den Vordergrund. Schon die zweite Durchführungsverordnung 
vom 25. September 1935 führt von der stark fachlich betonten Zentralgewalt 
weg und gibt der regionalen Organisation größeren Spielraum. Der Erlaß des 
Reichs- und preußischen Wirtschaftaministers vom 7. Juli 1936 betont den 
Gedanken der Dezentralisation und die besondere Beachtung regionaler Inter- 
esscn mit Nachdruck, 

Die neue Ordnung der gewerblichen Wirtschaft geht davon aus, daß — wie 
schon erwähnt — die wirtschaftliche Selbstverwaltung im nationalsozialistischen 
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Staat nicht zu entbehren ist. Es galt, eine Organisation zu schaffen, die ebenso 
der Befehlsgewalt des autoritären Staates alle Möglichkeiten gibt, wie den an 
der wirtschaftlichen Front tätigen Unternehmern die Gewähr bietet, über die 
betriebsnahen Fachgruppen und Bezirkswirtschaftskammern ihre Erfahrungen 
und Wünsche nach oben wirksam geltend zu machen. Autoritäre Wirtschafts- 
führung und wirtschaftliche Selbstverwaltung schließen also einander nicht aus, 
sondern ergänzen einander notwendig. 

Die Leipziger Vereinbarung vom März 1935 (s. d. Kapitel „Sozialpolitik‘‘) 
hat die Grundsätze aufgestellt, unter denen sich die Zusammenarbeit zwischen 
der gewerblichen Wirtschaftsorganisation und der deutschen Arbeitsfront, 
im Sinne des nationalsozialistischen Prinzips der Volksgemeinschaft zu vull- 
zichen hat. 

Nach dem Vorbild der DAF. wird demnächst bei der Reichswirtschaftskammer 
ein Ehrengerichtshofder deutschen Wirtschaft errichtet; ebenso werden 
bei den Wirtschaftskammern Ehrengerichte eingeführt. Die Wirtschaftsorgani- 
sation ist durch diese Neuordnung aus den früher bestehenden Interessenver- 
bänden, die auf freiwilliger Mitgliedschaft beruhten, in eine einheitliche, strafle, 
der staatlichen Wirtschaftsführung und ihren Zwecken dienende Organisation 
mit Zwangsmitgliedschaft überführt worden. Der volkswirtschaftliche Gedanke 
hat also auf organisatorischem Gebiet die privatwirtschaftlichen Sonderinteressen 
überwunden; das Wohl der Gesamtheit gilt mehr als der Nutzen des Einzel- 
unternehmers. 

In dieser Organisation liegt das Geheimnis der Sammlung aller Kräfte und 
des einheitlichen Handelns in der deutschen gewerblichen Wirtschaft. Sie und 
die fähige, weitsichtige staatliche Führung bilden den wesentlichen Grundaller 
wirtschaftlichen Erfolge. 


Das Handwerk 


Die Wichtigkeit des Handwerks in der deutschen Wirtschaft wird durch 
die Tatsache bewiesen, daß es zur Zeit seiner Neuordnung 1542000 selbständige 
Handwerkabetriebe mit rund 1050000 Gesellen und Gehilfen, 300 000 ungelernten 
Arbeitern, 500000 Lehrlingen, 100000 technischen und kaufmännischen An- 
gestellten und 250000 mithelfenden Familienangehörigen gab: im ganzen also 
etwa 4 Millionen Berufstätige. Etwa 8 Millionen Menschen, d.h. ein Achtel 
des deutschen Volkes, lebten und leben heute noch aus den Erträgen der Hand- 
werksarbeit. 

Das Handwerk stellte einen wesentlichen Teil der 6 Millionen deutschen 
Arbeitslosen. Auch war der Durchschnittaumsatz im Handwerk von einer 
normalen Konjunktur von 22 Milliarden RM. auf etwa 10 Milliarden gesunken. 


Welche Fortschritte sind nun in den letzten 4 Jahren erzielt worden ? 

Zunächst ist es, wie bereits bemerkt, durch ein Gesetz vom ?9. November 1933 
gelungen, die Organisation des Handwerks (Reichsbund des Deutschen 
Handwerks) unter die einheitliche Führung des Reichshandwerksmeisters zu 
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stellen und die Zahl von 19000 Innungen auf 16000 Pflichtinnungen herab- 
zudrücken, die etwa 130 handwerkliche Vullberufe umfassen. Aus 3200 Gewerbe- 
und Handwerkervereinen, Handwerkerbünden, Innungsausschüssen und freien 
Vereinigungen aller Art wurden 750 Kreishandwerkschaften, aus 390 Landes- 
und Bezirk»sfachverbänden und 90 Reichsfachorganisationen 50 Reichsinnung*- 
verbände geschaffen. Die gesamte Organisation wurde also wesentlich vereinfacht 
der Aufsicht und Leitung von 61 Handwerkskammern unterstellt; die Organi- 
sationskosten gingen so von 60 Millionen RM. jährlich auf 40 Millionen zurück. 


Einen zweiten Fortschritt bedeutet die Einrichtung der Meisterprüfung 
als grundrätzliche Voraussetzung für die Ausübung eines Handwerks. Die Not- 
wendigkeit dieser Maßnahme erscheint verständlich, da es früher nur 40°, 
geprüfte Meister gab. Das Handwerk ist dadurch auf höhere Leistung umgestellt 
worden. Dazu kommen dann die staatlichen Berufsschulen aller Art, die Schulen 
und Bildungseinrichtungen der Innungsverbände und der Kammern, sowie die 
zusätzliche Schulung der Arbeitsfront oder private Schulung. 

Es ist ein Zeichen der neuen Moral und Arbeitsethik, daß die Handwerks- 
kammern Ehrengerichte erhalten haben. Die Kultur des Handwerks erfuhr 
gleichzeitig eine nachdrückliche Stärkung durch Förderung der Werbung, des Aus- 
stellungswesens und der künstlerischen Gestaltung im Sinne richtig verstandener 
Wertarbeit. Bei dieser Gelegenheit muß das neue, in Berlin erbaute stattliche 
Hausdesdeutschen Handwerks mit seinen schmiedeeisernen Gittern und den 
mächtigen steinernen Handwerkagestalten erwähnt werden. Es enthält als Zen- 
tralverwaltung-gebäude eine Leistungsschau guter Handwerksarbeit. Die ganze 
Kinrichtung und Ausstattung zeugt von dem Wert und der Schönheit handwerk- 
lichen Schaffens. In ständigen Ausstellungsräumen werden neue Leistungs- und 
Werbeschauen einzelner Handwerkszweige gezeigt. Eine ständige Exportmuster- 
schau macht den Exporteur und den ausländischen Einkäufer mit vielen be- 
gehrten handwerklichen Ausfuhrerzeugnissen bekannt. 


Als interessante Einzelbeiten aus der Tätigkeit des Reichsstandes des deutschen 
Handwerks sind zu nennen: 


l. Die Gründung des deutschen Handwerksinstituts. Es ist zur wissen- 
schaftlichen Leistungssteigerung und zur Besserung der Betriebsführung br- 
stimmt, während 28 Gewerbeförderungsstellen praktisch in dieser Richtung 
wetteifern. 


2. Die Zusammenarbeit des Reichsstandes mit der Reichskammer der bil- 
denden Künste und anderen Stellen bietet für die kulturelle Leistungssteigerung 
in<besondere bei der Modegestaltung, der Heimgestaltung, der Siedlung usw. 
Gewähr. 

3. Eine große Zahl von Bausachverständigen arbeitet an ciner gesunden Durch- 
führung des Vergebungswesens für Bauten. Die vom Handwerk gegründete 
Treubau-Gesellschaft finanziert Bauvorhaben, besonders Eigenheime und 
überwacht die finanzielle Abwicklung sowie die Bauau«-fuhrung. Es sind 15 Bau- 
trigergerellschaften gegründet worden, die dem llandwerk auch für die Über- 
nahme größerer Bauten die nötige Kapitalkraft geben. 
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Abgeschen von diesen besonderen Maßnahmen hat sich die Belebung des 
deutschen Handwerks mit dem Wiederaufblühen der gesamten deutschen Wirt- 
schaft vollzogen und durch die so erhöhte gesamte Kaufkraft. Der Rückgang 
der Arbeitslosenzalil an Gesellen und Gehilien ist z. B. im Metallhandwerk auf 
0°, und im Bekleidungsgewerbe auf 70°, zu schätzen. Die Schwarzarbeit ist 
entsprechend zurückgegangen; der Umsatz erreichte schon 1935 etwa 15 Mil- 
larden RM., eine Steigerung von mehr als 50°, im Vergleich zum Jahre 1933. 


Die Industrie 


Die hauptsächlichsten Aufgaben der Reichsgruppe Industrie als der größ- 
ten und bedeutsamsten deutschen Gewerbeorganisation nach ihrer Neuordnung 
sind folgende: Technische Unterrichtung und Aufklärung der Mitglieder, Unter- 
richtung über Einführung neuer technischer Verfahren, über neue Wertstoffe 
und Rohstoffersparnis; wirtschaftliche Unterrichtung der Mitglieder über die 
wesentlichen wirtschaftlichen Fragen ihres Fachzweiges (Marktlage der Vor- 
produkte und Marktanalyse des Absatzes), Betreuung der Mitglieder mit dem 
Ziel verbesserter Arbeitsweise und Betriebsführung zur Erhöhung der Wirt- 
schaftlichkeit (betriebswirtschaftliche Förderung Jder Mitglieder, Kalkulations- 
wesen); Betreuung in Kartellfragen, Beobachtung und Mitaufsicht über Kar- 
telle. 

Weitere nicht weniger wichtige Aufgaben sind: die Behandlung steuerpoliti- 
scher Fachfragen; die Behandlung von Verkehrstariffragen; die Behandlung 
von handelspolitischen und Devisenfragen; Förderung von Forschungs- und 
Schulungsinstituten; Behandlung wehrwirtschaftlicher und Luftschutzfragen; 
Erstattung von Gutachten über Angelegenheiten ihres Fachzweiges; Betreuung 
in allen sonstigen wirtschaftsrechtlichen und sozialwirtschaftlichen Fragen des 
Fachgebietes; Mitwirkung bei der Ausbildung des Nachwuchses; Mitwirkung 
im Ausstellungs- und Messewesen. 

Jeder Unternehmer muß Mitglied der Reich«gruppe Industrie sein, weil es 
ungerecht wäre, wenn der Einzelne ernten könnte, was die Berufrgenossen gerät 
haben. Nach nationalsozialistischer Anschauung ist Gemeinschaftsarbeit zur 
Erreichung größtmöglicher Wirtschaftlichkeit und höchster Leistung zum Nutzen 
von Volk und Staat Pflicht, 

Die Reichsgruppe Industrie ist fachlich in 29 Wirtschaftsgruppen gegliedert, 
die unter 7 Hauptgruppenleitern in 225 Fachgruppen, zahlreichen Fach- 
untergruppen sowie in 1-4 Bezirksgruppen zusammengefaßt sind: ein stattliches 
Verzeichnis, das wohl da und dort Vereinfachungen und Zusammenlegungen 
erlauben könnte. Vergleicht man aber die klare und übersichtliche neue Lliede- 
rung mit der früheren freiwilligen Verbandswirtschaft, sicht man, daß der ehe- 
malige Reichsverband der deutschen Industrie 1185 Verbände und der frühere 
Reichsstand der deutschen Industrie nicht viel weniger umfaßte. Iın übrigen 
iet die deutsche Industrie nach den Vereinigten Staaten die spezialisierteste 
Fertigindustrie der Welt, und ihre Organisation muß eine ungeheuere Mannig- 
faltigkeit widerspiegeln. 
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Eine solche organisatorische Konzentration der industriellen Kräfte ist volks- 
wirtschaftlich schr wichtig, sie wird zur unbedingten Notwendigkeit, wenn der 
Staat ein so hohes Ziel erreichen will wie das des zweiten Vierjahbresplans. 
Es handelt sich hier nicht um ein Netz von behördlichen Stellungen oder um 
eine Wirtschaftsbürokratie, sondern um eine fachliche und bezirksweise Glie- 
derung. Diese ermöglicht es der Tätigkeit und der Initiative jedes Industrie- 
zweiges in allen Reichsgebieten, die von der Staatsführung im Interesse der 
Volk»gemeinschaft gestellten großen Aufgaben zu lösen. 

Der zweite Vierjahresplan erfordert es, den Leistungsstand der deutschen 
Wirtschaft zu steigern, weil er eine groß angelegte heimische Rohstoflerzeugung 
verwirklichen will, um die Rohstoflreiheit Deutschlands sicher zu stellen. Die 
neue Organisation gibt die Gewähr, daß die Industrie die Forschungen der 
Chemie mit der notwendigen Leistungsfähigkeit zu verwerten vermag. 

Die Konjunktur des ersten Vierjahresplanes stellte der Industrie Aufgaben, 
die an die technische und kaufmännische Leistungsfähigkeit der Betriebe An- 
forderungen ganz besonderer Art richteten. Der vom Staatsbedarf bestimmte 
Charakter der Konjunktur bewirkte den außerordentlich schnellen Aufschwung 
der Investitionsgüterindustrie und die Errichtung einer für das Dritte Reich 
fast neuen Industrie, der Rüstungsindustrie. Ein erheblicher und plötzlicher 
Aufschwung, eine Vervielfachung der Produktion in manchen Betrieben, be- 
sondere Ansprüche an die Qualität des Materials, sowie ein erhöhter Bedarf 
an Facharbeitern folgten. Das alles verdient besonders hervorgehoben zu 
werden. 

Ansprüche anderer Art erwuchsen ferner aus der besonderen weltwirtschaft- 
lichen Lage Deutschlands. Da der Devisenbestand nicht gestattete, den Außen- 
handel entsprechend dem gewachsenen Rohstoffbedarf zu steigern, fand sich die 
Industrie vor der Notwendigkeit, eine einheitliche Rohstoflbasis zu entwickeln. 
Die Erfolge auf diesem Gebiete sind mehr als zufriedenstellend. Deutschland ist 
beute schon in der Lage, beinahe die Hälfte des benötigten Benzins selbst zu 
erzeugen; seine Zellwollindustrie gibt ihm die Möglichkeit, einen schr beacht- 
lichen Teil seines gesamten Bedarfs an Textilfasern auf chemischem Wege her- 
zustellen. Ähnlich ist es mit anderen deutschen Werkstoffen, wie mit den Kunst- 
harzen und mit „Buna“. Die Erfahrungen, die z. B. bei der deutschen Wehr- 
macht und bei den jüngsten Automobilrennen mit diesem jüngsten heimischen 
Robstofl, nämlich dem synthetischen Kautschuk, gemacht wurden, haben 
bewiesen, daß die aus Buna hergestellten Produkte haltbarer sind als die 
entsprechenden Produkte aus natürlichem Kautschuk. Der etwas höhere 
Preis wird dadurch für den Verbraucher zum Teil wieder aurgeglichen 
(siehe Abb. 96 bis 101). 

Die Ergebnisse der Statistik zeigen, daß während des ersten Vierjabrerplanes 
die Zahl der in der Industrie beschäftigten Arbeiter sich um nahezu 2,9 Mil- 
lionen von 3,7 Millionen auf 6,6 Millionen erhöht hat; dazu kommen noch 
861000 Angestellte. Die durchschnittliche tägliche Arbeitszeit ist von 6,97 auf 
7,62 Stunden gestiegen. Das Arbeitsvolumen hat von etwas mehr als 600 Mil- 
liunen auf über 1.2 Milliarden im Monat zugenommen, die in der Industrie 
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verdienten Lohnsummen haben sich mit einer Steigerung von 400 Millionen 
Reichsmark auf 865 Millionen mehr als verdoppelt. 


Der Handel 


Die große Bedeutung dieses uralten menschlichen Tätigkeitstricbes ist im 
Wandel der Jahrhunderte und im Wechsel der politischen und sozialen Formen 
bei den Völkern immer die gleiche geblieben. Selbst der Bolschewismus hat den 
Irrtum seiner mechanischen Verteilung der Güter zugeben müssen, Stalin 
äußerte sich über diesen Punkt schr klar auf dem Partceikongreß 1934, als er 
sagte: 

„Man muß schließlich begreifen, daß die Waren letzten Endes nicht für die Pro- 
duktion, sondern für den Verbrauch produziert werden. Es hat bei uns Fälle gegeben, 
wo nicht wenige Waren und Produkte vorhanden waren, nur gelangten sie nicht an den 
Verbraucher, trieben sich vielmehr jahrelang in den bürokratischen Winkeln des sog«- 
nannten Waren-verteilenden Netzes, abseits vom Verbraucher, herum. Es ist begreiflich, 
daß die Industrie und die Landwirtschaft unter diesen Bedingungen jeden Ansporn zur 
Erweiterung der Produktion verloren, daß das Waren-verteilende Netz die Waren an- 
häufte, während die Arbeiter und Bauern ohne Waren blieben. Das Ergebnis war die 
Zerrüttung des Wirtschaftsicbens des Landes, trotz des Vorhandenseins von Ware.“ 


Und hinsichtlich des gescheiterten Versuches eines „staatlichen Handels“ sagte 
er weiter: 

„Man mußte die ungesunden Gewohnheiten der Funktionäre des Handelsapparates, 
die Ware mechanisch zu verteilen, überwinden, ferner die Geringschätzung der For- 
derungen des Verbrauchers, den mechanischen Versand der Waren und die Entpersön- 
lichung im Handel liquidieren.“ 


Im neuen Deutschland ist das Prinzip „Gemeinnutz geht vorEigennutz“ 
auch auf dem Gebiete des Handels zur Anwendung gekommen. Der Handel ist 
als unentbehrlicher Teil der Volkswirtschaft anerkannt worden, und während 
der Staat sich bemüht, mit gesetzlichen und praktischen Maßnahmen die Privat- 
initiative des Einzelnen zu ermutigen und den Einsatz der Persönlichkeit zu 
stärken, tritt er marktsichernd und schlirBlich im Gesamtinteresse der Nation 
wirtschaftalenkend auf. Die private Initiative soll also weiter entwickelt werden; 
aber ihre Bahnen gibt der Staat an. Als es keine Verpflichtungen des Handels 
gegenüber der Gesamtwirtschaft gab, beherrschten Angebot und Nachfrage allein 
den Handelamarkt; der Handel bestimmte den Markt und die Preise; die Privat- 
wirtschaft diente, ohne an das Streben nach volkswirtschaftlichem Erfulg 
gebunden zu scin, nur der Befriedigung des Eigennutzes, nämlich der Erzielung 
der höchsten Rente zugunsten des investierten Kapitals unter Festsetzung der 
höchsten Preise zum Schaden des Verbrauchers, Heute lenkt der Staat das 
kaufmännische Streben nach Rentabilität vom Figennutz zum Gemeinnutz und 
führt damit zur volkswirtschaftlichen Rentabilität. 

Diesem Zweck dienen eine Reihe von Spezialgesetzen und Anordnungen des 
Reichswirtschaftsministers sowie verschiedene Verordnungen des Reichskum- 
missars über die Preisüberwachung. Die Befugnisse des Reich«kummissars sind 
in dieser Beziehung außerordentlich weitreichend. 
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Durch diese Maßnahmen und die Neuordnung der deutschen gewerblichen 
Wirtschaft ist seit Mitte 1933 ein erheblicher Aufstieg des Handels erzielt 
worden, der den einzelnen Zweigen in sehr unterschiedlichem Maße zuteil ge- 
worden ist. Setzt man das Jahr 1933 als Ausgangsbasis mit 100 an, dann ergibt 
sich für den gesamten Einzelhandel 1935 eine Umsatzsteigerung auf 118,8. Die 
stärksten Besserungen zeigen der Kraftfahrzeug- und Landmaschinenbauhandel 
mit 180 bzw. 165; es folgen Büromaschinen und Photoartikel mit 140, Eisen- 
waren mit 139, Möbel mit 133, Sportartikel, Klaviere und Uhren mit 130 usw. 

Im Großhandel verlief die Um- 
satzbewegung im Ganzen genom- 
men äbnlich. Es stiegen die Um- 
sätze in Nahrungsmitteln um et- 
wa 22°/, in Süßwaren um rund 
30°%,. Im Gaststätten- und Be- 
herbergungsgewerbe vermehrte 
sich der Umsatz von 4,1 auf 4,9 
Millionen RM. 


Alles in allem kann man 
sagen, daB im Umsatz von 
mehr als 70 Milliarden RM. der 
deutsche Handel noch heute 
alle andern Wirtschaftszweige 
im Zuge der allgemeinen Wirt- 
schaftsbelebung im Dritten Reich 
übertrifft. 


Die Kapitalpolitik 

Ein weiterer Punkt der schon 

Auftragsbewegung in der erwähnten programmatischenEr- 

deutschen Maschinenindustrie (1028=100) klärung Adolf Hitlers ist die 

Anerkennung des privaten 

Eigentums. Auch die Kapitalslenkung ist dem nationalsozialistischen Staat 
unterstellt. 

Diese Grundsätze sind geeignet, die Kapitalsbildung in Deutschland zu för- 
dern, denn es ist ja nur natürlich, daß der kapitalistische Unternehmer niemals 
aus freier Entschließung sein Kapital in einem volkagemeinschaftlichen Vor- 
haben anlegen wird, ohne daß ihm die Gemeinschaft oder der Staat eine gewinn- 
sichernde Ausfallbürgschaft gibt. Dadurch wurde eine für den neuen Staat not- 
wendige Voraussetzung erfüllt, nämlich die Kapitalabildung zu verwirklichen, 
ohne die es ihm unmöglich wäre, sein großartiges Wirtschafts- und Sozialpro- 
gramm sowie die Wehrhaftmachung zu verwirklichen. Es ist sicher ein Erfolg 
dieser Kapitalspolitik, daß es ihr gelungen ist, den Geldverkehr einheitlich zu- 
sammenzufassen und den Geldstrom so zu lenken, wie es für die Aufgabe- 
erfüllung notwendig ist. 
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Erspartes Kapital war 1933 nur in geringem Maße vorhanden. Steuerlich lagen 
die Verhältnisse ebenfalls sehr schlecht. Es bestand zwischen Geld- und Kapital- 
markt eine ungewöhnlich starke Spannung, die es notwendig machte, auf dem 
Wege über eine entsprechende Regelung des Geldmarktes den Kapitalmarkt 
leistungsfähiger zu gestalten, seine Funktionsfähigkeit allmählich zu beleben 
und so das Vertrauen der Effektenbesitzer in die Aufnahmefähigkeit des Kapital- 
marktes zu festigen. 

Eine Inanspruchnahme des privaten Kapitalmarktes hätte die private Initia- 
tive, die ja gerade aufs neue an- 
geregt werden sollte, völlig aus- 
geschaltet. Der Staat mußte, ohne 
die normale Entwicklung zu stö- 
ren und die Währung oder den 
Reichsetat zu gefährden, ganz 
neue Wege gehen. Wie erwähnt, 
wählte der Staat den Weg einer 
großzügigen Kreditbeschaffung, 
die es ihm ermöglichte, mit Er- 
folg die Arbeitslosigkeit zu be- 
kämpfen, eine gewaltige Binnen- 
konjunktur hervorzurufen und 
Kapitallücken in der Wirtschaft 
zu schließen. Darum nimmt in 
den gesetzgeberischen wirtschaft- 
lichen Maßnahmen mit dem 
Jahre 1933 in Deutschland die 
Kapitalpolitik, d.h. das gesamte 
Geld-, Kredit-, Börsen- und Spar- 
wesen, als einheitliches Ganzes Geldumlauf und Wechselkredit der Reichs- 
angesehen, eine besondere Stel- bank (1. Vierteljahr 1933 = 100) 
lung ein. 

Das wichtige Gesetz vom 5. Dezember 1934 „über das Kreditwesen“ ver 
wirklichte eine wahre Bank- und Kreditreform und schuf die Voraussetzung 
für eine planmäßige und einheitliche Kreditpolitik mit besonderen Bestimmungen 
sur Regelung des Spargeschäfts innerhalb der Banken wie zum Schutz der 
Spartätigkeit im Volke. 

Das Kernstück dieses Gesetzes bringt die Zusammenfassung aller bank- und 
kreditpolitischen Kräfte, sparsames Haushalten mit den vorhandenen und an- 
fallenden Geldern (d.h. Vermeidung unsicherer Geschäfte und Herabdrückung 
der Unkosten, beides ist für die Senkung des Zinsfußes wesentlich), zweckmäßige 
Arbeitsteilung des Bankapparates, Vermeidung von ungeregelter und unlauterer 
Konkurrenz, Sicherung des kleineren und mittleren Kreditbedarfs, angemessene 
regionale Verteilung der Kredite, kräftige Beschränkung der spekulativen Ge- 
schäfte und Sicherstellung einer Barliquidität im Interesse der Sparer und Geld- 
geber sowie größere Publizität der Bankbilanzen. 
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Die Kreditinstitute werden der Aufsicht eines Aufsichtsamtes und eines 
diesem beigeordneten Bankkommissars unterstellt. Die Gewerbefreiheit im Bank- 
wesen wird aufgehoben. Die Kreditgewährung, das Verhältnis von Eigenkapital 
und Gesamtverpflichtung, die Liquidität, die Buchführung, die Giralgeldschöp- 
fung und die gesamte Geschäftsgebarung unterliegen der ständigen Aufsicht und 
Kontrolle der gesamten Organe. Schärfere Trennung zwischen Spar- und Konto- 
korrentgeldern, sowie die Liquiditätsvorschriften, welche die festverzinslichen, 
bei der Reichsbank beleihbaren Wertpapiere in die Liquiditätsreserve einbeziehen, 
überbrücken die bisher zwischen Geld- und Kapitalmarkt bestehende Kluft und 
stellen eine nachhaltige Befruchtung des Rentenmarktes sicher. 

Als Ergänzung zum Gesetz über das Kreditwesen galt das sogenannte „An- 
leihestockgesetz‘; es bestimmt, daß Kapitalgesellschaften, die im Zeichen 
der durch den Staat hervorgerufenen Belebung des Binnenmarktes Dividenden- 
erhöhungen vornehmen könnten, ihre Gewinne nicht mehr nach freiem Ermessen 
ausschütten dürfen, sondern einen wesentlichen Anteil, nämlich den Gewinn, 
der über 6%, bzw. 8°, liegt, dem Produktionskapitalstock bei der Deutschen 
Diskontobank zuführen müssen. Dieser Anleihestock wird für die Gesellschafter 
ohne Antastung des Eigentums treuhänderisch verwaltet und nach vier Jahren 
unter sie aufgeteilt. Mit diesen Maßnahmen will die Regierung einen Teil der 
neuen und überschüssigen Kräfte der Kapitalgesellschaften, die vor allem durch 
die Belebung des Inlandmarktes entstanden sind, zur Stärkung des Kapital- 
marktes und auf diese Weise zur organischen Senkung des Zinsfußes wirksam 
werden lassen. 

Ferner legte 1934 eine organisatorische Neuordnung des Börsenwesens die 
21 Wertpapierbörsen auf 9 zusammen; dies ermöglichte eine stärkere Zusammen- 
fassung der Kapitalkräfte an wenigen Börsenplätzen. 

Als Beweis für das wiederhergestellte Vertrauen der deutschen Sparer sind 
bei den deutschen Sparkassen über 13 Milliarden Sparguthaben angelegt 
worden; die 1935 aufgelegte Anleihe von 1 Milliarde RM. brachten zur Hälfte 
die Banken auf dem öffentlichen Markt, zur Hälfte die Sparkassen unter. 

Es muß betont werden, daß alle deutschen Sparkassen zusammen nur 11, Mil- 
liarden RM. in staatlichen Anleihen angelegt haben; dagegen besitzen die Spar- 
kassen in vielen anderen Ländern — z.B. in Frankreich und Italien — viel 
größere Teile in Forderungen an den Staat. Selbst in den 5 Londoner Groß- 
banken liegen über 5 Milliarden RM. an englischen Staatspapieren. Das Anlage- 
kapital der 8 deutschen Großbanken beträgt etwa 7 Milliarden RM. 

Um den Leser nicht zu ermüden, sollen die Maßnahmen der nationalsozialisti- 
schen Wirtschaftsführung über Zinsermäßigung bei Kreditanstalten, über die 
Staatsbanken, über die Spar- und Girokassen, über die Auflösung der Zweck- 
sparunternehmungen usw. übergangen werden; mit diesen Maßnahmen ist ein 
bedeutender Schritt zur Bereinigung des Kapitalmarktes und zur Wiederherstel- 
lung gesunder Wirtschaftsverhältnisse getan worden. Im folgenden werde ich 
von der Gesetzgebung über die Devisenbewirtschaftung sprechen, einer 
wichtigen, durch die Knappheit der Gold- und Devisenreserven mit Rücksicht 
auf den Außenhandel notwendig gewordenen Maßnahme. 
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Das bisher Erreichte kann nur als eine Etappe auf dem Wege des Vorrückens 
angeschen werden: aber es ist auch nicht zu bestreiten, daß das Kreditwesen 
innerhalb des ersten Vierjahresplans erhebliche Fortschritte gemacht hat. Die 
Aktiven der Kreditinstitute sind von den Schlacken der vorangegangenen Zeit 
gereinigt. Es ist gelungen, die Auslandsschulden durch deutsche Einlagen zu 
ersetzen; es hat sich gezeigt, daß das Bankgewerbe nach wie vor für das Funk- 
tionieren des Kapitalmarktes unentbehrlich bleibt. Vor allem ist auch hinsicht- 
lich des Verhältnisses zwischen Staat und Kreditwesen Klarheit geschaffen 
worden. Endlich hat die ausgleichende Tätigkeit des Reichskommissars und 
der Reichsgruppe die früher so schroffen Gegensätze zwischen den einzelnen 
Teilen des Kreditgewerbes beseitigt. 


Der Außenhandel 
Deutschland ist immer eins der ersten Exportländer der Erde gewesen; be- 
sonders galt dies für die Ausfuhr von Fertigwaren. Der deutsche Außenhandel 
mit Artikeln jeder Art, von Maschinen und Schiffen bis zu den chemischen 
Erzeugnissen, von elektrischen Motoren und Rudivapparaten bis zur Fein- 
mechanik, von Filmen bis zum Kinderspielzeug usw. machte als Weltlieferanten 


das Reich berühmt. 


Die Weltkrise, die ungeheuren Leistungen auf dem Gebiet der Reparationen 
und die verschiedensten Hemmungen, die das Ausland der deutschen Ausfuhr 
entgegensetzt, haben nun den Außenhandel auf fast ein Drittel zurückgehen 
lassen. Ein Blick auf die untenstehende Tabelle und die daraus entwickelte 
Kurve zeigt mit erschreckender Deutlichkeit den tiefen Absturz, den der deutsche 
Außenhandel seit dem Beginn der Weltwirtschaft»krise erlebte. 


Der deutsche Außenhandel (ohne Gold und Silber) 
(in Millionen RM.) 


Einfuhr Ausfuhr Finfuhr- 
L.chbens- Roh- Fertig- |. Lebens- Hohb- Fertig- Ausfuhr- 
Gesamt —. Gesamt überseh 
‚ mittel ı stoffe , waren ‚ mittel stoffe waren rechuß + 


Is001 7218 122: 642 | 2750 BRR8 — 1725 
1929 | 134173973 | 7205 | 2269 | 13483 22 2426 | 9833 + 36 
1930 | 10393 : 3087 , 5508 | 1798 | 12036 | 58 | 2150 ' 938 + 1643 
1931 27, 20283878 1225 9599, 406 1 1813 1 5380 + 2872 
1932 407 | 1528 ı 2412 1 5739 , 218 : 1032 | 4489 + 1072 
1933 ses 1113 221 670 ss’7l , 181 | 93 | 3787 + 667 
1038 451 1100 , 2000 751 4167 121 7w | 3256 — 288 
1935 159 Wo | 2553 564 20 75 774 | 3418 + 111 
1936 4218 149 | 2322 39 6 88 878 | 3802 + 550 


Aus diesen Unterlagen geht unter anderem hervor, daß während vor der 
Weltkrise der Wert des deutschen Exports den ungeheuren Betrag von 12.20 Mul- 
lionen RM. im Jahre 1928 und 9833 Millionen RM. im Jahre 1929 erreichte, 
dieser Wert zur Zeit der nationalsozialistischen Machtübernahme auf 4871 Mil- 
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lionen RM. sank und dann im folgenden Jahre seinen Tiefststand mit 4167 Mil- 
lionen RM. erreichte. Der Ausfuhrüberschuß von 1643 Millionen RM. 1930 und 
sogar 2872 Millionen RM. 1931 sank auf 667 Millionen RM. 1933 und verwandelte 
sich im Jahre 1934 in eine negative Bilanz von 284 Millionen RM. 

Es ist nur ein schlechter Trost, daß auch der Außenhandel anderer Industrie- 
länder ungefähr die gleiche Entwicklung aufweist; denn Deutschland befindet 
sich wegen seiner Auslandsschulden, wegen seines Charakters als ausgesprochenes 
Industrieland, wegen der Knappheit an Gold und deckungsfähigen Devisen 
und wegen des Mangels an 
manchen Rohstoflen, die es für 
seine hochentwickelte Industrie 
braucht, in einer besonderen 
Lage. 

Der Ursprung dieser Schulden 
ist bekannt: der Versailler 
Vertrag. Auf Grund dieses sog. 
Friedensabkommens hat man 
Deutschland nicht nur seine 
Kapitalanlagen im Ausland in 
Höbe von etwa 25 Milliarden 
RM., aus deren Erträgnissen es 
früher seinen Einfuhrüberschuß 
bezahlte, fast vollständig weg- 
genommen, sondern man hat das 
Reich auch gezwungen, Millio- 
nenbeträge an Reparationen in 
fremder Währung zu bezahlen. 

Nachdem es sich als unmög- 
lich erwiesen hatte, diese Repa- 
rationen in Form von Waren ins 
Der deutsche Außenhandel (in Millionen RM.) Ausland zu überweisen, wurde 

Deutschland unter dem Dawes- 
plan und später unter dem Youngplan reparationsfähig gemacht. Man beschritt 
den verhängnisvollen Weg der Aufnahme von Anleihen und YValutakrediten 
für insgesamt 27 Milliarden RM. bei fremden Privatleuten und Banken, deren 
Devisenerlöse zum großen Teil zur Bezahlung von Reparationen verwendet 
wurden. 

Wie Reichsbankpräsident Dr. Schacht am 30. August 1934 auf der Inter- 
nationalen Konferenz für Agrarwirtschaft in Bad Eilsen erklärte, kam zwar 
der Reichsmarkgegenwert diesen Wirtschaftsunternehmungen zugute und auch 
die Devisen flossen vorübergehend der Reichsbank zu; aber die Reichsregierung 
hat den Reichsmarkbetrag der Reparationen durch Steuern u. dgl. wieder aus 
der Gemeinschaft heraurgezogen, dafür die entsprechenden Devisenmengen von 
der Reichsbank alsbald wieder zurückgekauft und sie den Reparationsmächten 
überwiesen. 
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Der sogenannte Laytonbericht der Baseler Internationalen Konferenz 
von 1931 stellte an Hand der Ziffern eindeutig fest, daß Deutschland in den 
Jahren nach dem Dawesplan in einer Handelsbilanz keinerlei Überschüsse erzielt 
hat, aus denen es Reparationen zu überweisen imstande gewesen wäre. Die 
alliierten Regierungen haben also die bis Ende 1931 aufgelaufenen Reparationen 
in Höhe von 10,3 Milliarden RM. in Wahrheit von ihren eigenen Bürgern und 
von denen neutraler Staaten erhalten. Dieser im Laytonbericht genannten 
Summe von 10,3 Milliarden RM. sind, von der deutschen Auslandsverschuldung 
aus geschen, weitere rund 5 Milliarden RM. zuzurechnen, die sich aus den Repa- 
rationslasten seit Anfang 1931 und aus der Zinslast auf die mit geborgtem Geld 
durchgeführten Reparationsleistungen zusammensetzen. Deutschland ist also in 
Höhe von über 15 Milliarden RM. an die ausländischen Privatkapitalisten ledig- 
lich für Reparationszahlungen verschuldet worden. 

Dieses ebenso widersinnige wie unverantwortliche System mußte zusammen- 
brechen, sobald das Ausland die Gewährung weiterer Kredite einstellte. Der 
Dawesplan selbst hatte klar ausgesprochen, daß internationale Schulden nur 
mit Waren und Dienstleistungen abzugelten seien, und daß internationale 
Kreditoperationen die Abtragung von Schulden wohl zeitweilig zu verschleiern, 
sie aber nicht endgültig zu beseitigen vermöchten. 

Die Lage gestaltete sich noch geführlicher, weil der Anteil der kurzfristigen 
Kredite an der Gesamtverschuldung ständig wuchs, besonders als nach dem 
amerikanischen Börsenkrach vom Oktober 1929 die Unterbringung langfristiger 
Anleihen schwieriger geworden war. 

Im Sommer 1931 kam es zu Massenkündigungen kurzfristiger Kredite mit 
dem Erfolge, daß das durch die Reparationen aufgebaute internationale Kredit- 
system wie ein Kartenhaus zusammenbrach, und das unsinnige Reparations- 
spiel unter sich begrub. Der furchtbare Stoß, der dem deutschen Kredit- 
gebäude im Laufe des Jahres 1931, besonders im Juli zugefügt worden war, 
ist noch frisch in aller Erinnerung: Bankenfeiertage, SchlieBung der Börsen, 
Reich»garantie für die Danatbank und Reichshilfe für die Dresdener Bank, 
Reichsbankdiskont 15° ,, rigurose Devisenzwangswirtschaft, Stillbalteabkommen, 
Insolvenz zahlreicher Bankinstitute, Kapitalabzug aus Deutschland in Höhe von 
4900 Millionen RM.!... 

Zwar versuchten Politiker verschiedener Staaten die Situation zu retten, 
fanden aber nicht die notwendige Unterstützung, um die Krise im Wege inter- 
nationaler Zusammenarbeit zu liquidieren. Das Schicksal nahm seinen Lauf. 

Der Bericht des Beratenden Sonderausschusses bei der Bank Internationaler 
Zahlungen in Basel vom 23. Dezember 1931 enthält die folgende Feststellung: 
„Jedes Land ist durch die Kreditkrise dieses Sommers erschüttert 
worden, aber in Deutschland waren ihre Wirkungen verhcerend“, 
Und weiter: „Die Steuerlast in Deutschland ist so groß, daß es für 
eine weitere Erhöhung keinen Spielraum gibt‘. So wurde man gezwun- 
gen, aus der neuen Lage die Konsequenz zu ziehen, „Jas deutsche Kreditabkom- 
men“ im Januar 1932 abzuschließen und die Reparationen in Lausanne einige 
Monate später abzuschaffen. 
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Die Auslandsverschuldung, die bereits als eine Folge der Reparationspolitik 
und der falschen Kreditplazierung erwähnt worden ist, blieb aber Ende 1930 
in einer Höhe von über 25 Milliarden RM. bestehen, von denen rund 15 Milliarden 
kurzfristig waren. Heute beträgt diese Verschuldung 11 Milliarden, also weniger 
als die seit dem Dawesplan gezahlten Reparationen, zuzüglich der dafür zu 
tragenden Zinsen. Trotz der ungeheueren Erschwerungen, die das Ausland dem 
deutschen Export entgegengesetzt hat, ist es also dem Reich gelungen, im 
Verlauf von 6 Jahren nicht nur den Zinsendienst von mehreren hundert Mil- 
lionen RM. jährlich aufrechtzuhalten, sondern es hat darüber hinaus von den 
Schulden selbst, die am Tage der nationalsozialistischen Machtergreifung etwa 
20 Milliarden RM. betrugen, mehr als 8 Milliarden zurückgezahlt. Allerdings 
fällt eine Verminderung von 4 Milliarden auf die Entwertung ausländischer 
Währungen. 

Deutschland hat seine unter diese Schulden gesetzte Unterschrift nicht zurück- 
gezogen. Reichsbankpräsident Dr. Schacht hat oft wiederholt, daß Deutschland 
stets bemüht sein wird, (so weit es irgend möglich ist, d. h. so weit der Devisen- 
stand der Reichsbank es erlaubt), die bestehenden Forderungen zu befriedigen. 
„Wir wollen nicht vergessen“, sagt er in seiner Königsberger Rede am 
18. August 1935, „daß unsere Auslandsgläubiger ja nicht die Regie- 
rungen sind, sondern Tausende einzelner Bürger des Auslands, 
die uns ihre Ersparnisse geliehen haben.“ 


Es ist also nicht verwunderlich, daß die Gold- und Devisenreserve der Reichs- 
bank auf eine geringfügige Summe zurückgegangen ist. 

Diese Bestände betrugen Ende 1931, und zwar nachdem die Bankenkrisis 
eine Verminderung von mehr als 3 Milliarden RM. verursacht hatte, 1156 Mil- 
lionen RM.; im Laufe des nächsten Jahres verminderten sie sich auf 920 Mil- 
lionen RM. Ende 1933 waren sie trotz einmaligen Deviseneinnahmen in Höhe 
von 100 Millionen RM. auf Grund des Gesetzes ‚‚gegen Verrat der deutschen 
Volkswirtschaft“ vom Juli 1933 auf einem Stand von 395 Millionen RM. 
angelangt. 

Die Arbeitsbeschaffungspolitik der nationalsozialistischen Regierung hatte eine 
erhöhte Einfuhr an Rohstoffen zur Folge. Dies fiel devisenmäßig um so mehr ins 
Gewicht, als die Rohstoffpreise im Winter 1933/34 steigende Tendenz aufwiesen. 
Diese erhöhte Rohstoffeinfuhr zusammen mit den sich ständig verschärfenden 
Erschwerungen, denen die deutsche Ausfuhr begegnete, führte dazu, daß die 
deutsche Handelsbilanz, die im Jahre 1933 noch mit 667 Millionen RM. aktiv 
war, 1934 mit 284 Millionen RM. passiv wurde. Eine solche Passivität, die 
Scrips (Schuldverschreibungen der Konversionskasse für Deutsche Auslands- 
schulden) sowie die sonstigen Kapitalverpflichtungen, ließen die Gold- und 
Devisenreserven der Reichsbank rasch weiter hinschmelzen, so daß sie Ende 
März 1934 nur noch 245 Millionen, und Ende Juni nur 77 Millionen RM. 
betrugen. 

Als sich diese sorgenvulle Entwicklung Anfang März 1934 klarer übersehen 
ließ, traf die Reichsbank entsprechende Maßnahmen. Die Einfuhrdevisenkontin- 


— 1811 — 


gente, die in der Zeit von Mai 1932 bis Februar 193% unverändert 50°, der 
Einfuhr von 1930 und 1931 betragen hatten, wurden im März 1934 auf 45°/, 
im April auf 35%, im Mai auf 25°, im Juni auf 10%, und im Juli auf 5%, 
ermäßigt. Darüber erließ das Gesetz „über den Verkehr mit ausländischen 
Rohstoffen und Halbfabrikaten“ vom 21. März 193% zeitlich begrenzte 
Einkaufsverbote für wichtige Rohstoffe; Überwachungsstellen für eine Reihe 
von Rohstoffen sorgten für sparsame Rohstoffbewirtschaftung. 

Diese Maßnahmen brachten aber keinen ausreichenden Erfolg, teils, weil 
bereits in früheren Monaten Einkaufskontrakte abgeschlossen wurden waren, 
aus denen noch Waren abgenommen werden mußten, teils, weil die unter dem 
Zahlungsabkommen, dem sogenannten Schwedenklauselabkommen, bei der 
Reichsbank geführten Sonderkonten ausländischer Notenbanken diese Maß- 
nahmen weitgehend illusorisch machten. Ende Juni sah sich die Reichsbank 
zu einem vorübergehenden Notbehelf gezwungen: sie repartierte die Devisen, 
d.h. sie beschränkte ihre tägliche Devisenabgabe auf die Eingänge. Die Devisen- 
anforderungen wurden je nach ihrem Dringlichkeitsgrad aus den täglich anfal- 
lenden Devisen anteilmäßig befriedigt. 

Zwar konnte die Reichsbank auf diesem Wege den weiteren Rückgang des 
Gold- und Devisenbestandes, der daher heute noch 75 Millionen beträgt, auf- 
halten; da sie aber durch diese Regelung nur die Zahlung, nicht aber die effektive 
Einfuhr beschränkte, entstanden überfüllige Warenschulden in wachsendem 
Umfange, die den Kredit des deutschen Exporteurs zu ruinieren drohten, und zur 
Folge hatten, daß die Einfuhr auf Dreimonatsziel immer häufiger durch eine 
Finfuhr per Kasse ersetzt wurde. Im Laufe des Monats Juli 193% wuchsen die 
mit der Devisenrepartierung in Verbindung stehenden Schwierigkeiten immer 
weiter: eine endgültige Regelung der gesamten Einfuhr nach einheitlichen Richt- 
linien war daher nicht zu umgehen. 

Reichsbankpräsident Dr. Schacht, der Ende Juli mit der Leitung des Reichs- 
wirtschaftsministeriums betraut worden war, verkündigte in seiner Rede auf 
dem Presseabend der Leipziger Herbatmesse am 26. August 1934, das unter 
dem Namen „Neuer Plan“ bekannt gewordene System von Gesetzen und 
Verordnungen. Es regelt mit seiner festen und klaren Ordnung den deutschen 
Außenhandel noch heute erfolgreich. 

„Oberster Grundsatz jederkaufmännischen Auffassung — so sagte 
Dr. Schacht — wird es sein und muß es bleiben, keine Verpflichtun- 
gen einzugehen, deren Einlösung nicht sicher ist; allzulange schon 
hat die Politik die kaufmännischen Regeln bedroht. Ich bin ent- 
schlossen, diesem Zustand ein Ende zu machen und hoffe auf das 
Verständnis aller wirtschaftlichen Kreise der Welt. Es bleibt uns 
nur der einzige gerade Weg, daß wir unsere Einfuhr in Überein- 
stimmung mit unseren Zahlungsmöglichkeiten bringen.“ 

Der im September 193% entstandene neue Plan bezweckt also den Grundsatz 
des ehrlichen Kaufmanns, nur das einzukaufen, was er bezahlen kann, in der 
Wirtschaft wieder zur Geltung zu bringen, gleichzeitig aber auch darauf Einfluß 
zu nehmen, daß von Deutschen in erster Linie das gekauft wird, was in Deutsch- 
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land notwendig gebraucht wird. Die Bezahlung ist hierbei nicht etwa an Geld 
gebunden; sie kann auch, wie beim Kompensationsgeschäft, eine Art Tausch- 
geschäft von Ware gegen Ware sein. Jedenfalls soll der Schacht‘sche neue Plan 
unterbinden, daß Einkäufe getätigt und Waren nach Deutschland eingeführt 
werden, für die keinerlei Möglichkeiten einer Bezahlung gegeben sind oder für 
die keine Gegenleistung sichergestellt ist. 

Um eine ständige Kontrolle über die Wirksamkeit des Planes und eine klare 
Übersicht über die Entwicklung der deutschen Beziehungen und seines Waren- 
verkehrs zum Auslande zu haben, ferner, um die eingeführten Waren auf dem 
Inlandsmarkt planvoll verteilen zu können, wurden 27 Überwachungsstellen 
für alle mit der Ausfuhr zusammenhängenden Erzeugnisse eingerichtet. Damit 
hat eine vollkommene Einfuhrüberwachung Platz gegriffen, die Deutschland 
in die Lage versetzt, seinen Einkauf im Ausland in erster Linie bei seinen 
Kunden (d.h. bei Käufern von deutschen Fertigfabrikaten) zu decken. 

Der Generalreferent im Reichswirtschaftsministerium, Reichsbankdirektor 
Karl Blessing, hat den neuen Plan in einem Vortrag in der Verwaltungsakademie 
in Berlin folgendermaßen charakterisiert: 

„Er verfolgt das Nahziel, unsere Einfuhr in Übereinstimmung mit den vorhandenen 
Zahlungsmöglichkeiten zu bringen, und das Fernziel, unsere Handelsbilanz so zu 
ordnen und zu gestalten, daß wir unsere lebensnotwendigen Einfuhrbedürfnisse be- 
friedigen und unseren sonstigen Verpflichtungen nachkommen können. Je mehr uns 
unsere Gläubigerländer in dieser Hinsicht unterstützen, desto größer wird die Möglich- 
keit, unsere Schulden zu bezahlen.“ 


Sicher stellt dieses System eine Maßnahme dar, welche die Freiheit der einzel- 
nen Firmen oft eng einschränkt; Dr. Schacht selbst hält diesen Plan für etwas 
„Scheußliches“, weil man dadurch auf die primitivsten alten kommerziellen 
Wege zurückkomme: man tauscht Glasperlen gegen Elfenbein, wie es vor 80 
und 100 Jahren in Zentralafrika Mode war. Aber es war eben ohne dieses Ver- 
fahren für Deutschland nicht durchzukommen. 

Gewiß ist das Ziel der deutschen Handelspolitik, nur lebensnotwendige Waren 
aus dem Auslande zu beziehen, nach der Natur des Außenhandels nicht hundert- 
prozentig zu erreichen. Die ausländischen Lieferanten sind vielfach darauf 
angewiesen, außer den für Deutschland wichtigen Waren auch solche zu ver- 
kaufen, auf deren Einfuhr Deutschland mehr oder weniger gern verzichten 
würde. So liefert z. B. Brasilien seine Baumwolle nur an die Käufer seines Kaffees, 
Chile sein Kupfer nur an die Abnehmer von Düngemitteln. Aber trotz diesen 
Schwierigkeiten ist es gelungen, die Struktur der deutschen Einfuhr den Lebens- 
bedürfnissen der deutschen Wirtschaft weitgehend anzupassen; auch ist die 
Passivität des deutschen Außenhandels aus dem Jahre 1934 nunmehr beseitigt. 
Schon im Jahre 1935 überstieg die deutsche Ausfuhr die Einfuhr um 111 Millionen 
RM., und im Jahre 1936 wurde ein Ausfuhrüberschuß von 550 Millionen erzielt. 


Der neue Plan kann also als ein Erfolg der Wirtschaftspolitik Dr. Schachts 
angesehen werden. Dieser Erfolg läßt sich in folgende vier Hauptpunkte zu- 


sammenfassen: 
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1. Finanzierung des enormen Arbeitsbeschaffungsprogrammes und der Wieder- 
aufrüstung aus eigener Kraft, ohne daß Störungen auf dem Geldmarkt oder in 
der Währungslage eintraten. 

2. Acht Milliarden Auslandsentschuldung. Es ist in der Tat gelungen, sich 
in den letzten Jahren mit dem Ausland in der Schuldenfrage stets zu verstän- 
digen. Die Aufrechterhaltung der Goldparität der deutschen Währung hat gleich- 
zeitig dazu beigetragen, daß Deutschland die ganzen Vorteile der Abwertung 
der anderen Währungen in seine Entschuldung mit hineinrechnen konnte. 

3. Der neue Plan hat ermöglicht, Deutschlands Rohstoffbezüge (Rohstoff und 
Halbzeug) von etwa 26 Millionen Tonnen auf 42 Millionen jährlich zu steigern 
sowie den Import von Fertigfabrikaten auf ein Minimum herabzusetzen. Es 
wurde ferner dadurch die Möglichkeit geschaffen, dem Ausland gegenüber auch 
da in Konkurrenz zu treten, wo dieses durch Währungsdumping einen großen 
Vorsprung in den Preisen zu haben scheint. 

4. Feste Parität der Währung. 


Dieser letzte Punkt verdient besonders ausführlich beleuchtet zu werden, denn 
es ist für Dr. Schacht nicht leicht gewesen, den Markkurs auf seiner Höhe zu 
halten, trotz der Währungsentwertungen anderer großer und kleiner Nationen 
und der mancher Strömungen in den deutschen Wirtschaftskreisen für eine Ent- 
wertung, die nach deren Auffassung den für das Dritte Reich so notwendigen 
Außenhandel begünstigen würde. 

Der Reichsbankpräsident und beauftragte Reichswirtschaftsminister hat 
niemals der geringsten Möglichkeit einer Verwirklichung dieser Hoffnung Raum 
gegeben. Schon am 22. Februar 1934, anläßlich einer Rede vor dem Zentral- 
verband des Deutschen Bank- und Bankiergewerbes sagte er: 


„Meine Herren, Sie wissen, daß ich eine offene Sprache liebe. Ich möchte hier deshalb 
ganz ruhig aussprechen, daß mir die Ansichten gewisser Exportkreise wohl bekannt 
sind, man könne den deutschen Export ohne eine Abwertung der Mark nicht aufrecht- 
erhalten. Ich bin von der Notwendigkeit, den deutschen Export im Interesse der Ar- 
beitsbeschafflung nicht nur aufrecht zu erhalten, sondern zu steigern, so überzeugt, 
daß ich keine Lelegenheit vorübergehen lasse, darauf hinzuweisen, daß man über der 
Pilege des Binnenmarktes den Export nicht vernachlässigen darf... Dennoch kann 
ich mich nicht dazu verstehen, eine Abwertung der Mark vorzunehmen. 
Die Gründe dafür sind folgende: 


Erstens beruht der deutsche Export zu einem schr großen Teil auf der Veredelung 
ausländischer Rohstoffe, die durch eine Abwertung der deutschen Mark sofort ver- 
teuert würden. Hier liegt der fundamentale Unterschied gegenüber England, welches 
scine Rohstoffe nahezu restlos im eigenen Imperium erzeugt. (Auch gegenüber den 
Vereinigten Staaten, die beinahe rohstoffautotark sind. Anm.d.A.) 


Zweitens würde das große Opfer einer Markabwertung sowieso nur wenig nützen, 
weil wir die Schrumpfung des gesamten Welthandels, die auf ganz anderen Gründen 
beruht, dadurch doch nicht beheben würden und unseren Anteil an diesem schon zu- 
sammengeschrumpften Welthandel deswegen nicht über das normale Maß steigern 
könnten, weil England und Amerika noch nicht wieder endgültig stabilisiert haben und 
sofort mit weiterer Valutacntwertung antworten würden, 
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Drittens gibt es andere Mittel, um dem Valutadumping der anderen Länder auch 
ohne Abwertung der Mark zu begegnen. Das von uns aufgebaute System der zusätz- 
lichen Exporte unter Inzahlungnahme von Sperrmark, billigen deutschen Auslands»- 
bons und Scrips erstattet uns immerhin einen gewissen Teil dessen wieder, was die 
englische und amerikanische Valutaentwertung uns wegnimmt. Dieses System ist 
noch durchaus ausbaufühig, und wir werden unser möglichstes in dieser Richtung tun, 
zumal die Ausland»gläubiger die berechtigte Notwendigkeit dieses Systems neuer- 
dings begriffen haben. 

Ich möchte deshalb abschließend mit allem Nachdruck feststellen, daß der Wille 
der Reichsregierung, dem Arbeiter und Sparer seine Kaufkraft zu erhalten, nicht im 
geringsten erschüttert ist und daß von einer Abwertung der Mark nicht die 
Rede sein kann.“ 


Zu diesen so offen dargelegten Gründen kann man noch hinzufügen, daß eine 
Devaluation auch gleichbedeutend mit einer Erhöhung der deutschen Auslands- 
schuldenlast wäre, weil diese überwiegend auf fremde Währung lautet. Der durch 
Abwertung der anderen Währungen in Deutschlands Entschuldung erreichte 
Vorteil würde dadurch verloren gehen. Ferner würde die Gefahr bestehen, daß 
die bereits jetzt möglichen Exporte billiger angeboten werden als seither, so daß 
in fremder Währung ausgedrückt zunächst wohl ein Rückgang der Exporterlöse 
eintreten würde, der durch neue Exporte zunächst erst wieder ausgeglichen 
werden müßte, Solange nur eine mengenmäßige, aber keine wertmäßige Steigr- 
rung des Exports zu erzielen wäre, würde nicht nur kein Vorteil, sondern eın 
Nachteil gegenüber dem jetzigen Zustand eintreten, weil die in den erhöhten 
Exportmengen enthaltene Robstoffquote in fremder Währung bezahlt werden 
muß, 

Schließlich müßte eine Abwertung der Währung in einem inflationsgewohnten 
Land wie Deutschland fraglos nachteilige Rückwirkungen auf den Kredit- 
apparat und die Sparwilligkeit des Volkes haben. Alle Fortschritte auf dem 
Gebiet des Kapitalmarktes, die erreicht worden sind, würden mit einem Schlage 
binfäüllig werden. 

Der Standpunkt Dr. Schachts hat sich inzwischen nicht geändert. Am 27. Sep- 
temıber 1936 ließ die französische Regierung der Reicharegierung die von Paris, 
London und Washington veröffentlichte Erklärung über die Abwertung des 
französischen Franken zugehen und lenkte dabei besonders die Aufmerksamkeit 
auf den Absatz, in dem die Mitwirkung der übrigen Nationen bei der Durch- 
führung der in der Erklärung formulierten Politik gewünscht und angesucht 
wurde. 

Der Reichsbankpräsident brachte der Öffentlichkeit zur Kenntnis, daß die 
in der Erklärung der drei Mächte bekundete Absicht, „den Frieden zu wahren, 
die Schaffung von Bedingungen zu begünstigen, die am besten zur Wiederber- 
stellung der Ordnung in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen beitragen 
können, und eine Politik zu betreiben, die auf die Entwicklung des Wohlstandes 
in der Welt und auf die Besserung des Lebensstandards der Völker abzielt'* dem 
Wunsche und Wille, den Adulf Hitler in seinen wiederholten feierlichen Er- 
klarungen ausgedrückt hatte, vollinhaltlich entspreche. Reichsregierung und 
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Reichsbank seien aber zu der Entschließung gekommen, daß Deutschland die 
durch die Abwertungsmaßnahmen des Auslandes erhöhte Un- 
sicherheit des internationalen Verkehrs nicht noch dadurch ver- 
mehren wolle, daß auch Deutschland ein unsicheres Element in 
die Währungslage hineintrüge. „Ich möchte für Deutschland sagen — 
führte Dr. Schacht aus — daß das Devisenbewirtschaftungssystem, dessen Un- 
bequemlichkeiten und Mängel wir jederzeit anerkannt haben, durch keine bloße 
Abwertung überflüssig gemacht werden könnte. Die schwere, aus dem Versailler 
Unrecht entstandene Schuldenlast und die Schwierigkeiten unserer Rohstoff- 
beschaffung zwingen zu ihm, Erst deren Milderung wird die deutsche Devisen- 
kontrolle entbehrlich machen. An der Lösung dieser Frage aber hängt nicht 
nur das wirtschaftliche Wohlergehen Deutschlands, sondern auch aller der Län- 
der, die an einem aufnahmefühigen Markt von 70 Millionen Menschen interessiert 
sind.‘ 

Diese Worte bestätigen nur das Programm der nationalsozialistischen Re- 
gierung bei ihrer Machtübernahme: Kein Währungsexperiment! 


Reichsplanung und Raumordnung 


Die nationalsozialistische Revolution hat die alte Grundwahrheit neu heraus- 
gestellt, daB der Raum übergeordnet ist, daß im Raum sich erst die 
Zeit begibt, und daß man schließlich immer nur erhalten kann, 
was räumlich ist. Seitdem die Menschen auf Erden sind, fühlen sie sich 
an die Stätten gebunden, in denen ihre Eltern gesiedelt, gelebt, gearbeitet und 
gewohnt haben. Und je älter ein Volk wird, je länger es mit seiner Scholle 
verwächst, um so heiliger wird dies Band. Das Heimatland wird ein Stück 
Individualität des Volkes. Und wenn die Geschichte des Volkes die Entfaltung 
sciner Eigenart bedeutet, sein lleranreifen zu seiner Idee, zu dem, was in ihm 
angelegt ist, so haben der heimatliche Boden und Raum an dieser Geschichte 
ebenso Anteil, wie die Menschen, die auf ihnen leben, so daß sie nicht nur der 
passive Schauplatz für sie sind, sondern ein lebendiger Faktor ihres Werdens. 
Das ist der tiefe Sinn des Namens „patria terra“: Vaterland. 

Das deutsche Volk stezt sich, wie viele andere Völker, seit altersher aus seinem 
inneren Wesen heraus und in seiner Geschichte, in Siegen oder Niederlagen, 
mit seinem Raum auseinander, in dem es fest bestehen will. Dieser Raum 
aber ist heute, wenn auch im ganzen wohl gepflegt, nicht minder raub und an 
Schätzen nicht reicher als ehedem. Auf keinem wesentlichen Gebiet, außer 
der Kohle, reichen die bisher erschlossenen Lagerstätten zur Deckung des eigenen 
Bedarfes. Deutschland ist kein „Sonnenland“, sein Klima genügt nicht, um 
eine der Bevölkerungsdichte entsprechende Menge von Ernährungs- und Roh- 
stoffpflanzen zur Reife zu bringen. Nicht weniger als 138 Deutsche leben auf 
1 Quadratkilometer eng beieinander. 

Die Reichsführung will aber jedem Nahrung und Kleidung, dem Leben des 
einzelnen und des ganzen Befriedigung und Schutz schaffen und den Fähigsten 
Entwicklungsraum trotz aller Bodenknappheit geben. Planung und Ordnung 
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erheischen darum die Bodenverteilung und die Bodennutzung, den wirtschaft- 
lichen und kulturellen Krafteinsatz, um einen zweckmäßigen Siedlungs-, Wirt- 
schafts- und Volksaufbau sicherzustellen, um jedem Volksgenossen eine wahre 
Heimat und das größte Maß von Lebensmöglichkeit zu bieten. 


Das Problem deutscher Volksgemeinschaftin der deutschen Raum- 
gemeinschaft wurde in seiner schicksalhaften Bedeutung früher nicht erkannt. 
Die Bodengesetze verursachten z.B. eine anhaltende Flucht der deutschen 
Menschen vom Lande in die Stadt, von der Agrarwirtschaft zur Industrie, wo 
sie in der Zeit der Scheinblüte als Arbeitskräfte gierig aufgesogen wurden. Das 
Ergebnis war ein ungesundes Anwachsen der Städte, eine Zusammenballung 
in den Industriestandorten mit den schlimmen Folgen der Proletarisierung der 
Massen. Bis zum Weltkrieg ging die Staatsführung, ohne an die notwendige 
Ernährung des Volkes während eines Konfliktes, geschweige denn an die fernere 
Zukunft, zu denken, sorglos an der tieferen Ergründung dieser damals schon 
augenfälligen Tatsachen vorüber. Und nach dem Weltkrieg und dem Zusammen- 
bruch des alten Wirtschaftssystems stand das Volk vor den Folgen dieser 
Gleichgültigkeit. 

Die ersten Ansätze zu einer planvollen Lenkung der Raumnutzung entstanden 
in den industrialisierten Gebieten als kommunalpolitische Notwendigkeit. Es 
handelte sich dabei um einen gewissen örtlichen Ausgleich, das Aufstellen von 
Fluchtlinien- und Bebauungsplänen, die Linienführung von Verkehrswegen, 
Erhaltung von Grünflächen (oft diktiert von dem Abbauprogramm der Kohle). 
Diese Planungen gingen aber über die Grenzen des Bezirks nicht hinaus. Im 
Ruhrkohlenbezirk, im mitteldeutschen Revier, in Oberschlesien, in Hamburg 
entstanden die ersten Landesplanungsverbände, an deren Arbeit neben 
den kommunalen Behörden schon staatliche Stellen beteiligt waren. Auch in 
diesen Verbänden wurde wertvolle Aufbauarbeit geleistet und es fehlte hier 
nicht an Stimmen, die aus der Erkenntnis der Notwendigkeit eines Zusammen- 
gehens der einzelnen Gebietsplanungen mit dem ganzen eine Reichsplanung 
forderten. 


Durch das Gesetz vom 29. März 1935 und Erlasse des Führers vom 26. Juni 
und 18. November 1935 wurde die Reichs- und Landesplanung und Raum- 
ordnung zueinerstaatlichen Hoheitsaufgabe erhoben und die Durchführung 
einer unabhängigen, ihm direkt unterstellten obersten „Reichsstelle für 
Raumordnung“ übertragen. Zum Leiter dieser Reichsbehörde wurde Reichs- 
minister Hanns Kerrl bestimmt. 


Der Leitgedanke geht aus diesem Gesetz klar hervor: „Grund und Boden 
sind die Grundlagen von Volk und Reich‘. Die Reichsstelle übernimmt 
die zusammenfassende, übergeordnete Planung und Ordnung des deutschen 
Raumes für das gesamte Reichsgebiet. Ferner ist bekannt, daß die obersten 
Reichsbehörden alle Auskünfte zu erteilen haben, welche die Reichsstelle zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben fordert. Die Reichsstelle kann gegen die Durc 
eines Vorhabens Einspruch erheben und sich der bestehenden Planungsbehörden 
und Verbände bedienen. Planungsbehörden sind die Reichsstatthalter, in Preu- 
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Ben die Oberpräsidenten, im Saarland der Reichskommissar und in Berlin der 
Stadtpräsident, 


Die planvolle Gestaltung eines Gebietes erfordert die lebendige Mitarbeit 
aller in diesem Raum tätigen Kräfte. Es ist daher durch die Landesplanungs- 
gemeinschaften die Plattform geschaffen, auf der sich alle Kräfte des Landes, 
Partei, Wehrmacht, Arbeits-, Verkehrs-, land- und forstwirtschaftliche Verwal- 
tung, Bergbau, DAF., Reichsnährstand, Industrie-, Handels- und Handwerks- 
kammern usw., sowie die Wissenschaft in enger Gemeinschaftsarbeit zusammen- 
finden sollen. Es sind insgesamt 23 Planungsgemeinschaften entstanden, die 
innerhalb ihres Gebietes für eine dezentrale Förderung ihrer Aufgaben wiederum 
Bezirksstellen eingerichtet haben und mit den angrenzenden Landesplanungs- 
gemeinschaften enge Fühlung halten sollen. 


Auch die Forschung ist in wissenschaftlicher Gemeinschaftsarbeit auf dem 
Gebiet der Planung und Raumordnung unter einheitlicher Führung eingesetzt, 
und zwar durch die an allen Universitäten und Hochschulen gegründete Arbeits- 
gemeinschaft für Raumforschung. Ihre Hauptaufgaben sind: erstens die 
Erziehung der Wissenschaftler selbst durch die Hinwendung zu Volk und Raum 
und damit zur Landschaft als Ausrichtungrspunkt des Wissens, zweitens der 
planvolle Einsatz der Forschung für die Ziele der Volks- und Raumordnung 
und drittens die Schaffung und Ausbildung eines geeigneten Nachwuchses, 

Die Reichsstelle mit ihrer Organisation arbeitet nach großen Richtlinien und 
hat bereits in einer großen Zahl von Einzelfällen segensreich eingreifen können. 
Daneben wird an den Grundlagen der neuen Reichsplanung methodisch ge- 
arbeitet, um alle Kräfte in den deutschen Landschaften auf ein gemein- 
sames Ziel und die Leistung der einzelnen deutschen Räume zum höchstmög- 
lichen Einsatz für das Gesamtwohl von Volk und Staat bringen zu können!). 


Reichsminister Kerrl ist auch Präsident der ‚„„Gesellschaft zur Vor- 
bereitung der Reichsplanung und Raumordnung“ (Gezuvor). Diese 
Gesellschaft war ursprünglich mit dem Ziel entstanden, die Vorprojektierung 
des Autobahnnetzes („Gesellschaft zur Vorbereitung der Reichsautobahnen‘*‘) 
durchzuführen und wurde im Sommer 1935 vom Minister unter dem neuen 
Namen mit Aufgaben umfassenderer Art betraut. 


!) Es ist interessant, zu bemerken, daß eine Ahnliche Idee auch in England aufgetaucht ist. 
Beseichnend ist in dieser Hinsicht, was Sir William Beveridge in einem Leitaufsatz der „Times“ 
schrieb: „Die Anordnung der Lagerhäuser und Fabriken aller Art, der Ausbau von Häfen, 
die Regelung des Verkehrs, die Planung von Städten und die Gestaltung von Häusern, die 
Landwirtschaftspolitik, die Organisation von Polizei und Feuerwehr, von Krankenhäusern 
und Wasserversorgung, alle diese Dinge können nicht mehr nach dem alten Maßstab der Er- 
seugung größten Wohlstands und größerer Bequemlichkeit bewertet werden.“ Das Londoner 
Blatt forderte darüber hinaus eine großzügige Planung: Industrieverlagerung, Abgrenzung 
zwischen Schienen- und Straßenverkehr, Wiederaufbau der Landwirtschaft, Schaflung eines 
Vertrauensverbältnisses zwischen Arbeiter und Unternchmer. Denn .‚frei zu sein heißt im Sinne 
des 20. Jahrhunderts, sich eo zu organisieren, daß die Errungenschaften der Freiheit gesichert 
und dem Leben des Volkes angepaßt sind“. 
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Die alte „Gezuvor“* war wieder eine Umwandlung der „Hafraba“, eine 
im Jahre 1926 gegründete Studiengesellschaft für den Bau einer Autostraße 
von Hamburg über Frankfurt nach Basel, deren Pläne aber unter den früheren 
Regierungen kein Glück fanden. Erst nach dem Gesetz für die Reichsauto- 
bahnen im Juni 1933 konnte der Bau der Strecke, an der zuerst gearbeitet 
wurde, Frankfurt—Mannheim—Heidelberg, ein Teilstück der alten Hafraba- 
Linie, in Angriff genommen werden. Die „Hafraba‘“ wurde „Gezuvor“. Die 
Form der Gesellschaft ermöglichte nicht nur die Vorbereitung der Pläne, son- 
dern auch die Finanzierung des Unternehmens. Der Beitritt stand jedermann 
offen: Ländern, Gemeinden, Körperschaften, Verbänden, Unternehmunger, 
Firmen, Einzelpersonen. Die Zahl ihrer Mitglieder konnte bald auf 3000 steigen. 

Der gesamte deutsche Raum wurde in elf Sektionen geteilt. Im Einvernehmen 
mit dem Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen wurden die Verkehr- 
verhältnisse untersucht und die Wünsche und Meinungen der interessierten 
Kreise geprüft. Erhebungen über Planungsvorhaben und Planungsmöglichkeiten 
auf den verschiedensten Gebieten wie Siedlung, Industrieverlagerung, Verkehrs- 
wirtschaft, Landwirtschaft und Bergbau wurden durchgeführt und die Ergeb 
nisse geordnet. Nach der allgemeinen Festlegung der Linienzüge konnten dann 
die Vorprojekte der einzelnen Linien ausgearbeitet und Kostenvorschläge aul- 
gestellt werden. 

Der Erfolg der Arbeiten war groß. Dem Generalinspektor konnte ein Material 
vorgelegt werden, das seinen Erwägungen über die endgültige Linienführung 
und Ausgestaltung der Reichsautobahnen diente und seine verantwortungsvoll 
Entschließung erleichterte. Der Gesellschaft Reichsautobahnen waren die oft 
sehr langwierigen Vorerhebungen und Planungen abgenommen. Rasch konnten 
die baureifen Entwürfe ausgearbeitet und in schneller Folge an verschiedenen 
Stellen des Reiches der Bau begonnen werden. 

Die neue Gesellschaft hat nunmehr ihre Tätigkeit auf ein viel größeres Arbeits- 
gebiet, das der Reichsplanung und Raumordnung, ausgedehnt. Es ist zu er- 
warten, daß sie auch hier Erfolge erlangen wird. 


XI 
Die öffentlichen Finanzen 


Weder Innen- noch Außenpolitik auf lange Sicht sind in einem Staate möglich, 
wenn die finanzielle Lage nicht gesund ist oder wenn die Regierung nicht über 
die notwendigen Mittel verfügt, um ihren Verpflichtungen nachzukommen. 
Das Gleichgewicht im allgemeinen Haushalt ist eine der ersten Bedingungen für 
eine gesicherte und stabile Staatsführung: dadurch ergibt sich die Notwendigkeit 
einer Finanz-, Zoll- und Steuerpolitik, die, ohne der Einfuhr zu große Schwierig- 
keiten zu verursachen und ohne den Steuerzahler zu stark zu belasten, normale 
Verhältnisse zwischen der Aufkommen- und der Ausgabenwirtschaft des Staates 
sichert, 


Die frühere Finanzpolitik 


Unter der Weimarer Republik versuchte die Reichsregierung die Reichs- 
haushaltlage durch neue Steuern zu verbessern. Sie war unter dem Druck der 
ungeheuren Ausgaben für Arbeitslosenunterstützung, die 3 Milliarden RM. jühr- 
lich überstiegen, während gleichzeitig die Reichseinnahme von 9 Milliarden RM. 
in der Periode 1928—31, auf 7,8 Milliarden 1931 —32 und sogar auf 0,65 Milliarden 
1932 —33 sank. In der Periode 1931 —32, unter dem Kabinett Brüning, erhöhten 
nicht weniger als 23 Notverordnungen die schon bestehenden Steuern bzw. wurden 
neue Steuern eingeführt, obgleich bereits 1931 eine Mehrbelastung des Steuer- 
zuhlers von #55 v.H. im Vergleich zu 1925 festzustellen war. Derschon erwähnte Be- 
richt des Beratenden Sonderausschusses bei der Bank Internationaler Zahlungen 
in Basel vom 23. Dezember 1931 laßt in dieser Hinsicht keinen Zweifel: „die 
Steuerlast in Deutschland ist so groß, daß es für eine weitere 
Erhöhung keinen Spielraum gibt.“ 

Um den Reichsetat nicht noch mehr zu belasten, mußte das Reich immer 
mehr Aufgaben den Gemeinden und Gemeindeverbänden überlassen, die schon 
durch die steigende Zahl der Erwerbslosen wachsenden Schwierigkeiten begeg- 
neten. Zahlreiche Gemeinden mußten Konkurs anmelden und viele andere waren 
jeden Monat regelmäßig gezwungen, mit ihren Gläubigerbanken zu verhandeln, 
um Verlängerung ihrer kurzfristigen, schwer zinsenbelasteten Schulden zu er- 
langen, da langfristige Kredite zu geringeren Zinslasten kaum zu erhalten waren. 
Die Gesamtverschuldung der deutschen Gemeinden und Gemeindeverbände 
war von 6,532 Milliarden RM. (davon 2,570 Milliarden langfristige, 0,551 mittel- 
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fristige und 0,974 kurzfristige Inlandsschulden) im Jahre 1928 auf 11,295 Mil- 
liarden im Jahre 1932 (davon nur 5,326 Milliarden langfristige und 1,121 mittel- 
fristige, 1,668 kurzfristige Inlandsschulden) gestiegen. 


Die Zeit der Scheinkonjunktur von 1927 bis 1929, wo Deutschland in großer 
Zahl ausländische Anleihen erhielt, stellte gewiß für die Staatseinnahmen 
eine wirkliche Einnahmekonjunktur dar; es fehlte aber die Einsicht, daß es 
sich hier nur um einen trügerischen und vorübergehenden Zustand handelte. 
Diese Einsicht hat im übrigen nicht nur auf der Staatsseite gefehlt, sondern 
das ganze öffentliche und private Leben hat damals über seine Verhältnisse 
gelebt. Man verwandte die hohen Einnahmen einer solchen Zeit für laufende 
Ausgaben, ohne Reserven für künftige Jahre zu sammeln, um dann reservenlos 
und mit einer auf hohes Niveau gebrachten Ausgabenseite in die Weltkrise 
hineinzusteuern. Die Berichte des ehemaligen Generalagenten der Reparationen 
in Berlin, Parker Gilbert, sind hierin sehr überzeugend. So mußte mit dem Abzug 
der Kredite im Jahre 1930, der diesem illusorischen Zustand die Grundlage 
entzog, und mit dem Zusammenhruch der Wirtschaft gleichzeitig in erschrecken- 
dem Maße ein Einsturz der Staatsfinanzen erfolgen, die sich der Schere der 
fallenden Einnahmen auf der einen Seite und der steigenden Arbeitslosenunter- 
stützung auf der anderen Seite nicht entziehen konnten. 


Aus diesem Verfall entstand nun die Notwendigkeit zur Kürzung der Aus- 
gaben ringsum, der Zwang zur Deflation, wenn nicht der Staat in das Chaos 
entweder des Bankrotts oder einer erneuten Inflation geraten wollte: der Zwang 
zu einer Deflation, die nun ihrerseits wieder die unglückselige Schraube der 
immer erneuten Verschärfung der Krise mit immer erneutem Einnahmeausfall 
und steigender Arbeitslosigkeit mit allen daraus resultierenden Folgen auf der 
Ausgabenseite in Bewegung setzte. 

Diese Deflationspolitik mußte einmal einen Kurzschluß herbeiführen. Es war 
das Kennzeichnende der Jahre 1932—33, daß hier dieser Kurzschluß eintrat, 


der nun zu einer anderen Politik zwang. 


Die neue Finanzpolitik 


Wie Reichsfinanzminister Graf Schwerin von Krosigk in einer Rede im In- 
dustrie-Klub Düsseldorf sagte, konnte man damals nicht auf eine Belebung der 
Weltwirtschaft warten; denn sowohl die wirtschaftlichen wie die politischen 
Tendenzen ließen nicht darauf schließen, daß in kurzer Zeit die Hemmnisse einer 
Wiederbelebung beseitigt werden würden. Man konnte auch nicht darauf warten, 
daß etwa in der deutschen Wirtschaft die Selbstheilungskräfte, das, was man 
den Automatismus nennt, sich alsbald regen und aus der Erstarrung zu neuer 
Entwicklung und neuem Leben führen würden. Das war praktisch unmöglich, 
denn dazu hatte sich einmal die Krise viel zu tief eingefressen; und der zweite 
Grund war, daß gerade unter den spezifisch deutschen Verhältnissen die 
Möglichkeiten für solche Selbstheilungskräfte in Form von Krediten, von 
Kapital, wie es in anderen Ländern ja noch vorhanden war, völlig fehlten. 
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So blieb hier nichts anderes als das aktive Eingreifen des Staates übrig. 
Es war kein anderer Weg gegeben, als daß der Staat das einzige, was 
er noch besaß, in die Bresche warf, nämlich seinen Kredit. 

Für eine solche aktive Kreditpolitik waren im Frühjahr 1933 die Voraus- 
setzungen gegeben: die wirtschaftliche Voraussetzung deshalb, weil das Hemm- 
nis jeder möglichen Wirtschaftsbelebung, die Reparationen, praktisch seit 
Sommer 1932 bescitigt waren, und weil die Krise auf ihrem Tiefpunkt ange- 
kommen war und nun auf diesem verharrte; politisch gesehen, weil erst mit der 
Übernahme der Macht durch Adolf Hitler die Voraussetzungen für das Ver- 
trauen in eine starke, autoritäre und auf lange Sicht disponierende zentrale 
Regierung gegeben waren, So wurde vom Frühling 1933 ab der konzentrische 
Angriff gegen Arbeitslosigkeit nach einem einheitlichen Plan geführt, 

Die wichtigsten unmittelbaren Maßnahmen in dieser Richtung waren: 


1. Vorbelastung des Reichshaushalts durch Ausgabe von Arbeitsschatzanwei- 
sungen, durch Gewährung von Barzuschüssen, von Zinsvergütungsscheinen, 
von Darlehen und von Steuervergünstigungen; 


2. Allgemeine Steuerbefreiungen, Steuersenkungen und Steueranpassungen; 
3. Gemeindeumschuldung, Zinssenkungen und Ordnung der Kreditwirtschaft; 
%. Gewährung von Ehestandsdarlehen und von Kinderbeibilfen. 


Die Reinhardt-Programme 


Ich habe schon im Kapitel der Sozialpolitik (Abschnitt „Arbeitsschlacht‘‘) 
über die großen Gesetze (Reinhardt-Programme) vom 1. Juni und vom 
21. September 1933 zur Verminderung der Arbeitslosigkeit gesprochen. 
Ich beschränke mich darauf, zu erinnern, daß durch die ersten Abschnitte dieser 
beiden Gesetze rund 2 Milliarden RM. zur Förderung öffentlicher und pri- 
vater Arbeiten in Form von Darlehen, Zuschüssen und Zinsvergütungsscheinen 
zur Verfügung gestellt wurden. Die Aufbringung der Mittel geschah zum Teil 
durch die freiwillige Spende zur Förderung der nationalen Arbeit, zum größten 
Teil durch kurzfristige und mittelfristige Vorbelastung des Reichshaushalts. 

Zu diesen 2 Milliarden kamen 900 Milliunen RM., die bereits zuvor im Rahmen 
des Papen-Programms und des Sofortprogramms durch Gesetz freigegeben 
worden waren, Weitere 950 Millionen RM. sind in den Jahren 193% bis 1936 
der Wirtschaft in der Weise zugeflossen, daß das Reich in diesen drei Jahren 
Steuergutscheine in diesem Gesamtbetrag an Stelle von Bargeld in Zahlung ge- 
nommen hat. 

Rechnen wir die Nebenkosten hinzu, so ergibt sich aus diesen Maßnahmen 
eine Vorbelastung des Reichshaushalts um rund 4 Milliarden RM., die sich 
aber als durchaus ungefährlich erwiesen hat. Sie wurde und wird durch ent- 
sprechende Verminderung des Finanzbedarfs der Arbeitslosenhilfe und Er- 
böhung des Aufkommens an Steuern ausgeglichen. (Zu dieser gewaltigen Summe 
muß man noch rund 900 Millionen RM. hinzufügen, die die Reichsanstalt für 
Arbeit»losenversicherung seit 1933 bis jetzt in Form von Grundförderung uw. 
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zur Verfügung gestellt hat, rund 1500 Millionen RM. bisherige Aufwendungen 
für den Bau der Reichsautobahnen und die zusätzlichen Arbeitsbeschaffungs- 
programme der Reichsbahn und der Reichspost.) 


Abschnitt II des Gesetzes zur Verminderung der Arbeitslosigkeit vom 1. Juni 
1933 war die Steuerfreiheit für Ersatzbeschaffungen. Dadurch wurden 
die Unternehmer angeregt, die alten Gegenstände ihres gewerblichen oder land- 
wirtschaftlichen Anlagekapitals bis Ende 1934 zu ersetzen. Sie durften die Auf- 
wendungen für die Anschaffung oder Herstellung der Ersatzgegenstände bei 
der Ermittlung ihres Gewinns für die Einkommensteuer, Körperschaftssteuer 
und Gewerbesteuer voll absetzen. Es war demnach die Vorwegnahme der Ab- 
setzung für Abnutzung für die Gesamtdauer der Nutzung des Gegenstandes 
zulässig. Das Reich konnte diesen steuerpolitischen Einsatz ohne Bedenken 
wagen, denn die Summe, die es im Jahr der Anschaffung oder Herstellung des 
Ersatzgegenstandes als Absetzung für Abnutzung mehr zuließ, fiel und fällt 
in den Jahren der Nutzung des Gegenstandes als Möglichkeit der Absetzung für 
Abnutzung fort. Es handelte sich um eine Art steuerlicher Darlehen, die es dem 
Steuerpflichtigen in den Jahren 1934 und 1935 als Zulassung erhöhter Absetzung 
für Abnutzung gewährte und die es heute als Unmöglichkeit der Absetzung für 
Abnutzung zurückerhält. 


Diese Maßnahme, die von vornherein befristet war, ist durch das neue Ein- 
kommensteuergesetz vom 16. Oktober 1934 ergänzt worden. Die Ergänzung 
besteht darin, daß die Aufwendungen für alle Wirtschaftsgüter des Anlagever- 
mögens, deren betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer erfahrungsgemäß fünf Jahre 
nicht übersteigt, im Jahr der Anschaffung oder Herstellung bei der Ermittlung 
des Gewinns voll abgesetzt werden können. 


Die Gewährung solcher steuerlicher Darlehen hat zu durchgreifendem Erfolg 
geführt. Als Wirtschaftsgüter des gewerblichen und landwirtschaftlichen An- 
lagevermögens kommen insbesondere Maschinen in Betracht. Die Umsätze in 
der Maschinenindustrie haben sich seit dem Jahr 1933 verfünffacht und über- 
steigen um mehr als das Doppelte den Stand von 1928, dem Jahre der Höchst- 
konjunktur vor der Weltkrise (siehe Graphik auf Seite 174). 


Ein weiterer Abschnitt des ersten Gesetzes zur Verminderung der Arbeits- 
losigkeit enthält einen steuerlichen Anreiz zur Einstellung von Hausgehilfin- 
nen. Bereits durch frühere Gesetze waren die Hausgehilfinnen vom Beitrag zur 
Arbeitslosenversicherung befreit und der Invalidenversicherungsbeitrag wesent- 
lich ermäßigt worden. Es wurden nunmehr die Hausgehilfinnen auch von der 
Abgabe zur Arbeitslosenhilfe befreit und außerdem bei der einkommensteuer- 
lichen Familienermäßigung desjenigen Volksgenossen, der eine Hausgehilfin 
hält, einem minderjährigen Kind gleichgestellt worden, Diese Maßnahme ist 
später in das neue Einkommensteuergesetz mit der Maßgabe übernommen 
worden, daß der Steuerpflichtige vom Gesamtbetrag seiner Einkünfte für jede 
Hausgehilfin 50 RM. pro Monat abziehen kann. 
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Die Folge dieser Erleichterung ist eine bedeutende Vergrößerung der Nach- 
frage nach Hausgehilfinnen und eine daraus sich ergebende Entlastung des 
Arbeitsmarktes und Verminderung des Finanzbedarfs der Arbeitslosenhilfe. 
Es besteht heute bereits Mangel an Hausgehilfinnen. 

Als Dauermaßnahme aus dem Gesetz zur Verminderung der Arbeitslosigkeit 
vom 1. Juni 1933 ist an die Gewährung von Ehestandsdarlehen zu erinnern, 
welche ich in den Kapiteln der Bevölkerungspolitik und der Sozialpolitik schon 
behandelt habe und die verschiedene Ergänzungen, auch durch Verordnungen 
über die Gewährung von Kinderbeibilfen, erfahren hat. 

Einer Berechnung des Statistischen Reichsamts gemäß waren bis Anfang 1933 
insgesamt 300000 Ehen weniger geschlossen als nach der damaligen Zahl der 
beiratsfähigen Personen unter normalen Heiratsverhältnissen zu erwarten ge- 
wesen wäre. Das war im wesentlichen auf die schlechten wirtschaftlichen Ver- 
hiltnisse zurückzuführen. Es war in den meisten Füllen der Wunsch nach Ver- 
heiratung vorhanden, es fehlte jedoch an den erforderlichen Mitteln zur Ein- 
richtung eines bescheidenen Heims. Diesem Notstand mußte abgeholfen werden, 
und es mußten über die Verhältnisse hinaus, die bisher als normale Hleirats- 
verhältnisse galten, heiratsfähige Volksgenossinnen angeregt werden, ihren bis- 
herigen Arbeitsplatz oder ihre Arbeitslorigkeit durch den Ehestand abzulösen. 

Die Folge dieser Maßnahme, einer persönlichen Schöpfung des Staatssekretärs 
Reinhardt, ist eine wesentlich größere Fortpflanzungsfreudigkeit in den Ehen. 
Es sind, wie schon bemerkt, bereits etwa 700000 Darlehen gewährt worden und 
rund 500000 Kinder den Ehen entaprungen, die, soweit die materielle Seite in 
Betracht kommt, auf Ehestandsdarlehen beruben. 

Die Mittel zur Gewährung solcher Darlehen werden durch eine erhöhte Ein- 
kommensteuer der Ledigen aufgebracht und die Rückflüsse aus den gewährten 
Fhestandsdarlehen zur Gewährung von Kinderbeihilfen an kinderreiche 
Familien verwendet. 

Außer den einmaligen Beihilfen werden seit August 1936 laufende Kinder- 
beihilfen an kinderreiche Familien erteilt, und zwar zunächst an Lohnempfänger, 
deren ungekürzter Lohn 185 RM. monatlich nicht übersteigt, 10 RM. monatlich 
für das fünfte und jedes weitere Kind unter sechzehn Jahren. Die Zahl der Fa- 
milien, die diese laufenden Kinderbeibilfen genießen, betrügt gegenwärtig 
237000, die Zahl der Kinder 300000. 


Durch einen Abschnitt im zweiten Gesetz zur Verminderung der Arbeitslonig- 
keit vom 21. September 1933 ist die Umsatzsteuer der Landwirtschaft 
halbiert und durch einen weiteren die Grundsteuer gesenkt worden. 

Die Folze dieser Maßnahme ist eine Erhöhung der Leistung«fahigkeit der 
Landwirtschaft. Die Steuerbelastung der Landwirtschaft lag im Jahre 1935 —36 
mit 3060 Millionen RM. um rund 100 Millionen unter dem Krisenstand von 
1932-33 und hat damit den niedrigsten Stand während der Nachkriegszeit 
erreicht. Das ist eine für die Landwirtschaft außerordentlich günstige steuerliche 
Eutwicklung, wenn man bedenkt, daß die Verkaufserlöse der Landwirtschaft 
von 1932 bis 1935 um 2,4 Milliarden RM. gestiegen sind. Die gewährten unmittel- 
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baren Steuersenkungen sind im wesentlichen der Entwicklung der Preise für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse zugute gekommen. 

Eine wirksame Maßnahme war auch die Senkung der Abgabe zur Arbeits- 
losenhilfe, die rund 400 Millionen RM. beträgt und zu einer Erhöhung der 
Kaufkraft der Arbeitnehmer führte. Ferner müssen noch die Steuerbefreiungen 
für neu errichtete Kleinwohnungen und Eigenheime, die Aufhebung der Schaum- 
wein- und der Mineralwassersteuer, die Senkung der Umsatzsteuer für den 
Binnengroßhandel und der Hauszinssteuer genannt werden. | 


Weitere fiskallsche Maßnahmen 


Am 15. Juli 1933 wurde ein Gesetz über Steuererleichterungen erlassen. Seine 
wichtigste Vorschrift besteht in einer unbefristeten Ermächtigung an den Reichs- 
minister der Finanzen, Unternehmen zur Entwicklung neuer Herstellungsver- 
fahren oder zur Herstellung neuartiger Erzeugnisse, wenn dafür ein überragendes 
Bedürfnis der gesamten deutschen Volkswirtschaft anerkannt wird, für eine von 
ihm zu bestimmende Zeit von den laufenden Steuern des Reichs und der Länder 
ganz oder teilweise zu befreien. Von dieser Ermächtigung ist schon ausgiebig 
Gebrauch gemacht worden. Sie ist von besonderer Bedeutung bei der Durch- 
führung des neuen Vierjahresplans. Die Anwendung der Ermächtigung wird 
ein geeignetes Mittel sein, die Erzeugnisse während der Anlaufsjahre im Preis 
nicht zu teuer werden zu lassen. Weitere Maßnahmen, die darauf abgestellt 
sind, entweder unmittelbar zur Erhöhung der Nachfrage nach Gütern und Lei- 
stungen anzuregen oder zu einer Erhöhung der Kaufkraft der Kinderreichen 
zu führen, sind in Gesetzen der großen Steuerreform von 16.Oktober 1934 
enthalten. Es handelt sich insbesondere um die stärkere Berücksichtigung des 
Familienstandes bei der Einkommen-, Bürger-, Vermögens- und Erbschafts- 
steuer. 

So ist ein verheirateter Lohnempfänger vollkommen einkommensteuerfrei: 
bei vier Kindern bis zu 260 Reichsmark Monatslohn, bei fünf Kindern bis zu 
351 RM., bei sechs Kindern bis zu 793 RM., bei sieben Kindern bis zu 910 RM., 
bei acht Kindern bis zu 1027 RM. Monatslohn usw. Darüber hinaus beginnen 
die Steuersätze bei diesen Kinderreichen sehr niedrig. Ein Verheirateter mit 
sechs Kindern und 800 RM. Monatsgehalt hat monatlich nur 1,04 RM. Ein- 
kommensteuer zu entrichten. 

Bei der Bürgersteuer ist früher der Familienstand überhaupt nicht berück- 
sichtigt worden; die Bürgersteuer war damals eine Kopfsteuer. Anders seit 
l. Januar 1935. Ein Arbeiter, verheiratet und vier Kinder, hatte bei 50 RM. 
Wochenlohn vor der Bürgersteuerreform in Berlin 42 RM. Bürgersteuer jährlich 
zu entrichten. Der gleiche Arbeiter ist jetzt vollkommen bürgersteuerfrei. Bei 
der Bürgersteuer ist auch die Freigrenze wesentlich erhöht worden, so daß auch 
dadurch die Zahl der bürgersteuerpflichtigen Personen sehr erheblich kleiner 
geworden ist. 

Bei der Vermögensteuer bleiben heute 10000 RM. für Mann, Frau und 
jedes minderjährige Kind vermögensteuerfrei. Z.B. ein Mann mit Frau und drei 
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Kinder, Vermögen 40000 RM.: nach dem alten Vermögensteuergesetz 200 RM. 
Vermögensteuer jährlich, ab 1936 vermögensteuerfrei. 

Auch bei der Erbschaftsteuer bestehen jetzt Freibeträge, und zwar 30000 
RM. für jedes Kind und 10000 RM. für jedes Enkelkind. Vor dem Jahr 1935 
hatte ein Kind, das von seinem Vater 25000 RM. erbte, davon einen Teil als 
Erbschaftsteuer abzugeben. Heute ist dieses Kind erbschaftsteuerfrei. 

Die stärkere Berücksichtigung des Familienstands und die Gewährung lau- 
fender Kinderbeihilfen stellen einen Anfang auf dem Weg zum Ausgleich der 
Familienlasten dar, und zwar bis zu dem Zeitpunkt, in dem es möglich sein 
wird, durch Schaffung einer Reichsfamilienausgleichakasse einen voll- 
ständigen Familienlastenausgleich herbeizuführen. 


In einem besonders dem Verkehrswesen gewidmeten Kapitel werde ich über 
die fiskalischen Maßnahmen zur Ankurbelung der Kraftfahrzeugwirtschaft und 
deren Nebenindustrien im Zusammenhang mit den Straßen Adolf Hitlers und 
der „Motorisierung“ sprechen. 

Aber bevor ich die summarische Aufstellung der finanziellen Maßnahmen der 
nationalsozialistischen Reichsregierung schließe, ist es angebracht, auf die 
Politik zur Gesundung der Kassenlage der Gemeinden hinzuweisen. 

Durch das Gemeindeumschuldungsgesetz v.21. September 1933 wurde 
die Umwandlung der mittel- und kurzfristigen in langfristige Schulden ermög- 
licht und die Gemeinde von untragbaren Zinslasten befreit. Das Gesetz berech- 
tigte alle Gemeinden, die bei ihren Kurzschullen Zahlungsschwierigkeiten 
grgenüberstanden, einem Umschuldungsverband als Mitglied beizutreten. Die 
Gemeinden durften ihren Gläubigern zwecks Umwandlung der Schulden 4 v. H.- 
Schuldverschreibungen des Umschuldungsverbandes anbieten, die ab 1. Oktober 
1936 während mindestens 20 Jahren durch Verlosung mit 3 v.H. jührlich zu 
tilgen sind. Falls der Gläubiger dieses Angebot nicht annimmt, darf er seine 
Forderung einschließlich Zinsen innerhalb von 5 Jahren nicht geltend machen. 
Für den Schuldendienst des Verbandes wird das Reich bei etwaigen Ausfällen 
einspringen und diese Zuschüsse von den Steuerüberweisungen an die Länder 
abziehen. Der Umschuldungsverband wurde bei der Preußischen Staatsbank 
errichtet. Die Gesamthöhe der Kurzschulden, die der Umwandlung unterliegen 
konnten, wurde auf rund 2000 Millionen RM. geschätzt. 

Diese Ziffern sprechen eine deutliche Sprache für den Erfulg dieser Maß- 
nahme. Während 1932 von 11,295 Milliarden Gesamtgemeindenverschuldung 
5,326 Milliarden langfristige und 2,789 Milliarden mittelfristige oder kurzfristige 
Inland»schulden waren, sind es heute von 10,964 Milliarden 7,395 Milliarden 
langfristige und nur 393 Millionen mittelfristige oder kurzfristige geworden. 

Gleichzeitig wurde die Aufwendung für die Krisenfürsorge nicht mehr wie 
bisher zu 80 v.H,. vom Reich direkt und zu 20v.H. von den Gemeinden ge- 
tragen, sondern ausschließlich von der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitalosenunterstützung. Das bedeutet eine wesentliche Erleichterung für 
die Gemeinden. Schließlich wurde eine fixe Begrenzung für die Last der Ge- 
meinden aus den Wohlfuhrtszahlungen vorgesehen. Auf diese Weise wird den 
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Gemeinden eine feste Kalkulation ermöglicht: der Betrag ist geringer als die 
bisherigen Lasten. 

Ein anderer bedeutender Schritt zur Sanierung des Haushalts der Gemeinden 
war die Realsteuerreform, die wesentlich eine vorbereitende Maßnahme für 
die Reichsreform ist. 

Die Grundsteuer und Gewerbesteuer waren bisher Landessteuern, auf die 
von den einzelnen Gemeinden und Gemeindeverbänden Zuschläge erhoben wur- 
den. Es bestand für diese Steuern keine einheitliche reichsgesetzliche Grundlage. 
Die Regelung erfolgte vielmehr durch je 16 verschiedene Landesgesetze. Vier 
am 1. Dezember 1936 beschlossene Maßnahmen vereinheitlichten nunmehr die 
Realsteuern für das ganze Reichsgebiet. Die Grund- und Gewerbesteuern werden 
nicht mehr Landessteuern, sondern einzig und allein Gemeindesteuer sein; sie 
werden die Haupteinnahmequellen der Gemeinden darstellen. Damit wird auch 
dem großen Ziele Rechnung getragen, daß in Zukunft nur noch Reichssteuern 
und Gemeindesteuern bestehen sollen. 

Durch diese Steuerverlagerung von den Ländern auf die Gemeinden wurde 
eine Neugestaltung der Lasten- und Aufgabeverteilung zwischen Ländern, 
Gemeindeverbänden und Gemeinden notwendig. Diesbezüglich wurden Grund- 
sätze aufgestellt, die den Gemeinden einheitlich für das ganze Reich diejenigen 
Aufgaben zuteilen, die sie nach ihrem erhöhten Steueraufkommen tragen können 
und die in den Aufgabenbereich der Gemeinden gehören. 


Ergebnisse und heutige Lage 


Die Verminderung der Arbeitslosigkeit war die elementarste Notwendigkeit 
nicht nur zur Gesundung der sozialen und wirtschaftlichen, sondern auch der 
finanziellen Verhältnisse des deutschen Volkes. Durch die Verminderung der 
Arbeitslosigkeit wurde der Finanzbedarf der Arbeitslosenhilfe fortgesetzt kleiner. 
Sie wurde, wie wir gesehen haben, durch Maßnahmen zur Vergrößerung der 
Nachfrage nach Gütern und Leistungen herbeigeführt. Die Vergrößerung der 
Nachfrage nach Gütern und Leistungen hatte eine Vermehrung der Arbeits- 
gelegenheiten, der Umsätze und der Einkommen zur Folge. Und die Vermehrung 
der Umsätze und der Einkommen führte zwangsläufig zu einer Erhöhung des 
Aufkommens an Steuern und Abgaben. 

So ergab sich aus dem Rückgang der Arbeitslosigkeit eine Verminderung der 
öffentlichen Ausgaben und eine Erhöhung der öffentlichen Einnahmen, infolge- 


dessen eine wesentliche Verbesserung der öffentlichen Finanzen: 


Reichseinnahme Überschuß im Vergleich zu 1932,33 


(in Milliarden) 
1933—34 . . 2.2.2 .. 6,85 0,20 
1939—35 . 2. 2.2 .. 8,22 1,57 
1935-36... 2 2 .. 9,65 3,— 
1936-37... 2. 2.. 11,47 4,82 


Insgesamt 36,19 9,59 
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Die Reichseinnahme hat sich also während der letzten vier Jahre etwa ver- 
doppelt! 

Die verschiedenen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen haben volkswirtschaft- 
liche Werte geschaffen, die von Dauer sind und zu einer erheblichen Vergrößerung 
der Leistungsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft führen: bestehende 
volkswirtschaftliche Werte sind erneuert oder verbessert und in ihrem Bestand 
gefestigt worden. Gleichzeitig wurde eine Sicherung der materiellen Voraus- 
sctzungen zum Aufbau der deutschen Wehrmacht geschaffen. 


„Es gibt immer und immer wieder Menschen — sagte kürzlich in München 
Staatssekretär Fritz Reinhardt — die fragen, woher wir denn das viele Geld 
zur Finanzierung der großen Bauten, zur Finanzierung des Aufbaues der Wehr- 
macht und aller sonstigen Dinge nehmen. Dazu ist grundlegend das folgende 
zu sagen: 

Die Mittel fließen zum großen Teil aus dem ordentlichen ausgeglichenen 
Haushalt und zum Teil aus zweckgebundenen Steuern, wie zum Bei- 
spiel bei der Förderung des Deutschen Straßenbaues und beim Bau der Reichs- 
autobahnen (hier handelt es sich um das Aufkommen an Kraftfuhrzeugrteuer 
und um einen Teil des Aufkommens an Beförderungssteuer, Mineralölzoll, 
Mineralölsteuer und Schmierölzoll), und zum Teil handelt es sich um Vor- 
belastungen des Öffentlichen Haushalts in Form kurzfristiger oder 
mittelfristiger Schulden oder langfristiger Anleihen des Reiches... 


Das Steueraufkommen des Reiches wird im gegenwärtigen Rechnungrjahr 
etwa 14 Milliarden RM. erreichen. Das Aufkommen ist jedoch trotz dieser 
außerordentlich günstigen Entwicklung noch nicht groß genug, um den Finanz- 
bedarf des Reichs, der in den gegenwärtigen Jahren außergewöhnlich groß ist, 
voll zu decken. Von dem Mchr, das an Steueraufkommen des Reiches erzielt 
wird, fließt ein Teil in die Haushälte der Länder und Gemeinden als deren Be- 
teiligung am Steueraufkommen des Reiches. Ein Teil ist erforderlich zur Ab- 
deckung von Fehlbetrügen aus früheren Jahren, ein Teil zur Abdeckung der 
Vorbelastungen aus den verschiedenen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und 
ein Teil zur Verzinsung und Tilgung der in den vergangenen Jahren neu auf- 
genommenen Anleihen des Reiches. Soweit das danach im ordentlichen aus- 
geglichenen Haushalt verbleibende Steueraufkommens-Mehr zur Deckung des 
außergewöhnlichen Finanzbedarfs gegenwärtig noch nicht genügt, werden 
kurzfristige oder mittelfristige Schulden des Reiches abgelöst durch langfristige 
Anleihen des Reiches. Dadurch werden Mittel, die sonst zur Abdeckung der 
kurzfristigen und mittelfristigen Schulden verwendet werden müßten, frei zur 
Finanzierung der großen nationalpolitischen Aufgaben des Reiches. Die Summe 
der bis jetzt aufgenommenen Anleihen ist, gemessen an der Größe und an der 
Steuerkraft der Deutschen Volkswirtschaft, noch als klein zu bezeichnen. Die 
Verzinsung und Tilgung der bereits aufgenommenen und der noch aufzuncehmen- 
den Anleihen ist vollkommen gesichert durch das erhöhte Steuer- 
aufkommen des Reiches. 
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Der Haushalt des Reiches befindet sich im Gleichgewicht und wird unter allen 
Umständen im Gleichgewicht gehalten werden.” 


Selbst eine gegen das neue Deutschland feindlich eingestellte Londoner Zeit- 
schrift erkannte in einem Artikel vom Februar ds. Js. über das neue Deutsch- 
land an, daß die finanzielle Lage des Dritten Reiches nicht gefährdet sei, wie 
es viele heute im Ausland glauben. „Es ist wahr — sagt die englische Schrift — 
daß unter normalen Verhältnissen das Bestehen einer schwebenden Schuld von 
16000 Millionen ein sehr gefährliches „Inflationspotential‘‘ darstellen würde. 
Beim ersten Anzeichen einer finanziellen oder politischen Störung würden die 
im Besitz privater Kapitalien oder Banken sich befindlichen Scheine bei der 
Reich»bank dirkontiert und der Notenumlauf sofort verdoppelt oder verdreifacht 
werden. Aber diese Gefahr kann heute in Deutschland als gebannt betrachtet 
werden. Die Kontrollmittel des ‚totalen‘ Staates sind so vollständig und so 
stark, daß die Reichsregierung es in der Hand hat, eine solche Gefahr im Keim 
zu ersticken. Sie könnte leicht die Diskontierung verweigern und damit die 
Giralscheine in eine Art dauernde Anleihe umwandeln. 

Genau aus dem gleichen Grunde — fügt die Zeitschrift hinzu — ist es irrig 
zu glauben, daß Deutschland bald aus finanziellen Gründen gezwungen sein 
werde, seine Ausgaben für die Aufrüstung zu reduzieren. Ebenso wie die Reichs- 
bank dank ihrer diktatorischen Herrschaft auf dem Geld- und Kapitalmarkt 
eine plötzliche Inflation verhindern kann, ebenso kann sie die fortgesetzte Aus- 
gabe Jder Scheine sichern, um das Defizit im Reichsetat zu finanzieren.“ 

Dies ist um so mehr wahr, als die außerordentlichen Ausgaben für die Wehr- 
haftmachung sich gegenwärtig ihrem Ende entgegenneigen und die deutsche 
Finanzpolitik sich bemüht hat und noch bemüht, die Ausgaben, die während 
der Arbeitsbeschaffungs- und Wiederaufrüstungszeit auf Kredit genommen 
wurden, durch Sparsamkeit wieder weitgehend auf den laufenden Etat zu 
bringen. Das sichert für die Zukunft eine fortlaufende Auftragserteilung, die 
sonst nicht gewährleistet wäre. 

In der schon zitierten Rede sagte der Reichsfinanzminister Schwerin von 
Krosirk: „Es muß erreicht werden, daß wir in Zukunft nicht nur 
die lebensnotwendigen sonstigen Ausgaben, sondern auch die 
laufenden Ausgaben für die Rüstungen aus einem gedeckten Haus- 
halt begleichen können. Dazu müssen wir bereit sein, jedes er- 
forderliche Opfer zu bringen.“ 


Sparsamkeit, das ist die Parole, die Dr. Schacht niemals müde wird, zu 
wiederholen. Sein persönliches Organ, „Der Deutsche Volkswirt‘, zögert nicht, 
in einer seiner letzten Nummern ein realistisches Bild dieser Notwendigkeit zu 
entwerfen: 

„Die schweren Leistungen, die Deutschland nachzuholen hat, pressen sich. Es hat 
nachzuholen, was ihm die Welt an Aufrüstung vorgemacht hat, es bemuht sich, dıe 
Nahrungsrfreiheit zu gewinnen, es sucht wegen Mangel an Kolonien die lebensnotwen- 
dige Robstoffversorgung durch den Hl. \ierjahresplan. Das alles beansprucht Ar- 
beitrkraft, Rohstoffe, Devisen, Kapital. Die Arbeitskraft schien eine Zeitlang uner- 
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schöpflich. Heute ist sie voll eingesetzt. Der Kreditapparat ist im Weg der kurzfristigen 
Verschuldung angespannt worden. Ultimo Juli hatte das Reich mit über 7 Milliarden 
RM. einen Zahlungsmittelumlauf wie noch nie seit Ende der Inflation. An Rohstoffen 
- und Devisen war, wenn auch nicht allzuviel, so doch einiges vorhanden, als die Ziele 
gesteckt wurden: heute ist mit solchen Reserven nennenswert nicht mehr zu rechnen. 
Der Wettergott hat das Bemühen um Nahrungsfreiheit in den letzten vier Jahren nicht 
gerade unterstützt. Beträchtliche Devisenmengen mußten für den Lebensunterhalt 
des Volkes aufgewandt werden. 

Die Rangfolge der Aufgaben ist wohl unumstritten. Ein Volk will zuerst leben. 
Also muß es ernährt werden. Es will frei leben. Also muß es sich verteidigen können. 
Zur Verteidigung gehört vor allem, daß es gerüstet ist, sodann duß es sich bestimmte 
Reservequellen sichert. Diese Reserven braucht es wiederum zur Ergänzung seiner 
Ernährung und seiner Verteidigung. Dabei kann man den Begriff der Ergänzung nicht 
im engen militärischen Sinn ziehen; im technischen Zeitalter muß außerdem der not- 
wendigste allgemeinwirtschaftliche Ablauf gesichert sein. Dem will der II. Vierjahres- 
plan dienen. Alles andere ist solcher Rangfolge nachgeordnet: der Auf- 
wand der Verwaltung, die Erfüllung nicht existenzwichtiger Konsum- 
wünsche, die wünschenswerte Repräsentation. 

Wenn der bisherige Verlauf des Aufbaus, wirtschaftlich ausgedrückt, zum Finsatz 
der Reserven an Rohstoffen und Arbeitskraft gezwungen hat, so bedeutet das, duß der 
laufende Verbrauch tatsächlich über dem Aufkommen liegt. Bei gleichbleibenden 
Voraussetzungen kann also die Versorgung in der erwünschten Reihenfolge nur organi- 
satorisch gesichert werden: die dafür bisher getroffenen Maßnahmen zielen darauf ab 
und werden mit zunehmender Reibung zwischen den Aufgaben der Gegenwart und 
den Aufgaben der Zukunft in nächster Zeit noch mehr darauf zielen, daß sulche An- 
sprüche zurücktreten und sich bescheiden, die nicht zu den vordringlichen gehören. 
Die Arbeitskräfte müssen zu diesen gelenkt, der Rohstoffanfall für sie verausgabt 
werden. Und wenn sich ein unwillkommenes Verhältnis zwischen dem Zahlungsmittel- 
uınlauf und den konsumfähigen Lütern entwickelt, müssen die Aufwendungen der 
öffentlichen Hand und damit der Zahlungsmittelumlauf für alle die- 
jenigen Zwecke gedrosselt werden, die nicht Icebenswichtig sind. 


Man hätte die Richtlinien zur Sparsamkeit im öffentlichen Verbrauch nicht 
klarer ausdrücken können, die dem Dritten Reiche um so mehr auferlegt ist, 
wenn es die Ziele, die es sich gesteckt hat, verwirklichen will, d. bh. den Aufbau 
der Wehrmacht und die Durchführung aller sonstigen Maßnahmen, die bedingt 
sind durch das Lebensrecht der Nation. 

„Ein wirklicher Staatsmann — sagte Friedrich der Große — muß 
beides sein, sparsam und freigebig, sparsam also, um freigebig 
sein zu können.“ 


XII. 


Das Verkehrswesen 


Die beiden Hauptzweige des Verkehrswesens, Eisenbahn und Kraftfahr- 
zeug, haben während der ersten vier Jahre der nationalsozialistischen Regie- 
rung einen bemerkenswerten Aufschwung genommen. Es handelte sich darum, 
die Eisenbahn auf die Höhe der technischen Entwicklung zu bringen und die 
Ansprüche der Reisenden an Pünktlichkeit, Schnelligkeit und Bequemlichkeit 
zu erfüllen. Der Kraftwagen hat unter der Parole „Motorisierung“ einen 
neuen außerordentlichen Antrieb für seine Entwicklung erhalten, so daß das 
Reich in dieser Hinsicht heute den ersten Platz unter den großen Nationen 
einnimmt. 


Die „Deutsche Reichsbahn‘ 


Adolf Hitler verkündete in seiner Reichstagsrede vom 30. Januar 1937, wie 
erwähnt, u. a. die wiedergewonnene uneingeschränkte Hoheit des 
Reiches über die Deutsche Reichsbahn. Das ganze deutsche Volk nahm 
diese Tat jubelnd auf. Alle Eisenbahner brachten dem Führer heißen Dank ent- 
gegen, denn er hatte ihren tiefen Wunsch erfüllt, die Reichsbahn von einer ihr 
gegen ihren Willen aufgezwungenen und ihrem Wesen fremden Rechtsform zu 
befreien. Dieses Dankesgefühl fand seinen Ausdruck, als 20000 Eisenbahner im 
Namen der 670000 Arbeitskameraden am 4. Februar dem Führer vor seiner 
Kanzlei auf dem Wilhelmsplatze in Berlin huldigten. Der Jubel bei dieser ge- 
waltigen Kundgebung kannte keine Grenzen; immer wieder brausten Heilrufe 
zum Führer empor, der vom Balkon zu seinen Eisenbahnern sprach, ihnen für 
die treue Mitarbeit dankte und sie ermahnte, auch künftighin durch ihre Hingabe 
und ihr Pflichtgefühl Vorbild für das ganze arbeitende deutsche Volk zu bleiben. 

Die Rückkehr der größten wirtschaftlichen Unternehmung der Welt unter 
die Hoheit des Reiches hat internationale und innerdeutsche Bedeutung: Inter- 
nationale deshalb, weil die Auswirkungen des Versailler Diktats nunmehr be- 
seitigt sind, denn durch diesen Vertrag war der gesamte Besitz des Reichs und 
der Länder und damit auch die Reichsbahn für die Reparationsforderungen der 
damaligen Gegner verpfändet. Innerdeutsche deshalb, weil nunmehr die durch 
die chemaligen Alliierten der Reichsbahn aufgezwungene Verfassung aufgehoben 
und der Deutschen Reichsbahn eine von Grund auf neue Verfassung unter Füh- 
rung des Reiches gegeben worden ist. 
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Aus einem Vortrag des Staatssekretärs im Reichsverkehrsministerium und 
stellvertretenden Generaldirektors der Deutschen Reichsbahn, Wilhelm Klein- 
mann, über das Thema „Die Reichsbahn im Dritten Reich“ entnehme 
ich einige Betrachtungen über die staatsrechtlichen Wandlungen der Reichsbahn 
und ihre Stellung zum Staat seit ihrem Bestehen bis zu der Rückgliederung 
in das Reich. 

Dieser Zeitabschnitt ist besonders durch den Leidensweg der Reichsbahn 
ale Folge des Versailler Vertrages und durch die Überwindung des Partikularis- 
mus im deutschen Eisenbahnwesen gekennzeichnet. 


So groß die Leistungen der deutschen Eisenbahnen im Weltkrieg auch waren, so 
blieb es doch nicht verborgen, daß sich aus der partikularistischen Gesamtverfassung 
des deutschen Eisenbahnwesens und der Eisenbahnhoheit von acht Ländern ins- 
besondere für die Heeresleitung und die Feldeisenbahnformationen oft große Nachteile 
ergaben. Aus diesen Erfuhrungen erwuchs der Drang nach einer einheitlichen deutschen 
Reichsbahn. 

Durch das sogenannte Heidelberger Programm 1918 und die Weimarer Verfassung 
wurde in der Tat die Eingliederung der acht L.ändereisenbahnen in das Reich bestimmt 
und am ]. April 1920 durchgeführt. Die Reichsbahn wurde dem neugebildeten Reichs- 
verkehrsministerium unterstellt. Trotzdem wußten sich die l.änder Vorbehalte und 
Sonderinteressen zu sichern, die in mancher Hinsicht in der Folgezeit recht unbequeme 
Hemmungen enthielten. 

Innerpolitische und außenpolitische Einflüsse bestimmten dann später die Gestaltung 
der Reichsbahn in hohem Maße und forderten ihre Überlassung an die Privatwirtschaft. 
Mit der Stabilisierung der W ährung im November 1923 entzog der Reichsfinanzminister 
der Reichsbahn die bisherigen Reichszuschüsse, was die Reich»bahın wiederum zwang, 
für sich Kredite aufzunchmen. Deshalb wurde das „Unternehmen DeutscheReichs- 
bahn‘ geschaffen, und zwar als selbständiges, eine juristische Person darstellendes 
wirtschaftliches Unternchmen, das die im Eigentum des Reichs verbleibenden Eisen- 
bahnen betrieb und verwaltete. Reichsverkehrsminister und Generaldirektor der Reichs- 
bahn wurden in einer Person vereinigt. Die Verwaltung der Deutschen Reichsbahn 
wurde unabhängig von der sonstigen Reichsverwaltung gemacht; so stellt diese Maß- 
nahnıe den ersten Schritt für eine wirtschaftlich und finanziell selbständige Reichs- 
bahn dar. 

Da nach dem Versailler Vertrag der gesamte Besitz des deutschen Reichs für die 
Reparationen haftete, forderten die Gläubigerstaaten die Reichsbahn als Pfand- 
haftung. Sie wurde in der Tat mit einer bypothckarisch gesicherten Schuldverschrei- 
bung von elf Milliarden Goldmark belastet, für die jahrlich bei 5°, Zinsen und 
1°, Tilgung 660 Millionen in Goldmark aufzubringen waren. Dazu wurde noch die 
Beförderungssteuer in Höhe von 290 Millionen RM. für die Reparationszahlungen 
verhaftet. Die Reichsbahn wurde in eine Gesellschaft eigenen Rechtes umgewandelt; 
sie sollte nach privatwirtschaftlichen Methoden wirtschaften und in finanzieller und 
personeller Hinsicht selbständig rein. An der Verwaltung nahm ein Verwaltung«rat 
mit ausländischen Mitgliedern teil. Um die Aufbringung der Reparationszahlungen 
zu überwachen, wurde ein ausländischer Kommissar eingesetzt. 

Nationalpolitisch betrachtet, war diese Lösung nichts anderes als ein Aufgeben 
des Hohreitsrechtes des Reiches auf sein wertvollstes und für l.andesverteidigung und 
Volkswirtschaft wichtigstes Verkehrsmittel. Es ist begreiflich, daß diese Lösung schr 
schwer auf der Verwaltung und dem Personal lastcte. 


— 202 — 


Wenn auch auf Grund des Young-Planes im Jahre 1930 die Verpfändung der 
Deutschen Reichsbahn entfiel und dafür eine Reparationssteuer in Höhe von 
660 Millionen RM. trat, die sie für das Reich an die Gläubigerstaaten zu leisten 
hatte, wenn auch dadurch das internationale Kontrollorgan und die ausländischen 
Verwaltungsmitglieder verschwanden, so blieb doch immer noch die Bindung bestehen, 
daß Änderungen am Reichsbahngesetz nur durch einen ständigen Ausschuß von vier 
Mitgliedern, und zwar zwei von der Reichsregierung und zwei von ausländischen 
Mächten, zulässig waren. 

Die Lausanner Konferenz hat im Jahre 1932 die vollständige Befreiung der Reichs- 
bahn von jeglicher internationalen Bindung vorgesehen und jede Reparationszahlung 
aufgehoben. Da aber die Ratifizierung seitens der beteiligten Keperangen bisher nicht 
erfolgte, blieben die Bindungen für die Reichsbahn bestehen. 


In all diesen Jahren hat die Reichsbahnverwaltung im Innern einen unerfreulichen 
Kleinkrieg mit den ehrgeizig auf ihre Vorzugsstellung bedachten Länderregierungen 
führen müssen. Die das Reichsinteresse wahrenden Maßnahmen und Absichten der 
Reichsbahn stießen öfters auf Schwierigkeiten, wie es der klassische Fall im Bezirk 
Leipzig zeigt; eine gesunde Regelung der Verkehrsverhältnisse wurde verhindert. 
Schwierig war es auch in der damaligen Zeit, die Reichsbahn von den verschiedensten, 
meist von Sonderinteressen bestimmten Einflüssen parlamentarischer Gruppen frei- 
zuhalten. Die Zurückhaltung der Reichsbahn dieser damaligen Politik gegenüber 
brachte sie in eine gewisse Isolierung, die sie fast zu einem Staat im Staate machte. 

Die nationalsozialistische Machtübernahme führte die Reichsbahn in Reich und 
Volk zurück. Die vielfachen Ansprüche der Länder erloschen, der sinnlose Anachronis- 
mus in Leipzig wurde beseitigt, die Reichsbahn in den Reichsverwaltungsapparat 
eingegliedert und das Wort „Gesellschaft‘‘ gestrichen. Durch die Erklärung des 
Führers vom 30. Januar 1937 und das daraufhin verkündete Gesetz vom 10. Februar 
wurde endlich die Deutsche Reichsbahn frei von allen noch vorhandenen internationalen 
Bindungen. Damit hat das Reich die volle Hoheit über seine Reichsbahn wiedeı 
erlangt. Die Reichsbahnbeamten erlangten die Stellung von unmittelbaren Reichs- 
beamten wieder. Die gesetzliche Regelung für diese erfolgte, als der Führer den General- 
direktor gleichzeitig zum Reichsverkehrsminister und den stellvertretenden General- 
direktor zum Staatssekretär im Reichsverkehrsministerium ernannte. 

Staatssekretär Kleinmann gab in seinem Vortrag einige interessante Er- 
klärungen über das Eisenbahn- „Freiheitsgesetz‘‘, wie er es nannte, sowie 
über die zu diesem gehörenden Maßnahmen. Er betonte mit Rücksicht auf 
irreführende Ansichten einzelner von fremder Seite beeinflußter Veröffentlichun- 
gen ausdrücklich, daß hinsichtlich der Vorzugsaktien keinerlei Veränderungen 
eingetreten seien. Dies sei schon daraus zu erkennen, daß nach dem Gesetz die 
Vertreter der Vorzugsaktien dem Beirat angehören. Zum Schluß führte er aus, 
daß die enge Zusammenarbeit mit den im Reichsverkehrsministerium be- 
stehenden Abteilungen für Schiffahrt, Wasserstraßen und Kraftwagenverkehr 
eine reibungslose und ersprießliche Verbindung zwischen der Reichsbahn und 
den anderen Verkehrsmitteln erhoffen lasse und so das gesamte deutsche Ver- 
kehrswesen zu den höchsten Leistungen entwickelt werden könne. 


Die Umwandlung der Beziehungen der Reichsbahn zum Staat verlangt 
eine rechtliche Ausgestaltung. Eine solche ist in Vorbereitung; sie wird auf 
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Grund der staatspolitischen Aufgabe, den gesamten Dienst im Sinne der national- 
sozialistischen Weltanschauung auszugestalten, durchgeführt. Zwei Grundsätze 
sollen gelten: der Führergedanke und die Eigenverantwortlichkeit. 

Voraussetzung für die Durchführung des Führergedankens sind: einheitliche 
Organisation und einheitliche Dienstordnung, einheitliche Wirtschaft und Tech- 
nik. Alle diese Gebiete haben nach dem Umbruch bedeutende Fortschritte zu 
verzeichnen; die Arbeiten haben mit Erfulg begonnen. Zur Förderung der Eigen- 
verantwortlichkeit wird den nachgeordneten Stellen so viel Selbständigkeit ge- 
lassen, wie im Interesse der einheitlichen Führung irgend möglich. Bestrebungen 
nach Verwaltungsvereinfachung haben begonnen. 

Die Umgestaltung hat die Einordnung der Reichsbahn in die deutsche Wirt- 
schaft bewirkt, die selbst, wie schon erwähnt, ganz neu geordnet worden ist. Die 
Reich“bahn ist durch ihren stellvertretenden Generaldirektor im Beirat der 
Reichswirtschaftskammer vertreten, um so bei deren Aufgaben mitzuwirken. 

Bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und der Verwendung von Heim- 
stoffen wird die Mitwirkung der Reichsbahn besonders bedeutungsvoll. Die 
Reichsbahn hat bisher die größten Aufträge dem Reich gegeben; denn etwa 
60°, aller Aufträge der öffentlichen Hand entfielen auf sie, und zwar in einer 
Höhe von 5,5 Milliarden seit 1933. Die Reichsbahn arbeitet schon seit längerer 
Zeit wissenschaftlich und praktisch an der Erforschung von Möglichkeiten, für 
ihre Betriebe den Bedarf an ausländischen Rohstoffen herabzusetzen. Sie be- 
absichtigt, am II. Vierjahresplan ebenso durch Umstellung auf deutsche Metalle, 
Textilien und Treibstoffe, wie auf dem Gebiete des Tarifwesens vorbildlich 
mitzuhrlfen, um die höheren Kosten für die Gewinnung von Heimstoffen wieder 
auszugleichen. 

Die Reichsbahn kennt als staatliche Unternehmung im Dienst des Volkes 
nur das cine Ziel, unter vollem Verzicht auf jeden Gewinn ihre Ein- 
nahmen und Ausgaben auszugleichen. Nach 1933 ist es möglich ge- 
worden, die gesamte Jahreslast der Reichsbahn an Schuldendienst, Rücklagen 
usw. voll abzudecken und auch noch gewisse Rückstände aufzuhulen, die in den 
Notjahren in Kauf genommen werden mußten. 

Durch den Wettbewerb der anderen Verkehrsmittel, besonders des Kraft- 
wagens, ist die Frage des Verhältnisses Eisenbahn-Kraftwagen entstanden. 

Die Einfügung des neugeschaffenen Reichsautobahnunternehmens in die 
Organisation der Reichsbahn gewann symbolische Bedeutung. Als Hauptträgerin 
des öffentlichen Verkehrs mußte sich die Reichsbahn bemühen, in der Aus- 
einandersetzung zwischen Schienen- und Kraftverkehr ihre Leistungen ihrer volks- 
wirtschaftlichen und staatlichen Bedeutung angemessen zu gestalten, zugleich 
aber bestrebt sein, sich den Kraftwagen in zunehmendem Maße für die Ver- 
besserung und den weiteren Ausbau des öffentlichen Verkehrs nutzbar zu machen. 
Sie hat deshalb 2000 Kraftwagen und 700 Anhänger in ihren Dienst gestellt, 
so daß 6000 Orte ncu an das öffentliche Verkehrsnetz angeschlossen sind. 

Bei einem ordnungsmäßigen Ausgleich der Einnahmen und Au-gaben und 
einer gerechten Lösung des Wettbewerbsproblems wird die Reich-bahn das 
gemeinwirtschaftliche Tarifsystem zum allgemeinen Wohl aufrecht erhalten. 
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Sie hält den Normalpersonentarif mit 4 Rpf. je km in der dritten Klasse für 
zu hoch und wünscht eine Senkung. Die Finanzlage und die Erfordernisse der 
Reichsregierung gestatten aber eine solche nicht; so muß die Reichsbahn ihre 
Maßnahmen auf besondere Einzeltariferleichterungen beschränken. Soziale 
Gründe und auch kulturelle sowie bevölkerungspolitische Erwägungen im 
Rahmen der allgemeinen deutschen Aufbaupolitik sind richtunggebend ge- 


wesen. 


Die Reichsbahn sorgt mit allen Kräften dafür, daß ihr Apparat immer mehr 
entsprechend den Fortschritten der Technik vervollkommnet wird. Deshalb 
bildet sie die Dampflokomotiven weiter fort: die neueste Stromlinienlokomotive 
erzielte bei den Versuchsfahrten eine Stundengeschwindigkeit von über 200 km 
mit einem Zuggewicht von 300 Tonnen (siehe Abb. 132—133). 

Gleichzeitig führt die Reichsbahn die Elektrisierung großer Strecken fort. 
Vergaser- und Verbrennungsmotoren wurden ihrer schnellen technischen Ent- 
wicklung entsprechend im Eisenbahnverkehr eingesetzt. Die dieselelektrischen 
Triebwagen dienen dem Schnellverkehr und tragen zur Verdichtung der Fahrpläne 
bei. Die neuesten dreiteiligen Triebwagen erreichten die Fahrgeschwindigkeit 
von 205 km/St. 

Zu den bereits bestehenden Schnelltriebwagenverbindungen Berlin-Hamburg, 
Berlin-Köln, Frankfurt a. M.-Berlin und Köln-Altona sind in den letzten Jahren 
die Verbindungen München-Nürnberg-Berlin, Stuttgart-Nürnberg-Berlin und 
Beuthen-Breslau-Berlin hinzugetreten. Auf der zuleizt erwähnten Strecke sind 
die ersten dreiteiligen Schnelltriebwagen vom Typ „Leipzig“ eingesetzt 
worden, die im Gegensatz zu den zweiteiligen Schnelltriebwagen vom Typ „Ham- 
burg‘ auch die dritte Wagenklasse führen (siehe Abb. 131—134). 

Die Anfang Oktober 1936 erfolgte Einweihung des Stralsund-Rügen-Damme«, 
der eine wesentliche Verbesserung des Verkehrs zwischen Skandinavien und 
Mitteleuropa bringt, bedeutet für den deutschen Eisenbahnverkehr ein be- 
merkenswertes Ereignis. 

Auch auf allen anderen technischen Gebieten, wie Oberbau, Signal- und 
Sicherungswesen, Wagenbau usw. entstanden im Interesse der Betriebssicher- 
heit, der Pünktlichkeit und einer größtmöglichen Bequemlichkeit der Reisenden 
Verbesserungen. Man kann also ohne Übertreibung sagen, daß die Deutsche 
Reichsbahn in technischer Hinsicht zu den besten Bahnen der ganzen Welt gehört. 


„Motorisierung‘‘ 


Adolf Hitler gab diese Parole wenige Tage nach der Machtübernahme am 
ll. Februar 1933 bei der Eröffnung der ersten Automobilausstellung im neuen 
Deutschland aus. Die Idee war schon früher vom Führer als Bestandteil seines 
Gesamtprogrammes, das er während der Zeit des Wartens entworfen hatte, 
aufgestellt worden. Schon am folgenden 1. Mai konnte der Führer auf dem 
nächtlichen Tempelhofer Feld in der erwähnten großartigen Kundgebung die 
Inangriffnahme dieses Problems verkünden. 
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Damit wurde die Wiederbelebung der deutschen Kraftfahrzeug- und Mo- 
torenwirtschaft, der rasche Ausbau der deutschen Kraftfahrzeugbestände, die 
Schaffung eines dem Kraftverkehr gemäßen Autostraßennetzes zu entscheiden- 
den Aufgaben des ersten Vierjahresplanes. Es ist ein Programm auf lange Sicht, 
aus der klaren Erkenntnis des Wesens und der Entwicklungsmöglichkeiten des 
Kraftverkehrs geboren, das die Möglichkeit bietet, durch die Ankurbelung der 
Kraftfahrzeugwirtschaft und durch den Einsatz von Tausenden beschäftigungs- 
losen Volksgenossen im Straßenbau die Massenarbeitslosigkeit zu bekämpfen. 
Deshalb ist der Bau der Reichsautobahnen mit viel Nachdruck und Energie 
betrieben worden. 


Das Unternehmen ‚‚Reichsautobahnen“ 


Das Gesetz vom 27. Juni 1933 bestimmte den Dr. Ing. Fritz Todt als Ge- 
neralinspektor mit besonderen Vollmachten für das deutsche 
Straßenwesenundunterstellteihn unmittelbar dem Führer und Reichskanzler, 
der selbst die ministerielle Verantwortung für dieses Gebiet übernimimnt!). 

Gleichzeitig wurde mit einem Kapital von 50 Millionen RM. die Gesellschaft 
Reichsautobahnen als Zweigunternehmen der Deutschen Reichsbahn 
gegründet. Die Begründung der Reichsregierung für dieses Gesetz besagt: 


„Die Führung auf dem Gebiet der Reichsautobahnen ist der Deutschen Reichs- 
bahngesellschaft zugedacht, weil der Streit zwischen Schiene undKraftwagen 
letzten Endes nur dadurch beizulegen ist, daß der gesamte gewerbliche 
Güterfernverkehr einheitlicher Leitung unterstellt wird. In dieser Rich- 
tung ist das vorliegende Gesetz ein bedeutungsvoller Schritt. Um die Klarheit der 
Finanzgebarung zu gewährleisten, ist das Unternchmen als selbständige juristische 
Person des öffentlichen Rechts begründet, dersen Verwaltung und Vertretung aber 
aus den vorerwähnten Gründen die Deutsche Reichsbahngesellschaft übernimmt.‘ 


Deutschland besaß etwa 300000 km befestigte Landstraßen, von denen rund 
100000 km als Durchgangsstraßen größere Bedeutung besaßen. 25000 km wur- 
den als wichtige „Fernverkehrsstraßen“ bezeichnet. Dieses Straßennetz, für 
andere Verkehrsmittel als den Kraftwagen entstanden, mußte nach und nach 
dem Kraftverkehr angepaßt werden. Dies läßt sich jedoch nicht vollständig 
erreichen; die Landstraßen bedürfen der Entlastung und der Ergänzung durch 
ein Netz eigener, großer Verkehrsadern, die für die Bedürfnisse des Kraft- 
verkehrs angelegt und geeignet sind, den Verkehr der Kraftwagen über weite 
Strecken aufzunchnien. 

Nach dem erwähnten Gesetz sind die Kraftfahrbahnen öffentliche Wege und 
ausschließlich für den allgemeinen Verkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt. 
Das Unternehmen Reichsautobahnen hat das ausschließliche Recht zum Bauen 
und Betreiben von Kraftfahrbahnen und untersteht der Aufsicht der Reichs- 


I) Dr. Ing. Fritz Todt ist 1891 zu Pforzheim in Baden geboren; er gehört zu den ältesten 
Mitgliedern der NSDAP. Vor aeiner Ernennung war er technischer Leiter einer großen Straßen- 
baugesellschaft. Von dieser Tätigkeit ber war er mit den örtlichen Besonderheiten des ganıen 
deutschen Straßenwasens schon vor seiner Berufung vertraut. 
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regierung. Dem Generalinspektor obliegt die Linienführung und Ausgestaltung 
der Kraftfahrbahnen, er stellt nach Anhörung der Landesbehörden die Baupläne 
fest. Das Unternehmen Reichsautobahnen hat das Recht, Benutzungsgebühren 
zu erheben. 

Abgesehen von dem obenerwähnten Gründungskapital von 50 Millionen 
erfolgt die Finanzierung der Bauarbeiten durch die Reichsregierung unmittelbar. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß etwa 35%, der Gesamtkosten durch die er- 
sparte Arbeitslosenunterstützung und 25—30% durch den Mehreingang an 
Steuern infolge der Wirtschaftsbelebung gedeckt sind. Außerdem ist das Unter- 
nehmen Reichsautobahnen zur Aufnahme von Anleihen oder sonstigen fremden 
Geldern im Einvernehmen mit der Reichsregierung und der Deutschen Reichs»- 
bahn ermächtigt. 


Die Straßen Adolf Hitlers 


Ein Autobahnnetz von etwa 7000 km Länge wird nach etwa siebenjähriger 
Bauzeit die Hauptstraßen des deutschen Kraftverkehrs umfassen. Die Land- 
straßen und die großen Städte sollen angeschlossen werden. 


Die Ausführung der Kraftfahrbahnen ist nicht einheitlich, sondern wird den 
geographischen Bedingungen und den Verkehrsverhältnissen angepaßt. Die 
Hauptlinien sind 24 m breit; zwei 7,50 m breite Fahrbahnen sind durch einen 
bepflasterten Mittelstreifen von 5 m Breite voneinander getrennt. Während in 
der Ebene die Steigung 3—4 v. H. kaum überschreitet, beträgt sie auf gebir- 
gigen Strecken 7 v. H. und darüber. Ebenso wechseln die Bogenhalbmesser von 
2000 m in der Ebene bis auf 400 m und darunter im Gebirge. Bei der Ent- 
wurfsbearbeitung wird größter Wert auf die gute Einfügung der Linien in die 
Landschaft gelegt. (Siehe Abb. 135, 136.) 


Der ungeheure Einsatz produktiver Kräfte für die Lösung dieser Aufgaben 
spiegelt sich in den seit 1933 hierfür aufgewandten Mitteln wieder. Für den 
Autobahnbau wurden in den Rechnungsjahren 1933/34 bis 1936/37 mehr als 
11, Milliarde RM. verausgabt. Gleichzeitig erfuhren die Aufwendungen für die 
andern deutschen Straßen eine starke Steigerung. Seit der Machtübernahme 
betrugen sie hierfür fast 4 Milliarden RM. 


Im September des Vorjahres konnten schon 1000 km Autobahnen dem Verkehr 
übergeben werden. Dies geschah an dem gleichen Tage, an dem der Führer 
3 Jahre vorher mit dem ersten Spatenstich das Werk in Angriff genommen hatte. 
Anfang 193637 befanden sich rund 1100 km in Betrieb, außerdem waren 1462 km 
im Bau, 1738 km zum Bau freigegeben und 2752 km im ersten Ausbau geplant 
(siche Karte Seite 207). Ende 1937 wird der Autoverkehr über 2000 km fertiger 
Strecken verfügen. 

Fast 130000 Arbeiter sind an den Baustellen unmittelbar beschäftigt. Die 
mittelbare Auswirkung auf die Beschäftigung — in der Baustoff-, Baumaschinen-, 
Lebensmittel- und Bekleidungsindustrie — ist aber noch weit größer: sie kann 
auf eine halbe Million Personen geschätzt werden. Die Erd- und Felsbewegung 
erreichte jetzt die gewaltige Menge von rund 200 Millionen Kubikmeter. Das 
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entspricht einer Erdbewegung, die derjenigen beim Bau des Panamakanals 
gleichkommt. Im täglichen Einsatz sind 3000 Baulokomotiven, 50000 Roll- 
wagen und Hunderte von Baumaschinen aller Art in Arbeit. 3000 km Baugeleise 
sind gelegt. 


Die Straßen fördern den internationalen Fremdenverkehr, den Deutschland 
für seine Außenbilanz braucht. Gewisse Hemmnisse eines motorisierten Frem- 
denverkehrs sind fortgefallen; die Vergnügungsreisenden können auf leichte 
und angenehme Weise Deutschland besuchen. Außerdem sind die neuen Auto- 
straßen auch wehrpolitisch von Bedeutung. 

Gewiß bringen die Aufwendungen für den Straßen- und Autobahnbau Lasten 
mit sich, zu denen der Kraftverkehr beitragen muß. Die 1936 durchgeführte 
Erhöhung der Treibstoffzölle wie die Einführung von Steuern für den Güter- 
fernverkehr und für die gewerbsmäßig betriebene Personenbeförderung sollen 
Mittel für die Finanzierung der Autobahnen und deren Erhaltung bringen. Der 
Kraftverkehr ist so eng mit dem öffentlichen Leben verbunden, daß er diese 
Lasten ohne Beeinträchtigung des Fahrzeugmarktes auf sich nehmen kann. 
Mehr als 1000 km fertiger Strecke erfordern die Regelung des Verkehrs und 
Betriebes auf den Reichsautobahnen. Die Arbeiten und Vorarbeiten hierfür 
sind bereits seit geraumer Zeit im Gange. Ohne näher auf Einzelheiten einzu- 
gehen, erwähne ich nur die Errichtung neuer Gaststätten. In der Gegend 
von Magdeburg wird z. B. eine solche Anlage nach Entwürfen von Professor 
March, dem Erbauer des Reichssportfeldes, errichtet. Auch am Ufer des 
Chiemsees entsteht eine Gaststättenanlage mit Seebad in gediegener Aus- 
stattung für die Bedürfnisse der Kraftfahrer. Ferner sind etwa 50 Tank- 
stellen und eine ganze Reihe anderer praktischer Einrichtungen für den Be- 
trieb im Bau. 

Das Ausland beginnt sich eingehend mit den deutschen Autobahnen zu be- 
fassen. Deutsche Ingenieure stellen mit Befriedigung fest, daß eine Reihe 
europäischer Länder sich der friedlichen Aufgabe anschließt, die das Reich 
mit dem Bau dieser Bahnen in Angriff genommen hat. Zwischen Deutschland 
und Italien haben Besprechungen mit dem Ziel stattgefunden, die Autobahn- 
netze beider Länder miteinander zu verknüpfen. Die Verbindung soll bis zum 
Jahre 1941 geschaffen werden. Verhandlungen mit Holland legten die Grenz- 
übertritte und die Verbindung der Straßenzüge fest. In Dänemark schweben 
große Straßenbauprojekte mit dem Ziel eines Anschlusses an deutsche Auto- 
bahnen. In Paris hat man sich bereits beim Bau verschiedener Ausfallstraßen 
des Wortes „Autobahnen“ bedient, und in Belgien werden Ausbauprojekte nach 
deutschem Vorbild bearbeitet. Diese Mitteilungen veröffentlichte Generaldirek- 
tor Dr. Todt in der Berliner Börsenzeitung und schloß einen neuen Artikel 
fuülgendermaßen: „Wir dürfen hoffen, daß dieses technische Werk menschlicher 
Kultur als ein Beispiel unseres Wollens und Könnens seinen Teil dazu beitragen 
wird, dem Frieden zu dienen und die ehrliche Zusammenarbeit der Völker zu 
fördern“. 
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Ankurbelung der Kraftfahrzeugwirtschaft 

Gleichzeitig mit dem Bau der Autostraßen hat die Regierung vornehmlich 
durch steuerliche Maßnahmen die großangelegte Belebung der Kraft- 
fahrzeugindustrie in Angriff genommen. 

Schon im April 1933 wurden alle neu in den Verkehr gestellten Personenkraft- 
wagen und -räder von der Kraftfahrzeugsteuer befreit. Kurz darauf erhielten 
auch die Besitzer von Altwagen die Möglichkeit, solche Steuern durch einmalige 
Zahlung abzulösen. Später erfuhren auch die Ersatzbeschaffungen der Wirt- 
schaft steuerlich erhebliche Begünstigungen. Nach dem neuen Einkommensteuer- 
gesctz 1934 sollen alle Kraftfahrzeuge, sofern sie von buchführenden Land- und 
Forstwirten, Gewerbetreibenden oder Angehörigen freier Berufe eingestellt 
werden, bei Einkommen-, Körperschafts- und Gewerbesteuer abgeschrieben 
werden. Bis zu 70°, des Anschaflungspreises der Kraftwagen werden hierbei 
durch weniger zu zahlende Steuern wieder hereingebracht. 

Eine durchschlagende Propaganda begleitete diese fiskalischen Maßnahmen. 
Die Automobilausstellungen gestalteten sich zu einer Angelegenheit des gesam- 
ten Volkes. Der Staat nahm sich in ganz besonderem Maße des Kraftfahrsports 
an, so daß eine Fülle internationaler Rennerfolge erzielt wurde. Den größten 
Antrieb gab das NSKK. mit seiner umfassenden und geschulten Organisation. 
Die allgemeine Belebung der deutschen Wirtschaft beschleunigt den Anstieg in 
den letzten Jahren. 

Die Autoindustrie ist nach einem Zustand tiefster Depression im Jahre 1932 
wieder rentabel geworden. Die Gesamterzeugung betrug 1936 schätzungsweise 
1,2 Milliarden RM., wurde also gegenüber 1932 vervierfacht. Der Wert der 
von dieser Industrie an die übrige Wirtschaft erteilten Aufträge war 1932 auf 
etwa 140 Millionen zusammengeschmolzen: 1936 betrug er 600 Millionen. 
1932 waren 41000 Personenkraftwagen ncu in den Verkehr gestellt worden; 
1933 hatten sich die Zulassungen bereits verdoppelt. 1934 waren es 131000, 
im fulgenden Jahre 180000 und 1936 schließlich 213 000. In vier Jahren hat 
sich der Inlandsabsatz damit mehr als verfünffacht. 

Die Nachfrage nach Krafträdern wuchs erst 1934. 1932 wurden etwa 56000, 
193% schon 9000, 1935 bereits 135000, und 1936 sogar 185 000 Räder zuge- 
lassen. Der Absatz von Lastkraftwagen ist von 1932 bis 1936 noch erheblich 
stärker gestiegen: im letzten Jahr übernahm der Verkehr etwa 50000 Nutz- 
fahrzeuge, d. h. die Zulassungen erreichten das Siebenfache von 1932! 

In vier Jahren stieg die Zahl der im Verkehr befindlichen Personenkraftwagen 
von fast 300000 auf etwa 961000, also um mehr als 70°, und die Zahl der 
La«tkraftwagen um rund 61000 oder 25°, auf etwa 235 000. 

Setzt sich der Aufbau des Bestandes nur im Tenıpo des Jahres 1935 36 fort, 
so wird Deutschland nuch weiteren vier Jahren über 1,6 Millionen Personen- 
kraftwagen verfügen. Damit wäre der Stand erreicht, den Frankreich und Groß- 
britannien heute halten. 

Technik und Konstruktion erzielten beachtenswerte Erfolge: Entwicklung 
der Kleinwagen (in Erwartung des vom Führer geforderten Volkswagens), Aus- 
bildung der Dieselfahrzeuge u.a. Die Kraftfahrzeuge wurden aber nicht nur 
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besser, sondern auch billiger. Die Automobilpreise gingen von 1932 bis 1936 um 
gut 10%, zurück, und im Herbst des Vorjahres erlitten die Preise der gängig*ten 
Typen noch einmal eine Herabsetzung um 6—14%. 

Die Motorisierung wird im Rahmen des 11. Vierjahresplans weiter vorwärts 
getrieben: „Der Kraftwagen ist ein Teil unseres wirtschaftlichen 
Lebens geworden und muß es auch bleiben!“ Diese Worte des Reich»- 
verkehrsministers und Generaldirektors der Deutschen Reichsbahn, Dr. ing. 
h.c. Julius Dorpmüller, bezeichnen den Standpunkt der Reichsregierung deutlich. 


Der Fremdenverkehr 


Die nationalsozialistische Staatsführung erkannte die Bedeutung des Fremden- 
verkehrs sogleich. Nach der Machtergreifung gab sie der Fremdenverkcehrswirt- 
schaft eine festgefügte Ordnung, in der heute mit klaren Zielen alle sich mit 
dem Fremdenverkehr befassenden Kräfte in einmütiger Geschlossenheit zu- 
sammenwirken. 

Das Reichsgesetz über den „Reichsausschuß für Fremdenverkehr“ vom 
23. Juni 1933 schuf eine Organisation, in der unter dem Vorsitz des Reichsmini- 
sters für Volksaufklärung und Propaganda, Dr. Goebbels, alle Behörden, Ver- 
einirungen und Verkehrsunternehmungen, die in irgendeiner Form im Dienste 
des Fremdenverkehrs stehen, vereinigt sind. Sie alle arbeiten innerhalb ihres 
Arbeitsanteils in einer Front am gemeinsamen Werk. Unter den hier zu- 
sammengefaßten Organisationen kommt dem Reichsfremdenverkehrsver- 
band besondere Bedeutung zu. Er ist die Spitzenorganisation der 24 Landes- 
fremdenverkehrsverbände, die ihrerseits wieder die Fremdenverkchrsgemeinden 
zu Mitgliedern haben. Diese führen die örtliche Werbung durch und bedienen 
sich hierbei der Verkehrsvereine, Verkehrsämter, Kurverwaltungen und gleich- 
artiger Stellen. Der Präsident des Verbandes ist der ehemalige bayrische Staats- 
minister Hermann Esser, der sich schon auf seinem früheren Tätigkeitsfeld große 
Verdienste um die Förderung des Fremdenverkehrs erworben hat. Der Verband 
wurde durch Reichsgesetz vom 26. März 1936 zur Körperschaft öffentlichen 
Rechts erhoben und ist für alle allgemeinen Fremdenverkehrsfragen zuständig. 

Eine Sonderstellung nimmt im Reichsausschuß als größtes Wirtschaftsunter- 
nehmen die Deutsche Reichsbahn ein, der außer ihrem natürlichen Aufgaben- 
kreis auch die deutsche Verkehrswerbung im Auslande und die allgemeine 
Verkehrswerbung im Inland übertragen ist. Die Durchführung dieser Aufgabe 
legt in den Händen der von der Reichsbahn unterhaltenen Reichsbahn- 
zentrale für den Deutschen Reiseverkehr (RDV.), die mit allen Mitteln 
moderner Propaganda die Reiselustigen der ganzen Welt zum Besuch Deutsch- 
lands anzuregen sucht. Sie unterhält in allen wichtigen Ländern eigene Werbe- 
stellen, die aber ihre Aufgabe nicht nur rein wirtschaftlich-materiell auffassen, 
sondern das Ausland über alle, besonders auch die im engeren Sinne kulturellen 
Lebensbezirke des deutschen Volkes aufklären. Ihr war auch die Werbung fur 
die Olympischen Spiele anvertraut, die sie mit bestem Erfolg in aller Welt 
durchgefuhrt hat. Ein Bild von dem Ausmaß ihrer Arbeit mag die Tatsache 
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geben, daß in den letzten Jahren Millionen von Werbeschriften durch die RDV. 


ım Auslande verbreitet wurden. 


Die Auswirkungen dieser zielklaren Werbung sind nicht ausgeblieben. Der 
Fremdenverkehr ist seit 1932 in fortgesetztem Steigen begriffen. Die Gesamt- 
zahl der jährlichen Übernachtungen erhöhte sich 1936 auf 72 Millionen grgen- 
über 49 Millionen im Jahre 1932. Das entspricht einer Zunahme von 47%. 
Auch die Besucherzahl erfuhr eine beträchtliche Steigerung (19 Millionen gegen- 
über 14 Millionen im Jahre 1932). Eine noch erfreulichere Entwicklung nahm 
der Besuch der Ausländer in Deutschland. Ihre Übernachtungsziffer schnellte 
in derselben Zeit von 2,7 auf 6,6 Millionen empor; das entspricht einer Zunahme 
von 144°9/,. Die Zahl der ausländischen Gäste stieg von 1,1 auf 2,1 Millionen, 
verdoppelte sich also nahezu. Aus diesen Ziffern ergibt sich auch, daß die Aus- 
länder ihre Besuche bedeutend länger als früher ausdehnen. Die Durch- 
schnittsaufenthaltsdauer betrug im Jahre 1936 fast 38%, mehr als im 
Jahre 1932, 

Bedenkt man, daß z.B. an den Olympischen Spielen in Berlin 1,2 Millionen 
Menschen teilnahmen, die in 2159 Sonderzügen in wenigen Tagen hin- und 
zurückbefördert werden mußten, daß die Berliner Stadtbahn in den zwei Wochen 
der Spiele 28,4 Millionen Fahrgäste aufwies, so erscheint die Leistung der Ver- 
kehrsmittel in ihrer wahren Größe. 

Bedeutende Anforderungen stellten die Parteitage in Nürnberg an die Reichs- 
bahn. 1200 Sonderzüge verkehrten innerhalb weniger Tage, um die mehr als 
1 Million Teilnehmer rechtzeitig zum Reichsparteitag 1936 zu bringen. Dazu 
waren umfangreiche Umbauten auf den Bahnhöfen der Nürnberger Umgebung 
erforderlich. Ähnliche Aufgaben waren auch bei anderen Großveranstaltun- 
gen, den Erntedanktagen auf dem Bückeberg, durchzuführen. 450 Sonder- 
züge schafften bei der Feier von 1936 in wenigen Stunden die Teilnehmer hin 
und zurück. 

Insgesamt beförderte die Deutsche Reichsbahn im Jahre 1935 1,5 Milliarden 
Personen gegenüber 1,2 Milliarden im Jahre 1933. Durch großzügige Fahrpreis- 
ermäßigung — Ausländer zahlen z. B. nur 40% des normalen Fahrpreises — 
wurde der Verkehrin einem Maße belebt, daß die Einnahmen aus dem Personen- 
verkehr von 846 Millionen RM. (1933) auf 989 Millionen RM. (1935), also um 
fast 17°, gesteigert werden konnten. Dabei ist zu berücksichtigen, daß infolge 
der Ermäßigung die Einnahmen je Personenkilometer von 2,81 auf 2,5 Pfg. 
zurückgingen. Die wachsenden Aufgaben brachten auch eine beträchtliche Er- 
höhung des Personalbestandes mit sich. 656000 Eisenbahner (1933: 593000) 
sorgen heute für eine reibungslose Durchführung des Betriebes. 


An der Verbesserung der Verkehrsmöglichkeiten wird planmäßig gearbeitet. 
Die Geschwindigketen der Züge haben sich in den letzten Jahren immer mehr 
gesteigert. In vorderster Front stehen hier die Schnelltriebwagen, die, wie bereits 
erwähnt, auf den wichtigsten Strecken zum Einsatz gekommen sind. Längst 
ist das Reisen keine Strapaze mehr. 
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Dafür sorgt die Mitropa, die bekannte Tochtergesellschaft der Reichsbahn, 
welche die Speise- und Schlafwagen wie die Flugzeuge der Lufthansa zu betreuen 
hat. Sie beherbergt allnächtlich in ihren fahrenden Hotels 2000 Gäste und ver- 
pflegt täglich 50000 Personen in ihren Speisewagen. 

Der Bequemlichkeit der Reisenden dienen die neuen Gläsernen Züge, sinn- 
reich konstruierte Aussichtstriebwagen, die auf besonders schönen Strecken 
eingesetzt werden, um den Fahrgästen eine ungehinderte Aussicht nach allca 
Seiten zu bieten. Eine beliebte Neueinrichtung sind die Doppeldeckwagenzüge 
der Lübeck—Büchener Eisenbahn. Sie verkehren auf der Strecke Lübeck — 
Hamburg und bieten eine Aussicht „von höherer Warte“. Der Wagentyp hat 
sich so bewährt, daß der Fahrzeugbestand in kurzer Zeit um mehere Einheiten 
erhöht werden mußte. 

Auch auf dem Gebiete des Luftverkehrs werden immer neue Verbesserungen 
eingeführt. Die deutsche Lufthansa setzte besonders leistungsfähige Flugzeuge 
ein, die eine Geschwindigkeit von 350 Stundenkilometern erzielen können. 

Mit besonderem Stolz blickt die deutsche Luftfahrt auf ihren Zeppelinverkehr, 
der die großen Überscestrecken bedient. Das durch einen Unfall verursachte 
Unglück des Luftschiffes „Hindenburg“ hat das Vertrauen des Publikums in 
die Luftschiffahrt nicht vermindert. 1937 soll ein neues Luftschiff fertig- 
gestellt werden. Die Basis für den fahrplanmäßigen Verkehr, der seit einigen 
Jahren durchgeführt wird, ist der neue Weltflugbafen Frankfurt a. Main, der 
im Juli 1936 seiner Bestimmung übergeben wurde. 

Deutschland bietet seinen Gästen alljährlich eine Fülle von Veranstaltun- 
gen und Sehenswürdigkeiten. Als Beispiel seien nur die berühmten Bay- 
reuther Bühnenfestspiele erwähnt, zu denen sich im Jahre 1936 27 000 Murik- 
freunde aus aller Welt einfanden. Ihre Zahl hat sich seit 1933 mehr als verdoppelt. 

Ausstellungen verschiedenster Art finden ohne Unterbrechung in dem ne- 
sigen Messegelände Berlins und oft auch in anderen großen Städten, wie Ham- 
burg, Köln, Dresden, München, Düsseldorf usw., statt, ohne hierbei von der 
Leipziger Messe zu sprechen, die zweimal jährlich ein Ereignis von höchster 
Bedeutung für den Welthandei darstellt. Die deutschen Museen zrigen die 
mannigfaltigsten Sehenswürdigkeiten. So enthalten die Bauten der Museums- 
insel in Berlin Sammlungen antiker Bildwerke, Kleinkunst und Kunstwerke 
des Altertums, der deutschen Kunst, der alt-christlich-byzantinischen Kunst, 
italienische und niederländische Gemälde. Die Technik wird im Deutschen 
Museum ın München dargestellt, die Wehrgeschichte im Berliner Zeughaus. 
das Mittelalter im Germanischen Museum zu Nürnberg. 

Weltereignisse sind die Rennen von Hamburg, Berlin, München und Baden- 
Baden. Die Tennistourniere von Hamburg, Pyrmont, Baden-Baden, Berlin 
und in verschiedenen Ostacebädern und Kurplätzen vereinigen ein sachverstän- 
diges Publikum mit Gästen aus aller Welt. Die Segelwochen von Kiel, Travr- 
möünde und Warnemünde haben in den Nachbarländern starkes Interesse ge- 
weckt. Alljährlich trifft sich auf dem Nürburgring in der Eifel, unweit des 
Rheins, auf der Berliner Rennstrecke Avus und in anderen Gegenden die Elıte 
der Motorsportier zu scharfem Rennen. Für den Wintersportler ist das Ge- 
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lände in den bayerischen Bergen eins der besten. Wer zum Vergnügen reist, 
kann sich in Berlin oder Hamburg ebensogut unterhalten wie in Paris oder 
Wien, und wer fröhliche Stunden verleben will, fährt in das Reich des Kar- 
nevals nach Köln, Düsseldorf, Mainz oder zum Münchner Fasching. 

Unter der nationalsozialistischen Führung hat der deutsche Fremdenverkehr 
einen mächtigen Aufschwung genommen. Deutschland kann sich in der Fülle 
seiner Schenswürdigkeiten und der Güte seiner Fremdenverkehrseinrichtungen 


mit jedem Lande der Welt messen (siche Abb. 137 bis 142). 


Die Seeschiffahrt 


Die Lage der deutschen Seeschiffahrt war während der letzten Jahre 
nahezu unverändert ungünstig geblieben. Der Tiefstand des zwischenstaat- 
lichen Güter- und Reiseverkehrs sowie der Druck, der von der Valutapolitik 
der angelsächsischen Länder auf die in Gold umgerechneten Frachtsätze und 
Passageraten ausging, brachten es mit sich, daß die Einnahmen der deutschen 
Reedereien bis zum Jalıre 1934 sanken. Erst 1935 vollzog sich ein Umschwung: 
die gesamten Bruttoeinnahmen der Reedereien erhöhten sich von 326 Millionen 
Reichsmark im Jahre 1934 auf 454 Millionen RM. im Jahre 1933. 

Am 1. Januar 1937 zählte die deutsche Handelsflotte 3579 Seeschiffe mit 
einem Raumgehalt von 3887000 B.-R.-T. Wie aus der fulgenden Aufstellung 
hervorgeht, hat sie sich zum erstenmal seit der Krise wieder vergrößert. Der 
Bestand an Sceschiffen mit einem Bruttoraumgehalt von mehr als 50 cbm 
(17,65 R.-E.) betrug (in 1000 B.-R.-T.): 


am 1. Januar 19149 . . . . 2... 5239 am]. Januar 1933 . . . 2.2... 3957 
1920) 2.5.0 2: 8.4 320 u ı Br 3 808 
1923 2.22 2% 3008 | & > EEE 3737 
1931: 5 2. u 2, 4 430% 1936: 2.2.5: 2.4 %& 3705 
BIS D 1 u 0a ya 4318 1937: 4... 0 8. 84 3887 


Dem Wiederaufbau der Handelsflotte nach dem Kriege, der bis etwa Ende 
1930 anhielt, hatte die Weltwirtschaftakrise ein Ende bereitet. Ihm folgte in 
den Jahren 1931 und 1932 ein starker Rückgang des Flottenbestandes um über 
300000 B.-R.-T. Obwohl bereits 1934 eine rege Neubautätigkeit eingesetzt hatte, 
konnte sich diese erst 1936 wieder in einer Vergrößerung der Handelsflotte 
auswirken. Der Bestand an Seeschiffen hat sich Anfang 1937 gegenüber dem 
‚vorjährigen Bestand um 62 Fahrzeuge mit 182000 B.-R.-T. erhöht. Mithin ist 
der Stand der Handelsflotte von Anfung 1934 bereits überschritten und der 
Stand vor dem Kriege zu fast drei Viertel wieder erreicht. 

Unter den 1936 in Verkehr gestellten 107 Neubauten, von denen zwei Handels- 
schiffe mit 10858 B.-R.-T. im Ausland gebaut wurden, befanden sich 59 Handels- 
schiffe mit rund 168000 B.-R.-T. und 43 Seefischereifahrzeuge mit rund 
13000 B.-R.-T. Die größten Neubauten waren die beiden Motortankschiffe 
„Friedrich Brehme“ und „Paul Harneit“ der Deutsch-Amerikanischen Petro- 


I) durch Schiffsablieferungen und -verluste. 
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leum A.-G. mit je 10400 B.-R.-T. und die beiden Motorschiffe „Ehrenfels“ und 
„Reichenfels“ der Hansa-Reederei mit je 7750 B.-R.-T. Der Bestand an eigent- 
lichen Handelsschiffen (Fracht- und Personenschiffe) ist im Jahre 1936 um 
23 Schiffe mit 143000 B.-R.-T. auf 3,68 Millionen B.-R.-T. gewachsen; der 
Bestand der Seefischereiflotte um 33 Fahrzeuge mit 23000 B.-R.-T. (darunter 
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das umgebaute Walfangmutterschiff „Jan Wellem‘‘ mit rund 12000 B.-R.-T.) 
auf 150000 B.-R.-T. 

Wer 1932 in einen der deutschen Großhäfen kam, der konnte feststellen, 
daß der wesentlichste und wertvollste Teil der deutschen Handelsflotte entweder 
aufgelegt oder beschäftigungslos lag. Die aufgelegte Schiffstonnage, die im 
Januar 1933 die Zahl von 303 Schiffen mit 917818 B.-R.-T. betrug, war schon 
ein Jahr später auf 149 Schiffe mit 522833 B.-R.-T. gesunken. Der 1. Januar 
1935 zeigte einen neuen Fortschritt und verminderte diese Zahl auf 62 Schiffe 
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mit 311895 B.-R.-T.; am 1. Januar 1937 waren es nur noch 25 Schiffe von 
insgesamt 570637 B.-R.-T. Die Zahl der arbeitslosen Seeleute bewegte sich in 
immer weiter absteigender Linie, die von 11216 Personen auf 8697 Anfang 1934, 
auf 6318 Anfang 1935, auf 5593 am 1. Januar 1936 und auf 4886 am 1. Januar 
1937 Gel. Es ist zu bemerken, daß während der Weihnachtswoche und des 
Jahreswechsels jeweils einige Schiffe vorübergehend aufgelegt werden. So waren 
im Juli 1936 nur 13 Schiffe mit 42235 B.-R.-T. stillgelegt und die Zahl der 
arbeitslosen Seeleute betrug zu dieser Zeit nur noch 2115. Die Jahreslohnsumme 
von 88 Millionen 1933 erhöhte sich auf 98 Millionen im Jahre 1934 und auf 
10$ Millionen 1935. 

Der Schifisbau zeigt einen noch wesentlicheren Aufstieg. 1933 fanden sich ins- 
gesamt 42 Schiffe (137391 B.-R.-T.) in Bau, von denen 34 für deutsche Rechnung 
und 15 für das Ausland. 1934 waren es schon 98 Schiffe (257696 B.-R.-T.), von 
denen 84 für die deutsche Schiffahrt und 14 für die ausländische. 1935 stieg 
die Zahl auf 197 Schiffe (616384 B.-R.-T.), 123 für das Inland und 74 für das Aus- 
land. 1936 wurde erreicht eine Zahl von 349 Schiffen (1095821 B.-R.-T.), von 
denen 228 für deutsche und 121 für ausländische Rechnung waren. 

Auch der Aktivsaldo, den die Seeschiffahrt für die deutsche Zahlungsbilanz 
zu erbringen pflegt, ist gewachsen. Nach 213 und 219 Millionen RM. in den 
Jahren 1933 und 1934 belief er sich 1935 auf 232 Millionen RM. 

Die Wirtschaftslage der deutschen Reedereien hat sich im Jahre 1936 weiter 
grbessert. Das Aktivum ist von 213 Millionen im Jahre 1933 auf 303 Millionen 
gestiegen. Die Frachteinnahmen sind von 321 Millionen auf 410 Millionen RM. 
heraufgegangen. 

In der letzten Zeit haben sich verschiedene führende Persönlichkeiten der 
deutschen Seeschiffahrt über die Neubaupolitik der Reedereien und den Auf- 
bau der deutschen Handelsflotte geäußert. Staatsrat EBberger, Leiter der 
Reichsverkehrsgruppe Seeschiffahrt, hat den Wiederaufbau der deutschen Flotte 
als das nächste Ziel der deutschen Schiffahrt bezeichnet, wobei zum Ausdruck 
gebracht wurde, daß die deutsche Schiffahrt ihren Vorkriegsstand wieder er- 
reichen müsse (5,4 Millionen B.-R.-T., was damals 11,3°, der Welthandelsflotte 
betrug). 

Das Ziel ist damit also recht hoch gesteckt, wenn man berücksichtigt, daß 
die Außenhandelsverhältnisse sich seit der Vorkriegszeit wesentlich verändert 
haben. Die devisenpolitische Bedeutung aber einer großen eigenen Schiffahrt 
ist gegenwärtig zweifellos größer als sie es jemals war. Es wird eine wichtige 
Aufgabe für die Schiffahrt im Rahmen des neuen Vierjahresplanes sein, durch 
die Vermehrung der eigenen Transportmöglichkeiten nicht nur Devisen zu sparen 
und durch die Aufwendung in Landeswährung zu ersetzen, sondern auch zusätz- 
lich Devisen zu beschaffen. 

Das ist nicht ganz leicht zu erreichen. Der Führer der Seeschiffahrt bat gleich- 
zeitig auch die Schwierigkeiten aufgezählt, die sich entgegenstellen. Es sind 
einmal Finanzierungsfragen — die Rentabilitätsmöglichkeiten in der Schiffahrt 
sind noch immer so beschränkt, daß Überschüsse zur Neubauverwendung nur 
in bescheidenem Umfang zur Verfügung steben — und zum zweiten hat der 
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Aufschwung im deutschen Schiffbau dazu geführt, daß viele Werften kurz- 
fristige Aufträge nicht mehr annehmen können. Der Schiffbau ist heute 
zweifellos einer der Industriezweige mit der ausgeprägtesten Hoch- 
konjunktur, die neben dem Bedarf für die Wehrhaftmachung und dem Ingang 
gekommenen Ergänzungsbau für die Handelsflotte wesentlich auch durch den 
Bau für ausländische Rechnung bestimmt ist. Bei der gegebenen Sachlage der 
deutschen Außenwirtschaft ist es zweifellos sehr erfreulich, daß der deutsche 
Qualitätsschiffbau in solchem Umfang an der Ausfuhr teilnehmen kann, auch 
wenn der Bardevisenanfall nicht allzu groß sein dürfte. Andererseits zeigt sich 
bei einem Vergleich, z. B. mit dem Schiffbau in Großbritannien ein wesentlicher 
Unterschied. Auch in England hat die Werfttätigkeit — sowohl für den Krieg»- 
schiff- als auch den Handelsschiffbau — wesentlich zugenommen. Hier aber 
treten fast ausschließlich die nationalen Reeder als Auftraggeber auf, denn von 
dem hohen Auftragsbestand der britischen Werftindustrie von gegenwärtig etwa 
930000 t entfallen lediglich einige 30000 t auf ausländische Aufträge. 

Dr. Hoffmann von der Hapag bat diese Zielsteckung mit Ausführungen über 
die Art der Neubaupolitik ergänzt. Sie entsprechen ganz den Grundsätzen der 
Leistungsgemeinschaft, als die Deutschland sich eine Volkswirtschaft vor allem 
vorzustellen hat. Dr. Hofimann erklärt u.a.: 

Die deutsche Schiffahrt ist nach wie vor Gegner der staatlichen Subvention. 
Sie versucht trotz der schwierigen Lage aus eigener Kraft alle schweren 
Probleme zu bewältigen, nachdem ihr durch die organisatorische und finanzielle 
Neuordnung der letzten beiden Jahre die Hände für die eigentliche Schiflahrts- 
arbeit wieder freigeworden sind. Das erste Problem, daß sie wieder in Angriff 
nahm, war die Neubaufrage, .mit deren Lösung durch eine Reihe von Neu- 
bestellungen bereits begonnen worden ist. Bei diesen Neubauten läßt sich die 
deutsche Schiffahrt lediglich von gesunden wirtschaftlichen und nationalen 
Grundsätzen leiten. Sie baut nicht aus imaginären Prestigegründen sogenannte 
Crackschiffe, sondern bestellt Neubauten von wirtschaftlich vernünftiger Größe 
und Geschwindigkeit für diejenigen Fahrtgebiete, auf denen der Neubaubedarf 
am dringlichsten ist. Das Endziel ist eine Hochleistungsflotte, die auf einem 
Liniennetz fährt, das in seiner Geramtplanung wie in seinen Einzelheiten auf 
die Bedürfnisse des deutschen Außenhandels und des übersceischen Reisever- 
kehrs zugestellt ist. 

Diese Grundsätze einer systematischen Neubaupolitik sind gesund und werden 
der deutschen Schiffahrt sicherlich ebenso zum Nutzen gereichen wie der Volks- 
wirtschaft. Es zeugt von einer falschen Einschätzung des deutschen Leistungs 
willens, wenn seit längerer Zeit nun schon Erwartungen genährt werden, dıe 
deutschen Nordatlantikreedereien würden nun die großen Prestigebauten der 
Franzosen und Engländer (‚„Normandie“‘, „Queen Mary“ und deren kommendes 
Schwesterschiff) mit ähnlichen Bauten beantworten. Richtig ist, daß Deutsch- 
land nach dem Kriege mit dem Bau der „Bremen“ und „Europa“ einen neuen 
entscheidenden Schritt machte, seine alte Vorkriegrposition auf dem Nord- 
atlantik wenigstens in möglichst weitem Umfange wiederzugewinnen. 


Diese beiden Schiffe aber wurden vom Norddeutschen Lloyd ohne jede staat- 
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liche Subvention, ohne Staatskredite oder sonstige Unterstützungen gebaut, 
und ihre Abmessungen und die Geschwindigkeit waren in einem Rahmen ge- 
halten, die eine Rentabilität wahrscheinlich machten. Die Kalkulationen haben 
sich als richtig erwiesen. Vor allem aber hatte man damals Deutschland seine 
gesamte Überseeflotte abgenommen, und Neubauten waren sowieso notwendig. 
Da entschlossen sich die deutschen Reedereien zu Spitzenleistungen. Heute 
aber sind diese Schiffe noch vorhanden, und ihre Beliebtheit beim Reisepublikum 
zeigt, daß sie von ihrer Anziehungskraft noch nichts verloren haben. Infolge- 
dessen besteht kein Bedürfnis, die jetzt fahrenden Schiffe durch neue zu ersetzen, 
deren Bau also nur aus ähnlichen Prestigegründen geschehen müßte, wie sie 
in England zur Übertrumpfung der „Normandie“ geführt haben. Deutschland 
jedoch hat wichtigere nationale Aufgaben zu lösen und richtet deshalb auch 
die Baupolitik seiner Reedereien nach den allgemeinen und wirtschaftlichen 
Bedürfnissen aus. 


Die zivile Luftfahrt 


Als im Jahre 1932 Adolf Hitler bei einem seiner Wahlflüge im Flughafen 
Tempelhof den Flugleiter der Deutschen Lufthansa fragte, warum es denn 
nur so wenige der neuen dreimotorigen Junkers Ju 52-Flugzeuge gäbe, wurde 
ihm erklärt, daß der Grund im Mangel an Geldmitteln liege. Der Führer ant- 
wortete bierauf nur: „Warten Sie nur, wenn wirerst ander Macht sind, 
wird genug Geld für neue Verkehrsflugzeuge da sein“. 

In kürzester Zeit schon sollte diese Prophezeiung des Führers Wahrheit 
werden. Durch die Gründung des Reichskommissariats für Luftfahrt, des späte- 
ren Reichsluftfahrtministeriums, wurde der Weg frei gemacht, nachdem der 
Führer am 30. Januar 1933 die Führung der deutschen Luftfahrt in die Hände 
seines treuen Mitkämpfers Hermann Göring gelegt hatte. Damals bezeichnete 
dieser die Deutsche Lufthansa als das Kernstück der deutschen Fliegerei, 
denn von ihr war in den Zeiten des wirtschaftlichen Niederganges und der 
politischen Zersplitterung allen Widerständen zum Trotz im Rahmen des Mög- 
lichen ein Aufbau begonnen worden, der nun, da man der Luftfahrt den ihr 
zukommenden Platz anwies, zur Grundlage für die weitere Arbeit dienen konnte. 

Schon in den ersten Monaten begannen die planvollen Maßnahmen des Führers 
zu wirken. Die allgemeine wirtschaftliche Belebung ergab ein steiles Anwachsen 
der Beförderungsziffern. Wichtiger jedoch war die Tatsache, daß nunmehr Luft- 
verkehr und Luftverkehrspolitik auf weite Sicht betrieben und Möglichkeiten 
geschaffen werden konnten, eine großzügige Entwicklung anzubahnen. Die 
Zahlen der beförderten Fluggäste in den Jahren 1932—1936 vermitteln ein 
deutliches Bild dieses Aufstieges. So flogen 1932 insgesamt 71000 Fluggäste 
mit den Maschinen der Deutschen Lufthansa. 1933 stieg diese Zahl auf 100000, 
193% auf 135000, 1935 auf 175000 und im Olympiajahr 1936 waren es sogar 
232000. Der erste Monat des Sommerflugplanes 1937 weist gegenüber dem 
Vorjahr eine weitere Steigerung der Fluggastzahlen um 30—40 v. H. auf. 

Diesem außerordentlichen Aufstieg ging ein planmäßiger Ausbau des inner- 
europäischen Luftverkehrs voraus. Er bestand in der Verdichtung des Verkehrs 
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auf den bestehenden Strecken und in der beträchtlichen Erhöhung der Reise- 
geschwindigkeiten, die der Einsatz neuzeitlicher Maschinen ermöglichte. Der 
Flugzeugpark der Deutschen Lufthansa erfuhr seit 1933 eine völlige Umgestal- 
tung. Die veralteten Flugzeuge verschwanden; an ihre Stelle trat die schnelle 
und großräumige Junkers Ju 52, ein dreimotoriges Ganzmetallflugzeug, das 
außer einer dreiköpfigen Besatzung 17 Fluggäste bei einer mittleren Geschwindig- 
keit von 240—250 km in der Stunde befördert. Die Lufthansa hatte damit das 
wohl zuverlässigste Verkehrsflugzeug der Welt in ihren Dienst genommen. In 
kurzer Zeit beherrschte dieses Muster nicht nur die gesamte deutsche Verkehrs- 
fliegerei, sondern darüber hinaus wurde die Junkers Ju 52 von einer großen 
Anzahl ausländischer Luftverkehrsgesellschaften auf ihren Strecken eingesetzt. 

Ein Flugzeug, das im Jahre 1933 nicht weniger als acht internationale Ge- 
schwindigkeitsrekorde erringen vermochte, die Heinkel He 70, konnte ein Jahr 
später zur weiteren Beschleunigung des deutschen Luftverkehrs beitragen. Mit 
dieser Heinkel-Blitzmaschine, die Raum für vier Fluggäste und zwei Mann 
Besatzung hat und durch ihre günstige aerodynamische Formung (u. a. einzieh- 
bares Fahrgestell) Höchstgeschwindigkeiten von über 350 km in der Stunde 
erzielt, wurden besondere Schnellverkehrsstrecken, sogenannte Blitzstrecken. 
eingerichtet. Ein weiteres Schnellverkehrsflugzeug erhielt die deutsche Verkehr- 
luftfahrt durch die 6 Fluggästen platzbietende Junkers Ju 160, eine eben- 
falls einmotorige Maschine mit einziehbarem Fahrgestell. 

Bald jedoch erwiesen sich diese Schnellflugzeuge als zu klein. Es kam darauf 
an, neue Muster zu entwickeln, die die hohe Geschwindigkeit der „Blitzflue- 
zeuge“ mit der Platzzahl der sogenannten mittelgroßen Maschinen vereinten. 
Das Ergebnis dieser Entwicklungsarbeiten waren die zweimotorigen Junkers 
Ju 86 und Heinkel He 111, die Flugzeuge, die im Jahre 1936 erstmalig im 
Fluggastverkehr zum Einsatz kamen. Beide Flugzeugmuster bieten bei einer 
zweiköpfigen Besatzung Platz für je 10 Fluggäste, beide haben als freitragende 
Tiefdecker einziehbares Fahrwerk. Die Junkers Ju 86 ist im Flugbetrieb der 
Deutschen Lufthansa mit zwei Rohölmotoren des Musters Junkers Jumo 205 
ausgerüstet, während die Heinkel He 111 von zwei BMW-VI Motoren angetrieben 
wird. Durch Einsatz dieser Schnellverkehrsflugzeuge, die Durchschnittsgeschwin- 
digkeiten von rund 300 km in der Stunde erreichen, ergab sich eine weitere 
Beschleunigung auf den innereuropäischen Strecken (siehe Abb. 193 u. 144). 

Zusammen mit der Erneuerung im Flugzeugpark ging die Entwicklung in 
der Flugsicherung vorwärts, die im neuen Deutschland zu einer Angelegenheit 
des Reiches wurde. Wetterdienst und Funksicherung ermöglichten einen überaus 
hohen Grad an Plan- und Regelmäßigkeit in der Innehaltung der Flugpläne. 
So konnte im besonderen Maße der Luftpost- und Luftexpressdienst der Deut- 
schen Lufthansa ausgebaut werden, der hauptsächlich in den Nachtstunden 
betrieben wird. Wurden 1932 rund 1930 km Nachtflugstrecken bedient, so stieg 
diese Zahl während des durch die Machtergreifung ermöglichten Aufbaues der 
deutschen Luftfahrt auf über 3000 km. Dadurch konnten auch die Beförderungs- 
leistungen auf den Nachtstrecken und damit die Gesamtergebnisse beträchtlich 
gesteigert werden. So wurden 1932 von den Lufthansaflugzeugen insgesamt 
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389 t Luftpost befördert, 1933 schon 468, 1934 waren es 748, 1935 sogar 1408 
und 1936 nicht weniger als 2409 t. 


Die sichere Grundlage und stetige Entwicklung des Verkehrs in Deutschland 
und in Europa ermöglichte es der Luftbansa, sich mit vollem Vertrauen auch 
den großen Aufgaben des Weltluftverkehrs zu widmen. Jahrelange Vorarbeiten 
konnten nun zur Verwirklichung großer Ziele ausgewertet werden. Nach ein- 
gehenden Versuchen und Erprobungen, die 1933 auf der Südatlantikstrecke 
nach Südamerika durchgeführt wurden, gelang es der Lufthansa, einen Ver- 
kcehrsweg zu erschließen, der für den gesamten Weltluftverkehr bahnbrechend 
gewesen ist: die Eröffnung der ersten planmäßigen Transozeanflugstrecke der 
Welt,des Luftpostdienstes Deutschland— Südamerika im Februar 1934. 

Erst l4täglich, später wöchentlich überwanden deutsche Flugzeuge und Flug- 
boote die Tausende von Kilometern lange Entfernung zwischen Deutschland 
und den südamerikanischen Staaten, flogen über den Südatlantik und be- 
siegten mit Hilfe der schwimmenden Flugstützpunkte ein Weltmcer, das dem 
Luftverkehr ein unüberwindliches Hindernis zu bieten schien (siehe Abb. 146). 

250 Flüge beförderten rund 13 Millionen Luftpostbriefe von den deutschen 
Flugzeugen über den Südatlantik. Heute hat jedes deutsche Flugboot, wenn 
es von einem der schwimmenden Flugstützpunkte mit der Flugzeugschleuder 
abgeschossen wird, rund 60— 0000 Luftpostbriefe an Bord. Das ist eine Sumue, 
die deutlich beweist, welche wirtschaftlichen und politischen Aufgaben dieser 
Dienst erfüllt, der durch die Weite des Atlantischen Ozeans getrennte Nationen 
einander näherrückt, 

Schon 40 Stunden nachdem die deutsche Postmaschine den Flughafen Rhein- 
Main in Frankfurt verlassen hat, hat die Post Südamerika erreicht. Von den 
Flugzeugen des brasilianischen Condor-Syndikats werden die Sendungen dann 
weiter längs der amerikanischen Küste nach Buenos Aires und von dort quer 
über den südamerikanischen Kontinent und über die 6—7000 m hohen Anden 
nach Santiago de Chile, am Ufer der Stillen Ozcans, befördert. Mit der Zürück- 
legung der 15300 km langen Strecke in vier Tagen unterhält die Deutsche Luft- 
hansa die schnellste Luftverkehrsstrecke der Welt. Einschließlich aller Auf- 
enthalte wird eine mittlere Reisegschwindigkeit von über 150 km in der Stunde 
erreicht, eine Geschwindigkeit, die auf Fernstrecken dieser Art nur noch die 
Franzosen auf ihrem Südatlantikdienst erzielen. 

Der starke Rückhalt, den die Deutsche Lufthansa und die deutsche Luftfahrt 
an der Regierung gefunden hat, schuf auch die Möglichkeit, an eine neue, noch 
gewaltigere Aufgabe heranzugehen, nämlich an die Überwindung des Nord- 
atlantiks und scine Eroberung für den planmäßigen Luftverkehr mit Flug- 
zeugen. Durch die ausgezeichneten Erfahrungen, die sich die Besatzungen der 
deutschen Flugzeuge einmal bei den Vorausflügen von den deutschen Dampfern 
„Bremen“ und „Europa“ über dem Nordatlantik und zum anderen auf den 
planmißigen Streckentlügen über den Südatlantik erworben haben, weiter aber 
auch durch Einsatz ausgereifter technischer Konstruktionen, wie des Flugzeug- 
stützpunktes „Schwabenland‘‘ und der neugeschaffenen Dornier Do 18-Boote 
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mit Junkers Schwerölmotoren, konnten schon im Herbst des Jahres 1936 von 
zwei Flugbooten „Aeolus“‘ und „Zephyr“ je vier planmäßige Hin- und Rück- 
flüge über die schwierige Wasserstrecke des Nordatlantiks durchgeführt werden. 
Die Lufthansa hat damit auch auf dem Nordatlantik bahnbrechende Arbeit 
geleistet!). (Siehe Abb. 147.) 


Hand in Hand mit den großen Ausbauplänen des Luftverkehrs auf den Fern- 
strecken vollzog sich die Entwicklung des deutschen Luftverkehrs innerhalb 
des europäischen Streckennetzes. Auf vielen Strecken, die früher nur einmal 
am Tage beflogen wurden, konnten zwei, drei und mehr, nach Hamburg z. B. täg- 
lich insgesamt sechs Verbindungen hin und zurück, eingerichtet werden. Neue 
durchgehende Strecken wurden eröffnet. Heute führen die Lufthansalinien im 
Norden nach Kopenhagen, Gotenburg, Oslo, Malmö, Stockholm und Helsinki. 
im Osten nach Riga, Kaunas, Moskau und Warschau, im Süden nach Prag. 
Wien, Budapest, Belgrad, Sofia, Saloniki, Athen, Venedig, Rom, Genf, Marseille. 
Burgos und Lissabon und im Westen nach Paris, Brüssel, Amsterdam und 
London. Man fliegt morgens in Athen oder Moskau ab und ist schon am gleichen 
Abend in London. Flugstrecken von 600—700 km ohne Zwischenlandung sind 
keine Seltenbeiten mehr. Nach Stockholm werden im durchgehenden Flug sogar 
fast 1000 km planmäßig in vier Stunden, meist aber in noch kürzerer Zeit, 
zurückgelegt. 

Die Flugleistung im deutschen Luftverkehr stieg von 7,7 Millionen km in 
Jahre 1932 auf 14,8 Millionen km im Jahre 1936, also um fast das Doppelte. 
Wenn sich in dieser Zeit die Zahl der beförderten Personen mehr als verdreifacht 
hat, so ist das einmal auf den Einsatz großräumiger Flugzeuge, zum anderen 
aber auf die immer bessere Ausnutzung des Fluggastraumes zurückzuführen. 
Die steigende Inanspruchnahme des Flugzeugs als schnellstes Verkehrs- und 
Transportmittel ist nicht nur ein Zeichen für die fortschreitende Gesundung 
der deutschen Wirtschaft, sie beweist auch, wie sehr der Gedanke der Luftfahrt 
durch planvolle Erziehung und Förderung, nicht zuletzt aber auch durch da: 
Vorbild der fliegenden Staatsmänner in die weitesten Kreise des deutschen 
Volkes eingedrungen ist. 

Das Verkehrsflugzeug ist heute zu einem wirklichen Diener der deutschen 
Wirtschaft und damit jedes einzelnen geworden. Darüber hinaus erfüllt es jenseits 
der Reichsgrenzen und über fernen Ozeanen die große politische Aufgabe, bester 
Botschafter seines Landes und Künder der deutschen Schaffenskraft zu sein. 


1) Kürzlich wurde von der Lufthansa das Motorschiff „I'riesenland‘ als vierter schwimmen- 
der Flugstützpunkt in Dienst gestellt. Während die ersten beiden Schiffe, der Dampfer „West- 
falen“ und das Motorschiff „Schwabenland“, umgebaute Frachtschiffe sind, stellte das im 
vergangenen Jahre fertiggestellte Motorschiff „Ostmark‘‘ das erste eigens für den zivilen Ozean- 
flugdienst erbaute Sicherungsschiff dar. Der jetzt von der Deutschen Lufthansa übernommene 
Flugstützpunkt „Friesenland‘ weist gegenüber der viel kleineren „Ostmark“ eine Reihe von 
Verbesserungen und Neuerungen auf, die für die besonderen Aufgaben des Schiffes notwendig 
wurden. Die „Friesenland‘“ soll im Nordatlantik verwendet werden, wogegen die „Ostmark“ 
den Südatlantikluftpostdienst sichert und im Gambiafluß in Westafrika ihren Standort hat. 
(Siebe Abb. 145.) 


XIII. 


Die Landwirtschafts- und Ernährungspolitik 


Die Landwirtschaft hat wohl die stärkste Wandlung im neuen Deutschland 
erfahren. Soll die Gesundungsaktion des Nationalsozialismus auf diesem Gebiet 
ganz gewürdigt werden, so ist ein Blick auf die Verhältnisse vor der Machtüber- 
nahme nötig. 

Man kann ohne Übertreibung sagen, daß das deutsche Bauerntum sich in 
den Jahren 1929 bis 1932 in voller Auflösung befand. Die Not zog durch die 
Lande, eine Schuldenlast von rund 12 Milliarden RM. drückte die Bauern zu 
Boden, die Erzeugnisse waren infolge der alles überschwemmenden Auslands- 
einfuhr nicht abzusetzen, die Preise sanken so stark, daß sich ein Anbau kaum 
noch lohnte. Die Zinsenlast dieser gigantischen Umschuldung betrug im Jahre 
1932 nahezu 20% vom Verkaufswert der gesamten landwirtschaftlichen Er- 
zeugung. Zwangsversteigerungen waren an der Tagesordnung, im Jahre 1931,32 
fielen ihnen 17157 Grundstücke mit 462485 ha Acker zum Opfer. Der Umfang 
der von 1924 bis 1933 zur Zwangsversteigerung gekommenen Fläche entspricht 
etwa der landwirtschaftlich genutzten Fläche des Landes Thüringen. Die Be- 
herrscher des Leihkapitals trieben dem Bauern die letzte Kuh als Pfand aus 
dem Stall. In seiner Not griff der Bauer verzweifelnd zur Fahne der Empörung; 
Bauernunruhen brachen in fast allen Teilen des Reiches aus. Landleute zogen 
in die Städte und drängten sich zur Industrie, aber nur, um dort in kurzem 
arbeitslos zu werden. 

Niemand wollte mehr dem verachteten und wirtschaftlich zum Tode ver- 
urteilten Bauernstand angehören, Die Landwirtschaft war nicht imstande, nicht 
einmal willens, das Volk aus eigener Scholle auch nur dürftig zu ernähren. Sie 
war in zahllose Gruppen zersplittert, die alle nur die Sunderinteressen der hinter 
ihnen stehenden Kreise vertraten. Die einen hatten nur ein Interesse daran, 
daß die Schweinepreise stiegen, ganz gleich, ob die Kartoffelpreise ins Uferlose 
sanken; die andern wollten nur hohe Getreidepreise haben und kümmerten 
sich nicht darum, ob die Schweinepreise oder die Kartoffelpreise ruiniert wurden. 
Hunderte von Organisationen, nach dem Weltkrieg mit Selbstzweck geboren, 
vertraten die deutschen Bauern, die sich oft untereinander bekriegten, anstatt 
an einem Strang zu zichen und gemeinsam für die notleidende deutsche Land- 
wirtschaft in ihrer Gesamtheit einzustehen. 

Die Börse diktierte die Preise, sie steckte die hohen Gewinne ein, ob auch 
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der Bauer von Haus und Hof mußte oder der Arbeiter verhungerte. Sie spekuliert e 
mit dem wertvollsten Gute des Volkes, mit seiner Ernährung. 

Die Rettung des deutschen Bauern stellte also der Führer als Basis seines 
Arbeitsprogramms neben der Beseitigung der Arbeitslosigkeit auf. „Der Bauer 
ist das Fundament des Staates“ (Hitler). 

Für den Nationalsozialismus ist der Bauer die Grundlage jedes staatlichen 
Lebens, die ewige Blutsquelle, aus der das Volk sich erneuert; denn die Städte, 
und vor allem die Großstädte, sind auf Grund ihrer abnehmenden Geburtenzahl 
nicht in der Lage, sich selbst zu erhalten. Nur vom Lande her kommt der ewige 
Bevölkerungszuschuß für die Städte. Die Gesunderhaltung der Landwirtschaft 
ist die erste Voraussetzung für das Blühen und Gedeihen der deutschen Industrie, 
für den Binnenhandel und für den Export. Die deutsche Landwirtschaft mußte 
daher wieder in den Stand gesetzt werden, aus dem eigenen Boden so viel wie 
möglich zu erzeugen, um Deutschland von der ausländischen Verschuldung durch 
die starke Lebensmitteleinfuhr freizumachen. Der Bauernführer und Landwirt- 
schaftsminister R. Walther Darr& sagte einmal, daß die Sicherung der Er- 
nährungslage die Voraussetzung aller politischen Erwägungen s«i; 
das bedeutet ganz einfach, daß es Außenpolitik ohne nationale Agrarpolitik 
gar nicht gibt. Der deutsche Bauer hatte das Recht, für seine Erzeugnisse einen 
Preis zu erhalten, der es ihm ermöglichte, wieder anzubauen. Der weiteren 
Verschuldung mußte Einhalt geboten werden, die Zwangsversteigerungen sollten 
aufhören und die Zinsen so gesenkt werden, daß nicht der größte Teil der Eın- 
nahmen durch deren Tilzung verbraucht wurde. 

Da die Landwirtschaft ein lebenswichtiger Teil der Volkswirtschaft ist, dient 
nach nationalsozialistischer Auffassung das Bauerntum dem deutschen Volk. 
Seine Pflicht besteht in der Sicherstellung der Ernährung. „Bauer ist — um 
mit dem Reichsbauernführer Darr€ zu sprechen — wer in erblicher Ver- 
wurzelung seines Geschlechts mit Grund und Boden sein Land be- 
stellt und seine Tätigkeit als eine Aufgabe an seinem Geschlecht 
und an seinem Volke betrachtet.“ Die Landwirtschaft erhält aber auch 
den Anspruch auf den Schutz des Staates für Erzeugungsstätte und Erzeugung. 
Dieser Schutz soll in erster Linie darin bestehen, daß er den Bauernhof für das 
Geschlecht, für Kind und Kindeskinder erhält. Weiterhin sull der Staat aber 
auch die Landwirtschaft vor der Spekulation mit den wichtigsten für die Volks- 
ernährung notwendigen Nahrungsmitteln dadurch schützen, daß er für bestimmte 
Erzeugnisse feste Preise einführt. 


Der Reichsnährstand 


Fin Ausländer, der die deutsche Agrarpolitik verstehen will, sollte sich über- 
legen, daß Deutschland im Herzen Europas eingeschlossen, mit einem verhaltnis- 
mäßig rauhen Klima, und nicht überall besonders gutem Boden, mit einer Be- 
völkerungsdichte von 138 Menschen pro Quadratkilometer, mit ganz anderen 
Lebensvoraussetzungen zu rechnen hat als andere Länder. 

Die drei Grundpfeiler der Agrarpolitik im Dritten Reich sind das Reichs- 
nährstandsgesetz, das Reichserbhofgesetz und die Marktordnung. 
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Auf gleiche Weise, wie mit der Bildung der Deutschen Arbeitsfront alle schaf- 
fenden Menschen der gewerblichen Wirtschaft in einer einzigen Organisation 
vereinigt worden sind, führt das Reichsnährstandsgesetz vom 13. September 1933 
die organisatorische Zusammenfassung aller Bauern und Landwirte unter der 
einheitlichen Führung des Reichsnährstandes durch. Es beseitigte eine große 
Zahl der bestehenden landwirtschaftlichen Organisationen, riß den Bauer wie 
den Landwirt aus der Isolierung des einzelnen Hofes und stellte sie in eine 
Gesamtordnung, in der sie auch zu großen Aufgaben wie z. B. der — später zu 
besprechenden — Erzeugungsschlacht, aufgerufen werden können. 

Durch das Reichsnährstandsgesetz ist nicht etwa eine bürokratische Herrschaft 
errichtet worden, sondern die Bauernführer sind ehrenamtlich tätig und bleiben 
selbst Bauern und Landwirte. Es kann also keinen Gegensatzzwischen Führungund 
Gefolgschaft geben; alle Maßnahmen, die getroffen werden müssen, werden sich 
in ihrer Ausführung bei den Führenden bemerkbar machen. Der Reichsnähr- 
stand, der zur öffentlich-rechtlichen Körperschaft erklärt wurde, ist eine Pflicht- 
organisation für den von ihm erfaßten Personenkreis und untersteht staatlicher 
Aufsicht. Allerdings ist er weit davon entfernt, eine reine Interessenvertretung 
eines einzelnen Standes zu sein oder zu werden. Deshalb ist nicht nur die 
Erzeugungsgruppe, also die Landwirtschaft, in ihm zusammengeschlossen, 
sondern darüber hinaus alle jene Wirtschaftsgruppen, die ebenfalls mit der 
Ernährung des deutschen Volkes zu tun haben. Es handelt sich um die 
Gruppen, die das Erzeugte bearbeiten und verarbeiten, und um diejenigen, 
welche die Verteilung der Nahrungsgüter an die Verbraucher übernommen haben. 
Der Reichsnährstand ist also eine Körperschaft der Erzeuger, Bearbeiter und 
Verteiler. 

An der Spitze des ganzen Reichsnährstandes steht derReichsbauernführer; 
scin Vertreter ist der Reichsobmann. Zu seiner Beratung ist ein Reichsbauernrat 
geschaffen worden. Ihm unterstehen unmittelbar ein Stabsamt, in dem die 
Führungsaufgaben auf weite Sicht geplant werden, und ein Verwaltungsamt 
für ihre Bearbeitung. Für die Durchführung besonderer Aufgaben wurde ein 
Generalinspektor bestellt. 

Der Reichsnährstand ist in 20 Landesbauernschaften unter einem Landes- 
bauernführer und einem Landesobmann aufgegliedert; die Bauernschaften sind 
in Kreis- und Ortsbauernschaften untergeteilt, Die Ortsbauernführer balten die 
unmittelbare Fühlung mit dem einzelnen Bauern. Dem Reichsnährstand unter- 
stehen schließlich auch die Bauernschulen, Landwirtschaftsschulen und die Tier- 
zuchtämter. 


Der Erbhof 


Das „Erbhbofgesetz“ trat am 1. Oktober 1933 in Kraft; seine Verkündigung 
fand in Deutschlund und im Ausland viel Interesse. Es legt eine uralte deutsche 
Besitz- und Erbsitte, die sich in Jahrhunderten als richtig erwiesen hat, gesetzlich 
fest. Nach dem Wortlaut des Gesetzes (s. das Kapitel „Bevölkerungspolitik**) will 
die nationalsozialistische Regierung unter Sicherung alter deutscher Erbsitte das 
Bauerntum als Blutquelle des deutschen Volkes erhalten. Die Bauernhöfe sollen 
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vor Überschuldung und Zersplitterung im Erbgang geschützt werden, damit sie 
dauernd als Erbe der Sippe in der Hand freier Bauern verbleiben. Es soll auf 
eine gesunde Verteilung der landwirtschaftlichen Besitzgrößen hingewirkt wer- 
den, da eine große Anzahl lebensfähiger kleiner und mittlerer Bauernhöfe, mög- 
lichst gleichmäßig über das ganze Land verteilt, die beste Gewähr für die Ge- 
sunderhaltung von Volk und Staat bildet. 

Weiter heißt es im Reichserbhofgesetz, daß land- und forstwirtschaftlicher Be- 
sitz in der Größe von mindestens einer Ackernahrung und von höchstens 
125 Hektar kraft des Gesetzes Erbhof ist, wenn er einer bauernfähigen Person ge- 
hört. Der Eigentümer des Erbhofs heißt Bauer. Bauer kann nur sein, wer deut- 
scher Staatsbürger, deutschen oder stammesgleichen Blutes und ehrbar ist. — 
Der Erbhof gebt ungeteilt auf den Anerben über. Die Rechte der 
Miterben beschränken sich auf das übrige Vermögen des Bauern. — Nicht als An- 
erben berufene Abkömmlinge erhalten eine den Kräften des Hofes entsprechende 
Berufsausbildung und Ausstattung; geraten sie unverschuldet in Not, so wird 
ihnen die Heimatzuflucht gewährt. — Das Anerbenrecht kann durch Verfügung 
von Todes wegen nicht ausgeschlossen oder beschränkt werden. — Der Erbhof 
ist grundsätzlich unveräußerlich und unbelastbar. — 

Das Gesetz ist nicht etwa vollkommen starr, sondern läßt die Möglichkeit 
offen, daß unter besonderen Verhältnissen auch ein größerer Besitz als Erbhof 
anerkannt werden kann. Der Boden, das Klima, sowie die Besitzdauer sind in die- 
ser Beziehung maßgebend. 

Verschiedene Seiten befürchteten, daß durch das Reichserbhofgesetz eine 
Bevorzugung des Anerben seinen Geschwistern gegenüber eintreten könne. 
Darauf antwortete Deutschland, daß der Bauer mit dem Erbhof ja nicht nur 
Rechte, sondern auch Pflichten übernimmt, weil die weichenden Erben, als die 
Geschwister des Bauern, Anspruch auf Unterhalt, Erziehung und Berufsausbil- 
dung haben. Machen sich die Kinder selbständig, so haben sie auf eine dem Hofe 
entsprechende Ausstattung oder Aussteuer Anspruch. 

Die <00000 bisher als Erbhöfe erklärten Besitze stellen den Anfang und das 
Kernstück einer neuen Bodenordnung dar, die dem Geiste des Nationalsozialıs- 
mus entspricht: die Zusammenordnung zu Gemeinschaften durchzuführen und 
die Führung der Gemeinschaften in der Richtung auf die Volksgemeinschaft bin 
zu lenken. 


Die Marktordnung 


Erst nach der Schaffung einer festen Organisation des Bauerntums und der 
Einrichtung der Erbhöfe konnte auch die Marktordnung verwirklicht werden. 
Sie beendete die unhaltbaren Zustände auf dem Gebiete der Preisgestaltung und 
des Absatzes durch Fextpreise, die gleichzeitig „gerechte Preise‘ sind. 

Bestimmten früher Angebot und Nachfrage den Preis, so sind jetzt an deren 
Stelle „Bedarf und Bedarfsdeckung‘““ getreten. Die Börse mit ihrem wechsel. 
vollen Spiel entscheidet heute nicht mehr über die Höhe der Preise zu Lasten 
der Bauern und der Verbraucher. Die neue deutsche Marktordnung kann als 
eine pflichtgebundene Wirtschaft angeschen werden, in der eine planvolle Ver- 
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teilung der vorhandenen Ware erfolgt. Sie legt auch nicht die Initiative des Ein- 
zelnen lahm, sondern fördert durch die Sicherung der Preise die Erzeugung, 
garantiert dadurch die Ernährung und schützt den Verbraucher vor Überfor- 
derungen. Sie schaltet die Spekulation in den Nahrungsgütern des Volkes aus, 
ohne den gesunden Wettbewerb, d. h. den Leistungswettbewerb zu verhindern. 

Eine wirksame Marktordnung wird nach nationalsozialistischem Standpunkt 
dadurch erreicht, daß der Festpreis hoch genug ist, um die Erzeugungskosten der 
Landwirtschaft zu decken und die ordnungsgemäße Weiterführung der landwirt- 
schaftlichen Betriebe zu sichern. Gleichzeitig muß er so niedrig sein, daß der Ver- 
braucher nicht übervorteilt wird, sondern mit gleichbleibenden Preisen rechnen 
kann, die seinem Einkommen entsprechen. Die Stabilität der Preise ist in der Tat 
entscheidend und deshalb werden auch Festpreise für die einzelnen Erzeugnisse 
angestrebt, die während einer möglichst langen Zeitperiode Gültigkeit haben 
sollen. So sind, um einige Beispiele herauszugreifen, die Preise für Brot, Milch und 
Butter seit Jahren in Deutschland gleichgeblieben. 

Die Preise des notwendigen Lebensbedarfes sind auch für den Zwischenhandel 
sowie für die Be- und Verarbeitung im großen und ganzen festgelegt worden. 
Man beabsichtigt dadurch keineswegs eine Ausschaltung des Zwischenhandels 
selbst, der als privater Verteilerapparat unbedingt seine Dasceinsberechtigung er- 
wiesen hat; aber es ist allen beteiligten Kreisen die Spekulationsmöglichkeit ge- 
nommen worden. 

Neben der Lösung der Preisfrage erfüllt die Marktordnung weitere wichtige Auf- 
gaben, wie die Regulierung des Verteiler- und Verarbeitungsapparates, sowie des 
Absatzes, der immer der Motor der Erzeugung bleibt. Denn die Abnahmegarantie 
schafft im Verein mit den Festpreisen die notwendige Stabilität des Betriebes, 
ohne die eine steigende Erzeugung auf die Dauer unmöglich ist. 


Die Erzeugungsschlacht 


Nach der Organisation des Bauerntums, der Einsetzung des Erbhofes und der 
Ordnung des Marktes, konnte die Landwirtschaft zur Erzeugungsschlacht 
aufgerufen werden, deren Endergebnis für Deutschlands Zukunft von entschei- 
dender Bedeutung ist. 

Kaum ein Jahr nach der Machtübernahme konnte der Reichsbauernführer 
anläßlich des Reich-bauerntages zu Goslar im November 1933 an die Vaterlands- 
liebe des deutschen Landvolkes appellieren und ihm die Aufgabe stellen, aus 
seinem Grund und Boden möglichst viel herauszuholen. Die ganze 
Wucht der nationalsozialistischen Propaganda setzte ein. Hunderttausende von 
Versammlungen fanden statt, Presse, Rundfunk, Film, Schrifttum usw. be- 
teiligten sich an dem Werbefeldzug, um überall und unermüdlich auf das Ziel 
zuzurteuern. Das Bauerntum hat dem Ruf Folge geleistet; die erreichten Erfolge 
waren mehr ala zufriedenstellend. 

Auf dem Gebiete der Öl- und Gespinstpflanzen z. B. ist der Anbau verzchn- 
facht, bei einigen Erzeugnissen sogar verzwanzigfacht worden. Deutschland ist 
heute durchaus in der Lage, den Bedarf an Flachs im eigenen Lande zu decken. 
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Die Getreideernte betrug 1935, trotz dem Rückgang der Anbauflächen, rund 
400.600 Tonnen mehr als im Vorjahre und 1936 etwa eine Million Tonnen mehr. Der 
Schafbestand vergrößerte sich um ein Vielfaches, die Milchleistung hob sich, und 
die Bestrebungen, wirtschaftseigenes Futter zu schaffen, um von der Einfuhr 
eiweißhaltiger Futtermittel unabhängig zu werden, hatten Erfolg. Im Wirt- 
schaftsjahr 1935.36 stieg in der Landesbauernschaft Bayern der Zuwachs 
an Gärfutterbehältern, welche die wirtschaftseigene Futterbasis am stärksten 
fördern, von 220000 auf 830000 cbm. Die Milchkontrolle, die eine stärkere 
Milchproduktion ermöglicht, dehnte sich weiter aus. In der Landesbauernschaft 
Sachsen-Anhalt z. B. wuchs die Zahl der kontrollierten Kühe von 16,7°, im Jahre 
1932 auf fast 50°, bis zum Oktober 1936. 

Im Februar 1933 gab es in der Land- und Forstwirtschaft 23049 Arbeitslo«e; 
im September 1935 war diese Zahl auf 39 zurückgegangen und im Sommer 
desselben Jahres konnte der Bedarf an Arbeitskräften schon nicht mehr gedeckt 
werden. Um die Ertragssteigerung zu erreichen, mußte die Landwirtschaft sorar 
eine beträchtliche Anzahl von Hilfskräften in ihren Dienst stellen; trotzdem 
genügte diese Zahl noch längst nicht. Große Summen benötigte die Br- 
schaflung der notwendigen Betriebamittel, so z. B. Handelsdünger, dessen Ver- 
brauch um etwa ein Drittel stieg, Maschinen, deren Absatz sich von 1932 bis 1935 
von 80 auf 240 Millionen RM. vergrößerte, Gärfutterbehälter (Fassungsraum 
193%: 2,3 Millionen, 1936: 5 Millionen cbm) usw. 

So hat die Landwirtschaft durch die Erzeugungsschlacht nicht nur auf ihrem 
eigensten Gebiet große Erfolge aufzuweisen. Sie bat darüber hinaus das Wirt- 
schaft-lIeben vieler anderer Betriebszweige stark befruchtet, denn es ist eines 
der Ziele des Reichsnährstandes, die landwirtschaftliche Maschinenproduktion 
anzuleiten, sich den gegebenen Betriebsgrößenverhältnissen und Produktions 
bedingungen der Landwirtschaft anzupassen und solcherweise auch dem Kleın- 
bauern und Landwirt die Anwendung von Maschinen zu ermöglichen. 

Die letzte vierte Reichsnährstandausstellung in München hat Gelegenheit 
geboten, den ungeheueren Fortschritt der vier Jahre zu zeigen. Die große land- 
wirtschaftliche Schau offenbarte die Intensität der deutschen Landwirtschaft; 
sie überragt diejenige der meisten anderen Völker weit. So beträgt z.B. der 
durchschnittliche Weizenertrag im Reich je Hektar 21,6 Doppelzentner, während 
in dem fruchtbaren Frankreich nur 16,$ Doppelzenter und in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, wo man nur die besten Böden für den Ackerbau 
heranzuziehen braucht, durchschnittlich nur 8.8 Doppelzentner je Ilcktar ge- 
erntet werden. 

Es wäre ein Irrtum, zu behaupten, das neue Deutschland habe sein Agrar- 
programm schon vollkommen durchgeführt; man muß aber anerkennen, daß 
es Jdie neue Regierung in verhältnismäßig kurzer Zeit verstanden hat, an die 
volkswirtschaftliche Aufgabe der Ernahrungssicherung nicht nur heranzugehrn, 
sondern diese Aufgaben bir zu B0°, zu lösen, wie der Reich#minister Darre ın 
seiner Eröffnung»rede anläßlich der Münchener Ausstellung hervorgehoben hat. 

Das Verdienst an diesem Erfolg gebührt dem neuen Volk«begriff und der 
durch diesen bedingten Stellung der Landwirtschaft innerhalb der Gesamtwirt- 
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schaft des deutschen Volkes; aber zum großen Teil ist er doch das permönliche 
Werk des Reich«bauernführers. Ihm gelang er, dar seelisch wie wirtschaftlich 
vollkommen zusammengebrochene deutsche Landvolk mit einem Geiste zuerfullen, 
der es willig die schweren Aufgaben der Erzeugungsschlacht auf sich nehmen hieß. 

Über den Rahmen der Landwirtschaft hinaus wurde auch die deutsche Haus- 
frau für die Erzeugungsschlacht oder, besser gesagt, für die Erhaltungsachlacht 
erwonnen. Der Werbefeldzug „Kampf dem Verderb“ entwickelte eine rege 
und wirk«ame Propaganda fur eine zweckdienliche Verwertung der landlichen 
Erzeugnisse in den Haushalten und deren Schutz vor Vergeudung und Verderb. 


Beschaffung neuer Bauernhöfe 


Die nationalsozialistische Agrarpolitik wünscht in-besondere in den dünn 
bevölkerten Gebieten eine mözlichst große Zahl Neubauernstellen von der 
Größe einer Ackernahrung zu schaffen, um damit die Existenz der Bauern 
auf eigener Scholle zu gewährleisten. Diese Bestrebungen werden methodisch 
auf drei Wegen durchgefuhrt; vor allem durch Landbereitatellung aus pri- 
vatem Großgrundberitze, der regelmaßig gekauft wird, und durch Zurver- 
fuzung«stellung von Besitz in öffentlicher Hand. Ein besonderen Genetz, das 
Reichssiedlung=gesetz, ermöglicht es, rund 1,7 Millionen Hektar zur Neubildung 
deutschen Baurrntums freizumachen («iche Abb. 103, 108). 

Eın zweiter Weg führt zur Kultivierung von Ödland und Mooren, besonders 
der zweitgenannten, weil Ödländereien in Deutschland nicht oft vorkommen. 
Zur Urbarmachung größerer Moorflichen werden mit zufriedenstellendem Erfolg 
Manner des Reichsarbeitsdienstes verwendet. Die gesamte, für die Landwirtschaft 
autzbare Fliche Deutschlands beträgt rund 30 Millionen Hicktar; man kann 
de Moorfläche und die kultivierbaren Ödlandereien auf 2 Millionen Hcktar 
“hatzen. 

Unbeugsamer Energie und Zahigkeit int es gelungen, die dritte Möglichkeit 
szunutzen: den Gewinn von neuem Boden aus dem Meer durch Dammpbauten. 
“bon ım Jahre 1935 konnten der Adolf Hitler-Koog in Größe von 133% Hektar 
and der Hermann Göring-Koog mit 550 Hektar eingeweiht werden. Fast hundert 
Brbhöfe wurden auf diene Weine geschaffen. In einem 50- Jahresprogramm sollen 
alvın an der Westküste Schleswig-Holsteins der Nordsee über 100000 Hektar 
Neuland alıgewonnen werden. 


Die Seefischerei 


Im Gegensatz zu vielen anderen Nationen hat Deutschland sp.t die Vorzuge 
des Mreresaegens und die Bedeutung des Seefisches als Nahrungmittel erkannt. 
Im Alterum und im Mittelalter hatte der Seefisch seine gute Tradition. Cato 
benchtet, daß in Rom einmal eine Barbe den Preis von 250 Talern einbrachte. 
lamale war der Fisch eben nur eın Leckerbissen auf den Tafeln weniger Aus- 
erirsener. Kaiser Domitian rirf einmal den großen Senat zusammen, um zu 
beraten, in welchem Gefaß man einen riesigen Steinbutt unzerteilt kochen könne 
und birß dann, da kein zureichendes aufzutreiben war, ein solches Jurch einen 
15° 
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Töpfer herstellen. Durch die Speisesäle der reichen Römer wurden kristallhelle 
Bäche geleitet, um die Fische mit der Hand fangen zu können! ... 

Frischer Seefisch als Volksnahrungsmittel war jedoch bis in das 19. Jahrhun- 
dert für die Binnenländer ein unerfüllbarer Traum. Man kannte nur den auf 
dem Felsen und an der Luft getrockneten Klippfisch und Stockfisch aus Nor- 
wegen, der besonders nach Einführung der Fastentage in Deutschland volks- 
tümlich geworden war. 

Noch vor kaum 50 Jahren wurde die erste Reise eines Fischdampfers nach 
Island als fast aussichtsloses Wagnis betrachtet! Heute ist die Hochseefischerei 
nicht mehr aus der deutschen Volksgemeinschaft fortzudenken, denn sie sorgt 
dafür, daß der Seefisch als ein wichtiger Faktor der Volksernährung stets in 
genügenden Mengen vorhanden ist. 

In der „Nordsee“ Deutsche Hochseefischerei A.G. besitzt Deutsch- 
land das größte derartige Unternehmen der Welt, obgleich die deutsche Fischer- 
flotte zahlenmäßig weit hinter der Englands zurückbleibt. Die deutschen Fisch- 
dampfer befahren die gefährlichsten Meere, weil die Deutschen, im Gegensatz 
zu den Fischfang treibenden Nationen Nordeuropas, die an ihren Küsten inner 
halb der Hoheitssperre zahlreiche und ergiebige Fangplätze haben, gezwungen 
sind, über Island hinaus bis ins Weiße Meer und bis zur Bäreninsel hinauf zu 
fahren. 

Die nationalsozialistische Ernährungspolitik hat nun diese ergänzende url 
zusätzliche Fleischversorgung des Volkes nicht vernachlässigt, vielmehr dr 
Fischerei selbst gefördert und Marktordnungen eingeführt. Der Gesamtverbraud 
an Fisch beträgt mit 11 kg pro Kopf im Jahre 1934 etwa ein Drittel des Ver 
brauches an Fleisch (53 kg pro Kopf). Der erzielte Fortschritt ist nun aus folgen- 
den Zahlen zu erkennen: während sich 1933 die Gesamterzeugung auf 2,67 Mil- 
lionen Doppelzentner belief, erreichte sie 1936 5,9 Millionen im Werte von 
105,3 Millionen RM. 

Die deutsche Seefischerei kann in vier Gruppen eingeteilt werden: 1. Fisch- 
dampferflotte mit rund 350 Dampfern; 2. Loggerfischerei mit 170 Fahrzeugen, 
die den Heringsfang mit Treibnetzen betreiben; 3. Küstenfischerei mit 1200 Fahr- 
zeugen und 4. Kutterhochseefischerei mit 145, meist mit Motoren ausgerüsteten 
Fahrzeugen. 

Für diesen Zweig der Ernährungswirtschaft ist übrigens in den nächsten 
Monaten eine Entwicklung in großem Maßstab vorauszusehen, da, wie Minister- 
präsident Göring in’ Wesermünde beim 50jährigen Jubiläum der Deutschen 
Hochseefischerei sagte, ihre Arbeit, ihr Erfolg und ihre Leistung von großer 
Bedeutung für den Vierjahresplan seien, mit dessen Durchführung der Führer 


ihn beauftragt habe. 


„Die Binnenfischerei und auch die der Küste, so wichtig sie sind, sind dabei nicht 
ausschlaggebend: das Schwergewicht kann hier nur bei der Hochseefischerei liegen. 
Die letzten vier Jahre haben der Hochseefischerei einen großen Aufstieg gebracht. Wir 
müssen jetzt erst recht beginnen, in den nächsten vier Jahren bis an die Grenze des 
\Wöglichen zu gehen. Ich werde hierzu alle Mittel, die möglich sind, zur Verfügung 
stellen.‘ 
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Hermann Göring fügte hinzu, daß man die Hochseefischerei, zu der man 
nun neuerdings auch den Walfang zu rechnen habe, mehr und mehr ausbauen, 
ibre Leistungen und den Ertrag steigern wolle. Eine wirkungsvolle Propaganda 
setzte sich unter dem Motto „Fisch ist gesund und hilft Devisen sparen“ 
bei den Hausfrauen dafür ein, statt Fleisch Fisch zu kaufen; zur Werbung 
veranstalteten die Studenten kürzlich einen gemeinsamen „Fischtag‘, an dem 


sich auch der Rektor der Berliner Universität beteiligte. 
Die Unabhängigkeit des Reiches In der Ernährungsfrage 


Das neue Deutschland hat in seinen Bestrebungen, sich in der Ernährungs- 
frage vom Ausland unabhängig zu machen, Erfulg zu verzeichnen. 

Die jüngsten Maßnahmen des Beauftragten für den II. Vierjahrerplan zu- 
gunsten des Ackerbaus werden diesen Bemühungen einen neuen mächtigen 
Antrieb geben. Das Reich hat schon eine Milliarde RM. bis 1940 zur Verfügung 
gestellt, um eine Bodenverbesserung von rund zwei Millionen Hektar zu erzielen; 
entsprechende Mittel sind für die Flurbereinigung und Grünlandumwandlung 
vorgesehen. Für die Steigerung der Intensität der Landwirtschaft sorgen außer- 
dem andere wichtige Maßnahmen: So erfuhren u.a. die Preise der Stickstoff- 
düngemittel und der Kalidüngemittel eine Senkung um rund 30 und um 25%, 

Die Preise für Fabrikkartoffeln erhöhten sich von 17 auf 20 Pfennig, der 
Roggenpreis stieg von 16 auf 18 RM. je Doppelzentner. Reichsmittel ermöglichten 
mittelfristige Kredite für alle schwachen Betriebe; die Wirtschaftsüberwachung 
der Erbhöfe erstreckte sich auf alle landwirtschaftlichen Betriebe. Endlich wurde 
für den Bau jeder Landarbeiterwohnung ein Zuschuß von 1800 RM. innerhalb 
von sechs Jahren bewilligt und größere Mittel werden zum Kauf von Maschinen 
eingesetzt. 

Eine Gewähr für den Erfolg bietet die geistige Wandlung, die in diesen 
vier Jahren mit den Bauern vor sich gegangen ist: als Beweis vermag die Be- 
gristerung zu dienen, mit der sie jedes Jahr zu Hunderttausenden auf den Bücke- 
berg zusammenkommen, um das Erntedankfest zu feiern und dem Führer zu 
huldigen. Zu dieser großartigen Kundgebung des nationalsozialistischen Deutsch- 
lands werden, wie zum Parteitag in Nürnberg, das ausländische diplomatische 
Korps, die höchsten Persönlichkeiten aus Staat und Partei und die Presse ein- 
geladen, um der festlichen Kundgebung auch beizuwohnen. Hitler nimmt 
bei dieser Gelegenheit unmittelbare Fühlung mit dem Landvolk, das aus den 
verschiedensten Gegenden Deutschlands hier zuuammenkommt. Abteilungen der 
Wehrmacht führen beim Erntegedenktag Übungen vor, die helle Begeisterung 
auslösen. 

Diese Million Menschen in ihren malerischen Trachten bieten einen fantasti- 
schen Anblick, wenn sie die rechten Arme nach der Ehrentribüne heben, von der 
aus Adolf Hitler in überzeugender Weise von der Schönheit des neuen Deutsch- 
land, vom Frieden, der in der Arbeit liegt, von der für das ganze deutsche Volk 
lebenswichtigen Sendung des Bauern zu ihnen spricht und dabei Worte wie die 
folgenden findet: „Der erste und tiefste Repräsentant des Volkes int 
jener Teil, der aus der Fruchtbarkeit der Erde die Menschen nährt 
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und aus der Fruchtbarkeit seiner Familie die Nation forterhält.... 
Ich bin glücklich, an meinem Platz für mein deutsches Volk tätig 
sein zu dürfen. Ich freue mich aber besonders auf jede Stunde, in 
der ich aus meiner Arbeit wieder zurückkehren kann in das Volk 
hinein.... Eure Augen und Euer Blick sind für mich der schönste 
Lohn, den es auf Erden für meine Arbeit geben kann. Ich gehe 
von Euch stets wieder fort, doppelt und dreifach stärker als ich 
gekommen bin“. ... (Siehe Abb. 102.) 

Wenn dann der Führer, nachdem er gesprochen bat, durch die Menge schreitet 
und da und dort stehen bleibt, um einige der unzähligen Hände zu drücken, die 
sich ihm entgegenstrecken, dann will die dankbare Begeisterung der riesigen 
Menge kein Ende nehmen. Die Erntedanktage bestätigen die Verbundenheit 
Adolf Hitlers mit den Massen der Bauern; sie hat sich im letzten Jahre eben:o 
bei dem Fest auf dem Bückeberg gezeigt, wie durch eine praktische Arbeit 
von langer Dauer; die Bauern haben freiwillig und unentgeltlich 2000 Hektar 
mehr Flachs angebaut, als verfügt worden war. Der Ertrag dieser Arbeit, 
ein Wert von etwa 800000 RM., ist dem Führer als Beitrag zur Verbesserung 
der deutschen Selbstversorgung zum Geschenk gemacht worden. 

Trotz dem Erfolge der Erzeugungsschlacht gibt es in Deutschland Zeitn. 
in denen eine vorübergehende Verknappung auf dem Fleisch-, Fett- oder Eıer- 
markt eintritt; das hat aber seinen Grund in der gestiegenen Zahl der \er- 
braucher. Man darf nicht vergessen, daß vom Januar 1933 ab über 6 Millionen 
alte und über 11, Millionen neue Arbeitskräfte wieder in Arbeit und Brot gr- 
bracht wurden und diese damit die Landwirtschaft vor eine noch größere Auf- 
gabe gestellt haben. 

Schließlich ist hervorzuheben, daß die deutschen landwirtschaftlichen Maß- 
nahmen durchaus eigengesetzlich und nicht geeignet sind, mit denen anderer 
Völker verglichen zu werden. So hat beispielsweise die russische Planwirtschaft 
nicht das mindeste mit der Marktordnung in Deutschland zu tun, weil schon 
die Voraussetzungen grundverschieden sind: die politische und volkswirtschaft- 
liche Ideologie des neuen Deutschland steht dem Kollektivismus und Internationa- 
lismus vollkommen fern; sie ist im Gegenteil nationalistisch und beruht auf dem 
Grundsatz der Volksgemeinschaft. 


Die deutsche Landwirtschaft bleibt ihrem alten Leitspruch treu: 


„Bebaue dein Feld, bleib bei dem Pflug, 
Dann nützest du der Welt genug.“ 


XIV. 


Der Reichsarbeitsdienst 


Bei den Maßnahmen zur Verbesserung des deutschen Bodens und zur Ge- 
winnung neuer Anbauflächen ist von einer Einrichtung des neuen Deutsch- 
land zu sprechen, die zwar von höheren Erwägungen ausgeht, aber auch 
lundwirtschaftlich von großer Bedeutung ist: dem Reichsarbeitsdienst. 

Diese Armee des Spatens ist eine Schöpfung ihres Führers, Oberst a. D, 
Konstantin Hierl, eines der ältesten und bewährtesten Mitkämpfer Adolf Hitlers. 
Er ist einer jener nationalsozialistischen Staatsmänner, die in höchstem Maße 
Organisationsgeist mit Zähigkeit und Geradheit miteinander verbindet. Ihm 
ist die Einführung der allgemeinen Arbeitsdienstpflicht im Jahre 1928 als 
Programmpunkt der NSDAP. zu verdanken; sein Verdienst sind die Vorarbeiten 
zur Verwirklichung dieser Idee in den der Machtergreifung vorausgehenden 
Jahren, er hat schließlich die Organisation dieser Einrichtung unter der Hitler- 
resierung durchgeführt. 

Der Grundgedanke der Arbeitsdienstpflicht geht aus dem Vortrag hervor, 
den Oberst Hierl dem Führer im Juhre 1930 hielt, als von diesem Problem 
zum ersten Male im Rahmen der Partei gesprochen wurde. Er kano fulgender- 
maßen zusammengefaßt werden: 


Der Arbeitsdienst bedeutet etwas anderes, viel Größeres als eine aus der Not der Zeit 
geborene vorübergehende Aushilfe zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Die Idee der 
Arbeitsdienstpflicht bedeutet die folgerichtige Fortführung und notwendige Ergänzung 
der Gedanken, die zur allgemeinen Schulpflicht und allgemeinen Wehrptlicht geführt 
haben. Nicht nur im Kriege mit der Waffe, sondern auch im Frieden 
mit dem Werkzeug soll der Deutsche seinem Volke dienen. Jeder Deut- 
sche soll Arbeiter und Kämpfer für sein Volk sein. 

Die Arbeitsdienstpflicht soll Ehrenptlicht der deutschen Jugend und Dienst am 
Volke sein. Sie darf nichts anderes sein, sie darf keine billigen Arbeitskräfte für private 
Unternehmungen liefern, sie darf kein staatliches Konkurrenzunternehmen sein, um 
die Löhne zu drücken. Die Arbeitsdienstpflicht soll der Staatsleitung ein Arbeitsheer 
liefern, um große öffentliche Arbeiten, die hohen volkswirtschaftlichen, kulturellen und 
sonstigen staatspolitischen Zwecken dienen, auszufuhren. 

Aber noch höher als die materiellen Arbeitsleistungen ist die erzicherische Wir 
kung der Arbeit auf die im Arbeitsdienst eingesetzte Jugend zu bewerten. Sie bedeutet 
nicht nur eine erwünschte Begleiterscheinung, sondern ist das Wesentliche, das eigent- 
liebe hobe Ziel des Arbeitsdienstes. Er soll vor allem eine große Volkserziehung sein. 
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Hier liegt der Kern seiner Idee. Würde man den Erziehungsgedanken aus dem Arbeits- 
dienst fortnehmen oder in den Hintergrund schieben, dann würde man ihm seine Sece 
rauben. 

Aus dem eigenen Erleben im Arbeitsdienst heraus soll der junge deutsche Mensch 
die rechte Auffassung vom sittlichen Wert der Arbeit und die rechte 
Einstellung zur deutschen Arbeitsgemeinschaft gewinnen. 

Weil der Nationalsozialismus jede egoistische und materialistische Einstellung zur 
Arbeit, jene Auffassung, die in der Arbeit nur ein Mittel zum Gelderwerb oder eine käuf- 
liche Ware sah, überwinden will — deshalb soll jeder junge Deutsche eine gewisse Zeit 
seines Lebens Arbeit tun als Ehrendienst für sein Volk. Weil man jene hochmütige 
Geringschätzung der Handarbeit und Landarbeit auslöschen, weil man den Klassen- 
hochmut und den Klassenhaß mit der Wurzel ausrotten will, soll der Student, mit dem 
jungen Fabrikarbeiter und dem jungen Bauernknecht zur kameradschaftlichen Ar 
beitsgemeinschaft zusammengefaßt, Dienst tun für das gemeinsame Volk. Weil das 
neue Deutschland den Namen Arbeiter zum Ehrennamen für jeden Deutschen er 
heben will, darum soll jeder junge Deutsche eine Zeit lang im Staate als Handarbeiter 
Ehrendienst tun. 

So wird der Arbeitsdienst die durch nichts anderes zu ersetzende Volkserziehung- 
schule zum neuen deutschen Arbeitertum, zum vorbildlichen deutschen Sozia- 
lismus. 


Unter dem Druck der ständig steigenden Arbeitslosigkeit beeilte sich seiner 
zeit die Regierung Brüning, diesen Gedanken des Nationalsozialismus zu üb 
nehmen. Eine Notverordnung vom Juni 1931 schuf einen freiwilligen Arbeit 
dienst, der aber nichts weiter war als eine Art von produktiver Erwerbsloseo- 
fürsorge. 


Dieser Arbeitsdienst wurde dem Reichsarbeitsminister unterstellt, der see 
Förderung der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung übertrug. Damit übertrug er die Ausführung der Maßnahmen, d. h. 
die Einrichtung der Arbeitslager und des freiwilligen Arbeitsdienstes im ganzeı, 
der Bürokratie und den Arbeitsämtern. 


Gegenstand des freiwilligen Arbeitsdienstes konnten gemeinnützige, zusält 
liche Arbeiten sein, an deren Ausführung die Allgemeinheit ein Interesse hatte. 
wenn sie auf andere Weise nicht finanziert werden konnten. In der Praxis wurdtn 
aber alle von einem Träger der Arbeit, z.B. einer Gemeinde, gewünschten 
Arbeiten erlaubt; nur ein verschwindend geringer Teil des damaligen Arbeit« 
dienstes betätigte sich also bei produktionshebenden, volkswirtschaftlich wirk- 
lich wertvollen Unternehmungen. 


Die Förderung einer Maßnahme durfte nur erfolgen, wenn die Gewähr bestand. 
daß die Zusammenfassung von Arbeitsgruppen nicht für politische oder staat°- 
feindliche Zwecke (im Sinne der damaligen Regierung selbstverständlich) mib- 
braucht wurde. Hierdurch hatte es die Arbeitsbürokratie durchaus in der Hand. 
die Tätigkeit derjenigen Parteien und Verbände auszuschließen oder zu br 
schränken, die ihr nicht zusagten. Infolge dieser Bestimmung zog die NSDAF. 
vor der Machtübernahme ihren Arbeitsdienst unter den verschiedensten Verein® 
namen getarnt auf. 
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Die Reichsanstalt förderte den Arbeitsdienst aus Mitteln der Arbeitslosen- 
versicherung oder der Krisenfürsorge, d. bh. die Förderung blieb auf berechtigte 
Empfänger einer dieser Unterstützungsarten beschräukt. Der Pauschalförde- 
rungssatz betrug 2 RM. pro Kopf und Wochentag; die Tätigkeit war auf 
20 Wochen festgesetzt. 

Wegen der ungeheuren Zahl der Arbeitslosen ging die Bewegung gewaltig 
in die Breite, sie entwickelte sich aber völlig uneinheitlich in Führung, Form 
und Geist. Sie blieb eben nur ein Mittel, um die Erwerbslosen von der Straße 
wegzubringen, ohne einen sozialen und ethischen Inhalt aufzuweisen, 


Der alte freiwillige Arbeitsdienst umfaßte über 200000 Mann, von denen kaum 
100000 in geschlossenen Arbeitslagern untergebracht, der größte Teil aber bei 
falschen Arbeitsvorhaben beschäftigt waren; so ergab sich eine zuaammenhang- 
lose Summe von Maßnahmen. 


Nach dem 30. Januar 1933 wurde Oberst Hierl zum Staatssekretär für den 
Arbeitsdienst ernannt und dem Reichsarbeitsminister unterstellt. Mit diesem 
Zeitpunkt beginnt die einheitliche Führung und Organisation den Arbeits- 
dienstes in Deutschland!). 


Staatssekretär Hierl ließ verschiedene Lager schließen und vereinigte dann 
die einwandfreien Verbände in einem einzigen großen Dienstträger, dem 
„Nationalsozialistischen Arbeitsdienst“. Durch Loslösung von der Bürokratie 
der Arbeitsämter, durch Betrauung von eigenen Dienststellen und eigenen 
Haushalten schuf Hierl die Selbständigkeit der Organisation. 


Im Ilerbat 1933 wurde die erdbraune Tracht mit der charakteristischen alten 
deutschen Bauernmütze und dem Haumesser eingeführt, Die jungen Arbeit»- 
dienstmänner tragen die Tracht mit Stolz; sie betont durch ihre Einheitlichkeit, 
daß alle bei diesem Ehrendienst für Volk und Vaterland gleich sind. Die jetzt 
bestehende Gliederung unifaßt 30 Arbeitsgaue, die in Arbeitsdienstgruppen 
unterteilt werden. Die Arbeitsdienstgruppe besteht aus sechs bis neun Abtei- 
lungen, je nach den örtlichen Notwendigkeiten. Gleichzeitig wurden die Dienst- 
ränge eingeführt. 

Die erste Besichtigung der Lager brachte dem Arbeitsdienst die volle An- 
erkennung des Führers, der Staatssekretär Hierl am 1. Juli 1934 zum „Reichs- 
kommissar für den freiwilligen Arbeitadienst‘“ ernannte und ihn dem Reich»- 
minister des Innern unterstellte. Damit ging die gesamte Führung des Arbeits- 
dienstes an den Staatssekretär über. 

Einen Monat später nahm der Arbeitsdienst als geschlossene Formation 
am Reichsparteitag in Nürnberg teil. Es war dies das erstemal, daß die junge 
Organisation sich in der Öffentlichkeit zeigte und durch ihr Auftreten Zeugnis 


I) Siehe Jahrbuch des Reichsarbeitsdienstes, herausgegeben von Oberstarbritsführer 
Muller-Brandenburg. Leiter der Abteilung für auswärtige Angelegenheiten und Aufklärung 
beim Reichsarbeitsführer unter Mitarbeit zahlreicher Führer des Reichsarbeitsdienstes, Volk«- 
und HKeichsverlag, Berlin, 1936. 
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ihres Geistes und ihrer Arbeit ablegte. Als 52000 Arbeitsmänner mit ihren 
blitzenden Spaten marschierten und mit der Präzision manövrierten, boten sie 
auf der Zeppelinwiese ein überraschendes Bild (s. Abb. 105). 

Der Führer machte in seiner Antwort auf eine Rede Hierls eine für die Zukunft 
des Arbeitsdienstes überaus wichtige Mitteilung; er sagte damals: „Durch 
eure Schule wird die ganze Nation gehen! Die Zeit wird kommen, 
da kein Deutscher hineinwachsen kann in die Gemeinschaft des 
Volkes, der nicht zuerst durch Eure Gemeinschaft gegangen ist!“ 

Diese Prophezeiung wurde mit brausendem Beifall von Tausenden von Zu- 
schauern aufgenommen. Ein Jahr später führte Adolf Hitler durch das Reichs- 
arbeitsdienstgesetz die allgemeine Arbeitsdienstpflicht ein: der Arbeitsdienst 
wurde als Ehrendienst aller jungen Deutschen zur Schule der Nation! ... 


Aufbau, Erziehung und Ausbildung 


Jeder junge Deutsche hat also zwischen Schulpflicht und Wehrpflicht die 
Arbeitsdienstpflicht zu erfüllen. Die Stärke des männlichen Arbeitsdienstes muß 
sich demnach zwangsläufig nach der Stärke des Heeres richten und wird vom 
Führer und Reichskanzler bestimmt; zurzeit beträgt sie einschließlich des 
Stammpersonals 230000 Mann. 

Die Leitung der gesamten Organisation hat der Reichsarbeitsführer mit dem 
Sitz in Berlin-Grunewald. Der Arbeitsstab gliedert sich in 8 Ämter: 1. Dienst- 
amt, 2, Personalamt, 3. Planungsamt, 4. Verwaltungs- und Wirtschaftsamt, 
5. Gesundheitsamt, 6. Erziehungs- und Ausbildungsamt, 7. Rechtshof, 8. Presse- 
amt. Der Reichsarbeitsführung unterstehen unmittelbar die 30 Arbeitsgau- 
leitungen, sowie 13 Bezirksleitungen des Arbeitsdienstes der weiblichen Jugend 
und die verschiedenen Schulen für Ausbildung der Führer, Lehrer, Meister usw. 

Die Auslese und die Ausbildung der Führer bedeutet eine entscheidende 
Lebensfrage für den Arbeitsdienst. Der Arbeitsführer soll nicht nur ein Erzieher 
und gutes Vorbild sein; er muß auch technische und organisatorische Kenntnisse 
besitzen,muß die Elemente des Arbeitertumes, des Bauerntumes unddes Soldaten- 
tums in sich vereinigen. Auch muß er für seine körperliche Ertüchtigung Sorge 
tragen und sich durch Leibesübungen und Sport jugendfrisch erhalten. Sein 
Charakter muß makellos sein; die Höhe seiner sittlichen Lebensauffassung, 
seines sozialen Verständnisses, seiner unbedingten Zuverlässigkeit und seines 
Verantwortungssinnes, der sich über die Bedeutung der ihm anvertrauten Auf- 
gabe im klaren ist, dürfen keinem Zweifel unterliegen. 

Die arbeitstechnische Ausbildung hält der Arbeitsdienstführer in allen Führer- 
schulen: Truppführerschulen, Feldmeisterschulen, Bezirksschulen und Reichs- 
schulen nach dem Grundsatz, daß die Führer in allen Zweigen des Arbeitsdienstes 
in gleicher Weise unterrichtet sein müssen, ohne Unterschied ihrer Stellung in 
der Organisation. Die Gestaltung des Unterrichtes geht weiter von der Erkenntnis 
aus, daß nur die Praxis zur vollen Beherrschung des Lehrstoffes führt. Der 
Unterricht wird daher zum größten Teil auf den Übungsplatz verlegt, wo die 
Teilnehmer an einzelnen Übungsbauten alle Arbeiten der Arbeitsmänner aus- 
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führen, den Ausbau eines Grabens, die Anlage einer Dränage, den Bau eines 
Weges, das Verlegen von Feldbahngleisen, den Förderbetrieb mit Muldenkippen 
oder Schubkarren usw. Zum Verständnis der praktischen Arbeit wird jedoch 
auch theoretischer Unterricht erteilt. 


Der Arbeitsdienst bildet nunmehr ein neues Glied in der Kette der staatlichen 
Jugenderziehung. Nach dem Reichsarbeitsdienstgesetz soll er im Geiste des 
Nationalsozialismus zur Volksgemeinschaft und wahren Arbeitsauffassung er- 
ziehen. Wer den Arbeitsdienst nach einem halben Jahr verläßt, wird wissen, 
daß er Pflichten gegen Volk und Vaterland hat, daß jede Arbeit, auch die 
einfache Handarbeit, ehrbar ist. 


Die Aufgabe der Führer ist keineswegs leicht, vor allem wenn man sich vor 
Augen hält, wie kurz die verfügbare Zeit ist. Deshalb ist die Erziehung auf 
vier Hauptabschnitte beschränkt: Volkskunde, Heimatkunde, Arbeitsdienst und 
nationalsozialistische Weltanschauung. Man hat sich also bemüht, die von Adolf 
Hitler in seinem Buche „Mein Kampf“ aufgestellten Forderungen zu erfüllen, 
nämlich 1. „das Gehirn im allgemeinen nicht mit Dingen zu belasten, die es 
zu 95°, nicht braucht und daher auch wieder vergißt“, und 2. „den Unterricht 
auf eine gekürzte, das Wesentliche umschließende Form zu bringen“. 


Besonders wichtig ist außer den Lehrstunden die erzieherische Wirkung der 
gemeinsamen Feierabende in den Lagern, in denen sich die in der Jugend 
schlummernden und zur Gestaltung drängenden Kräfte entwickeln können. Die 
Lagergemeinschaft wird in den Feierabeudstunden zur Kulturgemeinschaft als 
Träger eines neuen künstlerischen Woellens. In den Bastel-, Singe- und Spiel- 
gemeinschaften usw, werden die Arbeitsmänner mit den Mitteln vertraut ge- 
macht, die sie später in ihrem eigenen Hause und in der künftigen Gestal- 
tung ihrer Freizeit verwerten sollen. 

Ich habe selbst Gelegenheit gehabt, gemeinsam mit einigen Mitgliedern 
des Berliner diplomatischen Korps und Pressekollegen einem dieser Feierabende 
in einem Arbeitslager der Ostmark beizuwohnen: es wurden im Chor alte Lieder 
aus der Zeit des Siebenjährigen Krieges gesungen, Friederizianische Märsche 
gespielt und Gedichte vorgetragen. Schließlich führten die Arbeitsmänner mit 
ausgezeichnetem dramatischen Verständnis eine allegorische Szene auf, sie bezog 
sich auf die Trockenlegung des Adolf Hitler-Kooges, der gerade an diesem Tage 
durch Hitler selbst eingeweiht worden war. 


Besondere Sorgfalt wird natürlich auf die Leibeserziehung verwendet, und 
zwar in ciner Form, die der Figenart des Arbeitsdienstes entspricht: Vorbereitung 
zur Arbeit auf den Baustellen und zu körperlicher Ertüchtigung. Diese Aufgabe 
enthält erhebliche Schwierigkeiten, da die Arbeitsmänner verschiedenster Her- 
kunft sind; man geht daher von dem Standpunkt aus, daß der Erfolg einer 
Leibeserziehung sich durch dar Aussehen der einmarschierenden geschlossenen 
Abteilung im Sportzeug ausdrücken muß: von ihr soll wie von einem Block 
der Kraft und der Gesundheit der Gesamteindruck der Leistungsfahigkeit 
ausgehen. 


— 236 — 


Wer einmal den Aufmärschen und Kundgebungen des Reichsarbeitsdienstes 
am Parteitag in Nürnberg beigewohnt hat, erhielt bestimmt diesen Eindruck. 
In den Arbeitsdienstlagern finden verschiedene Sportübungen statt, die in 
Freiübungen mit und ohne Hilfsmittel, wie Keulenschwingen, Turnen mit Kugeln 
und Hanteln, in Spielen, Handball, Fußball, Barlauf und ähnlichem bestehen. 


Im Sommer wird auch, so weit es sich durchführen läßt, geschwommen. 


Die Einrichtung der Lager ist je nach Art der Unterkünfte naturgemäß sehr 
verschieden. Wenn die zu erledigende Arbeit voraussichtlich mehrere Jahre 
dauert, wird versucht, feste Unterkünfte, d. h. Steinhäuser zu beschaffen. Leer- 
stehende Wohnhäuser, Fabriken, Speicher, Schulen und ähnliche Gebäude lassen 
sich sehr gut verwenden. Sind keine derartigen Räume vorhanden, werden Holz- 
baracken aufgebaut, die den großen Vorzug der Beweglichkeit haben, also dort- 
hin gestellt werden können, wo gerade Arbeit zu erledigen ist (siehe Abb. 106). 

Diese Baracken bestehen aus mehreren, meist vier sogenannten Einheiten 
für einen Trupp von 16 Mann. Die Inneneinrichtung ist einfach, besitzt aber 
trotzdem die nötigste Bequemlichkeit. Jeder Mann hat außer seinem Bett einen 
Schrank, Tisch und Stuhl. Ferner ist eine Wirtschaftsbaracke vorhanden, ı 
der ein großer Gemeinschaftsraum, die Küche mit Vorratszimmer, Geschäfts 
zimmer und das Zimmer für den Lagerleiter liegen. 

Für jeden Arbeitsmann werden täglich rund 2 RM, zur Verfügung gestellt. 
Mit diesem Geld sollen sämtliche Unkosten, wie Verpflegung, Bekleidung, Reini- 
gung der Wäsche usw. bestritten werden. An Barbezügen erhält jeder Arbeits- 
mann täglich 25 Pfennige Taschengeld, von dem notwendige Kleinigkeiten, wie 
Stiefelputzcreme, Nadeln und Zwirn beschafft, aber auch persönliche Bedürfnisse, 
die in Zigaretten usw. bestehen, befriedigt werden sollen. Hin und wieder kann 
auch ein Glas Bier getrunken werden. Es gibt manchen, der von diesem 
Taschengeld sogar etwas spart. 

Bei einem Besuch einiger dieser Arbeitslager konnte ich mich von der dort 
herrschenden Ordnung, Sauberkeit und Gemütlichkeit überzeugen, ebenso auch 
von dem fröhlichen Geist dieser jungen Soldaten der Arbeit, wie von dem 
beneidenswerten Appetit, mit dem sie das schmackhafte Mittagessen ver- 
zehrten!.... 


Der Kampf um Landgewinnung 


„Wer bewirkt, daß dort, wo bisher ein Halm wuchs, nunmehr 
deren zwei wachsen, der leistet mehr für sein Volk als ein Feld- 
herr, der eine große Schlacht gewinnt,* Friedrich der Große 


Die hauptsächlichste materielle Aufgabe des Arbeitsdienstes heißt: das deut‘ 
sche Bauernland zu stärken und zu vermehren. Daher ist der gesamte 
Arbeitsdienst in der Landeskultivierung beschäftigt, und zwar kultiviert der 
größere Teil, 70%, Moor- und Ödland. Er bereitet den Boden für neues Bauern- 
tum oder stärkt bereits genutztes Land durch Ent- und Bewässerung, Hoch- 
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wasserschutz und ähnliche Arbeiten in seinem Ertrage. Weitere 15°, arbeiten 
in Forsten, erweitern den Waldbestand, heben das Wachstum der Wälder oder 
bauen das vielerorts arg darniederliegende ländliche Wegenetz aus. Der Rest 
wird zu Arbeiten sozialer Bedeutung, wie Bauern- und Stadtsiedlung und Ar- 
beiten kulturellen Charakters, wie Bau von Thingstätten und Freilegung von 
vorgeschichtlichen Funden verwendet. So erwächst aus dieser Arbeit nicht nur 
mehr Brot für das Volk und Förderung seiner Kultur, sondern sie schenkt auch 
denen, die sie leisten, neue Kräfte (siehe Abb. 107 bis 110). 

Die Landeskulturarbeit hat durch Ausbau von rund 10000 km Flüssen und 
Bächen für weite Gebiete Vorflut geschaffen. 200000 Hektar sind durch Binnen- 
entwässerung aller Art und 50000 Hektar durch Bodenarbeiten, wie Roden, 
Planieren und Kultivieren der Bewirtschaftung nutzbar gemacht oder im Ertrag 
gesteigert worden. Ferner haben Wege von 8500 km Länge die Bewirtschaftung 
von Bauernland erleichtert. Rund 135000 Hektar Waldboden haben erst durch 
die Aufforstung Ertrag erhalten oder durch Arbeiten verschiedenster Art Ertrags- 
steigerung erfahren. 9000 km Holzabfuhrwege haben große Wealdgebiete er- 
schlossen und ihre Ausnutzung gesteigert und ermöglicht. Eine besonders starke 
Zusammenfassung von Arbeitsdienstabteilungen hat in folgenden Gegenden 
stattgefunden: im großen Moosbruch und Nogathaffkampen in Ostpreußen, im 
ostpommerschen Grenzgürtel, auf Usedom-Wollin, an der Nordseeküste zwischen 
Marne- und Hindenburglamm, im Spreewald, im Havel- und Rhinluch, im 
Sprottebruch, Riesen- und Isergebirge, in Niederschlesien, im Drömling, in der 
Elster-Luppe-Aue, im Flußgebiet der Weißen Elster in der Provinz Sachsen, 
im Ostenholzer Moor bei Hannover, im Emsland, im Flußgebiet der Ems und im 
Weißen Venn in Westfalen, im Flußgebiet der Niers am Niederrhein, im Huns- 
rück, in der Eifel, im Westerwald, im Hessischen Ried, im Flußgebiet der Nahe, 
in den Pfinz-Saalbach- und Sandbach-Sulzbach-Niederungen in Baden, in der 
Rhön. im Fränkischen Jura, im Straubing-Pleintinger Becken und im Ilmgau 
in Bayern (s. Karte auf S. 239). 

Die Möglichkeit zur Fortsetzung dieser Arbeiten ist noch für viele Jahrzehnte 
gegeben. Allein durch Neulandgewinnung int das deutsche Bauernland um 
annähernd 3 Millionen Hektar zu vergrößern. Durch Entwässerungsarbeiten, 
Hochwasserschutzmaßnahmen u. dgl. ist eine weitere gleich große Ertrags- 
steigerung zu erzielen. Sie ist dem Neugewinn eines Gebietes von der Größe 
Bayerns und Württembergs zusammen gleichzusetzen. 

Der Arbeitsdienst findet im allgemeinen beim Straßenbau keine Verwendung. 
Das grüße Programm der Reichsautobahnen dient in der Hauptsache zur Be- 
hebung der Erwerbslosigkeit und wird in der freien Wirtschaft bzw. durch 
Notstandsarbeiten durchgeführt. Eine Verwendung des Arbeitsdienstes würde 
den Arbeitern Beschäftigung nehmen. Der Arbeitsdienst darf keine Konkurrenz 
für die Wirtschaft bedeuten, sondern soll nur zur Vorbereitung dienen und der 
Landwirtschaft neue Entwicklungsmöglichkeiten geben. 


Einige dieser Aufgaben des Reichsarbeitsdienstes, die bereits durchgeführt 
oder noch in Durchführung begriffen sind, verdienen besondere Erwähnung. 
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Emsland. Das Gebiet liegt beiderseits der Ems bis zur holländischen Grenze, 
hat eine Gesamtgröße von rund 400000 Hektar und wird durch seine Hochmoor- 
und Ödlandgebiete charakterisiert. Es ist ein fast unbevölkerter Raum, von 
dem ein Viertel der Erschließung harrt. 

In den Jahren 1934/35 kaufte das Landwirtschaftsministerium in diesem 
Raum ein Gebiet von 30000 Morgen für Besiedlungszwecke und vertraute es 
dem Arbeitsdienst für die vorbereitenden Arbeiten an. Diese umfassen die Ent- 
wässerung des Gesamtgebietes durch den Bau großer Vorfluten und eines eng- 
maschigen Grabennetzes, die Herstellung einer großen, 25 km langen, mit Stein- 
schlag zu befestigenden Durchgangsstraße, sowie sämtlicher Zufahrts- und Wirt- 
schaftswege, die Dränierung von 16000 Morgen und die Kuhlung von 6000 Mor- 
gen Moorland!). 

Da der Gesamtplan einen Arbeitsvorrat von über 1500000 Tagewerken nach- 
weist, werden etwa acht Jahre vergehen, ehe aus dem Unland 400 fruchtbare 
Neusiedlungen in einer Größe von je 15 Hektar entstanden sind. 

In verhältnismäßig kurzer Aufbauzeit stellte der Arbeitsdienst 50 km Straßen- 
und Wegebau (davon 3 km besteint), 120 km Vorfluten und Gräben, 60 Hektar 
Kuhlarbeit und 40 Hektar Planierung fertig. Die Größe der geleisteten Aufbav- 
arbeit wird durch folgende Angaben ersichtlich: zum Aufbau der für 24 Arbeits 
dienstabteilungen notwendigen Lager (eine Abteilung umfaßt rund 150 Männer) 
mußten 140 Eisenbahnwaggons Barackenteile und 90 Waggons Unterkunft: 
gegenstände herangeschafft und verbaut werden; die Zuwege zu den Standorten 
im wilden Moor waren zum größten Teil neu zu schaffen und große Pfahlrost- 
fundamente zu rammen; weite elektrische Zuleitungen für die Stromversorgung 
und große, neue Brunnenanlagen für die im Moor besonders schwierige Wasser- 
versorgung zeigten sich erforderlich. 


Der Sprottebruch. Zur Hälfte in den Kreisen Glogau und Sprottau (Nieder- 
schlesien) gelegen, nördlich von dem stillen Heidestädtchen Primkenau, breitet 
sich das „Sprottebruch“, ein etwa 60 qkm (rund 24000 Morgen) großes Niede- 
rungsmoor in ungefähr ovaler Form aus. Früher war das Bruch ein großer 
sumpfiger Laubwald. Naturkatastrophen führten den Zusammenbruch dieses 
Waldes und damit die Bildung des Niederungsmoores herbei. Mitten durch das 
Bruch fließt die bei Sprottau in den Bober mündende Sprotte; ihr träger Lauf 
von ganz geringem Gefälle und reichem Gehalt an Sinkstoffen mag an der 
Versumpfung des Bruches schuld sein. 

Den ersten Angriff auf das Sprottebruch hat bereits Friedrich der Große 
unternommen. Die Anfänge der Urbarmachung sind jedoch nach seinem Tode 
wieder verfallen. Spätere Versuche blieben ebenfalls in den Anfängen stecken. 
Im Oktober 1933 wurde eine Arbeitsdienstgruppe dorthin gesandt, um an der 
Erschließung und Kultivierung des großen Raumes zu arbeiten. Es handelt sich 
hier um eine Gesamtarbeit von rund 1 Million Lohntagewerken, die erst nach 


1) Durch diese nach holländischem Vorbild ausgeführte Kuhlung wird der unter einer dünne? 
onfruchtbaren Schwarztorfschicht liegende, undurchlässige Ortstein gebrochen und das Moor 
mit dem unter dem Ortstein anstehenden, zum Teil anlehnigen Sand überdeckt. 
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6—7 Jahren beendet sein wird; sie umfaßt den Wegebau, die Regulierung der 
Wasserverhältnisse, Umlegung der neugewonnenen Flächen und deren Urbar- 
machung. 

Am Rande des Bruches ist inzwischen das Dorf Hierlshagen (nach dem Reichs- 
arbeitsführer benannt) entstanden, das zunächst aus 50 Bauernhöfen bestehen 
soll; es ist bald beziehbar. Weitere Bauernhöfe werden rund um das Bruch in 
Größe von je etwa 80 Morgen geschaffen werden. 

Die Urbarmachung des Sprottebruches bedeutet einen weiteren Schritt auf 
dem Wege der Bodengewinnung für die deutsche Landwirtschaft. 


Die Schleswig-Holsteinsche Nordseeküste. Das gewaltigste dem Ar- 
beitsdienst anvertraute Werk heißt Neulandgewinnung an der nordfriesischen 
Westküste. Es bedeutet einen Kampf mit dem Meere, mit dem „blanken Hans“, 
wie die Bevölkerung der Waterkant die Nordsee nennt. 

Diese Küste hat seit Jahrtausenden starke Veränderungen und außerordent- 
liche Verluste erfahren. Vor der heutigen Strandlinie erstreckten sich in der 
vorgeschichtlichen Zeit, von Sand-, Heide- und Moorflächen unterbrochen, aus 
gedehnte, fruchtbare Marschen bis zu den Inseln Sylt, Amrum, Pellworm und 
Trieschen. Zahlreiche Rinnen und Ströme teilten das Marschgebiet in Inseln 
verschiedenen Umfanges auf. Die erst am Ende des Bronzezeitalters (800 v. Chr.) 
zum Stillstand gekommene Landsenkung, die Gezeiten und hohe schwere Sturm- 
fluten haben aus diesem Marschland das Wattenmeer zwischen den Inseln und 
der Küste geschaffen. Im Laufe der Jahrhunderte brachten Strumflutkatastro- 
phen weitere Veränderungen und erst im 19. Jahrhundert vermochten Technik 
und Organisation durch vervollkommnete Abwehrmaßnahmen dem Vordringen 
des Meeres Halt zu gebieten. Seit 1933 erfuhren die Landgewinnungsarbeiten 
durch den Arbeitsdienst planmäßige und stärkere Förderung. 


Ein Arbeitsprogramm für die nächsten zehn Jahre ist durch den Oberpräsiden- 
ten der Provinz Schleswig-Holstein aufgestellt worden. Sieben Dämme sollen 
vom Festlande zu den Inseln gebaut werden, von denen der Damm nach Nord- 
strand bereits fertiggestellt ist. Zahlreiche Deichbauten werden im Fortschritt 
der Anladungen mehr als 10000 Hektar der Besiedlung durch 855 Siedler 
zuführen. Die Abdämmung des Eidergebietes wird 35000 Hektar wertvollen 
Landes der schädlichen Überflutung entziehen. Die Gesamtkosten dieser Arbeiten 
im Umfange von 13500000 Tagewerken sind auf rund 150 Millionen RM. ver- 
anschlagt. Es werden etwa 64000 Wattflächen der Auflandung zugeführt, 
20000 Morgen bereits in Auflandung befindliche Wattflächen begrünt, d.h. 
bedeichungsreif gemacht, 45000 Morgen deichreifes Land eingedeicht sowie 
20000 Morgen vorhandenes Marschland entwässert und dadurch in vollwertigen 
Kulturzustand gebracht werden. Wie man sicht, eine ungeheuere Arbeit! 

Bisher sind nach diesem Plane 13 km Dammbauten und 25 km Deichbauten 
durchgeführt und 2500 Hektar fruchtbaren Marschlandes gewonnen worden. 
Zur Landgewinnung im Wattenmeer wurden mehrere 100 km Busch- und Erd- 
dämme (Lahmungen) und viele tausend Kilometer Grüppen angelegt. Zwei große 
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Arbeiten an dieser Küste, auf die ich bereits im vorhergehenden Kapitel hingewie- 
sen habe, sind schon vor zwei Jahren fertiggestellt worden: der Adolf-Hitler-Koog 
an der Dieksander Bucht (im Süden der Dithmarschen) und der Hermann Göring- 
Koog an der Tümmlauer Bucht (Eiderstedt). An den Arbeiten des rund 1330 Hek- 
tar großen Adolf Hitler-Kooges nahm der Arbeitsdienst mit 20000 Tagewerken 
durch Abtragen der Sommerdeiche, Grabenaushub, Erdarbeiten des Siedlungs- 
werkes usw. teil; das Werk ermöglichte, 54 Neubauernstellen in einer Größe 
von 10—30 Hektar als Einzelhöfe in Streusiedlungen und außerdem einige 
Kleinbauernstellen zu errichten. Als praktischen Erfolg erzielte schon die Gesamt- 
ernte des ersten Ackerbaujahres 1935 rund 35000 Doppelzentner Hafer; die 
Menge entspricht dem jährlichen Brotgetreidebedarf einer Stadt von 20000 Ein- 
wohnern. 

Im Hermann Göring-Koog wurden 1250000 cbm Boden verbaut. Das Eigen- 
wasser (Niederschlagswasser) und das aus den anschließenden Marschländereien 
stammende Fremdwasser wurde durch eine Entwässerungsschleuse in die Nordsee 
geleitet. 

Ein 10km langes Wegenetz wurde hergestellt. Das Ergebnis war die Auf- 
sicdelung des 550 Hicktar großen Kooges durch 22 Erbhöfe von rund 7'3 Hektar 
bis 27 Hektar und durchzahlreiche Kleinbauern-, Arbeiter- und Handwerk- 
stellen. 

Auf diese Weise konnten auf fruchtbarstem Land, das zwei Jahre vorher noch 
vom Mcer überspült war, gesunden, kampferprobten Bauern und Arbeitern 
E.rbhöfe übergeben werden; sie werden die Grundlage ncuer, starker Bauern- 
geschlechter bilden. 


Der Arbeitsdienst für die weibliche Jugend 


Der Ursprung und die Grundsätze des Arbeitsdienstes der weiblichen Jugend 
sind fast die gleichen wie die des Arbeitadienstes der männlichen Jugend. „Die 
Erziehung im nationalsozialistischen Geist zur Volksgemeinschaft 
und Kameradschaft und zu einer hohen sittlichen Arbeitsauffas- 
sung ist für die weibliche Jugend nicht weniger notwendig als für 
die männliche. Der Arbeitsdienst der beiden Geschlechter ist sei- 
nem Zweck nach etwas Einheitliches, Ganzes.“ (llierl). 

Aber hier brachte das Jahr 1933 noch keine Zusammenfassung und Verein- 
heitlichung. Am 1. Januar 1934 erst beauftragte der Reich-kommissar für den 
damals freiwilligen Arbeitsdienst die Reichsfrauenführerin, Frau Scholtz-Klink, 
mit der Leitung der unter dem Namen „Frauenarbeitsdienst” zuaammengefaßten 
Organisation. Das Reichsgebiet wurde in 13 Landesstellen eingeteilt, deren 
Leiterinnen der Leiterin des Frauenarbeitsdienstes unterstanden. 

In den beiden ersten Jahren des Frauenarbeitsdienstes standen sich zwei 
Anschauungen über den Sinn und die Aufgaben dieser Einrichtungen gegenüber: 
die Idee einer Erziehung«schule des jungen Mädchens zur Hausfrau und Mutter 
sowie der Gedanke eines Arbeitseinsatzes der weiblichen Jugend für das Volk 
und einer Erziehung durch die tatsächliche Leistung da, wo der Einsatz zur 
Erkenntnis der eigenen Verantwortung und zur Einsatzbereitschaft für die 
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Volksgemeinschaft notwendig ist. Die Erfahrung hat eine grundsätzliche Ent- 
scheidung für die zweite Form gebracht. 

Der Arbeitseinsatz eines halben Jahres besteht heute in der Hilfe für die 
diejenigen deutschen Frauen und Mütter, die durch Arbeit oder Krankheit 
überlastet und gesundheitlich gefährdet sind, weun deren wirtschaftliche Ver- 
hältnisse die Einstellung bezahlter Hilfskräfte nicht erlauben. Es ergab sich 
hier ein ungeheuer weites Arbeitsfeld, besonders in den Neusiedlungsgebieten. 
Die Arbeit ist für die Mädchen im erzieherischen Sinn verpflichtend und bedeut- 
sam geworden. 

Aber nicht nur hier, auch in den bäuerlichen Notstandsgebieten und in den 
Arbeitsvierteln der Industriestädte ist Hilfe für die Frauen und kinderreichen 
Mütter unbedingt notwendig. Überall sind dort die Arbeiterinnen des Dienstes 
eingesetzt worden, um den Frauen im Haus, Hof und auf dem Felde zu helfen... 
oder für erkrankte Mütter einzuspringen und ihre Kinder in dem zum Lager 
gehörigen Kindergarten zu betreuen (siehe Abb. 111, 112). 

Die Art dieses Arbeitseinsatzes muß aber durch ein verantwortungsbewußt 
geführtes und geformtes Zusammenleben der Mädchen aller Stände im Lager 
in der rechten Weise unterbaut werden. Für Schulung, Gestaltung der Feier- 
abende, Leibeserziehungen usw. gelten im wesentlichen hier die gleichen Grund- 
sätze wie für den Arbeitsdienst der männlichen Jugend, wenn sich auch sinn- 
gemäß dem weiblichen Wesen entsprechende Formen herausgebildet haben. Der 
Frauenarbeitsdienst blieb bis Mitte 1935 finanziell unabhängig von der Reichs- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, die ihn dazu be- 
nutzte, erwerbslose Mädchen unterzubringen; am 1. April 1936 erfolgte die 
organisatorische Eingliederung in den Reichsarbeitsdienst unter direkter Führung 
der Reichsarbeitsführerin als „Arbeitsdienst für die weibliche Jugend‘. Die 
13 Bezirke blieben bestehen; die Bezirksführerinnen sind nun direkt dem Reichs- 
arbeitsführer unterstellt, unter dessen Leitung viele Verbesserungen in den 
Lagern (für 40 Maiden), in der Schulung und Erziehung in der Entwicklung 
begriffen sind. Der weibliche Arbeitsdienst gliedert sich heute in 485 Lager mit 
15000 Arbeitsmaiden und wird Anfang 1938 die Stärke von 25000 in 600 
erreichen. 

Ich hatte Gelegenheit, vor einiger Zeit mit einigen Pressekollegen ein Arbeits- 
lager zu besichtigen und gewann von ihm die allerbesten Eindrücke: gesunde, 
lachende, von der Sonne gebräunte Mädchen aus den verschiedensten sozialen 
Schichten vereinten sich hier. Sie sangen im Chor für uns alte vaterländische 
und Volkslieder, zeigten ihre hübsch mit Blumen geschmückten Zimmerchen, 
ihre Gesellschaftsräume, führten Volkstänze im Garten auf, und machten uns 
den Abschied von diesem Ort schwer, der von so viel Jugend und Frohsinn 
erfüllt war. 


XV. 


Die deutsche Jugend 


Die Jugendbewegung, eine wichtige Erscheinung in der deutschen Geschichte 
der neuen Zeit, entstand gegen Ende des vorigen Jahrhunderts. Es war die Zeit 
des tiefsten Materialismus in der Lebensführung und in der Ideenwelt. Die 
Erziehung verlor sich in starren Formen, es bestand keinerlei Neigung, der Jugend 
ihren eigenen Charakter und ihre eigenen Rechte zuzugestcehen. Damals galt 
die Jugend nur als Vorbereitung, um ein guter Bürger, ein guter Patriot, ein 
Mensch zu werden, der später seinen Beruf auszufüllen imstande ist. Die An- 
schauung dieser Zeit verhinderte eine geistige Gemeinschaft zwischen Lehrern 
und Schülern. Die jungen Menschen sahen im Lehrer nicht den Führer und 
Berater, sondern lediglich die Amtxperson, deren einziger Zweck in der Erfüllung 
der vorgeschriebenen Aufgaben bestand. Ebensowenig fand die Jugend der 
Jahrhundertwende Gelegenheit, sich ihrer wahren Natur entsprechend in den 
konfessionellen, sozialen und halbmilitärischen Verbänden zu entwickeln; denn 
diese bestanden aus älteren Leuten und verfolgten nur Zwecke einseitiger Bildung 
und mißverstandenen Drill». 

Aber der Kampfgeist einer Jugend, die sich in ihrem Streben gehemmt fühlte, 
lag schon in der Luft. Den Anstoß zum Kampf gaben einige jugendliche Er- 
neuerer und Enthusiasten, unter ihnen Hermann Lietz und Dr. Gustav Wynecken. 
Sie gründeten die ersten freien Unterrichtsanstalten auf dem Lande, die Er- 
zichungsheime Ilsenburg, Haubinda und Wickersdorf, in denen der Gei«t der 
Jugend, der Kameradschaft zwischen Lehrer und Schüler endlich sein Recht 
fand. Fast gleichzeitig und unabhängig von diesen Versuchen einer Schulreform 
entstand cine andere Bewegung, nämlich die der „Wandervögel‘“ in einem 
Vorort Berlins, in Steglitz, von wo sie sich rasch über ganz Deutschland ver- 
breitete. Ein Gymnasialschüler, Karl Fischer, scharte im Jahre 1896 einige 
Studienkameraden um sich, leidenschaftliche, kämpferische und nicht alltägliche 
Naturen. Jeden Sonntag führte Fischer sie nach Fohlenkoppel, auf die Wiesen, 
die sich südlich von Potsdam ausdehnen, manchmal auch weiter in die Mark 
hinein und später bis zu den fernen Wäldern Böhmens. Fischer hatte sich 
eingehend mit dem Studium der Mythen, Leben«grwohnheiten und Trachten 
der alten Germanen sowie mit der Geschichte der Zivilisation und der verschie- 
denen Rassen befußt. 

Diese Mürsche in den Wäldern der Umgebung Berlins und Böhmens, die 
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nächtlichen Biwakfeuer an den Ufern der Nuthe, die feierlichen Beratungen 
unter dem freien Sternenhimmel, die alten Tänze und Lieder bildeten die Grund- 
lage für die Wandervogelbewegung, die 15 Jahre später, bei Beginn des Welt- 
krieges, 60000 Anhänger zählte; sie verteilten sich über ganz Deutschland und 
waren von größtem Einfluß auf das Leben der deutschen Jugend und auf deren 
Haltung gegenüber der Nation. 

Andere gleichzeitig entstandene Gruppen verlangten die verschiedenartigsten 
Reformen; eine Zersplitterung war die Folge, der gegenüber die Apostel einer 
neuen Zeit beschlossen, sich auf dem Hohen Meißner, einem Berge in der Um- 
gebung von Kassel, zusammenzufinden, um dort ein Fest im Stil der neuen 
Bewegung zu feiern. Aus dieser Zusammenkunft entstand die „Freideutsche 
Jugend“, eine einheitliche große Vereinigung mit dem Grundgedanken, „ihr 
Leben nach ihrem eigenen Willen, mit eigener Verantwortlichkeit und in voller 
Aufrichtigkeit zu gestalten, entschlossen, ihre völlige Freiheit unter allen Um- 
ständen zu verteidigen.“ 

Der Krieg rief eine große Verwirrung in ihren Reihen hervor, die sich in den 
Revolutionsjahren 1918/19 besonders fühlbar machte. So kam es, daß viele An- 
hänger der „Freideutschen Bewegung‘ aus den Reihen des Proletariates für die 
Revolution kämpften, während andere sich in den Freikorps anwerben ließen, 
um gegen die Spartakisten zu kämpfen, da sie in einem Sieg des Bolschewis- 
mus eine Gefahr für das Vaterland und die deutsche Rasse sahen. Ein im April 
1919 in Jena unternommener Versuch einer Versöhnung und Einigung scheiterte. 
Die folgende Zeit zeigt den Niedergang aller Jugendorganisationen, die Wan- 
dervögel inbegriffen. 


Die nationalsozialistischen Jugendführer von heute leugnen die Verdienste 
nicht, die sich seinerzeit die Wandervögel Karl Fischers erworben haben. Der 
Jugendführer des Deutschen Reiches, Baldur v. Schirach, schreibt in seinem 
Buch „Die Hitler-Jugend“, daß jene Jugendbewegung zu ihrer Zeit ebenso 
berechtigt war wie die Hitler- Jugend heute notwendig ist. Gedanken und Lebens- 
form der Jugendbewegung haben Voraussetzungen geschaffen, auf denen sich 
auch die Hitler-Jugend aufbaut, wie z.B. die Idee der Selbstführung der 
Jugend, die Kampfansage gegen die Auffassungen der bürgerlichen Gesellschaft, 
der Wille zum Volkstum, zur Heimat, zur Kameradschaft usw. 

Und doch, der erste Schritt in die große Öffentlichkeit, das Treffen im 
Oktober 1913 auf dem Hohen Meißner blieb nur ein Impuls. Was die heu- 
tige Jugend in den alten Berichten für die Jugendbewegung so wichtigen 
Zusammenkunft sucht, ist der ernste Wille zur Form und Gestalt. Man 
hatte den Mut, sich verspotten zu lassen, ein Mut, den auch der national- 
sozialistische Kämpfer ein Jahrzehnt später aufbringen mußte. 

Von der alten Jungbundbewegung übernahm die HJ. die eine oder andere 
Form, durch Adolf Hitler ihren neuen Inhalt. 

„Daß da einmal ein Volk in Waffen stand — sagt Baldur v. Schirach — Katholiken 
und Protestanten, Bettler und Millionäre, Bauern und Schreiber, Kaufleute und Ar- 
beiter, und daß sie alle einem Willen gehorchten und nur noch Deutsche waren, nichts 
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als Deutsche, das hat auch uns in Marsch gesetzt. Da galt kein Titel und Vorrecht der 
Geburt, kein Geldsack und keine Besonderheit irgendwelcher Art. Das wollen auch wir... 
Wieder steht eine Jugend in Deutschland, die nicht Profit will, nicht Eigennutz, son- 
dern Dienst und Opfer für die Gemeinschaft leistet. Das int die Idee der HJ. Eine 
Kameradschaft der Deutschen, die nichts für sich wollen. Weil sie nichts für sich wollen, 
können sie alles für ihr großes Volk. Keine Jugend mit neuen Rechten — eine Lene- 
ration der harten Pflichterfüllung.“ 


Die Entwicklung der Hitler-Jugend-Bewegung 


Gründer dieser Bewegung war der Student Kurt Gruber, der im Jahre 1926 
in Plauen von einem kleinen Kellerloch aus zunächst eine größere Anzalıl 
sächsischer HJ.-Gruppen organisierte. Bald entstanden auch in Franken durch 
die Tatkraft des gegenwärtigen Gebietsführers Rudolf Engels zalılreiche HJ.- 
Gruppen. 

Gruber widmete sich in jener Zeit des harten Kampfes für den Nationalsozialis- 
mus mit seiner ganzen Kraft der Weiterentwicklung der Jugendbewegung. 
Seine Bemühungen waren von Erfolg gekrönt: die Gefolgschaft der HJ. wuchs 
in gleichem Verhältnis wie die nationalsozialistische Bewegung. Auf dem Reichs- 
parteitag 1929 konnte Gruber an der Spitze von 2000 Hitler- Jungen am Führer 
vorbeimarschieren — das interessanteste Erlebnis dieser Kundgebung. 


Unterdes entstand der nationalsozialistische Studentenbund unter Führung 
Baldur v. Schirachs, und der NS.-Schülerbund unter Dr. v. Renteln. Aus Ge- 
sundheitsgründen und wegen Überarbeitung trat Gruber im Jahre 193] zurück 
und der Führer ernannte Baldur v. Schirach zum Reichsjugendführer der 
NSDAP. — Infolge seiner regen Tätigkeit war der neue Führer der Hitler- Jugend 
den Verfolgungen der Behörden ausgesetzt und wurde auch eingesperrt. Bald 
erließ Gröner als Reichsinnenminister ein Verbot der HJ., zugleich mit dem 
der SA. So bieß es denn, getarnt, ohne Uniform, ohne Abzeichen zu arbeiten. 
Die HJ. gewann in dieser Zeit ihre beste junge Gefolgschaft. Tausende und aber 
Tausende flohen von der Schule und aus den Betrieben zu den schwarzen Fahnen 
der HJ. Baldur v. Schirach und seine Jungen standen damals in bestän- 
diger Gefahr, weil sie dauernd Haussuchungen und Verhaftungen befürchten 
mußten. 

Da Dr. v. Renteln als Referent für Wirtschaftsfragen in die Parteileitung 
berufen wurde, übernahm Schirach im Finvernehmen mit ıhm auch die Führung 
des Schülerbundes. Mitte 1932, nachdem das Verbot gefallen war, faßte er den 
kühnen Plan, die gesamte HJ. in Uniform in Potsdam zusammenzurufen. 
Fieberhaft baute man an einer Riesenzeltsatadt für die 100000 Jungen; die 
Kosten wurden aus dem Verkauf von Festplaketten gedeckt. In der Nacht 
vom 1. Oktober fand der erste Reichsjugendtag im Stadion von Potsdam statt, 
auf dem Adolf Hitler sprach; der folgende Tag sah einen Vorbeimarsch, 
der 7!, Stunden dauerte, Ein höchst eindrucksvolles Schauspiel, aus dem deut- 
lich zu erkennen war, daß die Regierung von Weimar zwar die Bajonette besaß, 


die NSDAP. aber die Jugend! — 
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Die ungeheuere Schlagkraft dieser Demonstration beruhte vor allem auf einer 
Tatsache, die auch heute der Stolz der HJ. und ihrer Führer ist: die Jung- 
arbeiterschaft, um die sie jahrelang unermüdlich gerungen hatte, stand bei ihr. 
Heute noch besteht der weitaus überwiegende Teil der HJ. aus Jungarbeitern. 
Und auch die Berufsstatistik der HJ.-Führer zeigt uns, daß die Führerstellen 
der nationalsozialstischen Jugendbewegung zu 70% von solchen besetzt sind, 
die aus den ärmsten Schichten des Volkes stammen, Dies war der wahre Triumpf 
der nationalsozialistischen Jugend. Bereits vor der Machtergreifung war die 
Mehrheit der Industriearbeiterjugend der großen westdeutschen und mittel- 
deutschen Industriebezirke bei der HJ. Die Kraft des Marxismus war gebrochen 
und mit der Kraft das Recht, sich als Vertretung der Arbeiterschaft zu be- 


zeichnen. 


Die HJ. benutzte den Winter 1932/33 zu zahlreichen Kundgebungen, die den 
Erfolg hatten, daß Tausende neuer Anhänger ihr zuströmten. Am 30. Januar 
1933 kam die Partei zur Macht. Da die neue Regierung mit vielen Aufgaben 
überhäuft war, beschloß die Leitung der HJ., selbst die Initiative zu ergreifen 
und sich der anderen bestehenden Jugendorganisationen zu bemächtigen, vor 
allem des Reichsausschusses der deutschen Jugendverbände. In dieser Arbeits- 
gemeinschaft saßen alle deutschen Jugendorganisationen, marxistische, konfes- 
sionelle und bündische gleichberechtigt nebeneinander und suchten in endlosen 
Diskussionen ihre Daseinsberechtigung nachzuweisen. Ihr Leiter, General Vogt, 
trug der Situation Rechnung und erklärte sich zur Mitarbeit mit Baldur v. 
Schirach bereit. 


Die Einverleibung des Reichsausschusses erleichterte die Gleiclischaltung der 
verschiedenen Bünde und Organisationen, obwohl sich diese nicht ganz ohne 
Widerstand vollzog, hauptsächlich von seiten des Großdeutschen Jugendbundes, 
den der berühmte Admiral v. Trotha führte. Die Ernennung Schirachs zum 
Jugendführer des Deutschen Reiches erlaubte, den Großdeutschen Bund auf- 
zulösen. Admiral v. Trotha stellte sich großherzig als Ehrenführer der Marine- 
HJ. rückhaltlos in den Dienst der Jugendbewegung Adolf Hitlers. Es folgte 
die Eingliederung der „Scharnhorst“, der Jugendorganisation des Stahlhelms 
und der kleineren Organisationen, so daß aus der einen Million der HJ. vom 
30. Januar 1933 sehr rasch drei Millionen wurden und lediglich die beiden 
großen konfessionellen Gruppen der evangelischen und der katholischen Jugend 
unabhängig weiter bestanden. 


Ende 1933 ergab eine Unterredung zwischen dem neuernannten Reichsbischof 
Ludwig Müller und dem Reichsjugendführer als Ergebnis, daß keine evangelische 
Jugendorganisation im alten Sinne mehr bestehen sollte, d.h. Verbände, deren 
Aufgabenkreis den der HJ. überschneide. Als seelsorgerische Gemeinschaften 
sollten die evangelischen Gruppen auf ihrem ureigensten Gebiet, nämlich dem 
des evangelischen Bekenntnisses, fortleben. Die HJ. sagte ihren evangelischen 
Mitgliedern einen bestimmten Abend der Woche für ihre konfessionelle, religiöse 
Tätigkeit zu. Nach diesem Abkommen wurde die evangelische Jugend in die HJ. 
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eingegliedert. Nach Auffassung v. Schirachs hätte ein solches Abkommen auch 
für eine spätere Verständigung mit den katholischen Jugendverbänden richtung- 
grbend sein können, aber die zwischen dem Vatikan und der Wilhelmstraße be- 
stehenden Differenzen haben ein solches Übereinkommen bisher unmöglich 
gemacht. 


Am 1. Dezember 1936 verabschiedete das Reichskabinett das Gesetz „über 
die Hitler- Jugend‘, demzufolge die gesamte deutsche Jugend innerhalb des 
Reichsgebietes in der HJ. zusammengefaßt wird. Sie ist außer im Elternhaus 
und in der Schule in der HJ. körperlich, geistig und sittlich im Geiste des 
Nationalsozialismus zum Dienst am Volk und zur Volksgemeinschaft zu erziehen. 
Die Aufgabe der Erziehung wird dem Reichsjugendführer der NSDAP. über- 
tragen. Er ist damit Jugendführer des Deutschen Reichs und hat die 
Stellung einer Obersten Reichsbehörde mit dem Sitz in Berlin. Er ist dem 
Führer und Reichskanzler unmittelbar unterstellt. 


Obwohl dieses Gesetz etwas Einzigartiges und Einmaliges darstellt, war es 
praktisch doch nichts anderes als die staatliche Anerkennung einer bereits 
vollzogenen Entwicklung. Denn die Jugend, die nunmehr in der HJ. Dienst 
tun sollte, war zum weitaus größten Teil bereits freiwillig hinter den H J.-Fahnen 
angetreten. In einer Erklärung über das Gesetz erinnerte v. Schirach an die 
Verhältnisse, unter denen die Jugend einst eingetreten war, und schilderte seine 


Absichten zur Durchführung der ihm gestellten Aufgabe. 


„Jugend muß von Jugend geführt werden“: dies Wort, — so sagte der 
Reichsjugendführer — das Adolf Hitler mir einst in der schwersten Zeit des Kampfes 
auf meinen Weg mitgab, als er mir den Scktor Jugend der nationalsvozialistischen Ar- 
beiterpartei anvertraute, wird auch in Zukunft Richtlinie unserer Arbeit bleiben. Auch 
ich selbst gedenke nicht dereinst mit langem Bart vor meiner Jugend herzuwanken. 
Die Führung jeder Einheit der Jugend muß dem Geiste der Jugend entsprechen! Nicht 
unreife Nichtskönner, sondern junge Aktivisten, die in unseren Führerschulen und Aka- 
demien hart angefaßt worden sind, werden auch in Zukunft der Jugend vorangestellt 
werden. 


Aber auch hier werden wir nicht dogmatisch verfahren und werden uns erst recht, 
nachdem wir nun eine oberste Reichsbehörde geworden sind, davor hüten, Paragraphen 
zu reiten und den gesunden Instinkt mit Aktenstaub zu ersticken. Zu allen Zeiten 
unseres Kampfes habe ich in meiner Umgebung eine Reihe von Mitarbeitern besessen, 
die an Jahren alt waren, aber in ihrer inneren Jugendlichkeit und Elastizität selbat 
in grauen Haaren Vorbilder jedes Pimpfes waren. (Pimpfe sind die im Alter zwischen 
10 und 18 Jahren stehenden Angehörigen des deutschen Jungvolkes, der Vororgani- 
sation der eigentlichen Hitlerjugend. Anm. d. A.) Ich sehe es ferner als meine Auf- 
gabe an, das Prinzip der Freiwilligkeit auch unter dessen veränderten Verhältnissen 
nach Verkündung des Gesetzes in einer mir bereits klar vorschwebenden Form auf- 
rechtzuerhalten.‘“ 


In der Tat wurde auch nach dem 1. Dezember 1936 keinerlei Druck auf die den 
konfessionellen Verbänden angehörige Jugend ausgeübt, in die nationalsozia- 
listische Organisation einzutreten. 
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„Meine Tätigkeit in der Zukunft — so fuhr v. Schirach fort — wird nunmehr ganz 
der Führung und Ausrichtung meiner Millionengefolgschaft gewidmet sein. Der Streit 
um die Einheit der Jugend ist vorüber und so, wie ich die Millionen einst in marxisti- 
schen Jugendverbänden organisierter Jugendlicher versöhnt und als treue Kameraden 
und Mitarbeiter gewonnen habe, hoffe ich, auch alle anderen, die nun mehr durch den 
Willen des Reiches in unsere Gemeinschaft kommen, zu versöhnen und innerlich zu 
gewinnen. 

Ich gedenke weder in den Wäldern Germaniens heidnische Opferstätten zu errichten 
und die Jugend zu irgendeinem Wotanskult zu bringen, noch das junge Deutschland 
sonstwie den Zauberkünsten irgendwelcher bärtiger Krautapostel auszuliefern. Im 
Gegenteil! Möge jeder der religiösen Überzeugung dienen, die er vor 
seinem Gewissen verantworten kann. Die Hitler-Jugend ist keine 
Kirche und die Kirche keine Hitler- Jugend. 

Die von mir geführte und verantwortete Gemeinschaft wird im Sinne des Führers 
für den nationalsozialistischen Staat ausschließlich durch mich und meine Unterführer 


bestimmt werden.“ 


Hier scheint es angebracht, die grundsätzliche Stellungnahme der Jugend- 
führung zu der Frage der konfessionellen Verbände zu besprechen. 

Wie Baldur v. Schirach in einer Rede, die er vor dem Diplomatischen Korps 
und Vertretern der ausländischen Presse in Berlin hielt, erklärte, ist die Er- 
ziehung der Jugend ein unveräußerliches Hoheitsrecht des Staates. 
Das Ziel der staatlichen Jugenderziehung bildet die systematische Heranbildung 
des unbewußten Jungen zum bewußten Staatsbürger und Träger der Staatsidee. 
Das wichtigste Erziehungsmittel zu diesem Ziele bedeutet die Staatsjugend, 
d.h. die im staatlichen Auftrag arbeitende freiwillige Gemeinschaft der jungen 
Deutschen aller Stände, Klassen und Konfessionen, die Hitler-Jugend-Bewegung. 
Sie ist die weltanschauliche Erziehungsgemeinschaft des jungen Deutschland. 

Der konfessionelle Verband in seiner früheren Gestalt war nach Auffassung 
der Jugendführung ein außerhalb des Staates stehender Zusammenschluß der 
Jungen, die die Idee das Staates verneinen. Er bedeutete in dieser Gestalt einen 
Ausläufer aus der Zeit des Klassenstaates. Denn die sozialistische Idee des 
Dritten Reiches verlangt von jedem einzelnen die bedingungslose Unterordnung 
seines individuellen Seins unter das sozialistische Sein seines Volkes. Dieses 
sozialistische Sein aber hat in der Jugend nur eine einzige Ausdrucksgestalt: 
die Hitler-Jugend. Jeder Jugendverband außerhalb der Hitler- Jugend verstößt 
gegen den Geist der Gemeinschaft, der der Geist des Staates ist. 

Dennoch gibt es eine Ebene, auf der der konfessionelle Bund eine inncre 
Daseinsberechtigung besitzt. Sie wird von der Hitler-Jugend anerkannt und 
geachtet. Wie schon der Name besagt, fühlt sich der konfessionelle Jugendbund 
an cin religiöses Erlebnis gebunden; dieses darf aber nicht ein Ausgangspunkt 
auf dem Wege zu politischen Zielen sein, sondern muß das zentrale Erlebnis 
des Verbandes bleiben, sonst werden auf diesem Marsche zwei Dinge verletzt, 
die nicht verletzt werden dürfen. Einmal der Staat, dessen Erziehungsrecht 
unantastbar bleiben muß, und zum andern die Religion, von der sich der 


—_ 49 — 


konfessionelle Verband in eben dem Maße abkehrt und entfernt, in dem er 
dem politischen Leben zustrebt. ; 

Der Nationalsozialismus also fordert, daß der konfessionelle Verband sich 
ausschließlich auf seinen religiös-seelsorgerischen Bezirk beschränkt, plädiert 
aber zugleich für die Religion. Es ist nichts dagegen einzuwenden, daß die 
konfessionelle Jugend Deutschlands, mag sie nun viele oder wenige Mitglieder 
umfassen, in konfessionellen Bünden organisiert ist, deren Führung und Tätigkeit 
von ihrem rein religiösen Streben überzeugt. Nach einer solchen Beschränkung 
der konfessionellen Jugend auf das Feld rein religiöser Erziehungsarbeit im 
Sinne konfessioneller Seelsorge, würde die Jugendführung sogar bereit sein, 
das Verbot der Doppelmitgliedschaft der HJ. aufzuheben, weil die Gefahr 
gebannt wäre, daß sich angeblich religiöse Vereinigungen mit Aufgaben befassen, 
für deren Stellung und Lösung der Staat allein zuständig bleiben muß. 

Die religiöse Erziehung der Kirche, die weltanschaulich-politische dem Staat — 
das ist die Formel, die nach v. Schirach zugleich die Basis einer fruchtbaren 
Zusammenarbeit bedeuten kann. 


Finige Tage nach der Verkündung des Gesetzes über die Hitler- Jugend kam 
Baldur v. Schirach in einer Rundfunkrede an die deutsche Elternschaft und 
die deutsche Jugend auf dieses Thema zurück: 

„Manche verirrten Geistlichen — sagte der Reichkjugendführer — haben mich als 
einen Feind der religiösen Erziehung hinzustellen versucht. Wenn ihre Worte in der 
Jugend selbst keinen Widerhall fanden, so liegt das daran, daß mich die Jugend besser 
kannte. Denn ich habe in der Hitler- Jugend niemals einen Gottlosen geduldet. Wer 
auf die HJ.-Fahne schwörte, band sich damit nicht nur an diese Fahne, sondern zu- 
gleich auch an eine höhere Macht. Und schon lange vor dem 1. Dezember mußte die 
Jugend, die in unsere Gemeinschaft eintrat, ihr Lelöbnis der Treue mit dem Zusatz 
bekräftigen: „So wahr mir Gott helfe!“ 

Was nun die Konfessionen an sich betrifft, kann ich als Jugendführer des Deut- 
schen Reiches, die wir nun einmal mehrere Konfessionen besitzen, keine bestimmte 
als für die Jugend verbindlich erklären. Wie ich überhaupt alles vermeiden muß, was 
in die Jugend Zwiespalt und Uneinigkeit hineintragen könnte. 

Ich überlasse es also den Kirchen, die Jugend im Sinne ihrer Konfessionen religiös 
zu erzichen und werde ihnen auch in diese Erziehung niemals hineinreden. Mein 
Auftrag wurde mir vom Deutschen Reich gegeben. Ich bin dem Reich dafür verant- 
wortlich, daB die gesamte Jugend im Sinne der nationalsozialistischen Staatsidee 
körperlich, geistig und sittlich erzogen wird. Für die Durchfuhrung dieser erzicherischen 
Aufgabe wird ein bestimmter Dienst angesetzt werden. Und ich habe nichts dagegen, 
daß außerhalb dieses Diensten jeder Jugendliche religiös dort erzogen wird, wo das 
seine Eltern wollen oder er selber will. An den Sonntagen wird während der Kirchzeit 
grundkätzlich kein Dienst angesetzt werden, so daß jedem Gelegenheit gegeben ist, 
die Kirchen seiner Konfession besuchen zu können. 

Nachdem durch das Gesetz vom 1. Dezember der Streit zwischen der HJ. und den 
kunfessionellen Jugendverbänden beendet ist, ist es für mich eine selbstverständliche 
Konsequenz, wenn ich anoredne, daß im Rahmen der nun entstehenden großen Reich«- 
organisation alle Führer und Führerinnen sich jeglicher Äußerungen im Sinne der ver- 
gangenen Auseinandersetzungen zu enthalten und dafür zu sorgen haben, daß der 
sonntägliche Gotterdienst und auch sunstige, von der Konfession vorgeschriebenen. 
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rein religiösen Veranstaltungen nicht durch den Dienst in der HJ. beeinträchtigt 
werden.“ 

In Erfüllung dieses Versprechens wurde am 26. Juni 1937 durch Veröffent- 
lichungen des Reichsjugendführers das Verhältnis der HJ. zu den Konfessionen 
abgegrenzt und geregelt. Nachdem bereits in den Dienstplan der HJ. aufgenommen 
wurde, daß die Zeit zum Kirchgang freizuhalten sei, wurde nunmehr bestimmt, 
daß in Anerkennung der seelsorgerischen Aufgaben der Kirchen und anderer 
religiösen Vereinigungen, in außergewöhnlichen Fällen und für besondere Ver- 
anstaltungen von Kirchen oder Glaubensgemeinschaften (mehrtägige Exerzitien, 
Wallfahrten, volksmissionarische Kurse, Vorbereitung auf kirchliche Prüfung, 
Konfirmandenunterricht usw.) Urlaube auf Ansuchen bewilligt werden müssen. 
Hingegen sei eine Teilnahme ohne Urlaub im Rahmen der Disziplinarverordnung 
der HJ. zu bestrafen. Für die Dauer eines HJ.-Lagers können die Urlaube für 
kirchliche Lager nicht gewährt werden, ebenso dann nicht, wenn der Dienst- 
betrieb der HJ. beeinträchtigt würde oder wenn die Ansuchen in einem Übermaß 
gestellt werden sollten. 

Eine weitere Verfügung regelt die Frage der Doppelmitgliedschaft bei der HJ. 
und konfessionellen Jugendverbänden und legt die Möglichkeiten von Aus- 
nahmen von bisher geltenden grundsätzlichen Verboten, bzw. Er- 
laubnissen solcher Doppelmitgliedschaft fest. 


Organisation der nationaisozialistischen Jugendbewegung 

Die Bewegung gliedert sich in drei große Säulen: Jungvolk (JV.), Hitler- 
Jugend (HJ.), Bund deutscher Mädel (BDM.). Das Jungvolk umfaßt, wie 
schon erwähnt, die 10—14jährigen, die HJ. die Jugendlichen vom 14.—18. Lebens- 
jahr, während der BDM. nach derselben Altersstufung Jungmädel und Mädel (bis 
21 Jahre) unterscheidet. Die Bewegung teilt sich in fünf Obergebiete: Ost, Nord, 
Süd, Mitte und West. Die Obergebiete gliedern sich in 4—5 Gebiete; ein Gebiet 
(durchschnittlich 100000 Jugendliche) in zwei bis 5 Oberbanne. Jeder Oberbann 
umfaßt etwa sechs Banne, diese gliedern sich in Unterbanne und diese wiederum 
in Gefolgschaften. Die Gefolgschaften endlich gliedern sich in Scharen und 
Kameradschaften. Die Kameradschaft (im Jungvolk die Jungenschaft, im BDM. 
die Mädelschaft bzw. Jungmädelschaft) ist die kleinste Einheit der Bewegung 
(etwa 15 Mitglieder). 

An der Spitze jeder Einheit steht ein Führer. Da die HJ. mit ihren etwa sieben 
Millionen Angehörigen der größte nationalsozialistische Verband ist, 
kann man leicht verstehen, daß sie einen sehr starken Bedarf an Führern und 
Führerinnen hat. In den unteren Einheiten sind etwa 290000 und in den mitt- 
leren Einheiten etwa 30000 Dienststellen zu besetzen. 1250 höhere Dienststellen 
sind mit Führern zu versehen. Durch Einberufung zum Arbeitsdienst und zur 
Wehrmacht tritt Jahr für Jahr ein starker Wechsel (etwa 20°%,) ein. 

Die Ausbildung dieses F ührerkorps erfolgt in eigenen Führerschulen, und 
zwar in den Gebietsführerschulen und in den drei Reichsführerschulen, bei 
den Mädels entsprechend in den eigenen Obergauschulen oder in ihren drei 
Reichsführerinnenschulen. Die Hitler- Jugend besitzt heute insgesamt 79 solche 
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Anstalten, die nach einem einheitlichen Lehrplan arbeiten und durch Kräfte 
geleitet werden, die von der Reichsjugendführung unmittelbar und zwar durch 
die Abteilung Schulung und Ertüchtigung kontrolliert werden. 

Die Führerschulen der nationalsozialistischen Jugendbewegung befinden sich 
fast ausnahmslos in landschaftlich hervorragend schönen Gegenden. Ihre Ein- 
richtung ist im Prinzip fast immer dieselbe, sportliches Gerät, Lehrmittel usw. 
sind in allen Schulen gleich. Selbstverständlich verfügt jede Schule über einen 
entsprechenden Sportplatz, da auf den Gebietsführerschulen systematisch be- 
triebene Leibesübungen einen Hauptplatz im Lehrplan einnehmen. Die Reichs- 
führerschulen sind etwas mehr auf theoretisches, weltanschauliches Wissen ein- 
gestellt. Die Kurse auf den Führerschulen dauern im Durchschnitt drei Wo- 
chen; von einem bestimmten Zeitpunkt ab wird aber, z. B. vom Bannführer 
aufwärts, ein Führer nur dann ernannt werden, wenn er eine dreijährige 
Ausbildungszeit hinter sich hat, wobei zwei Jahre im praktischen Dienst und 
ein Jahr auf verschiedenen Führerschulen nachzuweisen sind. Angehörige des 
HJ.-Führerkorps müssen ihre Heeresdienstpflicht erfüllt haben. Durch diese Aus- 
lesemaßstäbe ist eine große Gewähr für die charakterliche und sachliche Eignung 
der HJ.-Führer gegeben. 

Ganz gleich, welche Dienststellung und welchen Dienstrang der einzelne 
Führer bekleidet, er ist in seinem Verantwortungsbereich der Träger einer 
ungeteilten Befehlsgewalt. Der nationalsozialistische Grundsatz der absoluten 
Verantwortung eines Führers seinem Vorgesetzten gegenüber und seiner ebenso 
absoluten Autorität gegenüber seiner Gefolgschaft ist in der Hitler- Jugend durch- 
geführt worden. Der Hitler- Jugendführer teilt den Dienst seiner Gefolgschaft 
ein, führt sie auf Fahrt und ins Lager, gestaltet die Abende im Heim und all 
die tausend anderen Dinge, die zum Leben eines deutschen Jungen in dieser 
Zeit gehören. 

Im Gegensatz zu vielen anderen Ländern bildet Deutschland seine Jugend 
überhaupt nicht an Militärwaflen aus. Der Schießunterricht, der in sehr be- 
scheidenem Umfange auf den Führerschulen mit Luftgewehren betrieben wird, 
hat nur sportliche Bedeutung. Die physische Ausbildung des Hitler- Jungen ist 
eine gute sportliche Allroundausbildung, deren Leitung in den Handen des 
Reichssportführers von Tschammer und Osten liegt. 


Heim, Lager, Fahrt sind Begriffe, die bei dem Thema H J.-Bewegung einer 
besonderen Ausführung wert sind. 

Das Heim ist der Mittelpunkt der unteren Örganisationseinheiten. Durch 
das Heim macht sich die Jugend vom Wirtshaus unabhängig und damit frei 
von Alkohol und Nikotin. Ein solches Heim kann so anspruchslos scin wie nur 
möglich. Zwei alte Eisenbahnwaggons, nebeneinandergestellt und innen von 
den Jungen selbst eingerichtet, sind ebensogut ein Heim, wie eine leerstehende, 
den Jungen durch wohlwollende Freunde zur Verfügung gestellte Villa, in der 
sie sich ebenfalls mit den Händen ihre Einrichtung schaffen. Trotzdem betonte 
Baldur v. Schirach in seinem gewohnten Aufruf zum Jahreswechsel am 1. Januar 
1937 die Notwendigkeit von zweckmäßigen und schönen Jugendheimen als 
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Ausdruck unserer Zeit. Die Reichsminister für Propaganda, für innere Angelegen- 
heiten, für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung erließen ihrerseits einen 
Aufruf, in dem sie hervorhoben, daß solche Heime Glück und Freude für die 
junge deutsche Generation bedeuten und die Voraussetzung für die kompromiß- 
lose Kameradschaft sind, die man von der Jugend fordert. Sie ersuchten alle 
Parteistellen, Dienststellen des Reiches sowie der Länder und der Gemeinden, die 
Heimbeschaffung der HJ. mit allen Kräften zu unterstützen (siehe Abb. 117). 

In den Heimen sind alle Jungen anzutreffen und wenn ein Junge Langeweile 
hat, ist er sicher, in dem Heim seiner Gefolgschaft oder Kameradschaft den 
einen oder anderen Freund zu finden. Außerdem dient das Heim in ganz außer- 
ordentlicher Weise der weltanschaulichen Schulung der Jugend. Jeden Mittwoch- 
abend findet hier der sogenannte Heimabend statt. Die Jungen und Mädel 
versammeln sich in ihren Heimen. Der zuständige Führer oder die Führerin 
nimmt die von der Reichsjugendführung herausgegebene Heimabendmappe zur 
Hand, in der die gemeinsam zu singenden Lieder verzeichnet sind. Auch Bilder 
finden sich darin; sie gehen von Hand zu Hand und dienen zur Erläuterung 
des Heimabendthemas, das für das ganze Reich einheitlich ist. 

Nun wird der Lautsprecher eingeschaltet und über alle deutschen Sender 
hören sie die pünktlich jeden Mittwoch abend um 20.15 Uhr beginnende „Stunde 
der jungen Nation“, die das Thema des Abends durch ein Hörspiel, einen Dialog 
oder Vortrag behandelt. Millionen junger Menschen werden auf diese Weise 
einheitlich geschult. Neben dieser Veranstaltung laufen viele zusätzliche Sen- 
dungen innerhalb der einzelnen Sendergruppen, vor allem Singstunden, Bastel- 
stunden, Fahrtberichte usw. 

Das Lager ist natürlich ein Zeltlager. Es stellt den großen gesundheitlichen 
Ausgleich für die Großstadtjugend, vor allem für die in der Industrie tätige 
Jungarbeiterschaft her. Der Lageraufenthalt ist von verschiedener Dauer: von 
4—6 Wochen. Der Tag im Lager wird mit Spiel und Sport verbracht, abend: 
finden auf einem inmitten des Lagers gelegenen freien Platz große Feierstunden 
mit chorischen Aufführungen statt. Es gibt Gelegenheiten zum Schwimmen, 
die Jungen haben Pferde zum Reiten und manche der kleinen Pimpfe vergießen 
am letzten Abend, wenn sich das Lager schließt, bittere Tränen, daß nun die 
schöne Zeit für ein ganzes Jahr vorbei sein soll! (siehe Abb. 113 bis 115, 119). 

Während beim Lager der Junge mehrere Wochen an einem Ort bleibt, kann 
man ihn auf Fahrt heute hier, morgen dort sehen. In kleinen oder größeren 
Trupps, die Zeltbahn und das Kochgeschirr auf dem Rücken, marschieren sie 
durch ihre Heimat und bleiben dort ein paar Tage, wo es ihnen am besten 
gefällt. Selbst ins fernste Ausland sind solche Gruppen gereist, und es gibt 
Hitler- Jungen, die auf ihren Fahrten viele fremde Länder gesehen haben. 

Dem Einzelwanderer und vor allem der wandernden Hitler- Jugend bietet eine 
besondere Organisation der Jugend in den schlechten Jahreszeiten Übernach- 
tungs-und Aufenthaltsmöglichkeiten. Wir meinen damit den „Deutschen Jugend- 
herbergsverband“,nach dessen Muster und vorbildlichen Einrichtungen 19 fremde 
Staaten eigene Jugendherbergsverbände eingerichtet haben. Der Jugendher- 
bergsverband ist, wenn man so will, der größte Hotelkonzern der Welt, nur mit 
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dem Unterschied, daß er nicht für die Interessen eines Hoteliers oder einer 
Gesellschaft von Aktionären wirtschaftet, sondern für einen gemeinnützigen 
Zweck, für die Jugend selbst. 

Ein Netz von etwa 2000 Jugendherbergen mit 25000 Betten ist über ganz 
Deutschland gebreitet, und für wenige Pfennige kann hier jeder Jugendliche 
in einem sauberen Quartier bei einfacher und guter Verpflegung übernachten. 
Häufig befinden sich solche Jugendherbergen in den schönsten alten Burgen, 
in alten Stadttürmen usw. Aber fast ebenso groß ist die Zahl der eigens für diesen 
Zweck aus den Mitteln des Reichsverbandes für deutsche Jugendherbergen 
errichteten Neubauten, die ihrer architektonischen Formgebung und inneren 
Zweckmäßigkeit nach, besonders aber in ihrer bygienischen Einrichtung als 
vorbildlich anzusprechen sind. Jede Jugendherberge wird von einem Ehe- 
paar, den sogenannten llerbergseltern, geleitet, die für die Ordnung innerhalb 
der llerbergen verantwortlich sind. Die Inspekteure des Verbandes kontrollieren 
den Zustand der Herbergen und deren Inanspruchnahme, um dort, wo Mangel 
an Plätzen herrscht, durch Neubauten Raum zu schaffen (siche Abb. 110). 

Durch ein Abkommen mit den anderen Staaten, die über ein Jugendherbergs- 
werk verfügen, wurde der internationale Jugendherbergsausweis geschaffen, 
dessen Besitz den Inhaber berechtigt, in jeder Jugendherberge des fremden 
Staates und unter denselben Bedingungen zu übernachten wie in seiner Heimat. 
Die Jugendherbergsverbände haben sich zu einem internationalen Verband 
zusammengeschlossen, dessen Sitz sich in Holland befindet. Sein Präsident ist 
ein Deutscher. 

Das Jugendherbergswerk hat der wandernden Jugend im vorigen Jahr 
7,5 Millionen Übernachtungen (gegenüber 4,3 im Jahre 1932) gewährt. Der 
Reichsverband der deutschen Jugendherbergen ist damit der größte Gastgeber 
der Welt. 

Im Jahr 1936 waren 200000 Ausländer in den Jugendherbergen zu Gast. 


Der soziale Einsatz der HJ. zielt auf die Steigerung der Leistung und der 
Leistungsfühigkeit des völkischen Nachwuchses hin. Dieser Einsatz findet seinen 
klarsten Ausdruck im Reichsberufswettkampf, den die HJ.-Führung in 
Verbindung mit der DAF. alljährlich veranstaltet. Er findet seinen Abschluß 
mit der Vorstellung der jugendlichen Sieger vor dem Reichskanzler. 

Der Gedanke, den Wettkampf in das Berufsleben bineinzutragen, ist nicht 
neu. Seit dem Mittelalter mit seinen Wettbewerben in den Zünften hat man 
in vielen Ländern und in den verschiedensten Zeiten kleinere Wettbewerbe 
beruflicher Art abgehalten. Doch noch nie hatte bisher der Wettkampf so 
bedeutende Ausmaße angenommen, noch nie war er so umfassend organısiert 
und durchgeführt worden. Wenn man bedenkt, daB aus etwa zwei Millionen 
Jungarbeitern, die zum Reichsberufswettkampf zugelassen werden, die 20 Besten 
durch ein lückenloses System technisch genauestens ausgearbeiteter Aufgaben 
aungenucht werden, daß zur Durchführung dieser Auslese tausende von Fach- 
kommissionen tätig sein müssen, kann man sich einen Begriff von dem ungeheuren 
für diese größte berufliche Aktion notwendigen Räderwerk machen. 
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Die Bedeutung des Reichsberufswettkampfes, die Erziehung der Jugend zu 
beruflichen Hochleistungen und damit zur Qualitätsarbeit überhaupt, liegt auf 
der Hand. Aber dieser Vorteil steht vor dem gewaltigen moralischen Antrieb zum 
idealistischen Bekenntnis einer ganzen Jugend zur Arbeiterschaft und zum 
Sozialismus zurück, d.h.zu dem System, das gegenwärtig in Deutschland herrscht. 
Der Wert des Reichsberufswettkampfes ist daher nicht nur ein technischer, 
sondern auch ein politischer — dasselbe gilt für die ganze Erziehung und den 
ganzen Unterricht der HJ. Bei der HJ.-Führung handelt es sich darum, den 
Jungen und den Mädels die Grundbegriffe der nationalsozialistischen Welt- 
anschauung, die Erkenntnis von Blut und Boden als den Lebensgrundlagen des 
Volkes, klarzumachen. Das geschieht in der für das jeweilige Lebensalter ge- 
eignetsten Weise. Dem Pimpf werden in rein erlebnismäßiger Form, oft durch 
Beschreibungen geschichtlicher Persönlichkeiten, die Forderungen klar gemacht, 
welche die Bewegung an ihn und sein Leben stellt; der Hitler- Junge sieht das 
geschichtliche Werden des deutschen Volkes und lernt daraus, die Folgerungen 
für die Gegenwart zu ziehen. Aus tausend kleinen Einzelzügen fügt sich hier 
einfache Geschichte in der Betrachtung zusammen (siehe Abb. 118, 120). 

Bezeichnend ist in dieser Hinsicht die jüngste Einrichtung der Adolf-Hitler- 
Schulen der NSDAP., die als Vorschulen für die nationalsozialistischen 
Ordensburgen gelten sollen. In diese Schulen werden Jungen mit dem voll- 
endeten zwölften Lebensjahre aufgenommen, die sich im deutschen Jungvolk 
hervorragend bewährt haben. 

Wichtig ist dabei, daß nach erfolgter Reifeprüfung (die Schule umfaßt sechs 
Klassen und dauert bis zu dem Tage, an dem der junge Mann in die 
Wehrmacht eintritt), dem Adolf-Hitler-Schüler jede Laufbahn in der Partei 
und im Staat offen steht. Aus diesen neuen Schulen, die vollständig in den 
Händen der Partei sind, werden daher die zukünftigen Leiter des Reiches 
hervorgehen. Hier wird der politische Wille des Volkes von Morgen geformt. 

Ein wichtiges Tätigkeitsfeld der HJ. bildet das Landdienstwerk. Es be- 
zweckt, die Jugend der Städte für immer an das Land zu binden und im Dienst 
der Erzeugungsschlacht zu beschäftigen. Im Jahre 1936 wurden 6608 junge 
Arbeitskräfte in 642 Dorfgruppen im Landdienst verteilt, aber eine noch weit 
größere Entwicklung dieser Einrichtung ist im Gange. Als Dorfgruppe gilt eine 
Landdiensteinheit, die geschlossen in einem Bauerndorf eingesetzt wird. Ihre 
Angehörigen arbeiten bei den einzelnen Bauern, aber die Unterkunft erfolgt in 
einem Gemeinschaftsheim. 

Im Landdienst wächst eine Jugend heran, die gesund an Leib und Seele ist, 
weil das Kameradschaftsleben sich mit der harten Arbeitspflicht verbindet. Der 
Landdienst bildet daher eine der besten Sozialgemeinschaften der deutschen 
Jugend; er stellt die einzige und geeignetste Form für die Rückführung städti- 
scher junger Elemente auf das Land dar. 


Die Erziehung der Jugend muß jede Kulturnation unablässig beschäftigen. 
Wohl wird jedes Land dies Problem auf andere Weise lösen, weil die nationale 
Eigenart eines Volkes bestimmend wirkt: aber gerade das Gebiet der Jugend- 
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erzichung ist, wie kein zweites, zum friedlichen Meinungsaustausch aller Völker 
geeignet. Je mehr es den Jugenderziehern der Kulturnationen gelingt, sich über 
gewisse Grundprinzipien der Erziehung zu verständigen, um so größer ist die 
Wahrscheinlichkeit, daß die Jugend der Völker nicht gegeneinander, sondern 
miteinander aufwächst und also alle der Sache des Friedens dienen. 

In dieser Überzeugung hat Baldur v. Schirach richtunggebend festgelegt, daß 
die HJ.-Führung keine Außenpolitik betreiben, aber sich in der Auslands- 
arbeit die große Aufgabe stellen soll, die Zusammenarbeit der deutschen 
Jugend mit der Jugend der übrigen Völker zu verwirklichen. Deshalb 
geht deutsche Jugend jedes Jahr in großer Zahl auf Auslandsfahrt, um fremde 
Länder und Völker und ihre Sitten und Gebräuche kennenzulernen. Gleich- 
zeitig wird die Jugend anderer Nationen in großem Umfang eingeladen, 
Deutschland und die HJ. zu besuchen. Im vergangenen Jahre haben nicht 
weniger als 50000 Ausländer die HJ. besucht und ihre Arbeit studiert. Ferner 
wird Auslandakunde und Sprachenschulung in den Formationen durchgeführt, 


Das neue Deutschland verwendet seine größte Sorge darauf, aus den Reihen 
der Jugend eine neue Generation heranzuzichen, die körperlich und geistig stärker 
ist als die in der Nachkriegszeit geborene. Adolf Hitler interessiert sich persön- 
lich für dieses Problem. Die Tatsache, daß er den Reichsjugendführer un- 
mittelbar sich selbst unterstellt, und die Jugendbewegung von jeder Bindung 
durch die staatliche Bürokratie befreit hat, beweist dies. Der Führer sicht in 
der Jugend die Zukunft der Nation und die Fortsetzung seines Werkes. 

„Es kommt eine Zeit, da wird das deutsche Volk mit einer hel- 
len Freude auf seine Jugend sehen, da werden wir alle ganz ruhig, 
ganz zuversichtlich in unsere alten Tage hineingehen in der tief- 
innersten glücklichen Überzeugung, in dem glücklichen Wissen: 
unser Lebenskampf ist nicht umsonst. Hinter uns da marschiert es 
schon nach. Und das ist Geist von unserem Geiste, das ist unsere 
Entschlossenheit, unsere Härte, das ist die Repräsentation des 
Lebens unserer Rasse.“ (Hitler, am Reich»parteitag 1935.) 

Vergleiche hinken bekanntlich immer, manchmal sind sie sogar schr unan- 
gebracht — aber, um zwei Beispiele herauszugreifen, stellen die englische 
Boyscoutsbewegung und die italienische Balilla mit ihren Nachfolgeorganisa- 
tionen in Idee und Form die glücklichste Lösung der Jugendfrage für ihre 
Länder dar, so ist die H J., deren Aufbau von den beiden genannten Einrichtungen 
in entscheidenden Punkten abweicht, die für Deutschland zweckmäßigste Form 
eines Jugendbundes. Wie der Boyscout und der Balilla, verkörpert auch der 
Hitlerjunge die nationale Eigenart seiner lleimat. 


„Unsre Fahne flattert uns voran, 
Unsre Fahne ist die neue Zeit! 


so klingt das Lied der Hitler- Jugend! ... 


XVI. 


Die Frau im Dritten Reich 


Während der Kampfjahre entging es Adolf Hitler nicht, welche wichtige 
Rolle der Frau als Lebensgefährtin des Mannes bei der Verbreitung der Be- 
wegung zukam. „Ohne die Beständigkeit und wirklich liebevolle 
Hingabe der Frau — sagte der Führer am letzten Reichsparteitag in Nürn- 
berg — hätte ich die Partei nie zum Siege führen können.“ Alser 
dann zur Macht kam, begriff er die volle Bedeutung der Frau und ihrer verschie- 
denen Erscheinungsformen im allgemein politischen wie im Sinne der Be- 
völkerungspolitik, der Volkswohlfahrt und anderer Einrichtungen, bei denen 
ihre geduldige, liebevolle und feinfühlige Mitarbeit besonders not tut. 

Auf die Frage, die ich zusammen mit einigen Kollegen der Auslandspresse an 
die Reichsfrauenführerin, Frau Gertrud Scholtz-Klink, richtete, unter welchen 
weltanschaulichen Gesichtspunkten nun die deutschen Frauen an der Hitler- 
bewegung seit ihrem Beginn teilnahmen, gab sie bei einem Vortrag im Hotel 
Kaiserhof folgende Antwort: 


„Unsere Weltanschauung, die unser gesamtes Volk in seinen tiefsten Wurzeln 
anging, wurde nicht von materiellen Gesichtspunkten, sondern von der Seele dieses 
Volkes bestimmt. Und wo es um seelische Dinge geht, entscheidet nicht mehr die 
Majorität, sondern die innere Kraft des Einzelnen. Diese Erkenntnis war nicht nur 
in deutschen Männern lebendig, sondern viele deutsche Frauen waren in den Jahren 
des Ringens um die deutsche Volksseele die bedingunglosen und vorbehaltlosen Ge- 
fährtinnen dieser Männer. 

Man hat uns aus dieser Bedingungslosigkeit in bestimmten Kreisen den Vorwurf 
des Verrats an den Sonderinteressen der Frau gemacht, und ich möchte dazu einınal 
ganz klar sagen: Der oberste Grundsatz der nationalsozialistischen Weltanschauung 
hieß schon von Anbeginn wie heute: Gemeinnutz geht vor Eigennutz! Solange 
uns also die Möglichkeit nicht gegeben war, unserm gesamten Volk zu helfen, war 
es für uns undenkbar, in irgendeiner Weise Sonderwünsche oder auch Sondersorgen 
der Frau in den Vordergrund zu stellen. Solange in den Herzen deutscher Männer die 
- heiße Sorge um die inneren Wege unseres Volkes brannte, war für uns Frauen dieses 
Volksganze wichtiger als Einzelsorgen und Wünsche.“ 


Im Ausland begegnet die deutsche Frau vielen Vorurteilen und falschen An- 
sichten, die ihren Grund in einer ungenügenden Kenntnis von Deutschland und 
dem deutschen Volke haben. Die einen glauben, die deutsche Frau nach der 


— 257 — 


mondänen, eleganten, schlanken Berlinerin beurteilen zu können, die ihr rei- 
zendes Schoßhündchen mit dem langen weichen Fell auf dem Kurfürstendamm 
spazieren führt oder ihren schnittigen „Mercedes“ auf den Straßen der grünen 
8 mgebung Berlins lenkt; andere halten sich an den bürgerlichen „Gretchentyp“ 
mit seinen lebhaften, natürlichen Farben, den blauen Augen und den auf die 
Schultern fallenden blonden Zöpfen. Diese Betrac Iüpkiweike ist ebenso falsch 
wie es verkehrt wäre, die französische Frau nach der geschminkten Pariserin 
der großen Boulevards zu werten. 

Die deutsche Frau ist im allgemeinen von einfacher Eleganz und von erfreu- 
licher Offenherzigkeit. Wenn sie unter der neuen Regierung nicht so eifrig wie 
fruher die Hochschulen besucht und nicht nach politischen Würden strebt, so 
steht doch ihre allgemeine Bildung ebenso wie ihr Interesse für Musik, Literatur 
und andere Künste hoch. Oft sieht man z.B. in einem Autobus Frauen oder 
Madchen, die ihren Lieblingsschriftsteller lesen; in den Konzerten stellen die 
Frauen die Mehrzahl der Besucher und hören mit religiöser Andacht zu. 

Bemerkenswert ist auch die Liebe der Frauen zum Sport; das beweist die 
starke Teilnahme, nicht nur der jungen, an den Leibesübungen der zahlreichen 
Sportvereinigungen, die in jeder Stadt Deutschlands bestehen. Ihr Interesse für 
alle sportlichen Veraustaltungen, von der Leichtathletik bis zum Schwimmen, 
vom Barlauf bis zum Skirennen ist immer rege. 

Aber der Gedanke an die Familie leitet und beseelt die deutschen Mädchen vor 
allem; es ist der Traum vom zukünftigen eigenen Herd, den sie im Herzen nähren. 
Sie sind keine „zarconnes“, sondern Mädchen, die sich bewußt sind, einmal 
Frauen zu werden, ihre zärtlichen lierzen sind immer für das ewige Lied der 
Liebe empfänglich. Wohl begeistern sie sich an den vaterländischen Reden 
Hitlersnnd den großen öffentlichen nationalsozialistischen Kundgebungen, aber 
immer wieder beglückt sie das Bewußtsein, zur Frau, zur künftigen Mutter beru- 
fen zu sein. Als solche ist sie jeder andern Frau auf der Welt ebenbürtig. Jede 
Gattin legt Wert darauf, als gute Hausfrau zu gelten und zeigen zu können, 
was sie im eigenen Elternhause oder bei der betretfenden hauswirtschaftlichen 
Abteilung der NS.-Frauenschaft oder in den zahlreichen Privatschulen für eigene 
Häuslichkeit gelernt hat. Hier können sich die jungen Bräute in allen Fächern 
der Haushaltung üben, damit sie später ihrem Ehegatten eine liebevolle Ehe- 
frau sein und ihm ein freundliches, gemütliches, gut geführtes Heim bieten 
können. 

In diesen ihr zufallenden fraulichen Aufgaben weiß sie sich der Volks- 
gemeinschaft verantwortlich. „Wir dienen dem Leben unseres Volkes — 
sarte mir einmal eine Mitarbeiterin der NS.-Frauenschaft — wir betrachten 
unsere hausfrauliche Arbeit als Mittel zur Erreichung und Er- 
haltung der Gesundheit unseres Volkes an Leib und Secle aus den 
Kraftquellen unserer eigenen Volkswirtschaft.“ 

Die neue Weltanschauung hat bei der deutschen Frau eine tiefgehende Wand- 
lung bewirkt, die bei ihr äußerlich wie innerlich in Erscheinung tritt. Wenn heute 
viele Tausende von M.deln der HJ. stolz darauf sind, ihre einfache Tracht mit der 
braunen Jacke und dem schwarzen Rock zu tragen, wenn sie den Bubikopf ab- 
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geschafft haben und ihr Haar wieder wachsen lassen, bedeutet das auch eine 
Rückkehr der deutschen Jugend zu den ursprünglichen sittlichen und mora- 
lischen Grundsätzen, zu einer stärkeren Selbstachtung und einer größeren Ach- 
tung vor der Meinung der Anderen, ohne damit in übertriebene Prüderie zu ver- 
fallen. Dazu trägt sicher auch bei, daß der Mann wieder mehr Achtung vor der 
Frau bekommen hat. Die zunehmende Arbeitsmöglichkeit, die Eingliederung der 
Jungmänner in den Arbeits»dienst und in die Wehrmacht haben die Straße und 
die mondänen Lokale von einer Anzahl allzu unternehmungslustiger llerrchen 
befreit, und diesen die Möglichkeit gegeben, die Lebensregeln einer Volksgrmein- 
schaft, also auch die Achtung vor der Frau, kennen zu lernen. 

Das ungehörige Benehmen der jungen Männer — und manchmal nicht nur 
dieser — den Frauen gegenüber war einer der ersten Findrücke, den jeder emp- 
fing, der vor mehreren Jahren in die Hauptstadt der Weimarer Republik kam: 
für das Ansehen der jungen Deutschen vor der Welt schien die Wiederkehr der 
Militärdienstpflicht wünschenswert, damit die jungen Männer ihre ritterlichen 
Pflichten gegen das schwache Geschlecht begreifen lernten! 


Interessant ist im Hinblick auf das neue Gefühl für Sitte und Moral, das der 
weiblichen Jugend eingeprägt wird, ein Wort des Reichsjugendführers an die 
B4M.-Mädel: „Ihr habt als Mädel in unserem Volk zu stehen, habt zu schafirn 
und euch zu erziehen als die, die dereinst auch die Mütter unseres Volkes scın 
wollen und die Frauen unserer Männer sein können. Denn die Männer, die die 
Zukunft des deutschen Volkes gestalten sollen, brauchen Frauen, die von eurer 
Art sind. Frauen, die in tiefer Gläubigkeit und Tapferkeit bereit sind, jedes Opfer 
und jede Härte des Lebens mit ihren Männern durchzukämpfen. Das ist ein 
hohes Ziel für jedes Mädel, für das es sich wahrhaft lohnt, selbat viele und lange 
Jahre hindurch sich stark, bereit und fähig zu machen, sich zu erhalten und reın 
zu bleiben, um in Wahrheit diese Mission erfüllen zu können“. 

Im allgemeinen ist das junge Mädchen zufrieden, wenn es bis zu seiner \Ver- 
heiratung in einem Bureau, Geschäft oder Betriebe arbeiten und so der Familie 
die Last seiner Erhaltung erleichtern kann. Meist trägt es einen Teil seines L%e- 
haltes zu den Ausgaben des Hausstandes bei und bestreitet außerdem die kleinen 
Au«gaben für seine persönlichen Bedürfnisse und Vergnügungen. Es zeigt viel 
Neigung zur Krankenpflege, die in Deutschland eine Teilnahme an verschiedenen 
Studienkursen und eine ziemlich lange praktische Ausbildung erfordert. Ver- 
heiratet sich das junge Madchen, laßt es freudig die aussichtsreichste Tätigkeit, 
um dem Ileım und der Familie zu leben. Die große Zalıl der mit Hilfe von Ehe- 
standsdarlehen geschlossenen Ehen, die, wie schon gesagt, nur dann gewahrt 
werden, wenn die zukünftige Ehefrau auf jede Tätigkeit in einem Arbeitsver- 
hüältnis verzichtet, kann als Beweis gelten. 


Der Nationalsozialismus hat die Bestimmung der Frau und ihre Pflichten 
gegenüber der Volksgemeinschaft genau festgelegt. Nach Hitler gibt es zwei 
Welten im Leben eines Volkes: die Welt der Frau und die Welt des Mannes. Die 
Natur hat es richtig eingeteilt, daß sie den Mann vor die Familie stellt und ilım 


— 259 — 


eine weitere Verpflichtung aufbürdet, den Schutz des Volkes, der Gesamtheit. 
Die Welt der glücklichen Frau besteht in der Familie, dem Mann, den Kindern, 
dem Heim. Von bier aus öffnet sich dann ihr Blick für die Gesamtheit. Beide 
Welten zusammen ergeben eine Gemeinsamkeit, in der ein Volk zu leben und 
zu bestehen vermag. 

Über diese natürliche Bestimmung der Frau hinaus tritt der Nationalsozialis- 
mus nicht für ihre weitere Beschäftigung auf dem Tätigkeitrgebiet des Mannes 
ein. Trotzdem aber verwahrt er sich gegen die Behauptung des Auslandes, daß 
er den Frauen keine Freiheit, keine Gleichberechtigung geben will. In einer seiner 
letzten Reden sagte der Führer: „Solange wir ein gesundes männliches 
Geschlecht besitzen (und dafür werden wir Nationalsozialisten 
sorgen), wird in Deutschland keine weibliche Handgranaten- 
werferinnen-Abteilung gebildet und kein weibliches Scharf- 
schützenkorps. Denn das ist nicht Gleichberechtigung, sondern Minder- 
berechtigung der Frau“. 

Ein unermeBlich weites Arbeitsfeld bietet sich der Frau im neuen Deutschland; 
es ist keine Rede davon, die Frau aus den Berufen herauszudrängen. Man will 
ihr nur in weitestem Ausmaße die Möglichkeit verschaffen, eine Familie mit- 
zugründen und Kinder zu bekommen, weil sie dann dem Volke am besten nützt. 
Wenn heute eine weibliche Juristin noch so viel leistet, und nebenan eine Mutter 
fünf, sechs oder sieben gesunde Kinder gut erzogen hat, gilt die Leistung dieser 
Mutter nach nationalsozialistischer Auffassung vom Standpunkt den ewigen 
Wertes eines Volkes aus mehr als das Tun der ersten Frau. Die Staat»führung 
hat, nach Hitlers Meinung, die Pflicht, zu versuchen, jeder Frau und jedeın 
Mann die Wahl des Herzens zu ermöglichen oder wenigstens zu erleichtern. Die 
Reichsregierung versucht, diese Aufgabe zu lösen, indem sie, auf dem Wege der 
Gesetzgebung, vor allem die Geschlechter gesund erzicht. 

Die Verweisung der Geschlechter auf ihr eigenes, ihnen entsprechendes Ar- 
beitsgebiet, vermeidet jede Zurücksetzung, sie stellt nur die natürlichen Unter- 
schiede fest, weit entfernt davon, die Frau zu einem zweitklassigen Lebewesen 
herabzuwürdigen. Die Aufgabe der deutschen Frau im neuen Staat ist viel 
größer, als beruflich oder politisch eine Konkurrenz für den Mann zu sein. 
Es ist auch falsch, anzunehmen, daß die Tätigkeit der Hausfrau unproduktiv 
sei. Das ist ein Wort, das man in Deutschland früher vielfach zu hören bekam; 
es konnte nur im Denken einer Zeit entstehen, die unter Produktivität nur 
den Nutzen der eigenen Tasche, der eigenen Familie verstand, den man nach- 
zählen oder greifen konnte, aber niemals den Vorteil des Volksganzen, der in- 
direkt auch dem Einzelnen wieder zugute kommt. 


Die NS.-Frauenschaft 


und das Deutsche Frauenwerk 


Die NS.-Frauenschaft entstand in der Kampfzeit der Partei als die Organi- 
sation der nationalsozialistischen Frauen. Ihr Gesamtaufbau int gleichlaufend 
mit dem der Partei: an der Spitze steht die Reichsfrauenfuhrerin Frau Gertrud 
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Scholtz-Klink. Gau-, Kreis-, und Ortsfrauenschaftsleitungen, Zelle und Block 
sind die Untergliederungen. Insgesamt sind elf Millionen Frauen durch die 
Organisation erfaßt. 

Mit dem 30. Januar 1933 wurde der Weg zur Erfüllung des festgesetzten Pro- 
grammes frei; das Deutsche Frauenwerk entstand zu dem Zwecke, die vielen 
kleineren und größeren Frauenverbände zu vereinen, denen die einheitliche 
Führung und die weltanschauliche Ausrichtung fehlte. Das Deutsche Frauenwerk 
ist heute die große gemeinsame Heimat für das ganze deutsche weibliche Ge 
schlecht. Ihm gehören alle Organisationen, Verbände und Einzelmitglieder an, 
die tätigen Anteil an dem Geschehen des Volkes nehmen. Hausfrau und Aka- 
demikerin, Lehrerin und Krankenschwester, die werktätige Frau und die Künst- 
lerin sind zu gemeinsamer Arbeitsleistung zusammengeschlossen. 

Hinter den alten Bäumen der Derfflingerstraße im Westen Berlins liegt das 
neue Heim der Reichsfrauenführung. Es ist in vier Verwaltungsabteilungen und 
fünf große Arbeitshauptabteilungen gegliedert. Die Verwaltungsabteilungen be- 
fassen sich mit der Verwaltung der Geschäftsleitung, der Organisation, der Press 
und Propaganda. Einige Angaben über die fünf Arbeitshauptabteilungen sollen 
dem Leser eine Vorstellung von der weitgehenden Tätigkeit dieser Organisation 

eben. 

i Die Hauptabteilung „Kultur, Erziehung, Schulung‘ hat die Arbeitsgebiete: 
Weltanschauliche Schulung (hierzu gehören die beiden Arbeitsrichtschulen in 
Koburg und Berlin, sowie 32 Gauführerinnenschulen für die bisher erfaßten 
100000 Frauen und Mädel), Rassenpolitik, Leibesübungen, Mädchenerziehung, 
bildende und angewandte Kunst, Schrifttum, Volksspiel und Freizeitgestaltung. 

Die Hauptabteilung „Reichsmütterdienst“ hat die Aufgabengebiete: Mütter- 
schulung, Gesundheitsführung einschließlich Säuglingspflege, Erziehung, Heim- 
gestaltung und Volkstumsarbeit. 

In der Hauptabteilung „Volkswirtschaft-Hauswirtschaft‘“ mit den Arbeits- 
gebieten: Volkswirtschaft, Hauswirtschaft, Ernährung, hauswirtschaftliche Aus- 
bildung, Kleidung, Bau und Wohnung, liegt die Lenkung aller wirtschafts- 
politischen Fragen, die die Frau als Verbraucherin und Verwalterin betreffen. 

Die Hauptabteilung „Grenz- und Ausland“ hat die Aufgaben der Ausländer- 
betreuung und Aufklärung, sowie Grenzlands-, volksdeutsche und koluniale 
Frauenarbeitsgebiete. 

In der Hauptabteilung „Hilfsdienst“ schließlich ist die Hilfe bei der Roten- 
Kreuz-Frauenarbeit, die Mithilfe der Frau bei der NSV., dm WHW., beim 
Hilfswerk ‚Mutter und Kind“ und die Mitarbeit im Reichsluftschutzbund zu- 
sammengefaßt. 

Durch die Mitgliedschaft im deutschen Frauenwerk haben alle Frauen die 
Möglichkeit, ihre Arbeit und ihre Tätigkeit in den Dienst einer dieser Arbeits- 
abteilungen und damit in den Dienst der Volksgemeinschaft zu stellen. 

Eine besondere Erwähnung verdient der Reichsmütterdienst. Er hat die 
Aufgabe, dem heranwachsenden Muttergeschlecht die weltanschaulichen und 
praktischen Voraussetzungen zu einer gesunden Familiengründung zu vermit- 
teln. Das Frauenwerk hat sich von theoretischer Schablonenarbeit völlig frei 
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gemacht und die praktische Gestaltung vorgezogen. Die Frau erhält die Erkennt- 
nis ihrer inneren Kraft, die Nation ein Geschlecht von Müttern, die um sich 
und ihres Volkes Nöte Bescheid wissen. 

Die Mütterschulung soll die Heranbildung von körperlich und seelisch tüch- 
tigen Müttern durchführen, die von den hohen Pflichten der Mutterschaft über- 
zeugt, in der Pflege und Erziehung ihrer Kinder erfahren und ihren hauswirt- 
schaftlichen Aufgaben gewachsen sind. Die Schulung umfaßt dabei drei Lehr- 
ginge: Haushaltführung mit Kursen in Kochen und häuslichen Näharbeiten, 
Gesundheitsführung mit Kursen in Säuglingspflege und allgemeiner Gesundheits- 
und häuslicher Krankenpflege, und schließlich Erziebungslehre mit Kursen in 
Erziehungsfragen mit Anleitung zum Basteln, Volksbrauchtum und Heimgestal- 
tung. 

Die Kurse dauern mehrere Wochen. Die Zahl der Teilnehmerinnen ist ständig 
gewachsen. Betrug sie 1935 rund 186.000, so ist sie bis 1937 auf 1140000 gestiegen; 
«so beläuft sich die Zahl der Mütterschulen heute bereits auf 220, wozu noch vier 
Reichsmütterschulen für Frauen in Notstandsgebieten kommen, die den Kursus 
nicht besuchen können, aber fähig sind, ihre erworbenen Kenntnisse in der Nach- 
barschaft weiterzugeben. Eine Reichsmütterschule ist ferner im Berliner Weil- 
ding als Reichsstelle und Schulung für Lehrkräfte begründet worden. 

Die gleichen Grundsätze gelten auf volkswirtschaftlichem Gebiet. Die Frauen 
und Mädchen sollen lernen, ihr durch Arbeit erworbenes Gut immer so zu ver- 
wenden, wie sie es vor der Gesamtlage des Volkes rechtfertigen können. So wird 
es ihnen gelingen, ein hartes Dasein in ein schönes Leben zu verwandeln. Zu 
dieser Haltung werden die Mädels schon vorher im weiblichen Arbeitsdienst 
erzogen. 

Außer dem deutschen Frauenwerk hat die NS.-Frauenschaft auch das Frauen- 
amt der deutschen Arbeitsfront geschaffen, dem sie die besondere Auf- 
gabe der sozialpolitischen Sorge für die Frau gestellt hat: das Ringen um die 
Arbeitsehre der schaffenden Frau und um den Schutz der erwerbstätigen Mutter. 
Leiterin dieses Amtes ist die Reichsfrauenführerin, Frau Scholtz-Klink. Das 
Frauenamt hat u.a. vier umfangreiche Maßnahmen eingeleitet: Arbeitsplatz- 
austausch, Ablösung von der Schwerarbeit, Abkommen mit der NSV. zugunsten 
schwangerer Frauen im Betrieb, und zusätzlicher Urlaub durch Studentinnen- 
ablösung. 

Durch den Arbeitsplatzaustausch werden Frauen, deren Existenz ander- 
weitig gesichert iat, von Männern abgelöst. Dies erfolgt zum großen Teil durch 
Beschaffung von Arbeit für den erwerbslosen Ehemann oder Sohn. Eine andere 
Form des Austausches besteht darin, Frauen an leichtere und M.nner an 
schwerere Arbeitsplätze zu bringen. Die Herausnahme der Frauen aus der 
Schwerarbeit ist in großem Umfange durchgeführt worden. Wo zurzeit aber 
noch in einzelnen Fallen Männerarbeit von Frauen geleistet wird, ist eine Aus- 
gleichung der Frauenlöhne an die Höhe der M.nnerlöhne erfolgt. 

Bis zur Neugestaltung des Mutterschutzgesetzes hat das Frauenamt ein Aus- 
hilfsabkommen mit der NS.-Volkswohlfahrt geschlossen, nach welchem Frauen 
vier bis sechs Wochen vor der Niederkunft ihre Arbeit niederlegen und eine 
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zusätzliche Hilfe erhalten können. Die Ablösung von Arbeiterinnen durch Stu- 
dentinnen entspringt dem Wunsche, der verheirateten Fabrikarbeiterin, die 
zudem noch Mutter ist, eine über den ihr zustehenden Urlaub hinaus verlängerte 
Freizeit mit vollem Lohn zu verschaffen. Bis jetzt haben rund 2600 Studen- 
tinnen und auch Mitglieder der NS.-Frauenschaft Fabrikdienst geleistet und 
damit rund 43000 zusätzliche, vollbezablte Urlaubstage für Arbeiterinnen er- 
möglicht. 

Frau Scholtz-Klink ist gleichzeitig Reichsfrauenführerin des Deutschen 
Roten Kreuzes, Reichsfrauenbund. Dadurch bekommt auch der Bereitschafts- 
dienst dieser internationalen Einrichtung einen starken Antrieb. Auf Grund eines 
besonderen Alkommens übernimmt das Deutsche Rote Kreuz die Aus 
bildung der Mitglieder der NS.-Frauenschaft für die Aus- und Fortbildung der 
weiblichen Hlilfskräfte, so daß der Bereitschaftsdienst einen Zustrom an Menschen 
von höchster politischer Einsatzwilligkeit und einem aufs Volksganze gerich- 
teten Verantwortung»bewußtsein erhält, weil die deutsche Frau, wie schun 
erwähnt, eine besondere Neigung für die Krankenpflege hat. Die Samariterinnrn 
des Roten Kreuzes arbeiten mit den weiblichen Ililfs»kräften der NS.-Volkswohl- 
gemeinschaft bei ihren Krankenbesuchen, in ihren Kindergärten zusammen 
und werden bei Massenveranstaltungen zum Dienst herangezogen: \eranstal- 
tungen auf dem Berliner Tempelhofer Feld, beim Reichsparteitag, auf dem 
Bückeberg usw. Zurzeit stehen 91411 Samariterinnen und 9298 Helferinnen im 
Dienst des Deutschen Roten Kreuzes. 

Wenn auch alle Ziele noch nicht erreicht worden sind und noch viel zu tun 
bleibt, die Leistungen dieser vier Jahre lassen erkennen, daß das Werk einmal 
vollendet scin wird und viele Härten verschwinden werden. Frau Scholtz-Klink 
sagte mir einmal: „Wir gehen unbeirrbar unsere Wege, die Wege, die 
zu uns selbst führen; sie mit aller Konsequenz zu gehen, grbietet 
uns unsere Selbstachtung. Legt uns das Schicksal, wie jedem 
Volk, dabei Steine in den Weg, so wollen wir darüber nicht stuol- 
pern, sondern Stufen daraus bauen, um höher zu erklimmen. 
Diese unsere Wege werden dann auch alle die Menschen achten 
müssen, die ihr Volk genau so lieben wie wir das unsere“. 


xVv1l. 


Die neue deutsche Kultur 


Unser Streifzug durch das neue Deutschland führt uns jetzt in das Reich des 
Propagandaleiters der nationalsozialistischen Bewegung, des Propagandamini- 
sters Dr. Joseph Gocbbels, des stärksten Redners und besten Polemikers unter 
den Mitarbeitern Adolf Hitlers. 

Sein Wort, seine Tatkraft haben viel zur Entwicklung des Nationalsoziuliamus 
beigetragen und beeinflussen auch heute die deutsche Politik stark; ein paar 
Hinweise auf den Werdegang dieses jungen Ministers, der mit dem lebhaften, 
durchdringenden Blick, dem für jeden Angriff geschärften Gehör und dem 
Denkerkopf so populär ist, scheinen daher angebracht. 

Dr. Goebbels, vor 39 Jahren zu Rheydt im Rheinland geboren, entstammt 
einem alten Geschlecht westfälischer Bauern und Kleinbürger. Er besuchte die 
Volksschule und das Gymnasium in Rheydt. Sein Studium führte ihn an ver- 
schiedene Universitäten: Bonn, Freiburg, Würzburg, München, Heidelberg, 
Köln und Berlin; es umfaßte Geschichte, Kunst, Literatur und Philologie. In 
Heidelberg promoviert er 1920 zum Dr. phil. 

In München lernt Goebbels zwei Jahre apäter die NSDAP. kennen. Nach dem 
Besuch einer Versammlung, in der Adolf Hitler spricht, wird er Mitglied der 
Partei. Zunächst kämpft er für sie in der Studentenbewegung, dann gründet er 
im Rheinland und Ruhrgebiet trotz der Besatzung unter einem Decknamen die 
ersten Ortsgruppen. Das Ruhrstädtchen Hattingen wird Stützpunkt. 1924 weist 
die Besatzungsbehörde ihn aus. Er geht nach Elberfeld und übernimmt die 
Schriftleitung der Zeitung „Völkische Freiheit‘. Später gründet er die „National- 
sozialistischen Briefe‘ und gibt der Bewegung in ihnen ein Organ für program- 
matische Klärung. Im gleichen Jahre wird er Geschäftsführer des Gaues Rhein- 
Ruhr. 

Seine natürliche Begabung, die Massen mitzureißen, füllt bald auf. Adolf 
Hitler, dem die schwierige Aufgabe, die Reichshauptstadt für den National- 
sozialirmus zu erobern, achr am Herzen lieet, beruft „unsern Doktor“, wie 
er ihn nennt, an die Spitze des Gaues Groß-Berlin. 

Gorbbels baut die Organisation auf und geht dann zum geistigen Kampf um 
die Seele des Volkes und zur entschlossenen Abwehr des marxistischen Eintlusses 
in dem ihm anvertrauten Gau vor. Er gründet eine nationalsezialistische 
Zeitung „Der Angriff“, die zunächst als Wochenschrift und dann, auf Grund 
ihres Erfolges, täglich erscheint. Seine Organisation gertattet ihm, zum Reichs- 
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parteitag in Nürnberg 700 SA-Männer des aufgelösten Gaues Groß-Berlin zu 
entsenden. Fünfzig dieser Männer, Arbeitslose, marschieren zu Fuß von Berlin 
nach Nürnberg; bei der Rückkehr werden die 700 SA.-Männer im Zuge ver- 
haftet, aber der Kampf um die Eroberung der Reichshauptstadt ist damit ent- 
schieden. 

Im Jahre 1929 wurde Dr. Goebbels zum Reichspropagandaleiter der 
NSDAP. berufen. Obgleich er nun Reichspropagandachef, Gauleiter, Haupt- 
schriftleiter und Redner war, fand er stets genügend Zeit, seinen mannigfaltisen 
Aufgaben gerecht zu werden; seine außergewöhnliche Rednergabe, sein glänzen- 
des journalistisches Talent und seine hervorragende Organisationsbegabung er- 
möglichten es ihm. Ich habe öfter mit Freude Gelegenheit gehabt, seinen schaf 
geschliffenen, zündenden Worten zuzuhören, und ihn bei seiner Arbeit zu seln. 
die wahrhaftig Mut verlangte; der erzielte Erfolg wunderte mich deshalb nitt, 
erschien mir vielmehr als die natürliche Folge einer klugen und intensva 
Tätigkeit. 

Im Jahre 1928 hält Goebbels seinen Einzug in den Reichstag, wohin ihn sex 
Wähler 1930 ein zweitesmal entsandten. 

Im Frühjahr 1931 verläßt die gesamte nationale Opposition im Reichstaz 
nach einer Rede von Goebbels unter dem Gesang des Horst-Wessel-Liedes de 
monstrativ das Haus. Unmittelbar danach spricht der Gauleiter im vollbesetzten 
Sportpalast vor Zwanzigtausend. Er erklärt dabei: „Wir stehen heute in der 
dritten Etappe der oppositionellen Bewegung. Wir schicken uns an, das Hit 
in die Hand zu nehmen“. Am 1. Mai begeht Goebbels ein Jubiläum, es ver 
zeichnet 75 Monate Gefängnis. die innerhalb dreier Monate gegen ihn b«- 
antragt worden sind. In einem Kino im Berliner Westen läuft der Remarque-Filn 
„Im Westen nichts Neues“. Durch stürmische Demonstrationen wird der Filn 
zu Fall gebracht. Kurz vor Weihnachten ist Goebbels wieder einmal wegen Hoch- 
verrats angeklagt. 

Die Jahre der Entscheidung stellen gerade an ihn die höchsten Anforderungen, 
aber es folgt ihnen der Sieg des 30. Januar 1933. Wenige Wochen später über- 
nimmt Dr. Goebbels das neugeschaffene Reichsministerium für Volksaufklärung 
und Propaganda, eine Stellung, die in der Regierung des Dritten Reiches nur 
ihm zukommen konnte. 

Außer den Artikeln, die Goebbels fast täglich in Zeitungen erscheinen ließ, 
sind von seinen zahlreichen Veröffentlichungen zu erwähnen: „Der unbekannte 
SA.-Mann“, „Michael“, „Das Buch Isidor“, „Knorke“, „Kampf um Berlin“, 
„Die Blutsaat“, „Der Wanderer“, „Die zweite Revolution“, „Die verfluchten 
Hakenkreuzler“, „Der Nazi-Sozi‘, „Das kleine ABC“, „Signal zum Aufbruch“, 
„Lenin oder Hitler“, „Wege ins dritte Reich“, „Das erwachende Berlin“, „Vom 
Kaiserhof zur Reichskanzlei“, „Der Angriff“ usw. 


Mitten in den schwersten Kämpfen um die Macht im Jahre 1932 besprachen 
Adolf Hitler und Dr. Goebbels die Errichtung eines Reichspropagandaministe- 
riums und legten seinen Aufbau in allen Einzelheiten fest. Am 13. März 1933 trat 
das Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda al: 
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erstes neues Ministerium nach der Machtübernahme durch Erlaß des Reichs- 
präsidenten ins Leben; die Verordnung vom 30. Juni desselben Jahres bestimmte 
seinen Aufgabenkreis. Dieser umfaßte in der Hauptsache: Nachrichtenwesen, 
Aufklärung im In- und Auslande, nationale Feiertage und Feiern, Presse, Rund- 
funk, Werbungswesen, Lichtspielwesen, Bekämpfung schädlicher Schriften und, 
was besonders wichtig ist, mit wenigen einzelnen Ausnahmen das gesamte Gc- 
biet der Kunst (siehe Abb. 122 u. 123.) 

Wie erklärt sich nun die Verbindung der Gebiete Volksaufklärung und 
Propaganda? Auf diese Frage antwortet der erste Paragraph der oben zitierten 
Verordnung, in dem es u.a. heißt: „Der Reichsminister für Volksaufklärung 
und Propaganda ist zuständig für alle Aufgaben der geistigen Einwirkung auf 
die Nation“. Volksaufklärung ist etwas Passives, Propaganda dagegen etwas 
Aktives; die beiden Elemente müssen sich daher notwendigerweise ergänzen, 
um die erwähnte Einwirkung erzielen zu können. 

Aber warum ein solches, alle früheren Ideen revolutionierendes Ministerium ? 
Auf diese zweite Frage antwortete der Minister selbst vor der Presse in den Tagen 
nach seiner Ernennung: 


„In dem neu eingerichteten Ministerium sche ich die Verbindung zwischen Regierung 
und Volk, den lebendigen Kontakt zwischen der nationalen Regierung als der Aus- 
druck«form des Volkswillens und dem Volke selbat. ... Ich glaube nicht, daß wir 
unser Ziel mit einer 52° ,igen parlamentarischen Mehrheit!) erreicht haben würden. 
Eine Regierung, die so große, einschneidende Maßnahmen treffen muß, wie die unsrige, 
könnte auf die Dauer im Volke nicht die Rückendeckung finden, deren sie für diese 
einschneidenden Maßnahmen bedarf, wenn sie sich damit zufrieden geben wollte. 
Sie muß vielmehr alle propagandistischen Vorbereitungen treffen, um das ganze Volk 
auf ihre Seite zu ziehen. ... Das geht nicht allein durch sachliche Ar- 
beit; die sachliche Arbeit der Regierung muß dem Volke klargemacht 
werden.“ 


Während der 1% Kampfjahre hatte der Nationalsozialismus durch Erfahrung 
den Wert der Volksaufklärung und Propaganda erkannt. Was wäre wohl aus 
dieser Bewegung, der die damalige Regierung und viele politische Gegner Hin- 
dernisse aller Art in den Weg legten, ohne eine solche gewaltige Einwirkung auf 
die Vulksseele geworden ? Diese Einwirkung mußte nach der Machtergreifung 
fortdauern und ihre Führung dem Manne anvertraut werden, der sich als ein 
Meister auf diesem wichtigen politischen Gebiet erwiesen hatte. „Das neue Mi- 
nisterium hat keinen anderen Zweck, als die Nation geschlossen hinter die Idee 
der nationalen Revolution zu stellen. Wird der Zweck erreicht, dann mag man 
über meine Methoden den Stab brechen: das wäre vollkommen gleichgültig, 
denn das Ministerium hat dann mit seinen Arbeiten den Zweck erreicht.‘ 
(Goebbels.) 

Die fast hundertprozentigen bereits erwähnten Volksabstimmungen bewiesen 
den Erfolg. Das Ministerium hätte also eigentlich seine Pforten schließen können, 
wäre es nicht notwendig gewesen, wenn nicht die Propaganda, doch jedenfülls 


1) Ergebnis der Reichstagswahl vom 5. März 1933. 
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die Volksaufklärung fortzusetzen, Nur so konnte Dr. Goebbels den erreichten 
Erfolg befestigen und die Verbindung zwischen Regierung und Volk lebendig 
erhalten, die er in seiner Rede vor der Presse als seine erste Aufgabe hinstellte. 
Das Propagandaministerium soll weiter dem Volk die notwendigen politischen 
Kenntnisse und Einsichten übermitteln, damit die Ereignisse jedem Volk«ge- 
nuossen verständlich werden und jeder Deutsche weiß, warum die Regierung 
diese oder jene Entscheidung getroflen hat. Es soll die Einsicht des Vulkes in die 
politischen Notwendigkeiten und aus der Erkenntnis der Zusammenhänge tätige 
Stellungnahme schaffen, damit das Volk bei Abstimmungen bewußt seine Stim- 
me abgeben kann. 


Außerdem unterstehen dem Propagandaministerium nach der Verordnung 
vom 30, Juni 1933 die Aufgaben der Werbung für Staat, Kultur und 
Wirtschaft, der Unterrichtung der in- und ausländischen Öffent- 
lichkeit über die Nation und der Verwaltung aller diesen Zwecken 
dienenden Einrichtungen. 

Die Grundsätze des Ministeriums lassen es jedermann verstehen, warum die 
Seelen- und Willen«führung, die im nationalsozialistischen Staate zum Sına 
der Worte „Vulksaufklärung‘“ und „Propaganda“ geworden ist, von der Partei 
auf die Überwachung und Leitung der großen Massenwirkungsmittel Presse, 
Rundfunk und Film ausgedehnt und die Betreuung dieser Gebiete dem neuen 
Ministerium zugewiesen worden ist. Nicht so leicht ist die Frage für die Kun«t 
und die Kultur, d.h. die seelische Wesensbildung des Volkes, zu beantworten. 
Natürlich gehen von der Bühne, von Bild und Buch, auch von der Musik stets 
politische Wirkungen von tiefgehender Bedeutung aus. Es scheint aber nicht 
sicher zu sein, ob man die Kunst und das Schrifttum nach den Gesetzen peli- 
tischer Wirkungsmittel behandeln darf. Es ist daher notwendig, die national- 
sozialistische Auffassung zu erläutern. 

Nach dieser Auffassung ist der Grund der Zugehörigkeit von Kunst und 
Schrifttum zur Propaganda ein ganz anderer. Am kürzesten sagt es der Minister 
selbst: Kunst ist nichts anderes, als gestaltlose Sehnsucht in Form zu 
bringen, also eine Sache des Willensausdruckes. Propaganda aber irt ım 
nationalsozialistischen Sinne Willensführung und zwar Führung des natio- 
nalen Willens zu sich selbst. Der nationale Wille ist im nationalsozialistischen 
Staate das oberste, leitende Gesetz. Die Übereinstimmung mit ihm ist die Legiti- 
mation für die Staat»führung und setzt zweierlei voraus: ersten“, daß das Volk 
nach einem wahrhaften Willen geführt wird, zweitens, daß es zu einem wahr- 
haften Willen gelangt. Das bedeutet Kulturpolitik oder ist zum mindesten eine 
ihrer Hauptaufgaben. Die Kunst bedeutet einen ihrer werentlich-ten Gegrn- 
etinde, denn in der Kunst formt sich die Vorstellung dessen, was 
gefällt und mißfällt, erstrebt und gemieden wird. 


Zur Erfullung der weitverzweigten Aufgaben gliedert sich das Propaganda- 
ministenum, das das Ministerium des deutschen Geistes genannt wer- 
den könnte, in elf Abteilungen. Verschiedene andere Einrichtungen unter- 


stehen ihm. Staatssekretär ist Walther Funk, auch ein treuer Mitkämpfer Adolf 
Hitlers, den er früher in wirtschaftlichen Fragen beriet; dieser eınsige, stets 
heitere, dabei klug überlegende Mann ist für den Minister ein überaus wert- 
vuller Mitarbeiter. 

In das Arbeitsgebiet der Abt. I, Verwaltung, fallen alle Fragen der inneren 
Organisation, des Personals, der Finanzen (mit allen Finanzproblemen, die sich 
aus der Beschäftigung des Ministers mit dem Film- und Theaterwesen, des 
Schrifttums und des Rundfunks ergeben), der Gesetzgebung und des Rechtes, 
sowie der inneren technischen Einrichtung, der Druckerei usw. 


Die Abt. II, Propaganda, ist zuständig für alle Aufgaben der aktiven Pro- 
paganda, wie beispielsweise Gestaltung des Nationalfeiertages, Organisierung 
des Winterhilfswerks oder die Propaganda für „Mutter und Kind‘ und viele 
andere Aufgaben. Zu ihr gehören die Fragen des Arbeitsdiensten, soweit sie 
propagandistischer Natur sind, ebenso wie die propagandistische Bekämpfung 
des Kommunismus oder der Reaktion. Zu ihr gehören die Fragen der deutschen 
Fremdenverkehrspropaganda — diese Abteilung hat auch die Olympiade vor- 
bereitet. 

Die Abt. III, Rundfunk, ist verantwortlich für alle deutschen Sender, für 
alle Übertragungen von politischen Versammlungen und Reden. Sie rürtet 
2. B. die Parteitage und die Gautage sowie sonstige große Kundgebungen mit 
den notwendigen Funkeinrichtungen aus. Sie bearbeitet die technischen Ver- 
besserungen des Rundfunks und setzt sich für die kulturelle Ebene des deut- 
schen Rundfunks mit immer neuem Nachdruck ein. 


Die Abt. IV, Presse, dient der Reichsregierung gleichzeitig als Prersceabtei- 
lung. Infolgedessen ist ihr Leiter der stellvertretende Reich-pressechef. In sein 
Arbeitsgebiet gehört alles, was nur irgendwie mit dem Nachrichtenwesen zu 
tun hat. Die Abt. 1V gliedert sich in drei große Untergruppen, Inland-presse, 
Ausland»presse und Drahtloser Dienst. 

Das Referat Inlandspresse bearbeitet alle Fragen der inneren Politik und 
der deutschen Presse und übermittelt auf täglichen Pressekonferenzen der 
deutachen Presse die amtlichen Nachrichten der Reichsministerien. Schweben- 
de politische Fragen werden besprochen und Anfragen der Journalisten beant- 
wortet. 

Das Inlandsreferat teilt den einzelnen Reichsressorts die Stimmen aus der 
deutschen Presse mit. Es sorgt für einen besonders engen und wirksamen Kon- 
takt zwischen der Presse und den Regierungsstellen. Alle rein politischen, wirt- 
schaftlichen, kulturellen oder technischen Fragen in der deutschen Presse 
finden hier ihre abschließende Erledigung. Jeden Morgen werden die Tages- 
ercignisse in einem ausführlichen Pressevortrag für den Reich«pressechef, Staats- 
sckretär Funk, zusammengestellt, der auf Grund dieser Unterlagen dem Führer 

und Reichskanzler täglich seine Pressevorträige hält. 

Das Referat Auslandspresse versicht den Verkehr mit der Presse des Auslands. 
Ea beobachtet mit einem großen Stabe von Lektoren die gesamte Presse der 
Welt und unterrichtet fortlaufend das eigene Ministerium wie alle Ministerien 
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des Reichs und, soweit ein Interesse besteht, auch der Länder über die Stim- 
mung Deutschland und deutschen Maßnahmen gegenüber. Es übermittelt den 
einzelnen Reichsstellen die notwendigen Unterlagen aus der Auslandspresse, 
unterrichtet aber auch die in Deutschland akkreditierten ausländischen Presse- 
vertreter über die politischen Ereignisse. Durch dieses Referat werden auch 
die Deutschlandreisen ausländischer Berichterstatter erleichtert. 

Der Drahtlose Dienst endlich gibt aus der riesigen Fülle der Geschehnisse 
allen deutschen Sendern die aktuellen Pressenachrichten. Er steht durch ein 
ausgezeichnetes, mit den Mitteln modernster Technik arbeitendes Nachrichten- 
netz mit allen Sendern und allen in Frage kommenden Informationsstellen in 
unmittelbarer Verbindung. Seine Sendungen werden auch im Ausland mi 
großem Interesse gehört, weil er die beste Möglichkeit gibt, in aller Kürz dr 
politischen Ereignisse und die Auffassung der deutschen Regierung kenn:- 
zulernen. 


Die Abt. V, Film, sorgt dafür, daß die deutsche Filmproduktion deutsch«s 
Wesen widerspiegelt und nach den neuesten und besten Verfahren zu arbeiten 
vermag. Sie schaltet Fehlerquellen aus und fördert gute Filme. 


Die Abt. VI, Theater, leistet dieselbe Arbeit auf dem Gebiete des Theater- 
wesens. Daneben betreut sie die vier Reichstheater — das Deutsche Opernhau:. 
das Deutsche Theater, das Theater des Volkes und die Volksbühne. Beide Ab- 
teilungen, Film und Theater, besitzen je einen Reichsdramaturgen; diese haben 
die kulturelle Aufbauarbeit zu leiten und zu überwachen, Kitsch zu verhindern 
und wirklich fähigen Kräften den Weg zu bereiten. 


Die Abt. VII, Ausland, hat alle jene Angriffe des Auslandes gegen Deutsch- 
land abzuwehren, Lügen und Verleumdungen nachzugehen und den wahren 
Sachverhalt festzustellen, damit die notwendigen Unterlagen zur Bekämpfung 
der Greuelpropaganda gegen das Reich geschaffen werden können. 


Unter der Parole „Das Buch, ein Schwert des Geistes“ beschäftigt 
sich die Abt. VIII, Schrifttum, mit der Förderung des deutschen Buches 
und seiner Verbreitung in allen Schichten des Volkes. 


Aufgabe der Abt. IX ist die Förderung der bildenden Kunst und des 
Kunsthandwerks. Diesem Zweck dienen Maßnahmen allgemeiner Natur. 
wie beispielsweise die Heranziehung von Kunst und Kunsthandwerk bei öffent- 
lichen Bauten, ferner die Förderung von Kunstausstellungen, Messen, künst- 
lerischen Wettbewerben und der Volkskunst. 

Daneben obliegt der Abteilung die Werbung für deutsche Kultur im Ausland 
auf dem Gebiet der bildenden Kunst durch Veranstaltungen von deutschen 
Kunstausstellungen im Ausland oder die Beteiligung bei internationalen Kunst- 
ausstellungen. 


Die Arbeit der Abt. X, Musik, ist der Pflege deutscher Musik im Konzert- 
saal und im deutschen Heim gewidmet. Dies geschieht durch Förderung der 
deutschen Orchester, Förderung der Komponisten sowie des Komponistennach- 
wuchses und Erziehung der deutschen Jugend zu guter Musik. Daneben gehören 


— 209 — 


zu ihrem Aufgabenbereich Veranstaltungen von Musikfesten, Wettbewerben 
und Angelegenheiten der Volksmusik und des Chorwesens: außerdem die Wer- 
bung für deutsche Musik im Ausland durch Entsendung bedeutender deutscher 
Künstler und Veranstaltungen von Konzerten im Ausland sowie die Förderung 
ausländischer Künstler in Deutschland. 

Der Abt. XI obliegt die Planung für die Gebiete der volkskulturellen 
Arbeit der NS.-Gemeinschaft „Kraft durch Freude“ und dem ‚‚Internatio- 
nalen Zentralbüro für Freude und Arbeit“. (Die beiden großen Kulturorgani- 
sationen der nationalsozialistischen Bewegung waren: die NS.-Gemeinschaft 
„Kraft durch Freude“ und die NS.-Kulturgemeinde. Jetzt ist die zweite in die 
erste eingegliedert worden.) 

Das Reichsministerium ist im Reich durch 31 Landesstellen vertreten, so 
daß es jederzeit über alle vorkommenden Fragen und dringenden Aufgaben 
unterrichtet ist und so auch die Möglichkeit hat, nach den Bedürfnissen der ein- 
zelnen deutschen Gaue rasch seine Entscheidung zu treffen. 


Die Reichskulturkammer 


Durch das Gesetz vom 22. September 1933 erhielt der Reichsminister für 
Volksaufklärung und Propaganda die Ermächtigung und den Auftrag, die An- 
gehörigen der Täütigkeitszweige, die in seinen Aufgabenkreis fallen, durch 
Körperschaften des öffentlichen Rechts zusammenzufassen. Sieben sol- 
cher Kammern wurden errichtet: eine Reichsmusikkammer, eine Reichs- 
kammer der bildenden Künste, eine Reichstheaterkammer, eine 
Reichsschrifttumskammer, eine Reichspressekammer, eine Reichs- 
rundfunkkammer und die schon als „vorläufige Filmkammer“ am 22.7. 1933 
begründete Reichsfilmkammer. Diese sieben Kammern sind zu einer Beichs- 
kulturkammer vereinigt, deren Präsident in Personalunion der Reichsminister 
für Volksaufkläarung und Propaganda ist. 

In der amtlichen Begründung zu diesem Gesetz heißt es u. a.: 


„Die Aufgabe des Staates int es, innerhalb der Kultur schädliche Kräfte zu bekämp- 
fen und wertvolle zu fürdern, und zwar nach dem Maßstab des Verantwortungs- 
bewußtseins für die nationale Gemeinschaft. In diesem Sinne bleibt das Kultur- 
schaffen persönlich und frei. Wohl aber ist es, um eine Politik der deutschen Kultur 
zu treiben, notwendig, die Schaffenden auf allen ihren Gebieten unter der Fuhrung 
des Reichs zu einer einheitlichen Willensgestaltung zusammenzufassen.“ 


In den Durchführungsverordnungen vom 1. und 9. November 1933 sind dann 
im einzelnen die Zuständigkeit und die Befugnisse der Reich-kulturkammer 
sowie die Richtlinien für ihre Tätigkeit festgelegt. 

Am 15. November 1933 nahm Reichsminister Dr. Goebbels in Anwesenheit 
des Führers die feierliche Errichtung der Reichskulturkammer in der Philhar- 
monie in Berlin vor. Er begründete in seiner Rede ausführlich Sinn und Aufgabe 
der Reichskulturkammer und sagte u. a.: 


„Kultur ist höchster Ausdruck der schöpferischen Kräfte eines Volkes. Der Künstler 
ist ihr begnadeter Sinngeber. Es wäre verinessen, zu glauben, daß seine göttliche 
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Mission außerhalb des Volkes vollendet werden könnte. Sie wird für das Volk durch- 
geführt, und die Kraft, deren er sich dabei bedient, stammt aus dem Volke. Wir 
haben die schöpferischen Kräfte der deutschen Nation wieder freigelegt; sie mögen 
sich ungehindert entfalten und reiche Früchte tragen am Baum eines neuerstandenen 
Volkstums.'* 


Zugleich berief der Minister zum Vizepräsidenten Staatssekretär Funk, ferner 
die Präsidenten und Präsidialräte der sieben Einzelkammern; schon am ?23.No- 
vember 1933 fand dann die erste Arbeitssitzung der Reichskulturkammer in 
Berlin statt. 


Allen Mitgliedern der Reichskulturkammer wurde die Zugehörigkeit zu einer 
Industrie- und Hancelskammer, einer Handwerkskammer sowie der Haupt- 
gemeinschaft des deutschen Einzelhandels untersagt und auf diese Weise der 
rein kulturelle Charakter der Organisation sichergestellt. Als wichtigste Maß- 
nahme des Jahres 1934 bis zur ersten Jahrestagung, auf der Reichsminister 
Dr. Goebbels über den verflossenen Arbeitsabschnitt Rückschau hielt, ist ferner 
die Angliederung der Reichskulturkammer an die Einheit von Partei und Staat 
bervorzuheben. Ihre Durchführung erfolgte durch die Ernennung der Landes- 
stellenleiter des Propagandaministeriums — die auch Gaupropagandaleiter der 
Partei sind — zu Landeskulturwaltern; diese üben die Aufsicht über die Arbeit 
der Reichskulturkammer und ihrer Einzelkammern in ilırem Gebiet aus. 

Mit der Ernennung des Staatskommissars Hans Hinkel als Geschäftsführer 
der Reich«kulturkammer verband sich zugleich der Auftrag, alle Nichtarier aus 
den Kammern auszuweisen und sie in den Reichsverband der jüdischen Kultur- 
bünde zu überführen. 

Auf der zweiten Jahrestagung der Reichskulturkammer konnte Reichsmi- 
nister Dr. Goebbels eine verstärkte Inangrifinahme der kulturellen und sozialen 
Arbeit, aowie den Abschluß des organisatorischen Aufbaus der Reich«kultur- 
kammer feststellen. Gleichzeitig berief er den Reichskultursenat ein, der 
in einer der oben erwähnten Verordnungen vorgesehen war und zwar als ein 
Beirat, in den außer dem Vizepräsidenten, den drei Reichskulturwaltern, den 
Präsidenten der sieben Einzelkammern mit sämtlichen Mitgliedern ihrer Pra- 
sidialräte auch hervorragende, um Volk und Kultur verdiente Persönlichkeiten 
berufen werden. 


„Wir haben — sagte der Minister — uns mit Errichtung und Einberufung dieses 
Reich«kultursenates zwei Jahre Zeit gelassen, und das nicht ohne Grund. Dena er 
sollte nicht eine Institution auf Alruf, sondern auf Dauer sein. In ihm sollten die 
wirklich führenden Köpfe des deutschen Kulturlebens vereinigt werden. Sie sollten 
das Forum bilden, auf dem das deutsche Kulturleben seine Gestaltung und Regrlung 
erfuhr. Es war nicht möglich, den Reichskultursenat in einer Zeit fortdauernder 
sachlicher und personeller Änderungen und Umstellungen ru errichten.“ 


Neben einer Ende November in Easen veranstalteten Gaukulturwoche i«t 
als bedeutende Veranstaltung des Jahres 1935 die Mitte Dezember zu Berlin 
im Haus der deutschen Presse auf Veranlassung der Reichskulturkammer cin- 
berufene Tagung der in der deutschen Presse tätigen Kritiker zu nennen. Bei 
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einem anschließenden Empfang äußerte Reichsminister Dr. Goebbels die erste 
grundsätzliche Stellungnahme der nationalsozialistischen Staats- und Kultur- 
führung zum Thema der Kritik. 

Auf der zweiten Arbeitstagung des Reichskultursenats am 4%. April 1936 im 
Hotel Kaiserhof in Berlin wurde nach Reden von Reichsminister Dr. Goebbels, 
Staatssekretär Funk und Staatsrat Krebs die Berufung führender Persönlich- 
keiten des Staates und der Partei zu Mitgliedern des Reichskultursenats ver- 
kündet. Die Festsitzung der Reich«kulturkammer am nationalen Feiertag der 
deutschen Arbeit vom 1. Mai 1936 im Deutschen Opernhaus Berlin war in 
Anwesenheit des Führers mit der Verkündung der beiden Nationalpreise ver- 
bunden. Den Filmpreis erhielt Karl Froelich, den Buchpreis Gerhard Schumann. 

Als bedeutendes Zeugnis für den Kulturwillen des Nationalsozialismus ist die 
Errichtung der Spende Künstlerdank durch eine Stiftung von 2 Millionen RM. 
anläßlich des Zehn- Jahre- Jubiläums des Gaues Groß-Berlin und gleichzeitig des 
39. Geburtstages des Ministers am 29. Oktober 1936 durch Dr. Goebbels anzu- 
schen. Das zur Durchführung der Spende eingesetzte Kuratorium trat dann am 
6. November zum erstenmal zusammen und legte die Richtlinien für die Aus- 
schüttung der Spende fest. Am gleichen Tage nahm Dr. Goebbels durch einen 
Erlaß die Neuordnung der sozialen Fürsorge für die deutschen Schaurpieler und 
ihrer Altersversorgung in Angriff. 

Das Kulturjahr 1936 schloß mit der dritten Jahrestagung der Reich*«kultur- 
kammer gemeinsam mit der NS.-Gemeinschaft „Kraft durch Freude“. Dr. Gocb- 
bels führte in seiner Rede u. a. aus, daß die Organisation der Reichskultur- 
kammer nunmehr als Mittel zum Zweck ihre Aufgabe erfülle, Kulturpolitik, 
das heißt Kulturführung zu betreiben und nicht Kultur zu machen. 
Heute stehe der Künstler wieder mitten im Volk und arbeite mit an dem Auf- 
bau der Nation. In den Einzelkammern werde er zu Stanüesbewußtsein, Dis- 
ziplin und Korpsebre erzogen. Darüber hinaus müsse die Organisation die ma- 
teriellen Bedürfnisse der Künstler regeln und sie vor der durch Alter und Krank- 
heit entstehenden Not schützen. Nachdem er in kurzen Worten die von der 
Reichskulturkammer erzielten Fortschritte zusammengefaßt hatte, betonte der 
Redner die Tatsache, daß sie diesmal die Tagung gemeinsam mit KDF. veran- 
stalte; dies bringe deutlich zum Ausdruck, duß es Ehrenpflicht des deut- 
schen Künstlers sei, sich an das Volk als Volk zu wenden und 
seine Kunst in unmittelbare Beziehung zur Nation zu bringen. 

Der Sicherstellung der einheitlichen kulturpohtischen Linie ständen aber 
derzeit nach Auffassung des Ministers noch Hindernisse und Hemmungen ent- 
gegen. Hierzu gehöre die Frage, die Kunstkritik auf den einzig richtigen Weg 
der Kunstbetrachtung zurückzuführen; noch immer trage die Kunstkritik 
Züge der vergangenen Zeit. Er (Dr. Goebbels) habe sich daher veranlaßt ge- 
echen, durch einen FErlaß die Kritik überhaupt zu verbieten und sie durch Kunst- 
betrachtung oder Kunstbeschreibung zu ersetzen. Dies bedeute keine Unter- 
drückung der freien Meinung; eine solche dürfe aber nur derjenige an die Öffent- 
lichkeit tragen, der eine eigene freie Meinung besitze und auf Grund seines 
Wissen», seiner Kenntnisse und Fähigkeiten das Recht habe, über andere, die 
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mit den Schöpfungen ihrer Phantasie an die Öffentlichkeit appellieren, zu Gericht 
zu sitzen. Die Kunst werde durch das Verschwinden der Kritik keinen Schaden 
nehmen, denn falsche Größen sterben rasch, und wirklichen Größen solle die 
Freiheit ihres Schaffens und die Unantastbarkeit ihrer künstlerischen Ehre ge- 
sichert werden. 

Die zweite Frage bilde die Erotik in der Kunst. Die Probleme, die die 
Geschlechter untereinander auszumachen haben, seien nur dann darstellens»- 
wert, wenn es mit dem nötigen Geschmack geschehe. Eine starke und gesunde 
Sinnenfreude sei begrüßenswert. Diese habe sich immer in der Kunst mehr an 
das Auge als an das Uhr gerichtet, und aus ihr entstamme zuletzt jede Kunst. 

Dr. Goebbels erklärte ferner, daß nicht alles, was primitiv sei, als Kitsch be- 
zeichnet werden dürfe. Nicht jedermann sei musikalisch genug, um eine Wagner- 
Oper zu hören. Deshalb müsse es auch eine andere Musik geben, und auch dir, 
die diese Musik schrieben, machten sich verdient um das Volk. Die Kunst kbe 
vom Auftrag, und es sei Aufgabe des Staates, der Kunst seine schützende und 
fördernde Hand zu leihen. Der Staat müsse der Mäzen der Kunst sein. Es müs«e 
auch für das Alter der Künstler gesorgt werden. Die Stiftung „Künstlerdank”“ 
stelle den ersten Anfang eines großzügigen Spezialwerkes dar, das alle Künstler 
umfassen solle. 


Die erzielten Erfolge 


„In Deutschland sind die leeren oder gar geschlossenen und verödeten Theater 
von ehedem wieder zu überfüllten Stätten der Bildung, des An«sporns und des 
heiteren Genusses geworden. Der deutsche Film hat mit wahrhaften Meister- 
leistungen seine große Probe bestanden. Die deutsche Presse, vor vier Jahren 
noch internationalen Zerstörungsideen oder unkontrollierbaren Kapitalinteressen 
dienstbar, vertritt heute wieder mit deutschen Federn deutsche Ziele und setzt 
sich einheitlich und geschlossen für die Verfechtung der nationalen Ideale ein. 
Das Schrifttum ist gründlichst von jenen Elementen, die in der Zeit der Erniedri- 
gung den Verfall des deutschen Geisteslebens heraufführten, gereinigt worden, 
es ringt in schweren Wehen zu neuem Licht. Die deutschen bildenden Künstler 
haben neue Aufgaben und können an ihnen ihre schöpferischen Fähigkeiten er- 
proben. Monumentalbauten nie geschenen Ausmaßes, Tausende von Kilometern 
neuer Reichsautobahnen bezeichnen den Weg des deutschen architektonischen 
Aufbaues. Die Konzertsäle füllen sich wieder mit musikbesessenen Menschen, 
junge Talente besinnen sich wieder auf die Grundlagen der musikalischen Kunst 
in Melodie und Harmonie, der Rundfunk übermittelt Tag für Tag ungezählten 
Millionen des deutschen schwer arbeitenden und mit vielen Sorgen belasteten 
Volkes die Schätze deutscher Kultur und deutschen Geistes. Die Kunst ist 
an das Volk herangeführt worden, und das Volk hat den Weg zur 
Kunst zurückgefunden“ (riche Abb. 124, 125). 

Eine solche Darstellung aus dem Munde des verantwortlichen Ministers könnte 
zum mindesten recht optimistisch klingen, wenn nicht Einzelheiten und Zahlen 
ihre Richtigkeit bewiesen. 

Nehmen wir einen der modernsten Zweige der Kultur, den Film. Die Fılm- 
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kammer vom Juli 1933, heute Reichsfilmkammer, wurde zum Vorbild für 
die anderen Kammern genommen. Sie umfaßt alle am deutschen Film und seinem 
Vertrieb mitschaffenden Personen und Unternehmen mit Ausnahm der Film- 
autoren bzw. der Komponisten, die der Reichsschrifttumskammer bzw. der 
Reichsmusikkammer angehören. Innerhalb der Reichsfilmkammer bestehen die 
Fachgruppen: Filmproduktion, inländischer Filmvertrieb, Filmtheater, Kultur- 
und Werbefilm und Lichtspielstellen, Film- und Kinotechnik und die Fachschaft 
Film. Sie hat die Filmkreditbank gegründet, der die wichtige Aufgabe der 
Finanzierung von Filmen obliegt, denen staat»politische, kulturelle und künst- 
lerische Bedeutung beizumessen ist. Eine Reihe von wichtigen Maßnahmen 
kennzeichnen die bisherige Tätigkeit der Reich-hilinkammer, um das in Zerfall 
begriffene Filmgewerbe auf eine neue gesunde Basis zu stellen. Erinnert sei an 
die Anordnungen über die Kontingentierung, die Abschaffung des Mehrschluger- 
programm», die Regelung der Eintrittspreise, die Förderung des Kulturtilma, 
die Neuordnung des Filmnachweises und die Verteilung der Filmproduktion 
auf das ganze Jahr. 

Nach der Schaffung einer gesunden wirtschaftlichen Grundlage hat auch die 
künstlerische und kulturelle Höherführung des deutschen Films bedeutende 
Fortschritte gemacht. Seine besondere Anerkennung fand er auf der Internatio- 
nalen Filmausstellung 1936 in Venedig, wo er den Mussolini-Pokal, den Preis 
des nationalen Instituten Luce, den Preis des Theater-Institutes und fünf Me- 
daillen erhielt. Die Zahl der Besucher der deutschen Filmtheater ist von 235 
Millionen im Jahre 1932 auf 351 Millionen im Jahre 1936 gestiegen; die gesum- 
ten Einnahmen die 1932 176 Millionen betrugen, beliefen sich 1936 auf 220 
Millionen RM. Seit September 1934 bis zum heutigen Tage sind 369 neue Film- 
theater errichtet und 92 wiedereröffnet worden. Während in den sogenannten 
„toten Monaten“ der Produktionsvorhaben in den Ateliers 1932 durchschnittlich 
238 Tage abgenommen wurden, erhöht sich diese Zahl auf 518 im Jahre 1936; 
die Verteilung der Produktion auf das ganze Juhr ergibt also eine mehr als 
100 v. H. bessere Ausnützung der Ateliers und Weiterbeschaftigung der gewerb- 
lichen Arbeitnehmer. 

Die rund 80 deutschen Filmproduzenten stellen jahrlich etwa 140 —160 deut- 
sche und fremdsprachige, lange Spiellilme, etwa 300 Kultur- und Lehrfilme, etwa 
600 Industrie- und Werbetiline her. Es kann angenommen werden, daB in der 
deutschen Filmwirtschaft heute mindestens 500 Millionen RM. investiert sind 
und insgesamt 50000 Personen beim Film Beschäftigung finden. Die 5271 Film- 
theater beschäftigen etwa 25000 Personen mit einer Gesamtinvestierung von 
350 Millionen RM. Das sind Zahlen, die eine beredte Sprache sprechen. Der 
internationale Fılmkongreß in Berlin hatte die Gründung der Internationalen 
Filmkammer nach deutschem Muster und unter deutscher Führung zur Folge. 
Fin Deutscher wurde zu ihrem Präsidenten gewählt. 


Der Reichsrundfunkkammer ist es innerhalb von vier Jahren möglich 
gewesen, die Hörerzahl, die wahrend der zehnj.ahrigen Entwicklung des früheren 
BRundfunks gerade die Viermillionengrenze erreicht hatte, zu verdoppeln; im 
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April’ 1937 zählte Deutschland 8511959 Hörer und wurde dadurch zum führenden 
Rundfunkland Europas. Es ist gelungen, die breiten Massen des Volkes für den 
Rundfunk zu mobilisieren. Dazu hat der „Volksempfänger“ viel beigetragen, 
der infolge seines niedrigen Preises und der großen Zahlungserleichterungen für 
jeden erschwinglich ist. Tatsächlich hat er eine Auflage von zweieinhalb Mil- 
lionen Geräten erreicht. Die Beliebtheit, der sich der deutsche Rundfunk heute 
in breiten Volkskreisen erfreut, beruht vor allem darauf, daß er mit seinen Sen- 
dungen wirklich im Volk wurzelt. Heute stehen vor den Mikrophonen des 
Rundfunks fähige Männer, die aus dem Volke kommen, die die Sprache des 
Volkes reden und die ihre Programme aus den unvergänglichen Quellen des 
Volkstums zu schöpfen vermögen, so daß sie von jedermann verstanden werden. 
Bei der jährlichen Rundfunkausstellung steht das Programm fast ausschließ- 
lich zur Verfügung von Mitwirkenden aus dem Volk. 

Eine wichtige Neuerung bilden die sogenannten Werkpausensendungen, die 
während der Arbeitspause dem Arbeiter Erholung, Entspannung und Freude 
bringen und ihn anregen, sich für den Feierabend einen Apparat im eigenen Heim 
aufzustellen. Das kommt naturgemäß auch der Rundfunkwirtschaft zugute, 
um so mehr, als neben dem Volksempfänger ein weiteres Gemeinschaftserzeugn» 
der Rundfunkindustrie, der „DAF.-Empfänger“, als das gegebene Gerät für 
den Gemeinschaftsempfang gefördert worden ist. Gleichzeitig hat auch die 
Kammer die Industrie angeregt, einen Übersee-Empfängers für die Auslands- 
deutschen zu schaffen. Die Entwicklung des tragbaren Batterieempfängers 
für Empfang im Freien ist von maßgebender Seite begünstigt worden, um die 
schwierige Geschäftslage des Rundfunkmarktes in den Sommermonaten zu 
erleichtern. 

Als Zeichen der engen Zusammenarbeit zwischen Rundfunkführung und Rund- 
funkwirtschaft sind neben der Deutschen Rundfunkausstellung, die all- 
jährlich in Berlin stattfindet, auch die Ausstellungen zu werten, die in den ver- 
schiedenen Städten des Reiches veranstaltet werden. Zahlreiche Werbewagen der 
Reichsrundfunkkammer werden ferner in allen Gauen eingesetzt, um den Rund- 
funk den Volksgenossen auf dem flachen Lande nahezubringen. Auf diesen Fahr- 
ten wurden 1936 in den letzten neun Monaten 60000 km zurückgelegt. 

Der Rundfunksprecherwettbewerb verstärkte ebenfalls die Gemeinschaft 
zwischen Funk und Hörer. So ist der Rundfunk heute in Deutschland zu einer 
Angelegenheit des ganzen Volkes geworden. 


Die tatkräftige Arbeit der Reichstheaterkammer verwirklichte eine er- 
hebliche Entwicklung der Bühnen. Während vor 1933 in Berlin selbst die staat- 
lichen Theater vor dem Ruin standen, gibt es in Deutschland derzeit 159 Reichs-, 
Staats- und Stadttheater sowie von Kulturorganisationen unterhaltene Bühnen: 
dazu gesellen sich 45 große Wander- und Gastspielbühnen und 46 Privattheater. 
Diese Zahl von insgesamt 250 großen Bühnen erfährt seine Ergänzung durch 
81 kleine reisende Theaterunternehmungen. Über 90 der großen Bühnen führen 
Opern auf. Das Reich verfügt also über eine Anzahl von Bühnen, die im Aus- 
land, weder absolut noch relativ betrachtet, auch nur annähernd erreicht wird. 
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Die Zahl der an deutschen Bühnen beschäftigten Künstler ist im Verhältnis 
zur Berucherzahl, ebenso wie die Zahl der Bühnen, um 0 bis 80 v. H. höher 
ale z.B. die Zahl der Künstler in den deutschen Theatern jenseits der Reichs- 
grenzen. 

Anordnungen der Reichstheaterkammer regeln wichtige Fragen. Damit z.B. 
Abenteurer, Spekulanten oder Außenseiter nicht unlebensfahige Buhnen er- 
öffnen und Unruhe in das Kunstleben tragen, darf niemand ohne Genehmigung 
der Kammer cin Theater gründen oder fuhren. Diese Genehmigung wird steta 
erst ausgestellt, wenn der Bewerber seine künstlerische, charakterliche und 
wirtschaftliche Fignung bewiesen bat. Unter anderem wird der Nachweis eines 
ent»prechenden Betriebskapitals verlangt; bei der Kammer muß eine Kaution 
erlegt werden, um für den Fall eines Zusammenbruchs die An«prüche der Künst- 
ler befriedigen zu können. F.igene Standesschied»gerichte entscheiden über wirt- 
schaftliche und künstlerische Fragen. 

Die E.ngagementavermittlung erfolgt durch den Buhnennachwris, der die 
Vermittlung kostenlos durchführt. Der junge Threaternachwuchs wird Eignungr- 
prüfungen unterzogen; in Fällen, ın denen sich eine überdurchschnittliche Be- 
gabung zeigt, kommen die angrbenden Künstler in die Obhut der Standes- 
organmation, der Fachschaft „Buhne“ ; so wird für ihr Fortkommen gesorgt. Die 
Schaffung einer Theaterakademie für besonders begabte junge Künstler int 
bereits im Plan fertig. 

An Stelle eines teils zweifelhaften, teils albsterbenden privaten Mäzenaten- 
tums sind das Reich, die Länder und Städte getreten; sie wenden jährlich Miıl- 
bonenbeträge auf, um den Etat der Theater zu sichern und sie damit für die 
breite Manse des Volkes zu erschließen. Ich babe bereits die rege Tätigkeit der 
ADF.-Organisation hervorgehoben, die allen bedürftigen Schichten der Be- 
völkerung gute Theatervorstellungen zugängig macht. Nicht Protektion oder 
Geld, sondern die Auslosung entscheidet über den Platz im Theater. 

Zahlreiche örtliche Festveranstaltungen, Gaukulturwochen und Tagungra 
Lulden Hohepunkte des Theaterlebens, bei denen neben Konzerten. Rundfunk- 
sondersendungen, bunten Abenden und Festveranstaltungrn die Theater mit 
repräsentativen Festvorstellungen im Vordergrund stehen. Als Spitzenleistungra 
der deutschen Threaterkultur können die Festspiele, die allyährlich in Heidelberg 
im Schloßhof stattfinden und die Rıchard-W agner-Festepiele in Bayreuth gelten. 
Außerdem sınd seit 1936 die Aufführungen der Dietnch-Eckart-Buhne auf 
dem Olympiadegelände zu Berlin zu nennen. 

Die Reichstheaterfestwoche stellt die Krönung einer Spielzeit dar. Sıe findet 
alljahrlich ın einer anderen großen Stadt statt. Neben repräsentativen Feetver- 
sammlungen und Arbritstagungen der Kammer finden eine Woche hindurch 
Festaufiuhrungen von Opern und Schauspielen statt, die Höchstlristungen dar- 
stellen und vor aller Öffentlichkeit beredtes Zeugnis für das Aufblüuhen einer von 
fremden Klementen befreiten deutschen Theaterkultur ableern. 

bın Ilauptanteil an der Woedererbebung der deutschen Buhne kommt der 
sum Reichspruopagandamınısternum grhörenden Rei hedramaturgie zu. Sie über- 
wacht die Spielplane der deutschen 1heater, begutachtet eingereichte Stücke, 
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berät Verfasser, Verleger oder Theaterleiter und fördert künstlerisch hoch- 
wertige Arbeiten. Sie ist keine Zensurstelle, sondern sie soll helfen und Weg- 
weiserin sein, um schöpferische Kräfte im Theaterleben auszulösen. Eine Zäh- 
lung, die kaum die Hälfte der großen Bühnen umfaßt, ergibt für einen Teil der 
Spielzeit 1935/36, daß 124 verschiedene Operetten zur Aufführung gelangten, 
davon 25 Uraufführungen. Die Zahl der zur Aufführung gelangten Opern über- 
steigt die der Operetten. Fast ein Dutzend Uraufführungen können vermerkt 
werden; eine ansehnliche Leistung bei den hohen Kosten der Herstellung. 
Ungleich höhere Zahlen finden wir bei den Theaterstücken: die Spielpläne weisen 
über 400 verschiedene Werke auf. Es fanden über 130 Uraufführungen statt, 
von denen die Hälfte aus Lustspielen, Komödien, Schwänken und Volksstücken 
bestand. 

Den deutschen Theatern und seinen 20000 an ihnen tätigen Künstlern waren 
hohe und schwere Aufgaben gestellt worden; man muß anerkennen, daß diese 
auf das beste gelöst worden sind. Gelegentlich der deutschen Kulturwoche 
auf der Pariser Weltausstellung hatte ein internationales Publikum Gelegenheit, 
sich von dieser Tatsache zu überzeugen. 


Die Reichskammer der bildenden Künste hat sich die Förderung der 
künstlerischen Wertarbeit und der Arbeitsbeschaffung zur besonderen Aufgabe 
gemacht. Die Architekten der Kammer werden in stärkstem Maße bei der Pla- 
nung von bäuerlichen Siedlungen, Wohnungsbauten der Wehrmacht, Flieger- 
lagern und Volkswohnungsbauten herangezogen. Den Gartengestaltern sind 
bei der Anlage von neuen Bauten und Reichsautobahnen weitere Arbeits- 
gebiete erschlossen worden. Die öffentliche Hand stellt bei allen Bauvorhaben 
für die Zwecke der bildenden Kunst bedeutende Mittel zur Verfügung. Jährlich 
werden zahlreiche Wettbewerbe auf dem Gebiet der Baukunst und der Garten- 
gestaltung ausgeschrieben und zur Förderung des künstlerischen Absatzes um- 
fangreiche Einzelaufträge erteilt sowie Bilder aus Reichsmitteln angekauft. Die 
Sozialmaßnahmen der Kammer sind unter anderem: die Gewährung von zwei- 
bis dreiwöchigen, völlig kostenfreien Erholungsreisen für mehr als 1000 Künstler, 
die Gewährung von Beihilfen zur Behebung der wirtschaftlichen Not und auch 
eine im Aufbau begriffene Alters- und Hinterbliebenenversorgung. 

Das Haus der deutschen Kunst in München, das von der Großartigkeit der 
neuen deutschen Architektur Zeugnis ablegt, bietet den edlen und schönen 
Rahmen für die großen Ausstellungen, deren Erlös, von jährlich mehreren 
Millionen RM., es den deutschen Künstlern ermöglichen wird, sich in Ruhe ihrem 
Kunstschaffen zu widmen. Die Anregung, die Dr. Goebbels allen Bauherren 
gab, bei der Vergebung der Bauaufträge einen angemessenen Bruchteil der Bau- 
summe für Werke der angewandten Bildhauerei oder Malerei und des Kunst- 


handwerks auszuwerfen, hat bereits einen Betrag von etwa 7 Millionen RM. 
erbracht. 


Kann man schon nach vier Jahren nationalsozialistischer Regierung von einem 
Stlwillen der deutschen Baukunst sprechen ? Ich glaube die Frage bejahen zu 
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können, es lassen sich bereits wesentliche Beispiele für diesen Stil, der sich klar 
ausgeprägt hat, anführen. 

Im Gegensatz zu all den krampfhaften Experimenten aus den Jahren vor 
der Machtergreifung wollte der Nationalsozialismus nicht mit aller Gewalt 
etwas Neues auf dem Gebiet der Baukunst, nur um des Neuen willen, her- 
vorbringen, sondern sich zur guten Überlieferung bekennen und auf ihr weiter- 
bauen. 

Dies Verhältnis zur Überlieferung aber hat keine historische Epoche geschaf- 
fen; allerdings lehnt man nicht alles frühere von vornherein ab, nur weil es 
unter anderen Bedingungen zu einer anderen Zeit geschaffen wurde. Es ist 
durchaus nicht einzusehen, warum ein Volk, das viel Großes und Schönes her- 
vorgebracht und in seinen Werken große Entwicklungslinien festgehalten hat, 
diese nicht weiter und höher führen sollte. 

Wo aber liegt nun die lebendige künstlerische Entwicklung, die in den heu- 
tigen Bauten wieder aufgegriffen worden ist? Jedenfalls nicht in äußerlichen 
Furmen, in ornamentalen oder stilistischen Elementen. 

Die große Tradition, die im Verhältnis der deutschen Kunst zur Antike liegt, ist 
wieder erstanden. Die Antike irt für Deutschland stets eine große Lehrmeisterin 
und Kraft«penderin gewesen. Sie hat bald durch äußere Formen, bald als Idee, 
als Ideal einer großen Einheit von Kunst und Leben auf die einzelnen Epochen 
der deutschen Kunstgeschichte gewirkt. Keine Zeit vermochte sich dieser ge- 
waltigen Kraft ganz zu entziehen. Das Verhältnis der deutschen Kunst zur 
Antike ist weniger das eines Kopirten zum originalen Künstler, als die eines 
gleichstrebenden jungen Kameraden zum älteren Freunde. Die deutschen Ar- 
chitekten glauben in großen Schöpfungen der Antike die Entfaltung der gleichen 
blutgebundenen Kräfte zu sehen, die sie in sich selber fühlen. Neben dieser 
geistigen Orientierung geht die unmittelbare Anknüpfung an die Umwelt einher. 
Das deutsche Land ist als Ganzes und in seinen einzelnen Landschaften infolge 
seiner natürlichen Schönheit und der Gestaltung der Landschaft durch Bauten, 
Arbeit und Kultivierung ein Gut, das verpflichtet, seinen Charakter und seine 
Wesensart als etwas Beherrschendes und Lebendiges hinzunchmen. 

Dieselben Gründe erklären die deutsche Einstellung zum Baumaterial. Der 
aus deutscher Erde herausgebrochene Stein ist ein organischer Bestandteil der 
Landschaft, der wieder zu Ehren gekommen ist. Deutschland ist an schönen 
Steinen aller Hürtegrade und aller Farbwerte reich und besitzt ein gutes 
handwerkliches Brauchtum in der Verarbeitung und Anwendung dieser 
Baustoffe. 

Der Naturstein und der gebrannte Ziegel bieten den großen Vorteil, als Bau- 
material Konstruktion und Material in Einheit zu sein und somit eine Zerlegung 
in Skelett, Füllung und Außenliaut überflüssig zu machen. Sie bedeuten un- 
mittelbares Gestaltungsmaterial in der Hand des Architekten. 

Deutschland will einen anderen großen Wert bewahren: das handwerkliche 
Können der Bauarbeiter in allen Arten, vom Maurer und Steinmetz über den 
Zimmermann bis zum Kunstschmied und Bildhauer. Aus der Gestaltung der 
Einzelteile am Bau, die in früheren Zeiten Allgemeingut war, ergab sich 
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von neuem eine Fülle von Anregungen. Der Bau wird wieder wie früher zu 
einer Gemeinschaftsarbeit, die alle handwerklichen und formenden Kräfte 
vereint. 


Der Erhaltung und Weiterführung des Überlieferten steht das mit Macht 
hereingebrochene nach Gestaltung drängende Neue gegenüber. Aus ihm er- 
geben sich für die Architektur Aufgaben, die in ihrem ideelichen Gehalt wie 
in ihren Forderungen an den Bau als Organismus und lebendige Hülle für das 
Leben neu sind. 

Hier können nur einige Beispiele zugleich mit den Bauten genannt werden, die 
entstanden sind, um Vorgängen des deutschen und staatlichen Lebens Raum 
zu geben. 

Völlig neue Erscheinungen ohne historische Vorbilder sind die großen Kund- 
gebungen des deutschen Volkes, die Feiern des 1. Mai auf dem Tempelhofer 
Feld in Berlin oder im Lustgarten, des Erntedankfestes auf dem Bückeberg und 
des Reichsparteitages in Nürnberg. 

Eine ganz neue Form des architektonischen Aufbaus ist geschaffen worden; 
sie erstreckt sich von der Gestaltung der Landschaft bis zur Einordnung 
der Fahnen. Den grandiosesten Ausdruck der architektonischen Formung 
findet die im vollen Gang befindliche Bebauung des Reichsparteitaggeländes im 
Südwesten der Stadt Nürnberg (siehe Abb. 128). Es ist interessant, die Ent- 
wicklungslinie von der ersten Gestaltung des Tempelhofer Feldes bis hierher zu 
verfolgen. Ein früher nahezu unbekannter Architekt, Albert Speer, hat als Ge- 
stalter der Großkundgebungen eine Aufgabe vorgefunden, die wohl einmalig 
sein dürfte. Die Gesamtanlage umgrenzt ein Gebiet von acht Kilometern Länge, 
das an seiner breitesten Stelle etwa vier Kilometer mißt. Zu der 1933—34 ent- 
standenen Luitpoldarena ist im vergangenen Jahr ein neues Aufmarschfeld in 
seinem endgültigen Aufbau aus Stein hinzugekommen, das Zeppelinfeld; es 
kann 380000 Menschen aufnehmen. Ein weiteres Feld, für die Vorführungen 
der Wehrmacht, ist im Bau. Es umgrenzt eine Fläche, die fünfmal so groß ist 
wie das Zeppelinfeld. Hinzukommen wird eine Kongreßhalle für 60000 Men- 
schen; sie wird nach den Plänen des verstorbenen Architekten Ruff erstellt. Auch 
ein Stadion von riesenhaften Ausmaßen wird in die Anlage einbezogen werden. 

Neben dieser Neuanlage eines großen Aufmarschfeldes, das zwar vor den Toren 
Nürnbergs liegt, sich aber in den Wesenszug der städtebaulichen Struktur der 
Stadt einfügt, ist die Erhaltung und Verbesserung der Stadtbilder eine Aufgabe, 
die dem Führer besonders am Herzen liegt. Der verstorbene Baumeister Pro- 
fessor Troost hat mit der Umgestaltung des Königsplatzes in München (s. Abb. 
126) ein großes und schönes Vorbild dafür geschaffen, wie unter Wahrung des 
alten Charakters der vorhandenen guten Bauten einer Platzanlage ein neues 
Gesicht gegeben werden kann, das wie eine letzte Erfüllung des alten Bau- 
gedankens wirkt. Hier ist ein großes, einheitlich geschlossenes Ganzes durch die 
neuen Führerbauten und die großen Steinplatten entstanden, mit denen der 
Platz belegt ist. Eine besondere Weihe erhält die Anlage durch die beiden 
Ehrentempel, die dem Gedächtnis der Gefallenen der Bewegung geweiht sind. 


Paul Ludwig Troost, der auch die Entwürfe zu dem Haus der Deutschen Kunst 
geliefert hat (s. Abb. 129), ist der erste Baumeister des Dritten Reiches gewesen. 
Er bat nach den Ideen des Führers den Weg zu einer neuen Baukunst gewiesen. 
Seine meisterhafte Beherrschung der baulichen Elemente und seine starke Licbe 
zum Handwerk, sein gestalterisches Können und die lebensnahe Darstellung 
werden immer ein Vorbild für das künftige Architekturschaffen bleiben. 

Weitere große städtebauliche Aufgaben sind gegeben. Der Führer hat Pro- 
feasor Speer zum Generalbauinspektor ernannt, damit er nach seinen Ideen den 
Neuaufbau von Berlin durchführt. Die Grundzüge dieser Umigestaltung sind 
noch nicht bekannt, aber der Führer wird auch hier seine richtungweisenden 
städtebaulichen Ideen verwirklichen, die er in seinem Buch „Mein Kampf“ 
niedergelegt bat. Große Bauten der Allgemeinheit und des Staates werden hier 
als Wahrzeichen unserer Zeit und ihrer Kraft erstehen. Denn Bauen ist ein not- 
wendiger Ausdruck der Stärke eines Volkes. Kraftvolle Zusammenfassung im 
Städtebild ist Aufgabe des Staates, denn er verkörpert den Willen des Volkes. 

Neben den großen Staatsbauten und den Bauten der Allgemeinheit, von denen 
eine ganze Anzahl in der Entstehung begriffen sind, wie dan Haus des Deutschen 
Rechts oder der Umbau der Reichskanzlei, sind das Reichsluftfahrtministerium 
und der Reichsbankneubau zu erwähnen. 

Weithin bekannt sind die Bauten des Reichsrportfeldes von Architekt Pro- 
fessor March (s. Abb. 127), eine Schöpfung, die bei den Olympiaveranstaltungen 
die Bewunderung aller Gäste gefunden hat. Gerade bei dem Reichssportfeld und 
den Nürnberger Parteitagbauten kommt die innere Verwandtschaft mit der 
Antike deutlich zum Ausdruck. 

Völlig neue Aufgaben sind mit den Bauten der Deutschen Arbeitsfront in 
Angriff genommen worden. Die Schulungsburgen, in denen der Nachwuchs der 
Partei herangebildet wird, bedeuten ebenso einen neuen baulichen Typus wie 
die Bauten für die Volksfeste oder die geplante große Badeanlage auf Rügen, das 
Seebad der 20000. Auch auf die Bauten, die in Verbindung mit den Reichsauto- 
bahnen entstehen, muß hingewiesen werden. 

Die jüngste Schöpfung der deutschen Architekten ist das „Deutsche Haus“ 
auf der internationalen Ausstellung in Paris (s. Abb. 130). Die feierliche Haltung 
des Baus, die strenge Führung der Gliederung hat jeden überrascht, der von 
einem Ausstellungsbau vielleicht einen leichteren und reklamemäßigen Charakter 
erwartete. Hier aber sollte der neue Geist der Architektur im Dritten Reich gezeigt 
werden, und den kunstverständigen Betrachter wird besonders freudig ge- 
stimmt haben: der großartige Zusammenklang von Bau und Plastik, eine Ein- 
heit der gestaltenden Künste, die nur selten erreicht worden ist. Das gilt so- 
wohl vom Äußeren, der kühnen Verbindung des Hoheitszeichens und der 
Figurengruppe mit der Architektur, wie vom Inneren, in dem Raum und Aus- 
gestaltung eine organinche Einheit bilden. 

Vor der deutschen Architektur öffnet sich eine hoffnung«freudige Per- 
spektive. Das junge Streben eines gesunden und kraftvollen Volkes prägt sich 
in ihr aus. Nichts erinnert an erstarrte Formen oder müde Linienführung; alles 
ist Werden und Wachsen. 
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„Musik ist, wie es in einem alten Spruch heißt — Erneuerung der Seele 
und Quelle der Vollendung.‘ Daher die Wichtigkeit der Reichsmusik- 
kammer. Der Verfall der deutschen Kultur hatte vor dem Musikleben nicht 
haltgemacht, denn der Materialismus hatte zum Teil auch die Musiker er- 
griffen. Schaffende und nachschaffende deutsche Menschen tasteten im wahren 
Sinne des Wortes im dunkeln. Die Not der Berufsmusiker war durch Zer- 
splitterung und Uneinigkeit und durch den Zerfall der deutschen Musikkultur 
ins Unermeßliche gestiegen. 

So war zunächst die berufsständische Einheit der deutschen Musikerschaft 
die Voraussetzung für eine erfolgreiche Arbeit der Reichsmusikkammer: es 
wurden deshalb alle in Deutschland auf dem Gebiete der Musik tätigen Berufs- 
gruppen im Berufsstand der deutschen Komponisten und der Reichs- 
musikerschaft zusammengefaßt. In dieser Beziehung beachtete die Reichs- 
musikkammer zunächst zwei wichtige Grundsätze: 

l. Hebung des Leistungsdurchschnitts innerhalb der deutschen Berufsmusikerschaft 
und Ansporn zur Höherentwicklung der Einzelleistung. 
2. Bekämpfung der den Musikerberuf besonders schädigenden Erwerbslosigkeit. 

Durch scharfe Prüfungen wurde die Musikerschaft von Tausenden von Nichts- 
könnern gereinigt, die den Musikerberuf in Mißkredit brachten. In keinem 
Berufe gab es so viele „Unberufene‘‘ und Stümper wie im Musikerstand: hier 
hatte sich alles zusammengefunden, was in anderen Berufen nichts werden 
konnte. Ähnlich wie bei den nachschaffenden Musikern wurde eine Säuberungs- 
aktion beim Berufsstand der deutschen Komponisten und bei den Musikalien- 
verlegern und -händlern durchgeführt. Mit dem Anspruch auf höhere Leistungen 
wurde eine Kontrolle des Arbeitsmarktes durchgeführt, um den etwa 24060 
erwerbslosen Berufsmusikern wieder Arbeit und Brot zu verschaffen, den etwa 
50000 Orchester- und Ensemblemusikern, Musiklehrern, Solisten und Kirchen- 
musikern mit einem monatlichen Einkommen unter 100 RM. (!) wurde wenig- 
stens zu einem Existenzminimum verholfen. 

Die Reichsmusikkammer ist aber nicht allein die Standesorganisation des 
deutschen Berufsmusikertums, sondern sie betreut zugleich das Gesamtgebiet 
der Laienmusikpflege, vor allem das Chorwesen und die Volksmusikbewegung. 
Ihre Vermittlungsrolle zwischen der Berufsmusikerschaft und den weitesten Volks- 
schichten ist besonders auf dem Gebiete des deutschen Liedes anerkennenswert. 

Die von der Musikkammer in den vier Jahren ihres Bestehens erreichten 
Resultate können kurz folgendermaßen zusammengefaßt werden: 

Die Zahl der erwerbslosen Musiker sank von etwa 24000 auf 14000. Viele 
der noch gemeldeten erwerbslosen Musiker sind nicht mehr vermittlungsfähig, 
da sie bereits seit 8—10 Jahren keine Beschäftigung haben. 

Für die Komponisten wurde eine Versorgungsstiftung geschaffen, aus 
welcher jeder Komponist ohne Rücksicht auf seine Einzahlung die gleiche Alters- 
rente erhält. Durch die Verlängerung des Urheberschutzes auf 50 Jahre wurden 
den Nachkommen namhafter deutscher Komponisten noch auf 20 weitere Jahre 
die Einkünfte aus den berühmten Werken ihrer Vorfahren gesichert. 
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Es wurde eine große Zahl neuer Kulturorchester geschaffen. Nicht weniger 
als 40 Orchester wurden durch Gewährung von Zuschüssen in den Stand ge- 
setzt, sich der Pflege guter Musik hinzugeben, Insgesamt werden heute 100 Kul- 
turorchester vom Reich, von den Ländern und von den Städten unterhalten. 

In 1200 Städten wurden städtische Musikbeauftragte eingesetzt, die in Zu- 
sammenarbeit mit den Öffentlichen und privaten Konzertveranstaltern plan- 
mäßig das Konzertleben aufbauten. Besondere Einrichtungen geben jungen 
Künstlern die Möglichkeit, sich dem Publikum vorzustellen. 

Gleichzeitig mit der Beseitigung der privaten Agenten wurde eine Zentral- 
stellenvermittlung begründet, die im Reich über 13 Vertreter verfügt. Sie 
hat bisher etwa 3000 Vermittlungen für Kapellen mit einer Geramtgage von 
4535000 RM. getätigt. Die Muriker erhielten Tarifordnungen, die u. a. in jeder 
Woche einen freien Tag garantierten. Die tägliche Gage wurde durch das Monats- 
gehalt und die tägliche Kündigung durch die monatliche Kündigung ersetzt. 

Die Reichamurikkammer stellte erhebliche Beträge für Stipendien an unbe- 
mittelte junge Talente, als Beihilfe zur Instrumentenbeschaffung, für Zwecke 
der Umschulung, für die Errichtung von Übungsstätten, für den Erstdruck 
wertvoller Kompositionen unbemittelter Komponisten usw. bereit. Die Rechts- 
beratung hat in den letzten 11, Jahren etwa 33000 Beratungen und etwa 3000 
Prozesse durchgeführt. Es wurden dadurch 1800000 RM. für ihre Mitglieder 
gUwWonnen. 

Auf dem Gebiete des Erziehungswesens wurde eine Reihe neuer Ausbildungs- 
stätten geschaffen, darunter die erste Militärmusikschule in Bückeburg. 

Aus den drei Gesellschaften zur Verwertung musikalischer Aufführung»rechte 
wurde die „Staatlich genehmigte Gesellschaft zur Verwertung musikalischer 
Urheberrechte“ (Stagma) geschaffen. Die „Stagma“ konnte durch ihre Tätig- 
keit die Zahl der laufenden Jahresverträge mit Murikveranstaltern von 30 000 
(im Gesamtwert den von 2800000 RM.) auf 80000 (4975000 RM.) steigern, 
die Gesamteinnahmen aus Rundfunk, Tontilm und Musikveranstaltungen von 
5700000 RM. auf 9700000 RM. vermehren. 

Das Chorwesen und das Volkslied konnten durch offene Singveranstaltungen 
gefördert werden. 

Unter diesen Veranstaltungen ist in erster Linie die Aufführung des Oratoriums 
„Ilerakles“ von Georg Friedrich Händel auf der Dietrich-Eckart-Freilicht- 
bühne (Reichsaportfeld) zu erwähnen. Sie bildete das bedeutendste künstlerische 
Ereignis während der X1. Olympiade, und erweckte infolge der hervorragenden 
Leistungen von Solisten, Chören und Orchestermusikern sowie durch die groß- 
artige Inszenierung und die genial organisatorische Leitung die Bewunderung 
der Zuschauer. 


Eine der bereits beschriebenen ähnliche Aktion hat die Reichsschrifttums- 
kammer auf dem Gebiete der Buchproduktion durchgeführt. Sie umfaßt alle 
an der Ilerstellung und dem Absatz von nichtperiodischen Schriften mitwir- 
kenden Personen, das heißt: Schriftsteller, Verleger, Buchhändler, Leihbücherei- 
inhaber unw., die alle verpflichtet sind, der Kammer anzugrhören. 
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Ihre Aufgaben nach ihrer Einrichtung waren: 

l. das gesamte schädliche und unerwünschte Schrifttum aus allen deutschen 
Büchereien auszumerzen; 

2. den Berufsstand der deutschen Schriftsteller und Autoren von jedem fremden 
(jüdischen) Einfluß zu befreien und ihn mit der nationalsozialistischen Kul- 
turpolitik in Übereinstimmung zu bringen; 

3. wertvolles Schrifttum zu fördern und dem guten deutschen Buch den Weg 
ins Volk zu bahnen. 

Nach dem geltenden Rechte sind in Deutschland die Polizeibehörden befugt, 
Buchverbote auszusprechen: sie müssen jedoch zuerst die Reichsschrifttums- 
kammer hören. Dies betrifft hauptsächlich die Bekämpfung der sogenannten 
Schund- und Schmutzschriften. Dies wurde früher von einer Prüfstelle 
mit polizeilichem Charakter durchgeführt, wobei der Grundgedanke der eines 
Schutzes der Jugend war: der Erwachsene konnte sich solche Schriften nach 
Belieben besorgen. Nach nationalsozialistischer Auffassung hat das ganze Volk 
Anspruch auf Schutz vor derartigen Machwerken. Ohne strenge Maßnahmen 
ist es unmöglich, zu verhindern, daß ein in der Öffentlichkeit befindliches Buch 
solcher Art in die Hände junger Leute fällt. Die Reichsschrifttumskammer 
vermag als ständische Organisation in weiterem Umfange und wirkungsvoller 
einzugreifen als die polizeiliche Prüfstelle. 

Es werden bei der Kammer zwei Listen schädlicher Schriften geführt. Die 
eine enthält diejenigen Werke, deren Verbreitung schlechthin unerwünscht 
ist, während die andere die Schriften umfaßt, die möglichst nicht in die Hände 
jugendlicher Personen gelangen sollen. Während die Bücher der ersten Liste 
überhaupt nicht verbreitet werden dürfen, besteht bei den Büchern der zweiten 
Liste nur ein Verbot, sie auszustellen und an Jugendliche unter 18 Jahren 
abzugeben. 

Aber das ist noch nicht genug: es muß von vornherein verhindert werden, 
daß derartige Schriften überhaupt gedruckt werden. Da in Deutschland eine 
Vorzensur nicht besteht, hat die Kammer eine Beratungsstelle für Volksliteratur 
ins Leben gerufen, deren Benutzung jedem Verleger freisteht, und deren Auf- 
gabe es ist, ihn bei der Auswahl und der Bewertung der Manuskripte zu beraten. 

Die Buchhändler, welche im Bund reichsdeutscher Buchhändler mit 
den Verlegern, den Buchvertretern, den Angestellten sowie den Leihbücherei- 
besitzern zusammengeschlossen sind, unterliegen einer nach bestimmten Ge- 
sichtspunkten durchgeführten Auswahl. Besonderen Wert legt die Kammer 
auch auf Heranbildung eines geeigneten buchhändlerischen Nachwuchses. Eine 
Gehilfenprüfung, die vom Buchhandel eingerichtet ist, schließt die Lehrzeit 
aller Buchhändlerlchrlinge ab, während der ein vierwöchiger Besuch einer 
Schule in Leipzig obligatorisch ist. Auch das Leihbüchereiwesen ist in einheit- 
licher Form durch Festsetzung von Mindestleihgebühren geregelt worden, so 
daß es möglich geworden ist, allen Leihbüchereien auch wertvolles, teureres 
Schrifttum zuzuleiten. 

Die Reichsschrifttumskammer sorgt auch für den Ausgleich zwischen den 
einzelnen ihr angehörenden Berufsgruppen. Insbesondere ist auf das Verhältnis 


zwischen Schriftsteller und Verleger durch Schaffung eines Normal-Verlags- 
vertrags weitgehend Einfluß genommen worden. Der Vertrag verhindert einer- 
seits eine Ausbeutung von geschäftsungewandten Autoren durch Verleger, 
nimmt aber dabei andererseits auf die wirtschaftlichen Notwendigkeiten des Ver- 
lagswesens Rücksicht. 

Schriftsteller und Autoren, die im Reichsverband deutscher Schrift- 
steller vereinigt sind, finden bei der Kammer auch in sozialer Hinsicht Unter- 
stützung: zwei Einrichtungen, und zwar die Schillerstiftung in Weimar und 
die Notgemeinschaft für das deutsche Schrifttum in Berlin, verfolgen dieses Ziel, 
während die Palmstiftung in Leipzig für die Buchhändler sorgt. Eine Alters- 
versorgung für Schriftsteller und Verleger ist in Vorbereitung. Eine Reihe von 
Dichterpreisen wurde neu gestiftet. 

Die jährlich durchgeführte Woche des deutschen Buches hat zur Ver- 
breitung wertvollen Lesestofles im Volk wie für buchhändlerische Werbung 
im ganzen viel beigetragen. Der Absatz des deutschen Buchhandels ist gegen- 
über dem Stande von 1933 um 32 v.H. gestiegen. 

Mit der Gründung der Reichsschrifttumsstelle beim Propaganda- 
ministerium wurde die Förderung wertvollen Schrifttums durch die Buch- 
werbeaktion „Die sechs Bücher des Monats“ gefördert, welche für den Käufer 
in jedem Monat das besonders wertvolle Schrifttum hervorhebt. Zahlreiche 
Büchereien für die beim Reichsautobahnbau beschäftigten Arbeiter, sowie 
Büchereien für den Reichsarbeitsdienst entstanden durch Preisausschreiben. 
Die Reichsstelle steht den Schriftstellern mit Rat zur Seite und unterhält ein 
Lektorat zur Auswahl des wertvollsten Schrifttums. 


Nach nationalsozialistischem Begriff ist die Presse ein Mittelder geistigen 
Einwirkung auf die Nation, sie ist ein Kultur-, Erziehungs-, vor 
allem auch Staats- und Nationalerziehungrmittel wie Schule, 
Rundfunk, Bühne und Film. Sie stellt also ihrem Wesen nach eine öffent- 
liche Einrichtung dar. Die liberale Anschauung und das liberale Recht ver- 
treten die entgegengesetzte Meinung. 

Dieser Auffassung mußte nach der Machtergreifung eine veränderte recht- 
liche Behandlung folgen. Die Nutverordnungen vom 4. Februar 1933 zum 
Schutze des deutschen Volkes und vom 28. desselben Monats zum Schutze von 
Volk und Staat, die den polizeilichen Organen weitgehende Befugnisse gaben, 
stellten nur eine Übergangsregelung dar. Das neue Recht der Presse sollte nicht 
polizeilichen Charakter haben, sondern ein Örganisationsrecht werden. So 
entstanden die Reichspressekammer und das Schriftleitergesetz vom 
4. Oktober 1933. 

Der Reich«pressekammer gehören alle an der Herstellung und am Alssatz 
der periodischen Presse (Zeitungen und Zeitschriften) mitwirkenden Personen an. 
Sie faßt sämtliche ihr angehörenden Berufsgruppen (Schriftleiter, Verleger, 
Händler usw.) in selbständige Fachverbände zusammen. Fachverband für 
Schriftleiter int der Reichnverband der Deutschen Presse, eine Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts mit 13000 Mitgliedern. 


Der Begriff des Schriftleiters wird durch das Schriftleitergesetz neu und 
mit einem gegenüber dem früheren „Redakteur“ wesentlich veränderten Inhalt 
bestimmt. Schriftleiter ist jeder, der hauptberuflich oder als Hauptschriftleiter 
an der Gestaltung des Textteils deutscher Zeitungen oder politischer Zeit- 
schriften mitwirkt. Da das Dritte Reich die Presse als besonders wichtiges staats- 
politisches Erziehungsmittel ansieht, wird der Schriftleiterberuf durch das Ge- 
setz zu einer öffentlichen Aufgabe erklärt und nicht nur aus einem anderen 
Gesichtspunkt begriffen, wie es bei den übrigen Kulturberufen der Fall ist, son- 
dern von Grund auf umgestaltet. Die Zeitung ist nach dem Gesetz, soweit sie 
nicht Anzeigen enthält, überhaupt nicht mehr in erster Linie ein wirtschaft- 
liches Unternehmen, sondern ein politisches Erziehungsinstrument. 

Die Eintragung in die Berufsliste der Schriftleiter ist von einer Reihe Vor- 
aussetzungen abhängig, nämlich: Vollendung des 21. Lebensjahres, vom Besitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte, von der Geschäftsfähigkeit, vom Besitz der 
deutschen Reichsangehörigkeit, von der arischen Abstammung und Ehe sowie 
von der fachmännischen Ausbildung. 

Die Berufspflichten des Schriftleiters werden durch das Gesetz in völlig neu- 
artiger Weise geregelt. Im Gegensatz zu dem früheren Zustand, unter dem nur 
negativ eine gegen das Strafgesetz verstoßende Gestaltung verboten war, und 
der verantwortliche Redakteur daher lediglich eine zensierende Tätigkeit aus- 
übte, hat der Schriftleiter nun positiv die Aufgabe, alle von ihm dargestellten 
Gegenstände wahrhaft zu behandeln und nach bestem Wissen zu beurteilen. 
Die Pflicht zur Wahrheit bedeutet aber für ihn zugleich das Recht, die von 
ihm erkannte Wahrheit und seine Überzeugung unabhängig von allen äußeren 
Einflüssen zu vertreten. Er wird verpflichtet, alles aus der Zeitung fernzuhalten, 
was gemeinnützige und eigennützige Zwecke in einer die Öffentlichkeit irre- 
führenden Weise vermengt, was die Kraft des deutschen Reiches nach außen 
oder im Innern, den Gemeinschaftswillen des deutschen Volkes, die deutsche 
Wehrhaftigkeit, Kultur oder Wirtschaft schmäht oder die religiösen Empfin- 
dungen anderer verletzt; ferner alles, was gegen die Ehre und Würde eines 
Deutschen verstößt, was die Ehre oder das Wohl eines anderen widerrechtlich 
verletzt, seinem Rufe schadet, ihn lächerlich oder verächtlich macht, sowie 
alles, was aus anderen Gründen sittenwidrig ist. 

Die Verantwortung für Verstöße gegen diese Grundsätze soll nach dem 
Willen des Gesetzes stets den wirklich Schuldigen und nicht einen als „verant- 
wortlich zeichnenden‘“ Strohmann treffen. Die Einrichtung des „verantwort- 
lichen Redakteurs“, die sich im früheren Recht zur gesetzlichen Sanktionierung 
eines solchen Strohmannsystems ausgebildet hatte, ist abgeschafft worden. 
Verantwortlich ist der Schriftleiter, der im Einzelfalle einen Aufsatz verfaßt 
oder zur Aufnahme in die Zeitung bestimmt. 

Die Unabhängigkeit des Schriftleiters besteht selbst gegenüber dem Ver- 
leger. Da der erste vom zweiten aber wirtschaftlich abhängig ist, hat das Ge- 
setz eine Reihe von Schutzvorschriften geschaffen, die die gegenseitigen Rechte 
abgrenzen. Der Verleger wird ermächtigt, Richtlinien für die grundsätzliche 
Haltung der Zeitung zu vereinbaren. Diese können aber nur allgemeiner 
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Natur sein: Eingriffsrechte des Verlegers im einzelnen sind unstatthaft und sogar 
mit Gefängnisstrafen bedroht. Die Pressenötigung gilt als Vergehen. Gleichfalls 
int die Pressebestechung, und zwar sowohl die aktive als auch die passive, unter 
Strafe gestellt. 

Auch in disziplinarrechtlicher Hinsicht nehmen die Schriftleiter eine 
Sonderstellung ein. Sie unterstehen bei Verstößen gegen ihre Berufspflichten 
einer eigenen Berufsgerichtsbarkeit, die erstinstanzlich durch Bezirksgerichte 
der Presse und in zweiter Instanz durch den Pressegerichtshof in Berlin aus- 
geübt wird. 

Dies sind die Hauptrichtlinien des auf dem Gedanken der Umwandlung der 
deutschen periodischen Presse in eine Trägerin öffentlicher Aufgaben aufge- 
bauten Schriftleitergesetzes. Es lehnt sich an das Vorbild der faschistischen 
Pressegesetzgebung an. Benutzt worden ist u.a. das Prinzip der Eintragung 
der italienischen Journalisten in ein Berufsregister als Voraussetzung der Aus- 
übung ihres Berufs und der korporativen Überwachung des Standes. Das Ge- 
setz berücksichtigt aber die Verschiedenbeiten der italienischen und deutschen 
Verhältnisse im allgemeinen und insonderheit auf dem Gebiete der Presse, 
die Vielgestaltigkeit des deutschen Zeitungswesens in landschaftlicher, geistiger, 
wirtschaftlicher, konfessioneller Beziehung. 

Durch eine Reilie von Anordnungen wurde auch das Zeitungsverlags- 
wesen geregelt. Die wichtigste Bestimmung zieht die Verleger aus der Sphäre 
der rein kaufmännischen Betätigung in die gleiche Verantwortung ein, die der 
Schriftleiter zu tragen bat, und stellt sie unter die gleichen Pflichten. Es wurde 
damit deutlich zum Ausdruck gebracht, daß die Zeitung im neuen Deutschland 
keine Handelsware, sondern ein Kulturgut ist, und die Gestaltung der 
Zeitung eine kulturelle und politische Aufgabe von höchster Bedeu- 
tung zu erfüllen hat. Es wurde ferner durch eine Sperre für Neugründungen 
die Voraussetzung für eine wirtschaftlich gesündere Grundlage geschaffen. 
Juristische Personen, und zwar sowohl Körperschaften des öffentlichen Rechts 
als auch Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Stiftungen, ferner alle 
Personenvereinigungen, die unter Beachtung beruflicher, ständischer oder kon- 
fessioneller Gesichtspunkte gebildet sind, wurden von der Tätigkeit als Zei- 
tungsverleger ausgeschlossen. Der Zweck dieser Bestimmung liegt in einer Be- 
seitigung der im Zeitungsverlagswesen vordem berrschenden Anonymität. 
Weiterhin wird die übermäßige Zusammenballung von Zeitungen in einer lland 
(Konzernbildung) verboten. Alle Verleger, deren Zeitungen auf einen kon- 
fessionell, beruflich oder interessenmäßig bestimmten Personenkreis abgestellt 
sind, werden ausgeschaltet. Eine besondere Anordnung gibt dem Präsidenten 
der Kammer das Recht, an Orten mit einer Mehrheit von Zeitungsverlagen 
einzelne Verlage zu schließen, wenn dies zur Herbeiführung normaler Wett- 
bewerbabedingungen und gesunder wirtschaftlicher Verhältnisse erforderlich ist. 
Die Durchführung dieser Anordnung hat bereits zu weitreichenden Umschich- 
tungen im Zeitungsverlagswesen geführt. Durch einen anderen ErlaßB wurden 
die Verleger der Skandalpresse aus den Kammern ausgeschaltet. 

Die Befugnisse der Reichspressekammer sind also weit ausgedehnter, als die 
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Rechte der andern Zweige im neuen deutschen Kulturwesen. Sie entsprechen 
vollkommen den Richtlinien eines autoritär regierten Staates. Seit Napulcons 
Zeiten ist dies mehr oder weniger immer so gewesen, und wird auch in Zukunft 


so bleiben!.. 
Der Werberat der deutschen Wirtschaft 


Der nationalsozialistische Umbruch hat im Zuge der Neuordnung des gesamten 
politischen Lebens auch auf dem Gebiete der Werbewirtschaft eine neue Ära 
eingeleitet. Angesichts der großen volkswirtschaftlichen Bedeutung der deutschen 
Wirtschaftswerbung, in die jährlich eine Milliarde Reichsmark investiert werden. 
konnte eine eventuelle Verschleuderung dieses Volksvermögens, das die deutsche 
Werbewirtschaft mit verkörpert, naturgemäß nicht verantwortet werden. Aus 
diesem Grunde sowohl wie insbesondere auch aus ethischen Erwägungen hat 
die Reichsregierung durch Gesetz vom 12.9.1933 den Werberat der deut- 
schen Wirtschaft, eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, geschaffen. Der 
Zweck desselben war, die Mißstände, die sich im Zeitalter des freien Spiels der 
Kräfte in der Werbung eingeschlichen hatten, zum „Schutze des ehrlichen Wett- 
bewerbers‘‘ zu beseitigen und auf der ganzen Linie eine Reform im Sinne des 
„fair play“ herbeizuführen. Solche Mängel im Werbewesen, wie sie an der Tagrs- 
ordnung waren, sind beispielsweise: Verschandelung des Landschaftsbildes durch 
marktschreicrische Reklame, Auflagenschwindel der Zeitungen, Fehlen jeglicher 
Preistreue (bis zu 80°, Rabatt!), Herabsetzen des Wettbewerbers, unsauberes 
Geschäftsgebaren durch unwahre Angaben usw. Viclseitig wie die Werbearten 
sind auch die Entartungserscheinungen. 

Der Werberat der deutschen Wirtschaft hat hier Ordnung geschaffen, indem 
er einheitliche Richtlinien für die gesamte Wirtschaftswerbung einführte. Sie 
beruhen auf dem Grundsatz von Treu und Glauben im Geschäftsleben. Sauber- 
keit und Anständigkeit der Gesinnung und Wahrheit müssen oberste Ausdrucks- 
form einer ehrlichen Werbung sein. In diesem Sinne ist die ganze überwachende 
Tätigkeit des Werberates im wesentlichen gekennzeichnet. Natürlich ist die Ge- 
währleistung dieser neuen Werbeethik nicht so einfach, wie es etwa nach dem 
obigen Satze zu sein scheint. 

Da der Werberat keineswegs die Aufgabe eines Polizeibüttels ausübt und nicht 
in bürokratischer Weise und obrigkeitlicher Form die Werbewirtschaft reglemen- 
tieren will, sondern vorwiegend erzieherisch auf die Werbungstreibenden eıin- 
wirkt nach dem Motto: „Mit der Wirtschaft für die Wirtschaft‘, so konnte 
das große Aufbauwerk innerhalb eines kurzen Zeitraumes vollendet werden. 
Daher konnte der Präsident des Werberates der deutschen Wirtschaft, Ministenial- 
dircktor i.e. R., Ernst Reichard, in seinem Vorwort zu dem im Januar d. )J. 
erschienenen Bericht über das dritte Geschäftsjahr des Werberates mit Recht 
schreiben: „Die Zeit der großen Umwälzungen auf dem Gebiete der 
Wirtschaftswerbung ist abgeschlossen. Die Neuordnung ist durch- 
geführt. Im wesentlichen gilt es jetzt, die Durchführung der \eu- 
ordnung zu überwachen und dafür Sorge zu tragen, daß nicht MiB- 
stände ähnlicher Art, wie sie früher herrschten, erneut einreißen.“" 
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Die Gebiete, die der Regelung unterliegen, sind zahlreich. Sie umfassen haupt- 
sächlich: die Anzeigenwerbung, die Anzeigenmittler, das Messe- und Ausstel- 
lungswesen (hier wurde eine genaue Begrenzung der Messen durchgeführt), den 
Außenanschlag, die Heilmittelwerbung usw. 

Neben der verwaltungsmäßigen Erledigung der Regelung der Werbung befaßt 
sich der Werberat auch mit ihrer positiven Förderung, indem er selbst im In- 
und Auslande aktive Wirtschaftswerbung, vielfach in Gestalt von Gemeinschafts- 
werbung, betreibt. Das kann natürlich nur zusätzliche Werbung sein; denn 
damit soll der freien Werbewirtschaft der Einzelunternehmungen keineswegs 
etwa Konkurrenz gemacht werden. 

Der Aufbau des Werberates ist einfach und zweckentsprechend. Er untersteht 
der Aufsicht des Reichsministers für Volksaufklärung und Propaganda, die im 
Einvernehmen mit den für die Wirtschaftspolitik zuständigen Reichkministern 
ausgeübt wird. Die Organe des Werberates sind: der Präsident, die Geschäfts- 
führer, der Verwaltungsrat und die Fachausschüsse. 

In den zahlreichen Fachausschüssen sind unbestrittene Sachkenner aus allen 
Zweigen der deutschen Wirtschaft vertreten, die dem Präsidenten bei seinen 
Entscheidungen beratend zur Seite stehen, so duß die von ihm getroffene 
Regelung keineswegs Luft vom „grünen Tisch‘ atmet, sondern das Einvernehmen 
mit der praktischen Wirtschaft widerspiegelt. 

Die Ideen von der Notwendigkeit einer Werberegelung haben auch jenseits 
der deutschen Grenzen Fuß gefaßt, um so mehr, als Präsident Reichard, der 
unermüdliche Pionier für eine internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiete 
der Wirtschaftswerbung, auf Einladung der maßgebenden Werbeverbände in 
Amerika, England, Schweden, Dünemark, Ungarn usw. eine Reihe von Vor- 
trägen hielt, die eine Aufluckerung der Anschauungen im Sinne einer inter- 
nationalen Verständigungrb« wegung in der Werbung zum Ziele hatten. Im Zuge 
dieser seiner Bemühungen, die er besonders vom Jahre 1935 ab einsetzte, wurde 
dann sein geistiges Werk erfolgreich gekrönt durch den Beschluß, der am 2. Juli 
1937 auf dem in Berlin tagenden Kongreß der Internationalen Handelskammer 
gefaßt wurde und der zum Inhalt hatte: die Errichtung eines „Internationa- 
len Werberates“, der im Interesae der Gesundung der Weltwirtschaft die 
Gewährleistung einer ehrlichen Werbung auf zwischenstaatlicher Grundlage 
sichern soll. 


XVII, 


Die deutsche Kirchenpolitik 


Gibt es in Deutschland eine religiöse Frage? 

Darauf kann man nur durch eine objektive und dokumentarische Prüfung 
der Lage des Landes antworten, das noch konfessionell zersplittert ist, wie es 
früher politisch, sozial und kulturell zerrissen war. 

Das deutsche Volk ist in seiner überwältigenden Mehrheit ein christliches 
Volk: mehr als 40 Millionen gehören zur Deutschen Evangelischen, mehr al 
20 Millionen zur Römisch-Katholischen Kirche. Die christliche Religion als Re- 
ligion des deutschen Volkes ist nicht nur Tatsache, sondern ist auch durch das 
Programm der NSDAP. garantiert, worin in Punkt 24 erklärt wird, daß „die 
Partei als solche den Standpunkt eines positiven Christentums 
vertritt, ohne sich konfessionell an ein bestimmtes Bekenntnis 
zu binden“. 

Den Standpunkt der Reichsregierung in der religiösen Frage hat, wie schon 
erwähnt, Adolf Hitler in seiner programmatischen Rede vom 22. März 1933 vor 
dem Reichstag klar und deutlich umrissen, indem er sagte, daß die Reichs- 
regierung in den beiden christlichen Konfessionen die wichtig- 
sten Faktoren zur Erhaltung des deutschen Volkstums sieht. Sie 
wird die zwischen ihnen und den Ländern abgeschlossenen Verträge respek- 
tieren. Ihre Rechte sollen nicht angetastet werden. Sie erwartet aber und hofft, 
daß die Arbeit an der nationalen und sittlichen Erneuerung des deutschen Volkes, 
die sich die Regierung zur Aufgabe gestellt hat, umgekehrt die gleiche Würdi- 
gung erfährt. Sie wird allen anderen Konfessionen in objektiver Ge- 
rechtigkeit gegenübertreten. Sie kann aber nicht dulden, daß die Zu- 
gehörigkeit zu einer bestimmten Konfession oder einer bestimmten Rasse eine 
Entbindung von allgemeinen gesetzlichen Verpflichtungen sein könnte oder gar 
ein Freibrief für straflose Begehung oder Tolerierung von Verbrechen. Die 
Sorge der Regierung gilt dem aufrichtigen Zusammenleben zwi- 
schen Kirche und Staat. Der Kampf gegen eine materialistische Weltan- 
schauung, für eine wirkliche Volksgemeinschaft dient ebenso den Interessen 
der deutschen Nation wie dem Wohl des deutschen christlichen Glaubens. 


Der Katholizismus 
Auf Grund dieser Leitsätze ist am 20. Juli 1933 das Konkordat zwischen dem 
Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich geschlossen worden. Im wesentlichen 
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ergänzte das Konkordat die bereits bestehenden Länderkonkordate (Preußen 
vom 1%. Juni 1929, Bayern vom 29. März 1924, Baden vom 12. Oktober 1932) 
und hob ihre diplomatischen Vertretungen beim Vatikan auf, wo das Reich 
alleın seinen Botschafter hat. 


In den 3% Artikeln, die das Konkordat bilden, wird u. a. gesagt, daß das Reich die 
Freiheit des Bekenntnisses und der öffentlichen Ausübung der katholischen Religion 
gewährleistet. Es anerkennt das Recht der katholischen Kirche, innerhalb der Grenzen 
des für alle geltenden Gesetzes, ihre Angelegenheiten selbständig zu ordnen und zu 
verwalten und im Rahmen ihrer Zuständigkeit für ihre Mitglieder bindende Gesetze 
und Anordnungen zu erlassen. 

Anweisungen, Verordnungen, Hirtenbriefe, amtliche Diözesanblätter und sonstige, 
die geistliche Leitung der Gläubigen betreffende Verfügungen, die von den kirch- 
lichen Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit erlassen werden, können ungehindert 
veröffentlicht und in den bisher üblichen Formen zur Kenntnis der Gläubigen gebracht 
werden. In Ausübung ihrer geistlichen Tätigkeit genießen die Geistlichen in gleicher 
Weise wie die Staatsbeamten den Schutz des Staates. Die katholischen Kirchengemein- 
den, Kirchengemeindeverbände und Didzesanverbände, die Bischöflichen Stühle, 
Bistümer und Kapitel, die Orden und religiösen Genossenschaften sowie die unter 
Verwaltung kirchlicher Organe gestellten Anstalten, Stiftungen und Vermögensstücke 
der katholischen Kirche behalten bzw. erlangen die Rechtsfahigkeit für den staat- 
lichen Bereich nach den allgemeinen Vorschriften des staatlichen Rechts. 

Orden und religiöse Genossenschaften unterliegen in bezug auf ihre Gründung, 
Niederlassung, die Zahl und die Eigenschaften ihrer Mitglieder, ihre Tätigkeit in der 
Seelsorge, im Unterricht, in Krankenpflege und karitativer Arbeit, in der Ordnung 
ihrer Angelegenheiten und der Verwaltung ihres Vermögens staatlicherseits kriner 
besonderen Beschrünkung. Geistliche Ordensobere, die innerhalb des Deutschen 
Reichs ihren Amtasitz haben, müssen die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. 
Provinz- und Ordensoberen, deren Amtssitz außerhalb des deutschen Reichagebirtes 
liegt, steht, auch wenn sie anderer Staatsangrhörigkeit sind, das Visitationsrecht 
bezüglich ihrer in Deutschland liegenden Niederlassungen zu. Der Heilige Stuhl wird 
dafur Sorge tragen, daß für die innerhalb des Deutschen Reichs bestehenden Ordens- 
niederlassungen die Provinzorganisation so eingerichtet wird, daß die Unterstellung 
deutscher Niederlassungen unter ausländische Provinzialobere tunlichst entfallt. 

Bevor die Bischöfe von ihrer Diözese Besitz ergreifen, leisten sie in die Hand des 
Reichsstatthalters in dem zuständigen Lande bzw. des Reichspräsidenten einen Treucid 
nach folgender Formel: 

„Vor Gott und auf die heiligen Evangelien schwöre und verspreche 
ich, so wie es einem Bischof geziemt, dem Deutschen Reich und dem 
Lande ....... Treue. Ich schwöre und verspreche, die verfassungs- 
mäßig gebildete Regierung zu achten und von meinem Klerus achten 
zu Iassen. In der pflichtmäßigen Sorge um das Wohl und das Interesse 
des deutschen Staatswesens worde ich in Ausübung des mir über- 
tragenen Amtes jeden Schaden zu verhüten trachten, der es bedrohen 
könnte.“ 


Der katholische Relizionsunterricht in den Volksschulen, Berufsschulen. Mittel- 
schulen und höheren I.chranstalten ist ordentliches Lehrfach und wird in Überein- 
stimmung mit den Grundsätzen der katholischen Kirche erteilt. Im Religionsunter- 
richt wird die Erziehung zu vaterländischem, staatsbürgerlichem und sozialem Pflicht- 
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bewußtsein aus dem Geiste des christlichen Glaubens- und Sittengesetzes mit beson- 
derem Nachdruck gepflegt werden, ebenso wie es im gesamten übrigen Unterricht 
geschieht. 

Unter Vorbehalt einer umfassenden späteren Regelung der eherechtlichen Fragen 
besteht Einverständnis darüber, daß außer im Falle einer lebensgefährlichen, einen 
Aufschub nicht gestattenden Erkrankung eines Verlobten, auch im Falle schweren 
sittlichen Notstandes, dessen Vorhandensein durch die zuständige bischöfliche Behörde 
bestätigt sein muß, die kirchliche Einsegnung der Ehe vor der Ziviltrauung vorge- 
nommen werden darf. 

Diejenigen katholischen Organisationen und Verbände, die ausschließlich religiösen, 
rein kulturellen und karitativen Zwecken dienen und als solche der kirchlichen Behörde 
unterstellt sind, werden in ihren Einrichtungen und in ihrer Tätigkeit geschützt. Die- 
jenigen katholischen Organisationen, die außer religiösen, kulturellen oder karitativen 
Zwecken auch anderen Aufgaben dienen, sollen solchen Schutz genießen, sofern sie 
Gewähr dafür bieten, ihre Tätigkeit außerhalb jeder politischen Partei zu entfalten. 

Auf Grund der in Deutschland bestehenden besonderen Verhältnisse wie im Hinblick 
auf die durch die Bestimmungen des vorstehenden Konkordats geschaffenen Siche- 
rungen einer die Rechte und Freiheiten der katholischen Kirche im Reich und seinen 
Ländern wahrenden Gesetzgebung erläßt der Heilige Stuhl Bestimmungen, die für 
die Geistlichen und Ordensleute die Mitgliedschaft in politischen Parteien und die 
Tätigkeit für solche Parteien ausschließen. 


Eine tatsächliche religiöse Frage besteht also in Deutschland betreffs der 
katholischen Konfession nicht. Die Beziehungen zwischen Berlin und dem 
Vatikan sind genau festgelegt, und wenn sich diese Beziehungen nicht in einer 
Atmosphäre der Verständigung und Zusammenarbeit vollzogen haben, in 
welcher das Konkordat geschlossen wurde, so sind, abgesehen von Differenzen 
in der Auslegung des Konkordats, zwei grundsätzliche Punkte die Ursache. 
Einerseits der sogenannte „politische Katholizismus“, gegen welchen sich 
der Nationalsozialismus mit aller Entschiedenheit wendet, da er ihn als dem 
Geiste des Konkordats wie der Einigkeit des Volkes entgegenstehend und die 
Autorität der Regierung schädigend ansieht: andererseits durch die Forderung 
des Staates, daß die Kirche politisch positiv nationalsozialistisch sein 
müsse, 

Die Situation ergibt sich mit voller Klarheit aus dem ErlaßB des Generals 
Göring in seiner Eigenschaft als preußischer Ministerpräsident und Chef der 
Geheimen Staatspolizei vom 20. Juli 1935, in welchem er sich gegen die ab- 
lehnende Haltung eines Teiles des katholischen Klerus wandte, der immer wieder 
versuche, die ihm anvertrauten Volksgenossen an der nationalsozialistischen 
Idee irrezumachen, weil der Klerus seinen politischen Einfluß schwinden sehe!), 


l) Um dies wohl zu verstehen, muß daran erinnert werden, daß während vieler Jahre, und 
zwar nicht nur unter der Weimarer Republik, sondern auch unter dem Kaiserreich, die katholische 
Partei — obgleich nicht so zahlreich, da Deutschland konfessionell nur zu einem Drittel von 
Rom abhängig ist — ihre Stellung in der „Zentrumspartei‘ im Reichstag dazu benutzt hatte, 
entscheidenden Einfluß auf die deutsche Politik auszuüben. Jede gesetzgeberische Entscheidung 
war letzten Endes stets von der Seite abhängig, nach welcher die Stimme des Zentrums sich 
neigte. Keine Kabinettsbildung hatte daher eine sichere parlamentarische Basis ohne die Teil- 
nahme oder zumindest ohne die Zustimmung der Katholiken. 
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Die Staatsbehörden wurden daher angewiesen, mit allen gesetzlichen 
Mitteln gegen solche Mitglieder des Klerus vorzugehen. Der national- 
sozialistische Staat gewährleiste die Unversehrtheit der christlichen und damit 
auch der katholischen Kirchen. Es habe daher für die Kirche jede Veranlassung 
zu entfallen, über das Gebiet religiöser Betätigung hinaus politische 
Einflüsse aufrechtzuerhalten oder von neuem geltend zu machen. 
Es seien keine Bestrebungen zu dulden, deren Träger früher das Zentrum war. 
Dazu gehöre auch — wurde in dem Erlaß weiter gesagt —, wenn Kleriker Aus- 
drucksformen, Wortprägungen oder Symbole des nationalsozialistischen Kampfes 
für ihre Zwecke benutzen (z. B. HJ. für „Herz- Jesu- Jugend‘ und BDM. für 
„Bund der Marienmädchen‘“). Außerdem würden wiederholt staatliche Ein- 
richtungen und Maßnahmen von der Kanzel aus herabgesetzt, und es sei so weit 
gekommen, daß gläubige Katholiken aus dem Besuch des Gottesdienstes nur 
den einzigen Eindruck mitnähmen, daß die katholische Kirche Einrichtungen 
des nationalsozialistischen Staates ablchne. 


Der Erlaß stellte ferner fest, daB von den Geistlichen, die im Staatsdienst, ins- 
besondere im Religionsunterricht, tätig seien, grundsätzlich verlangt werden müsse, 
daß sie sich nicht nur während des Unterrichtes jeder negativen Stellungnahme 
gegenüber deın Nationalsozialismus zu enthalten hätten, sondern daß sie für den 
nationalsozialintischen Staat positiv eintreten und sich mit ihrer ganzen Persönlichkeit 
hinter ihn stellen müßten. Nur dann könne der Nationalsozialiamus den Geistlichen 
die religiöse Miterzichung der Jugend anvertrauen. Ferner sei festzustellen, daß die 
katholischen Jugendverbände sich nicht nur in religiöser Hinsicht betätigen. Das 
Tragen von Uniformen und alle volkssportlichen Betätigungen seien ausschließlich 
der Staatsjugend und den anderen Gliederungen der Partei vorbehalten. Sollte keine 
Umstellung dieser konfessionellen Verbände eintreten, so seien diese als politische 
Verbände anzuschen und zu verbieten. 

Da alle Warnungen bisher nur zu einem Mißbrauch der geübten Nachsicht geführt 
hätten, werde von den Strafverfolgung«behörden erwartet, daß sie die gunze Hlärte 
der bestehenden Bestimmungen in Anwendung bringen. Sie hätten sich hierbei der 
ganzen Schwere ihrer Verantwortung bewußt zu sein. Die Macht des nationalsozia- 
listischen Stuates gestatte es, die aufgezeigten Mittel mit aller Besonnenheit anzu- 
wenden. Der Staat wolle keinen Kulturkampf, und er habe durch das Konkordat 
deutlich genug bewiesen, daß er mit der katholischen Kirche grundsätzlich in friedlichen 
und geordneten Verhältnissen leben wolle. 


Reichspropagandaminister Dr. Goebbels drückte sich einige Tage später 
gelegentlich des Gauparteitages der NSDAP. in Essen nicht anders aus. Auf 
die Frage der Religion eingehend, wiederholte der Minister, daß die national- 
sozialistische Bewegung auf dem Boden des positiven Christentums stche. 
Aber ebenso wie der Nationalsozialismus religiös positiv christlich sei, müsse 
auch die Kirche politisch positiv nationalsozialistisch sein. Ein Lippenbekenntnis 
allein genüge nicht, es sei ein Bekenntnis der Tat notwendig. Daß ın Deutsch- 
land überhaupt noch Kirchen stünden, sei der Tatsache zu dan- 
ken, daß der Nationalsozialismus den Bolschewismus zu Boden 
geworfen habe. 

Die Jugend zu Religiosität zu erziehen, möge Sache der Kirchen sein, die 
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Jugend politisch zu erziehen, sei Sache des Nationalsozialismus. Eine kon- 
fessionelle Presse sei überflüssig, denn man wolle keinen Kulturkampf. Man 
müsse aber den Eindruck haben, daß es ehemalige Zentrumskreise gäbe, die 
einen Kulturkampf herbeiführen möchten. Man wisse, wo diese Kulturkampf- 
hetzer sitzen und man werde in den nächsten Wochen zu sehen bekommen, was 
mit ihnen geschehen werde. Für die Kirche gäbe es nur eine Lösung, die den 
Frieden gewährleiste: Zurück zu den Kanzeln. Die Kirchen sollen Gott 
dienen, der Nationalsozialismus aber diene dem Volk. Im Staate gäbe es nur 
einen Träger des politischen Willens, und das sei die Bewegung. 

Bei der gleichen Gelegenheit sprach auch Reichsinnenminister Dr. Frick. 
Er erklärte gleichfalls, daß Deutschland jeden Kulturkampf ablehne, aber von 
den Kirchen Deutschlands verlange, daß sie sich rückhaltslos in den national- 
sozialistischen Staat einordnen. Es werde nicht zugelassen werden, daß sich 
die Kirchen in die Staatspolitik einmischen, denn diese werde ausschließlich 
von der NSDAP. und ihren Führern gemacht. 


Wie man sieht, wäre es unangebracht, von einer tatsächlichen und besonderen 
religiösen Frage zwischen dem Heiligen Stuhl und der Wilhelmstraße zu 
sprechen. Es ist einzig und allein ein Konflikt, der in gewisser Beziehung, wenn 
auch in viel größerem Maßstabe, an denjenigen erinnert, der vor einigen Jahren 
sich in Italien zwischen dem faschistischen Staat und dem Vatikan besonders 
wegen der Erziehung der Jugend abgespielt hat. 

Eine Lösung dieses Konfliktes läßt sich nicht ohne Schwierigkeiten herbei- 
führen, denn es handelt sich nicht nur um eine Auslegung des Konkordats, 
sondern auch um Prinzipien- und Tatsachenfragen. Rom glaubt!) in der national- 
sozialistischen Weltanschauung eine mehr als weltliche Wertbeimessung 
der Begriffe „Rasse, Volk, Staat oder Regierungsform‘ sowie die 
Schaffung heidnischer Götzenbilder durch diese Ideen sehen zu können: 
hierdurch die Verfälschung der göttlichen Ordnung. Wenn die Bestimmungen 
des Konkordats nicht eingehalten worden seien, so sei dies nicht Schuld der 
Kirche, sondern der deutschen Behörden. Berlin antwortet?), daß das Konkordat 
lediglich ein Rahmenvertrag geblieben sei, da vorbereitende Ausführungs- 
bestimmungen durch die ablehnende Haltung des Vatikans nicht in Kraft 
hätten treten können. Infolge des Fehlens einer eindeutigen Regelung seien 
naturgemäß zwangsläufig Lücken entstanden, die sich immer mehr er- 
weıtern. 

Die bekannten zahlreichen Prozesse gegen Geistliche wegen Devisenschie- 
bungen und unsittlicher Vergehen haben die Situation noch erschwert: in Berlin 
ist man natürlich über diese Zustände und den Mangel an Energie seitens der 
Kirchenbehörden in ihren Maßnahmen empört: in Rom hat man darin eine Art 
Verfolgung der Geistlichen und eine gegen die Kirche gerichtete Handlung 


vermutet. 


1) Siche Enzyklika „Mit brennender Sorge“, März 1937. 
2) Siche „Deutsche diplomatisch-politische Korrespondenz" vom 25. März 1937. 
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Zusammenfassend ist eine Spannung entstanden, die jedoch in dem Augen- 
blick beigelegt würde, wo beide Partner von der gegenseitigen Notwenldligkeit 
einer Wiederherstellung normaler Beziehungen sich überzeugen würden. In 
jedem Falle hat dies mit der Religion an sich nicht das geringste zu tun. 


Der Protestantismus 


Ähnlich wie in der katholischen, gibt es auch in der evangelischen Kon- 
fession in Deutschland keine Frage des Glaubens, sondern lediglich eine Frage 
der kirchlichen Praxis, einen „Kirchenstreit“., 

Die Deutsche Evangelische Kirche, die annährend zwei Drittel des 
gesamten deutschen Volkes umfaßt und die jenseits der Reichsgrenzen in aller 
Welt die Seele des Auslandsdeutschtums bildet, ist zugleich die größte evan- 
gelische Kirche der Welt. In dieser großen religiösen Gemeinschaft gibt es aber 
eine gewisse Mannigfaltigkeit von Meinungen, Standpunkten und Richtungen. 
Man findet hier teils mehr konservativ, teils mehr fortschrittlich gesinnte Christen, 
es gibt Pictisten, die sich nıehr als andere den Übungen der Frömmigkeit hin- 
geben, auf der anderen Seite solche Christen, die ihre Frömmigkeit in engster 
Verbindung mit dem weltlichen Leben betätigen. Teils so, daß sie sozial im 
Dienst am Nächsten wirksam sind, teils so, daß sie ihren Glauben vorwiegend 
mit den Inhalten und Fragen ihres Erkenntnislebens verbinden, und unter 
diesen sind wieder solche, welche „rationalistisch“* der menschlichen Vernunft 
eine Erkenntnis Gottes zutrauen, und andere, welche „dialektisch“* die Tren- 
nung des Göttlichen vom Menschlichen als des Unendlichen vom FEndlichen 
betonen. 

Die Karte auf Seite 295 wird genügen, um dem Leser ein überzeugendes Bild 
von der phantastischen Zersplitterung innerhalb des evangelischen Deutschland 
vor der nationalsozialistischen Machtergreifung zu vermitteln: es sind nicht 
weniger als 28 evangelische Kirchen und 15 Kirchenprovinzen. Zu diesen kamen 
später die nationalsozialistische Bewegung der „Deutschen Christen“ und die 
ihr gegenüber oppositionellen Gruppen, von denen ich bald sprechen werde. 

Ein erster Schritt zur Einigung war im Juhre 1922 gemacht worden: die 
evangelischen Landeskirchen wurden zum Deutschen Evangelischen Kirchen- 
bund zusammengeschlosaen. Aber als der Nationalsozialismus durch eine 
historische Umwälzung die Parteien überwand und die Länder unter die ein- 
heitliche Führung des Reiches brachte, sah man die Nutwendigkeit, den Schritt 
vom Bund zur Kirche zu tun, und zwar in einer Verfassung, die am 11. Juli 
1933 von allen Kirchenregierungen angenommen wurde. 


Nach dieser Verfassung ist die Deutsche Evangelische Kirche eine einheitliche 
Kirche, die das geaamtkirchliche deutsche Rechtaleben regelt, ihr Verhältnis zum Staat 
ordnet und ihre Stellung zu fremden Religionsgesellschaften bestimmt. Sie gliedert sich 
in Kirchen (Landeskirchen), die in Bekenntnis und Kult selbständig bleiben. Ihre 
besondere Fürsorge widmet sie dem deutschen Volkstum, vornehmlich der Jugend. 
An ihrer Spitze steht der lutherische Reichsbischof, diesem tritt ein Geistliches Minsste- 
rnum zur Seite. Eine Deutsche l.vangelische Nationalsynode wirkt bei der Bestellung 
der Kirchenleitung und bei der Gesetzgebung mit. Beratende Kammern verbürgen den 
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im deutschen evangelischen Volkstum lebendigen Kräften die freie schöpferische Mit- 
arbeit im Dienst der Kirche. 

Der Reichsbischof ist berufen, die Gemeinsamkeit des kirchlichen Lebens in den 
Landeskirchen sichtbar zum Ausdruck zu bringen und für die Arbeit der Deutschen 
Evangelischen Kirche eine einheitliche Führung zu gewährleisten. Das Geistliche 
Ministerium ist berufen, unter Führung des Reichsbischofs die Kirche zu leiten und 
Gesetze zu erlassen. Die Nationalsynode besteht aus sechzig Mitgliedern: zwei Drittel 
werden von den Landeskirchen entsandt und ein Drittel beruft die Kirche aus Per- 
sönlichkeiten, die sich im kirchlichen Dienst hervorragend bewährt haben. 


Die Verfassung wurde drei Tage später gesetzlich von der Reichsregierung be- 
stätigt und die Deutsche Evangelische Kirche als Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts des Reichs erklärt. Neuwahlen fanden statt, die eine Zwei- 
drittelmajorität für die Deutschen Christen ergaben. Die erste Nationalsynode 
wählte den preußischen Landesbischof der Altpreußischen Union und Schirm- 
herrn der Deutschen Christen, Ludwig Müller (lutherisch), zum Reichsbischof. 


Der Versuch, unter dessen Schutz allmählich die Landeskirchen zu einigen, 
scheiterte: dieser Weg erwies sich als fruchtlos. Durch den Kampf kirchlicher 
Gruppen untereinander und gegeneinander brach ein Zustand herein, der die 
Einigkeit des Kirchenvolkes zerriß, die Glaubens- und Gewissensfreiheit des 
einzelnen beeinträchtigte, die Volksgemeinschaft schädigte und den Bestand 
der evangelischen Kirche selbst schwersten Gefahren aussetzte. Die Reichs- 
regierung sah sich genötigt, einen anderen Weg zu beschreiten. 

Durch das Gesetz „zur Sicherung der Deutschen Evangelischen 
Kirche‘ vom 24. September 1935 wurde der neu ernannte Reichsminister für 
die kirchlichen Angelegenheiten, Hanns Kerrl, zur Wiederherstellung geordneter 
Zustände in der Kirche ermächtigt, Verordnungen zu erlassen. Reichsminister 
Kerrl griff nun notgedrungen und energisch als Treuhänder in die bisherige 
unerfreuliche Entwicklung ein und betraute den Reichskirchenausschuß, dessen 
Mitglieder den verschiedensten kirchenpolitischen Richtungen nahestanden, mit 
der Leitung der Kirche. 

Der Rechtsstreit erwies sich zunächst als gegenstandslos, und der doppelte 
kirchenpolitische Totalitätsanspruch der Deutschen Christen (Nationalsozia- 
listen) einerseits und des Pfarrernotbundes, der sogenannten „Vorläufigen 
Leitung‘ der Evangelischen Kirche, des ausführenden Organs der sogenannten 
„Bekenntniskirche‘* andererseits, war neutralisiert. In vielen Landeskirchen 
übernahmen besondere Ausschüsse die geistliche Leitung, und es schien zu 
Anfang, als sei das christliche und kirchliche Gespräch aller verschiedenen 
Gruppen nun endlich wieder auf die Grundlage der Einheit der Evangelischen 
Kirche geführt. Indessen hat der Reichskirchenausschuß doch auf die Dauer die 
innerhalb der Kirche aufgebrochene Spaltung nicht zu überwinden vermocht. 
Die Entwicklung fiel sogar innerlich in jene erste Phase des Kampfes vor Ein- 
setzung der Ausschüsse zurück, wie sie durch Widerstände und Anklagen, Ver- 
handlungen, Ernennungen und Absetzungen auf die äußerste Spitze getrieben 
wurde. Von dem großen Ziel einer geschlossenen volks- und reichskirchlichen 
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Einheit, der Erhaltung des Bestandes der Kirche ging die Entwicklung zwangs- 
läufig ab und bahnte den Weg für die einander widerstrebenden Elemente der 
amtlichen Kirchenregierung und die der Deutschen Christen, welche von jenen 
als Ketzer gebrandmarkt wurden, 

Als Folge dieser Entwicklung erklärte der Reichskirchenausschuß am 12. Fe- 
bruar 1937 dem Reichskirchenminister seinen Rücktritt. In dieser aufs äußerste 
zugespitzten Lage gab der Führer bereits drei Tage später folgenden Erlaß heraus: 

„Nachdem es dem Reichskirchenausschuß nicht gelungen ist, 
eine Einigung der kirchlichen Gruppen der Deutschen Evange- 
lischen Kirche herbeizuführen, soll nunmehr die Kirche in voller 
Freiheit nach eigener Bestimmung des Kirchenvolkes sich selbst 
die neue Verfassung und damit eine neue Ordnung geben. Ich er- 
mächtige daher den Reichsminister für die kirchlichen Angelegen- 
heiten, zu diesem Zwecke die Wahl einer Generalsynode vorzube- 
reiten und die dazu erforderlichen Maßnahmen zu treffen.“ 


Über die Richtungen, die heute in der Deutschen Evangelischen Kirche fest- 
zustellen sind, kann man im allgemeinen sagen, daß einander solche gegenüber- 
stehen, welche die Neugestaltung der Kirche entsprechend der heutigen Zeit 
bejahen, und solche, die sie verneinen. Man unterscheidet die Parteien in der 
Regel als „Deutsche Christen“ und „Bekenntnis-Christen“. 

Die Deutschen Christen sind nicht mit der „Deutschen Glaubensbewe- 
gung‘‘ oder sonst irgendwelchen Neuheiden zu verwechseln. Sie stehen vielmehr 
auf dem Boden des Evangeliums. Sie vereinigen Christen aus allen Gruppen in 
sich und wollen selbst gar keine Partei sein. Ihre Absicht ist, die Deutsche 
Evangelische Kirche als lebendige Volkskirche zu gestalten, in der mancherlei 
Richtungen Platz haben. Sie sind aber gleichzeitig treue Anhänger Adolf 
Hitlers und wollen den Nationalsozialismus in der Kirche zur Geltung bringen. 

Diese aus Thüringen stammende Richtung, die sich auch „Nationalkirchliche 
Bewegung‘ nennt, hat unstreitig einen durch die Zeit bedingten Entstehungs- 
grund. Sie will Antwort geben auf die Fragen, die durch die deutsche Revolu- 
tion über das Verhältnis zwischen Christentum und Staat aufgeworfen wurden. 
Beide miteinander zu versöhnen, ja den neuen Staat aus einem christlichen 
Auftrag abzuleiten, ist ihr Grundgedanke, der in der Parole „Unsere Auf- 
gabe ist Deutschland! Unsere Kraft ist Christus!“ zum Ausdruck 
kommen soll. „Die Welt, unser Volk, die Christusbotschaft mußte gegen die 
Kirchen und ihre Glaubenslehren durch den Nationalsozialismus gerettet, 
befreit, ja erlöst werden zu neuem Leben und sinnvollem Dasein‘ — sagte 
einmal der Reichsgemeindeleiter der Deutschen Christen, Siegfried Leffler. 
Die Deutschen Christen heben im Christentum die mystischen, rationalen und 
humanitären Elemente im Sinn des älteren Liberalismus hervor und sind 
überzeugt, daß sie damit gleichzeitig das Christentum dem deutschen Wesen 
entsprechend gestalten und es von Überresten des Judentums reinigen können. 
Mit großer Entschiedenheit betonen sie, daß Gott das deutsche Volk in be- 
sonderer Weise heimgesucht hat. 
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Man muß anerkennen, daß die Deutschen Christen die große geschichtliche 
Leistung vollbracht haben, indem sie die Deutsche Evangelische Kirche grün- 
deten. Die Reichskirche stand auf ihrem Programm und ist durch sie prin- 
zipiell verwirklicht worden. Beim Ausbau der Kirche sind sie aber zu stürmisch 
und ohne die notwendige Vorbereitung vorgegangen und vor allem wurde über- 
eilt der Versuch gemacht, die vorhandenen Landeskirchen in die Reichskirche 
einzugliedern. Alles dies stellt die Hauptursache der gegenwärtigen Krise dar. 


Der neuen Entwicklung gegenüber hat sich erst 1933 eine oppositionelle 
Partei erhoben, die zwar eine Minderheit in der Kirche bildet, sich aber trotzdem 
bedeutenden Einfluß verschafft hat. Unter erheblicher Mitwirkung des Pro- 
fessors Karl Barth und unter Führung eines Pfarrerkreises wurde in aller Heim- 
lichkeit eine Organisation gegründet mit dem aurgesprochenen Kampfziel, den 
nationalsozialistischen Reichsbischof Müller zu stürzen und ein Kirchenregiment 
in den Sattel zu setzen, welches die weltanschauliche Scheidung von evange- 
lischem Christentum und Hitlerbewegung durchführt. Aus dem entschlossenen 
Willen dieser Organisation, die sich zuerst Pfarrernotbund nannte und dann 
zur Bekenntnisgemeinschuft und Bekenntniskirche wurde, erklärt sich 
der Kirchenkampf. 

Diese Gruppe setzt sich nicht bloß aus früher konservativ gerichteten Christen 
zusammen, sondern kommt ebenso wie die Deutschen Christen aus verschiedenen 
Lagern. Verbunden sind sic alle durch die Opposition gegen gewisse Erschei- 
nungen im religiösen Leben der Gegenwart. Besonders scharf ist der Gegensatz 
zu den „Neuheiden‘. Diese geben bis heute der Opposition immer neue Nah- 
rung. Dabei wirkt ihre Behauptung, die wahren Vertreter des Nationalsozialis- 
mus zu scin, in hohem Grade verwirrend, und es gibt infolgedessen Bekenntnis- 
christen, die dadurch zu der Meinung verleitet werden, der Nationalsozialismus 
sci wirklich heidnisch. Die Meinung, der christliche Glaube werde im neuen 
Deutschland bedroht, hat der Bekenntnisfront in den letzten Juhren viele An- 
hänger zugeführt. Ihre Opposition richtet sich nicht nur gegen die außerhalb 
der Kirche stehenden Neuheiden, sondern innerhalb der Kirche gegen die Deut- 
schen Christen, die gerne als „halb heidnisch‘ bezeichnet oder gar mit den Neu- 
heiden verwechselt werden, obwohl die Deutschen Christen selbst das Neu- 
heidentum bekämpfen. 

Weiter richtet sich die Opposition gegen den Versuch, die Kirchenverfassung 
der neuen sozialen Struktur des deutschen Volkes anzupassen, das heißt, sie 
nach den neuen politischen Formen zu gestalten. Demgegenüber ertönt der Ruf: 
„Kirche muß Kirche bleiben“. 


Der Geist der oppositionellen Gruppen erhielt eine eigentümliche Färbung 
durch die aus der Schweiz stammende und von Karl Barth vertretene „dialck- 
tische Theologie“, die sich in Deutschland unter den Pfarrern weit verbreitet 
hat. Diese Theologie beruht auf einer pessimistisch-agnostischen Philosophie. 
Sie betont die Unerforschlichkeit Gottes, den Abstand des Menschen von Gott, 
die Unvollständigkeit des Ileilsbesitzes, die Trennung zwischen Kirche und 
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Welt, den Gegensatz zwischen Kirche und Staat. Aus dieser Haltung heraus wird 
alles tatkräftige Handeln in der Kirche als menschliche Eigenmächtigkeit ab- 
gelehnt und überhaupt alle menschliche Tatkraft als anmaßende Herausforderung 
Gottes kritisiert. Daraus folgt auch eine kritische Haltung gegenüber dem \a- 
tionalsozialismus und dem neuen Staat. 

Ferner herrscht in einer kleinen Gruppe innerhalb der Bekenntnisfront, und 
anscheinend gerade unter leitenden Persönlichkeiten, ein außerordentlich starker 
Radikalismus. Man begnügt sich hier nicht damit, nur eine Partei innerhalb 
der Kirche zu sein: man will die Kirche selber sein. Man nennt sich „Bekennen- 
de Kirche“, man beruft Synoden und bildet sogar eine „Vorläufige Leitung 
der Deutschen Evangelischen Kirche“. Man ist außerdem überzeugt, 
daß die eigene vom Geist der dialektischen Theologie beherrschte Meinung sich 
mit dem Worte Gottes deckt, man ist überzeugt, unter unmittelbarer Einwirkung 
des Heiligen Geistes zu stehen und man stellt neue Glaubensformeln auf. Von 
dieser radikalen Gruppe wird jeder anderen Richtung das Existenzrecht in der 
Kirche bestritten. Alles, was der Staat zur Wiederherstellung der kirchlichen 
Ordnung tut, wird argwöhnisch betrachtet und bekämpft. Alles in allem be- 
ansprucht dieser radikale Flügel der Bekenntnisfront die absolute Macht in der 
Kirche und stellt dadurch die Möglichkeit einer Befriedung des kirchlichen Le- 
bens in Frage. 

Die Radikalen haben ihre Macht wesentlich dadurch gestärkt, daß sie Ver- 
bindungen mit ausländischen Kirchen gewonnen haben. Bei den auswärtigen 
Christen hat sich die Meinung gebildet, diese Kreise seien die eigentlichen Ver- 
treter der Deutschen Evangelischen Kirche, und das Bild der deutschen Lage, 
das von ihnen entworfen wird, entspreche dem Zustand, in dem sich das Reich 
und die Kirche tatsächlich befinden. Es bestehe wirklich eine tiefe Kluft zwischen 
dem Staat und der Kirche und diese werde vom Staat verfolgt. Darum halten 
sich die auswärtigen Christen für verpflichtet, für die Leitung der bekennenden 
Kirche und gegen das nationalsozialistische Regime Stellung zu nehmen. 


Der Erlaß Adolf Hitlers über die Einberufung einer verfassunggebenden 
Generalsynode der Deutschen Evangelischen Kirche kann ein entscheidender 
Meilenstein auf dem Wege zu einer befriedeten Zusammenarbeit zwischen dem 
völkischen Reich und der Kirche sein. Nach Meinung der nationalsozialistischen 
Regierung soll das Zusammenleben von Volk, Kirche und Reich fruchtbar ge- 
staltet werden. Den Grundsätzen von Staat und Bewegung gemäß sollen die 
organisatorischen, gesetzgeberischen und verwaltungsmäßigen Dinge auch 
weiterhin von den Glaubensdingen, von Seelsorge, Kult und Lehrfragen ge- 
schieden sein. Das Gebiet politischer Volks- und Reichsführung soll nicht den 
Bereich kirchlicher und religiöser Freiheit antasten, sondern aus dieser Unter- 
scheidung heraus eine für Reich, Volk und Kirche nützliche Einheit ermöglichen. 
Das deutsche Volk kann ebensowenig wie irgendeine andere Nation seine Politik 
von dem Machtwillen einer Konfession oder kirchenpolitischen Gruppe bestim- 
men lassen, und das Reich ist füglich auch nicht in der Lage, den Arm für 
irgendeine konfessionelle oder religiöse Gruppe zu leihen. 
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Die mehr als zwei Dutzend evangelischer deutscher Landeskirchen haben 
sich bisher — zum größten Schaden für ihre Aufgabe — nicht zu einer Einheit 
zusammenfinden können. Daran war nicht der Wille des deutschen Kirchenvolkes 
schuld, sondern die obstruierende Abwehr mancher Kirchenführer und der Rück- 
fall in einen verhärteten, theologischen Doktrinismus, wodurch der Streit be- 
sonders vergiftete Formen annahm. „In voller Freiheit nach eigener 
Bestimmung des Kirchenvolkes“ soll nun eine Generalsynode der Deut- 
schen Evangelischen Kirche eine neue Verfassung und neue Ordnung geben. Die 
Reichsregierung hofft, daß durch diese Befragung des Kirchenvolkes endlich die 
alten Widerstände beim Aufbau einer großen evangelischen deutschen Volks- 
kirche überwunden werden, um so mehr, als der Streit in der evangelischen 
Kirche nicht um das reformatorische Evangelium geht. Im Bekenntnis zu dieser 
Konfession sind sich alle kirchlichen Gruppen einig. In dem Protestantiamus 
sowie in dem Katholizismus gibt es also in Deutschland keine religiöse 
Frage. 


Die anderen Richtungen 

Obwohl der Nationalsozialismus auf dem Standpunkt eines positiven Christen- 
tums steht, ruht die Kirchenpolitik des Dritten Reiches selbst innerhalb der 
Partei auf dem Grundsatz religiöser Toleranz. In einem Erlaß des Stellvertreters 
des Führers, Rudolf Hleß, über die Gewissensfreiheit in der NSDAP. vom 13. Ok- 
tober 1933 ist gesagt: „Kein Nationalsozialist darfirgendwie benach- 
teiligt werden, weil er sich nicht zu einer bestimmten Glaubens- 
richtung oder Konfession oder weil er sich zu überhaupt keiner 
Konfession bekennt. Der Glaube ist eines jeden eigenste Ange- 
legenheit, die er nur vor seinem Gewissen zu verantworten hat. 
Gewissenszwang darf nicht ausgeübt werden.“ 

Daher bestehen in Deutschland verschiedene achristliche und anti- 
christliche Bewegungen, von denen eine über ein Jahrhundert alt ist und die 
anderen aus der Kriegs- und Nachkriegszeit datieren. 


Zur ersteren gehören die „völkischen Freidenker“. Ihre Lehre stammt 
nicht aus Deutschland und hat, wie bekannt, im 18. Jahrhundert, besonders 
bei manchen materialistischen Aufklärern in Frankreich kräftige Blüten ge- 
trieben: durch die französische Revolution erhielt sie ihre historische Aus- 
wirkung. Sie hat unter Freimaurern und Reformjuden viele Anhänger. „Der 
Mensch ist für den Menschen das höchste Wesen. Es gibt keinen 
übermenschlichen Gott. Der Mensch ist von Natur vollkommen. 
Es gibt keine Sünde. Der Mensch schafft aus eigner Kraft sein 
Heil. Es gibt keine Erlösung." So lauten ihre Dogmen. 

Vor etwa hundert Jahren ist diese Lehre durch den deutschen Philosophen 
Ludwig Feuerbach besonders radikal entwickelt und dann noch radikaler 
durch Karl Marx verkündigt und zur Grundlage seiner Weltanschauung gemacht 
worden. Aber auch außerhalb des Marxiamus ist die Lehre verbreitet. In 
Deutschland hat vor allem Friedrich Nietzsche in Sachen der Religion die gleiche 
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Stellung eingenommen. Noch heute sind in Deutschland einige achristliche, 
religiöse Vereine vorhanden, die diese Gedanken in anderen Formen weiter 
entwickelt haben und die auch in aller Öffentlichkeit ihre Bücher und Zeit- 
schriften verkaufen und ihre Propaganda frei betreiben. Sie geben ihren Organı- 
sationen Namen, die selbst dem heutigen deutschen Geist entsprechen, sie 
nennen sich „deutsch“, „germanisch‘“, „nordisch‘“, „arisch“ und „National- 
sozialisten‘. Sie betrachten sich nicht mehr als menschheitsgläubig, sondern 
als deutschgläubig, vergöttern nicht mehr den Menschen überhaupt, sondern 
die Rasse und das Volk. Substantiell bleiben sie aber achristlich, obwohl der 
Nationalsozialismus, zu welchem sie sich bekennen, den Standpunkt eines posi- 
tiven Christentums vertritt. 


Ende Juli 1933 wurde eine „Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Glaubens- 
bewegung“ in Eisenach gegründet, die als lose Organisation die verschiedenen 
außerhalb der christlichen Kirchen stehenden deutsch-gläubigen Richtungra 
zusammenfaßte. Ein Jahr später wurde der Zusammenschluß der verschiedenen 
Gemeinschaften zu einer einheitlichen „Deutschen Glaubensbewegung“ 
im Südharz bekanntgegeben. Die früheren Gemeinschaften waren u.a. der 
„Freundeskreis der kommenden Gemeinde“, die „nordische Bewegung“, die 
„nordisch-religiöse Arbeitagemeinschaft‘‘, der „Bund der freien religiösen Ge- 
meinden“ usw. 

Die Bewegung stand bis April 1936 unter Führung von Professor Wilhelm 
Hauer (Tübingen) und hat fulgende Leitsätze aufgestellt: 

l. Die deutsche Glaubensgemeinschaft will die religiöse Erneuerung des Vol- 
kes aus dem Erbgrunde der deutschen Art. 

2. Die deutsche Art ist in ihrem göttlichen Urgrund Auftrag aus dem Ewigrn, 
dem die Bewegung gehorsam ist. 

3. In diesem Auftrag allein sind Wort und Brauchtum gebunden. Ihm g- 
horchen heißt, ein Leben deutsch führen. 

Die Mitglieder haben eidesstattlich zu versichern, daß sie freivonjüdischem 
und farbigem Bluteinschlag sind, und daß sie keinem Geheimbund, 
keiner Freimaurerloge, noch dem Jesuitenorden und keiner anderen 
Glaubensgemeinschaft angehören. Der Führer ernennt einen Mitarbriter- 
kreis. Zur Verbindung zwischen der Führung und den Ortsegemeinden dient ein 
Thing, bzw. Allthing, der Amtsträger der Bewegung. Diese führt als Zeichen 
ein goldenes Sonnenrad auf blauem Grunde: ihr führendes Organ ist „Der 
Reichswart“, ihre zweite Zeitschrift „Deutscher Glaube“. 

Auf einer Kundgebung kennzeichneten die Redner Dr. Gericke und Graf 
Reventlow (der Herausgeber des „Reichswart‘‘) die Ziele der Bewegung. Der 
Begriff der Religiosität sei danach nicht allein auf das Jenreitige beschränkt, 
sondern durchpulse das ganze Leben. Der Mensch habe die Aufgabe, in diesem 
Leben mit allen Kräften der Vollkommenheit zuzustreben. Dies könne er aber nur 
in dem Bewußtsein seines Blutes und seiner Rasse tun. Der Erlösung-grdanke 
des Christentums sowie jener der Erbsünde seien abzulehnen, ebenao der Gedanke 
der Strafe und der biblische Begriff der Sünde, Die deutschen Vorfahren bätten 
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diesen Begriff nicht gekannt, wohl aber den Begriff der Schuld. Bei aller Be- 
jahung des diesseitigen Lebens sei für den Deutschen im Grunde doch die un- 
sichtbare Stimme, die ihn nach oben weise, das Lebengrbende, das ihn vor- 
wärtsbringe. 

In einem Vortrag wies Professor Hauer die Anschuldigung zurück, die Be- 
wegung sei heidnisch. Der Begriff Heidentum sei nicht anzuwenden und die 
angebliche Rückkehr zum Wotans- und Eddakult entspreche nicht der Wahr- 
heit. Der Glaube an die Gottesunmittelbarkeit des Menschen, der keinen Mittler 
brauche, um zu seinem Gott zu gelangen, sei kein Heidentum. Die deutsche Glau- 
bensbewegung vertrete die Meinung, daß wahre Religiosität keine starren Glau- 
bens»formen und keine Dogmen benötige, die zum ewigen Quell frischer Kraft 
hinführen müsse, die aufbauend auf Art, Rasse und Erbgut unmittelbar aus der 
Gegenwart und aus dem Willen schöpfe. 

Reichsinnenminister Dr. Frick erklärte in einem Presseinterview, daß auch 
der Deutschen Glaubensbewegung der Staat keine Schwierigkeiten machen 
werde: sie könne sich frei entfalten, wie jede andere Glaubensrichtung. Der 
Staat stehe diesbezüglich auf dem Standpunkte, daß jeder Mensch nach 
seiner Fasson selig werden könne. 

Graf Reventlow schied im vorigen Jahr aus der Bewegung aus. Es ist inter- 
essant, die Gründe seines Austritts wiederzugeben, so wie sie in scinem Organ 
veröffentlicht wurden: Es sei zwar ein deutsches Ziel ersten Ranges, jenen 
Deutschen, die sich vom Christentum abgewendet hätten, einen neuen Weg 
zur Religiosität zu geben, doch könne der Kampfgegen das Christentum, 
wie ihn die deutsche Glaubensbewegung führe, nicht der wesent- 
liche oder gar alleinige Zweck der Vereinigung sein, und zwar ganz 
abgeschen davon, daß der nationalsozialistische Staat das Christentum unter 
seinen Schutz gestellt und als moralische Wahrheit anerkannt habe. 

Wenige Tage später trat auch Dr. Hauer aus den gleichen Gründen zurück. 


Eine stark antichristliche Richtung bildet die Deutsche Gotterkenntnis 
von Dr. Mathilde Ludendorff, der Gattin des Generals, eine Richtung, welcher 
der ehemalige Feldherr des Weltkriegs beigetreten ist. 

Das Ziel dieser Bewegung ist, die seelische Wehrkraft des deutschen 
Volkes zu erhalten und zu verstärken und von dem Einfluß der 
„überstaatlichen Mächte“: Katholizismus, Judentum und deren 
Geheimgesellachaften — hier ist die Freimaurerei gemeint — und Hel- 
fershelfern zu befreien. Nur in einem Volke, in dem die Volks- 
seele nicht durch Rassenmischung und Fremdlicehren verschüttet 
ist, fühlen sich die Volksgeschwister als eine Schicksalsgemein- 
schaft auf Gedeih und Verderb. 

Der Kumpf dieser Gruppe gegen Christen und Juden ist ohne Gnade. 


Nach der Doktrin der Bewegung machte das Judenvolk in seinem Weltmacht- 
streben bewußt seinen Gott Jahwch zum Mittelpunkt der Christenlehre, weil hierdurch 
die Volker, die die Chrirntenlehre annahmen, viel früher für die Weltrepublik Judas ge- 
fugig wurden, als dies den Juden durch sonstige Maßnahmen gelingen konnte. Mit 
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anderen Worten ist die Christenlehre eine „Propagandalehre zur Herbeiführung 
der Judenherrschaft und der in sie eingefügten Priesterherrschaft.“ 
Sollte Jesus wirklich gelebt haben, so ist er ein Jude gewesen und hat auch nichts an- 
deres sein wollen als ein Jude, d.h. alle Völker Jahweh und dem jüdischen Volke zu- 
zuführen, wie Jahweh dies durch das Gesetz und die Propheten festgesetzt hat und es 
auch sonst im alten Testament in unzweideutigster Form niedergelegt wurde. Die 
Christenlehre, die Rasse und Volkstum verneint und den einzelnen Deutschen aus 
seinem Volke „‚herauserlöst‘‘ und ihn dem Reiche Jahwehs und dessen Volke zuweiet, 
bedeutet keine Stärkung der seelischen Wehrkraft, die unbedingte Voraussetzung für 
die Volkserhaltung ist. 

Gott ist in der deutschen Gotterkenntnis jenseits von Zeit, Raum und Ur- 
sächlichkeit, unfaßbar durch die Vernunft und die Begriffe, Wesen und 
Kraft aller Erscheinungen im Weltall, dessen Wille im Menschen Be- 
wußtsein des Weltalls hat werden lassen. 

Das Ich der Menschenseelen kann das Göttliche seinem Wesen nach erleben, die 
Vernunft des bewußten Menschen macht eine Erforschung der Erscheinungswelt nach 
den vorliegenden Erkenntnissen der Natur- und Geisteswissenschaften möglich, und 
das Erleben der Seele, mit dieser Forschung geeint, gibt das Erkennen derletzten Fragen 
nach dem Sinn des Weltalls, des Menschenlebens, der Unvollkommenheit des Menschen. 
des Todesmuß und der Rassen und Völker als Rassenpersönlichkeiten. 

Der Sinn des Menschenlebens ist, sich in freiem Entscheid zum Bewußtsein Gottes in 
seinem Erdenleben umzuschaffen. Kein Gott lohnt oder straft. Das Seelenleben 
hört mit dem Tode auf, durch den der Körper wieder der Erde zurückgegeben wird. 
Sinn der Rassen und Völker als Rassenpersönlichkeit ist, Gott auf ihre Art zu erleben 
und das Gottlied entsprechend ertönen zu lassen. Erhaltung der rassischen Eigenart, 
aber auch Kenntnis ihrer Stärken und Schwächen ist Voraussetzung für das Gott- 
erleben des Einzelnen und ganzer Völker, andernfalls ist es gefährdet. Dies Erkennen 
fordert auf solcher unantastbaren Grundlage heraus: Freiheit des Einzelnen 
und der Völker zur Erfüllung des göttlichen Schöpfungswillens. 


Am 31. März d. J. folgte eine Aussprache Ludendorffs mit Adolf Hitler, die 
eine langjährige Mißstimmung zwischen dem Führer und seinem ehemaligen 
glühenden Anhänger beendete. Wie aus dem nachher veröffentlichten Com- 
muniqu& hervorgeht, brachte der Feldherr darüber zum Ausdruck, wie er die 
rettende Tat Adolf Hitlers, das Versailler Diktat Punkt für Punkt zerrissen ru 
haben, begrüßt hätte, vor allem die Tatsache, daß Volk und Staat wieder 
wehrhaft und Herr am Rhein seien. Er sprach von seinem Wirken für die 
seelische Geschlossenheit des Volkes, um es zu ernsten Aufgaben zu befähigen. 
Adolf Hitler sprach von seinen Erfahrungen und begrüßte es, daß das Dritte 
Reich und seine Wehrmacht nun wieder in vertrauensvoller persönlicher Fühlung- 
nahme mit dem Feldherrn des Weltkrieges stünden, wie es einst das alte Hcer 
im Weltkriege und die Kämpfer des 9. November 1923 taten. 

Ludendorff veröffentlichte das Communique in dem Organ der Deutschen 
Gotterkenntnis „Am Heiligen Quell Deutscher Kraft“ und fügte hinzu: 

„Der Führer und Reichskanzler hat die Beschränkungen aufgehoben, denen 


bisher mein und meines Hauses weltanschauliches Wirken begegnete. 
Die Deutschen, die sich zur Deutschen Gotterkenntnis (Ludendorff) bekennen, haben 
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volle Gleichberechtigung mit den Volksgeschwistern, die den in Punkt 24 des Partei- 
programms eingeschlossenen Glaubens- und Religionsgemeinschaften angehören. 

Ich danke dies dem Führer und Reichskanzler. Mein Ringen für die Festigung des 
totalen völkischen Staates wird dadurch für mich freudiger und für diesen, so hoffe 
ich, wirkungsvoller. 

Ich erwarte nun aber auch von denen, die auf mich hören, vor allem von den An- 
hängern der Deutschen Gotterkenntnis außerhalb, aber auch innerhalb der National- 
sozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, daß sie sich stets vor Augen halten, daß mein 
Ringen der Festigung des deutschen Menschen und der Geschlossenheit des deutschen 
Volkes in dem völkischen und totalen Staat gilt und heute alles von ihnen ein- 
gesetzt werden muß, um dieses große Ziel zu erreichen und zugleich die in jüngster Zeit 
besonders scharf hervortretenden Bestrebungen der Überstaatlichen Mächte, 
unser junges, völkisches Reich zu unterwühlen und über unser Volk ihre Herrschaft 
wieder zu errichten, ein für allemal zunichte zu machen.“ 


Damit wurde die Deutsche Gotterkenntnis offiziell anerkannt. 

Dieselbe Toleranz wie den achristlichen und antichristlichen Konfessionen 
gegenüber besteht in Deutschland für die jüdische. Ich hofle, in den vorigen 
Seiten ausführlich aufgeklärt zu haben, daß die besondere Behandlung der Juden 
im Dritten Reich keine konfessionelle sondern eine rassenhygienische 
und rassenpolitische Frage ist. Die Juden genießen volle Freiheit in der 
Ausübung ihres Kultus. Gegenüber diesen zahlreichen konfessionellen Rich- 
tungen, die die deutsche Seele in religiöser Hinsicht teilen, ist der Staat bestrebt, 
eine möglichst neutrale Haltung zu bewahren, und zwar ohne Bevorzugung 
der einen oder anderen Konfession. Bedingung ist selbstverständlich, daß die 
Religionsgemeinschaften sich nicht in die Angelegenheiten des Staates mischen. 
„Der Protestant mag Protestant, der Katholik Katholik bleiben, 
und wenn einer beides nicht ist, und trotzdem Christ zu sein er- 
klärt, so soll auch er bleiben, was er ist“ sagte Reichsminister Dr. Gochb- 
bels in seiner öffentlichen Antwort an Kardinal Mundelein, den Erzbischof 
von Chicago. 

Es trifft nicht zu, daß Berlin plant, eine Staatsreligion zu schaffen: die kon- 
fessionellen Doktrinen sollen von den Kirchen betrieben werden. Reichsminister 
für kirchliche Angelegenheiten, Hanns Kerrl, erklärte am 16. Oktober 1935 
vor dem Wirtschaftsrat der Deutschen Akademie: „Die protestantische 
Welt stand immer unter der Führung Deutschlands. Die Be- 
fürchtung, die im Ausland laut geworden ist, daß aus der pro- 
testantischen Welt Deutschland ausscheiden wird, ist unbegrün- 
det.“ 

Man erzählt, daß in der blühendsten Periode des Kaiserreiches ein über- 
eifriger Ratgeber Napoleon, um ihm zu schmeicheln, vorschlug, eine Staats- 
religion zu gründen. Der große Korse erwiderte: „Wollen Sie, mein Lieber, 
daß ich mich kreuzigen lasse?“ 

Vielleicht ist diese Anekdote im Neuen Deutschland nicht in Vergessenheit 
geraten!... 


XIX. 


Das deutsche Recht 


Die moderne Gesetzgebung eines Landes darf nicht in Widerspruch zu den 
Ideen, den Sitten, der Kultur und der Gesellschaftsordnung des Volkes stehen; 
sie soll die schriftliche Bestätigung, das treueste Bild des Volksempfindens und 
der typischen Erscheinungen seines Lebens bieten, sie darf also keine Formal- 
ordnung als Machtgrundlage sein, an die sich das Volk anpassen muß, sondern 
soll die formale Fassung der an sich schon im Volke vorhandenen Rechts 
anschauungen darstellen. 

Dieser Grundsatz gilt um so mehr für Deutschland, als sich hier eine radikale 
Umwandlung des Geistes vollzogen und eine neue Weltanschauung auf Grund 
der Volksgemeinschaft des Dritten Reichs die Prinzipien der Weimarer Republik 
ersetzt hat. Die nationalsozialistischen Glaubenssätze sollten daher in neuen 
Gesetzbüchern ihren Ausdruck finden und dem Richter eine entsprechende 
Stellung dem Recht gegenüber schaffen. 

Wie Reichsrechtsführer, Reichsminister Dr. Frank, im vorigen Jahr vor dem 
Wirtschaftsrat der Deutschen Akademie in Berlin erklärte, rechnet die Substanz- 
lehre des nationalsozialistischen Rechtsdenkens mit fünf großen Rechtsordnungs- 
aufgaben: dem Blut des Volkes (diesem entsprechend die Rassengesetzgebung), 
dem Boden des deutschen Volkes (ihm entsprechend die Boden- und Erbhofgesetz- 
gebung), der Ehre des deutschen Volkes als einer der großen tragenden geschicht- 
lichen Werte und Substanzbegriffe (ihr entsprechend die deutsche völkerrecht- 
liche Einstellung und auch viele Auswirkungen der Wehrgesetzgebung, der 
Strafrechtsreform usw.), der Wehrkraft des deutschen Volkes (ihr entsprechend 
der Aufbau der deutschen Wehrhoheit) und der Arbeit im weitesten Sinne. 
Diese umfaßt die kulturelle und geistige Arbeit ebenso wie die Handarbeit, das 
wirtschaftliche Geschehen, ebenso wie den Handel (aufgebaut auf den deutschen 
Gesetzen über die Regelung des Wirtschaftslebens und der Arbeitsordnung). 

An der Lösung dieser Rechtsordnungsaufgaben arbeitet Deutschland mit ganzem 
Einsatz seiner Kräfte. So hat man im NS.-Rechtswahrerbund die größte 
bestehende Organisation dieser Art aufgebaut, und in der AkademiefürDeut- 
sches Recht ein Institut geschaffen, das heute schon eine weite und hohe 
Meinung in der ganzen Welt gewonnen hat. Man hat die ständischen Gemein- 
schaften in geschickter Ausgleichung ihrer Lebensinteressen organisiert und die 
Unabhängigkeit des Richters als Krönung der Rechtssicherheit und Rechtswahr- 
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heit aufs stärkste gesichert. Schließlich ist in dreijähriger Arbeit der Entwurf 
des neuen Strafgesetzbuches fertiggestellt worden, das nunmehr auf seineVer- 
kündigung wartet. Die allgemeine Reform des Strafrechts war seit mehr als 
30 Jahren im Gange, konnte aber wegen der verworrenen parlamentarischen 
Verhältnisse nicht zum Abschluß gebracht werden. 

Seit der Machtergreifung hat es der Nationalsozialismus in weiten Ge- 
bieten des Auslandes immer wieder erfahren müssen, daß man gerade seiner 
Rechtsprechung in außergewöhnlich kritischer Weise entgegentrat. Immer 
wieder, bis in die jüngste Zeit hinein, konnte man hören, daß die Partei 
das Recht vernichte, die im neuen Deutschland Herrschenden Gegner der 
Rechtssicherheit seien. Es ist daher nötig, die Grundsätze des neuen Straf- 
gesetzbuches, sowie den Aufbau und die Tätigkeit der Akademie für Deut- 
sches Recht hier zusammenzufassen. 


Das neue deutsche Strafrecht 


„Überzeugt, daß das deutsche Strafrecht von nationalsozialiısti- 
scher Grundanschauung durchdrungen sein muß, hat die Reichs- 
regierung dieses Gesetz beschlossen und übergibt es dem deutschen 
Volk. Das gesunde Empfinden des Volkes für Recht und Unrecht 
bestimmt Inhalt und Anwendung des Strafrechts. Sühne für Un- 
recht, Schutz des Volkes, Festigung des Willens zur Gemeinschaft 
sind Sinn und Zweck des Strafrechts. Ehre und Treue, Rasse und 
Erbgut, Wahrhaftigkeit und Arbeitskraft, Zucht und Ordnung zu 
wahren, ist seine Aufgabe. Das Bekenntnis „Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz“ gibt ihm die Prägung. In diesem Geist ist das Gesetz 
geschaffen. In diesem Geist soll Recht gesprochen werden von be- 
rufenen Richtern, die als Wahrer der Gerechtigkeit dem deutschen 
Volke dienen.“ 

Mit diesem lapidaren Vorspruch beginnt der Entwurf des neuen deutschen 
Strafgesetzbuches; er stellt das Fundament des künftigen Strafrechts in 
Deutschland dar. 

Dem Entwurf sind drei größere Gesetzgebung«werke voraufgegangen, die 
wichtige Gedanken der Reform vorwegnahmen und unerträzliche Mängel des 
geltenden Rechts beseitigten. Das Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsver- 
brecher und über Maßregeln der Sicherung und Besserung vom 24. November 
1933 schuf neue Watfen im Kampf gegen die schwersten Rechtsbrecher: die 
Sicherungsverwahrung für die Berufaverbrecher, die Entmannung für entartete 
Sittlichkeitsverbrecher, die Heil- und Pfilegeanstalt für den geisteskranken Ver- 
brecher, dem seine Krankheit fortan nicht mehr den „Jagdschein” verbriefte. 
Durch harte und einschneidende Maßnahmen gegen den Recht=brecher rückte 
dieses Genrtz den Gedanken an die Volk-gemeinschaft vor das Interesse des 
einzelnen, stellte die unbedingte Sicherung der Volk-gemeinschaft gegen den 
Verbrecher in den Vordergrund. Der rücksichtalose Kampf gegen das schwerste 
Verbrechertum, den dieses Gesetz ansagte, hat seither, unterstützt durch kraft- 
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volle Maßnahmen der Polizei, eine hocherfreuliche Abnahme der schweren 


Kriminalität erzwungen. 

Das Gesetz vom 24. April 1934 brachte eine vollständige Neuregelung auf 
dem Gebiet des Hoch- und Landesverrats. Es machte der gefährlichen Irrlehre 
ein Ende, daß ein Hoch- oder Landesverrat aus einer ehrenhaften Gesinnung 
entspringen könne, und setzte den nationalsozialistischen Gedanken durch, 
daß die Treue zum eigenen Volk oberste Pflicht jedes Deutschen, die Ver- 
letzung dieser Treue das schwerste Verbrechen sei. Demgemäß beseitigte es die 
Festungshaft für den Hochverräter und drohte gegen Hoch- und Landesverrat 
schärfste Strafen, insbesondere dem Landesverräter in weitem Umfang die 
Todesstrafe an. 

Die vielleicht wichtigste Neuerung brachte das dritte Gesetz vom 28. Juni 
1935. Es befreite den Richter von der bisherigen engen Bindung an den Wortlaut 
des Gesetzes und gab ihm die Möglichkeit, auch dann zu bestrafen, wenn zwar 
nicht der ausdrückliche Wortlaut des Gesetzes, aber das gesunde Empfinden 
des Volkes in Übereinstimmung mit den Grundgedanken eines Strafgesetzes 
für eine Tat Strafe verlangt. Damit ist anerkannt, daß Quelle alles Rechts das 
Gewissen des Volkes ist, und eine neue Auffassung von Recht und Unrecht 
begründet: während bisher als Unrecht nur das unter einen gesetzlichen Tat- 
bestand fallende, mit Strafe bedrohte Verhalten galt, wurde nunmehr jedes 
nach dem Gewissen des Volkes strafwürdige Verhalten als Unrecht erkannt 
und, soweit der Grundgedanke eines Strafgesetzes auf die Tat zutrifft, mit den 
Mitteln des Strafrechts bekämpft. 

Diese drei Gesetze haben bereits grundlegende Gedanken des neuen Straf- 
rechts verwirklicht und werden in das neue Strafrecht übernommen werden. 
Ferner bringt der Entwurf eine Fülle neuer, in der nationalsozialistischen Rechts- 
und Staatsauffassung wurzelnder Rechtsgedanken, von denen ich hier nur wei 
hervorheben möchte. 

Erblickte das Gesetz vom 28. Juni 1935 in jedem strafbaren Verstoß gegen 
die völkische Sittenordnung ein Unrecht, so zieht der Entwurf nunmehr die 
Folgerungen aus diesem Gedanken für die strafrechtliche Schuld: vorsätzlich 
handelt nach dem Entwurf nur, wer sein Verhalten als im Widerspruch zur 
völkischen Sittenordnung stehend erkennt, wer also das Bewußtsein hat, Unrecht 
zu tun, oder mindestens dieses in Kauf nimmt. Fahrlässig handelt, wer solchen 
Widerspruch seines Verhaltens bei gehöriger Aufmerksamkeit hätte erkennen 
können und sollen. Damit gelangt der Entwurf zu einer neuen Auffassung der 
Schuld. Bisher war die Schuld sittlich neutral, die sittliche Beurteilung der Tat 
durch den Täter blieb unbeachtet. Erklärte der Täter, er habe nicht gewußt, 
daß sein Verhalten strafbar sei, so galt dieser Irrtum, wenn er sich auf Straf- 
rechtssätze bezog, als unerheblich. Diese Betrachtungsweise hat zu zahlreichen 
ungerechten Entscheidungen geführt; kaum ein Satz des bisherigen Rechts wurde 
lebhafter umkämpft als dieser. Der Entwurf schafft hier der Gerechtigkeit freie 
Bahn: Nur wer weiß oder doch damit rechnet, daß er sich gegen 
das Recht auflehnt, darf künftig wegen vorsätzlichen Handelns 
bestraft werden. 
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Einen völligen Neubau bringt der Entwurf in dem die einzelnen strafbaren 
Tatbestände behandelnden Besonderen Teil. Die tragenden sittlichen Kräfte 
des deutschen Volkes werden geschützt, Rasse und Erbgut, die Wehrkraft, die 
Arbeitskraft, die Volksgesundheit, Ehe und Familie, die Sittlichkeit, die Religion, 
die Wirtschaft, die Güter des deutschen Volkes. Von den zahlreichen neuen 
Abschnitten sei hier der Abschnitt zum Schutz der Arbeitskraft besonders 
hervorgehoben. Das geltende Recht kennt keinen besonderen strafrechtlichen 
Schutz der Arbeitskraft. Ein nationalsozialistisches Strafgesetzbuch jedoch 
darf sich der Aufgabe, das kostbare und wichtige Gut der Arbeitskraft zu 
schützen, nicht entzieben. Ist Arbeit Pflicht und Ehre des deutschen Volks- 
genossen, wie das Parteiprogramm sagt, so hat das Strafrecht den Volks- 
genossen in seiner Arbeit, wie die Arbeitskraft des ganzen Volkes gegen Gefähr- 
dung und Störung zu sichern. So schützt der Entwurf den Arbeitswillen des 
Volkes, seinen Arbeitsfrieden, seine Arbeitsfreiheit und seine Arbeitssicherheit. 

Das neue deutsche Strafrecht ist, wie diese kurzen Ausführungen zeigen, aus 
der deutschen Weltanschauung, aus den Bedürfnissen des aktuellen deutschen 
Lebens gewachsen. Man hofft in Deutschland, daß es sich als ein taugliches 
Instrument erweisen wird, den Rechts- und Arbeitsfrieden des Volkes zu sichern, 
dem Unrecht kraftvoll und zielbewußt entgegenzutreten, dem Volk das Gefühl 
der Sicherheit zu geben und so zum Heile wahrer Gerechtigkeit zu dienen. 


Die Akademie für Deutsches Recht 
Ihre Aufgabe 


Vor vier Jahren legte der Reichsjuristenführer, Reichsminister Dr. Hans Frank, 
im Verein mit einigen Getreuen den gedanklichen Grundstein der Akademie 
für Deutsches Recht. Es war dies ein Plan von großer Kühnheit und weit- 
tragender Bedeutung für das gesamte deutsche Rechtslieben: ein junges Institut 
erhalt eine führende Stellung der Grundgestaltung eines nationalen Kulturgutes 
von höchstem Wert. Bisher gab es keine Ämter im Reich, die eine solche Be- 
deutung hatten, obwohl Tradition und Erfahrung vorhanden waren. 

Die Idee der Schaffung einer solchen Rechtsakademie erwuchs aus der Über- 
zeugung, daß echte nationalsozialistische Geistesführung dem not- 
wendigen Rechtsneubau eine kraftvolle und unerschütterliche Grundlinie geben 
müsse. Dies aber konnte nur dort geschehen, wo gesammelte Arbeit-kraft 
unbeschwert von Alltagsgesetzgebung und laufender Verwaltung auf dieses eine 
große Ziel gelenkt zu werden vermag. Wie der Nationalsozialismus es bisher tat, 
betrachtet es auch die Akademie als Aufgabe, eine Linie weiser Mäßigung ein- 
zubalten, die sich zwischen den beiden Polen der Anschauung vom Recht, 
namlich der Überwertung des formalen Rechtssatzes und der Übertreibung der 
Rechtsromantik hält. Für sie ist einzig und allein die Wahrung einer klaren und 
innerlich wohldisziplinierten nationalen Lebensordnung der Leitgedanke: jede 
Verunklarung des Rechts einer billigen Popularität oder zeitgebundenen Ideologie 
zuliebe Ichnt sie ab. 
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Mit dem Beginn ihrer Arbeiten im Herbst 1933 stand die Akademie vor einem 
Arbeitsfeld, das in der jähen politischen Entwicklung der damaligen Zeit zu- 
nächst brach gelegen hatte und nun dem allgemeinen Wandel anzupassen war, 
so daß sie kaum ihren verwaltungsmäßigen äußeren Aufbau in Ruhe vollenden 
konnte. Die Aufgaben sind außerordentlich mannigfaltig. Die bisherigen Par- 
lamentsausschüsse, denen ein Großteil der legislatorischen Arbeit zugefallen war, 
bestanden nicht mehr; das Arbeitspensum der Reichsministerien war dadurch 
ganz ungeheuer gestiegen. Die politische Situation machte die Notwendigkeit 
schneller Arbeit geltend, denn ein Großteil des vorhandenen Rechtes war mit 
der neugeschaffenen Lage unvereinbar geworden. Und zwar galt dies nicht nur 
für das zunächst betroffene Gebiet des Staats- und Verwaltungsrechtes, sondern 
auch für die meisten Gebiete des Zivilrechtes. 

Solche grundsätzliche Umstellung in der gesamten Richtung des deutschen 
Rechtsdenkens konnte unmöglich von Reichsbehörden allein getragen werden, 
die mit laufenden Arbeiten derart überhäuft waren, daß sie zu den für Grundsatz- 
gesetzgebungen unumgänglich notwendigen Abstand von Details und kleinen 
Tagesereignissen nicht zu nehmen vermochten. Hier mußte eine Stelle ans Werk 
gehen, die in einer gewissen „akademischen‘‘ Zurückgezogenheit und Sammlung 
ihren Aufgaben nachzugehen vermag. Diese Eigenschaft verbindet die Akademie 
in vorbildlicher Weise mit der Forderung nach absoluter Gegenwartsorientierung, 
denn sie ist mit und aus dem Nationalsozialismus heraus geboren und so die 
berufene Gestalterin des nationalsozialistischen Rechtsgedankens. So trat denn 
die Akademie für Deutsches Recht als selbständige Stelle der Rechts- 
reform neben die obersten Reichsbehörden. 

Damit erhebt sich sogleich die Frage der Kompetenz, die zunächst als 
Problem wirken mag. Doch ergibt sich aus der klaren, in der Satzung vom 
11. Juli 1934 ausgesprochenen Bestimmung, der personellen Besetzung und der 
Arbeitsmethode des Instituts, wie aus der verfassungs- und verwaltungsmäßigen 
Stellung der Ministerien im Reichsbau eine unzweideutige Grenzziehung, die 
die Gefahr von Doppelarbeit oder von Ressortüberschreitungen beseitigt. Den 
Ministerien wird weiterhin die Ausarbeitung der Gesetze sowie deren Aus- 
gestaltung durch Verordnungen, Richtlinien, Verfügungen und Erlasse vor- 
behalten, Insbesondere bleibt die technische Bearbeitung der Gesetze Sache 
der Ministerien. Anders ist es bei der Gesetzgebung grundsätzlicher Art. Hier 
spielen Fragen von weltanschaulicher Bedeutung eine Rolle; es ist Sache der 
Akademie für Deutsches Recht, sich in den Gesetzgebungsgang einzuschalten. 

Dabei begnügt sie sich nicht mit der Aufstellung unfruchtbarer, allgemeiner 
Programmpunkte, die angesichts der Überfülle von grundsätzlichen Anregungen 
aller Art aus der Öffentlichkeit von vornherein nur beschränkte praktische 
Bedeutung hätten; sie bemüht sich vielmehr um die Herausschälung klarer 
und praktisch verwertbarer Gedankenlinien, sei es in Gestalt ausgearbeiteter 
und furmulierter Entwürfe, sei es in Gestalt von Thesen oder von Denkschriften. 

Die jeweilige Behandlungsart des Rechtsstoffes ergibt sich aus seiner beson- 
deren Natur; Grundgedanken der Reform des Ehescheidungsrechtes lassen sich 
leichter in die Form einer Denkschrift bringen als etwa eine Zwangsvollstreckungs- 
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novelle. Soweit von den Ministerien fertig ausgearbeitete Gesetzesvorlagen vor 
die Ausschüsse der Akademie zur Beratung gebracht werden, beschränkt sie 
sich im allgemeinen auf Gutachten. Die Arbeitsmethode ist hier elastisch und 
läßt sich unter keine festen Regeln bringen. So bestimmt sich auch das Ver- 
hältnis zu den Ministerien nicht so sehr nach Kompetenzgesichtspunkten als 
nach den Grundsätzen gegenseitiger loyaler Verpflichtung und Rücksicht- 
nahme. 

Hervorragende Aufgaben harren der Akademie auf dem von ihr bisher noch 
wenig gepflegten Gebiete der wissenschaftlichen Zusammenarbeit mit den Hoch- 
schulen; hier wurde weniger Grundsätzliches geleistet, weil die Akademie ihre 
ganze Arbeitskraft auf die vordringlicheren Gesetzgebungsprobleme zu sammeln 
hatte. Die Akademie erblickte ihre Sendung vor allem in der stärkeren Ilcran- 
zichung der Hochschulen zu den gesetzgeberischen Aufgaben; an dogmatischen 
Fragen wird die neue Gesetzgebung genug bieten und es wird von der Praxis 
wie von den gesetzgebenden Stellen nur dankbar empfunden werden, wenn hier 
die Wissenschaft mit fürdernder Kritik die schaffenden Geister auf den Plan 
rufen wird. 


Die Organisation der Akademie 


Die Akademie für Deutsches Recht ist nach dem Grundsatz verantwortlicher 
Führung organisiert. Sie untersteht dem Führer der deutschen Rechtsfront, 
Reichsminister Dr. Frank, und ist durch die Personalunion ihrer Spitze mit 
den zwei anderen Exponenten der Rechtsfront, dem Rechtswahrerbund und 
dem Reichsrechtsamt, selbst Glied der Rechtsfront. In beratender und repräsen- 
tierender Funktion steht dem Präsidenten das Präsidium zur Seite, ein mit 
Vertretern der obersten Reichsbehörden, der Wissenschaft, der Wirtschaft und 
der Standesorganisation der Juristen besetztes Kollegium. 

Den eigentlichen Stamm der Akademie bilden die Mitglieder, deren Zahl 
mit Absicht verhältnismäßig gering gehalten, sich auf annahernd 300 Köpfe 
beschränkt, Auch hier handelt es sich durchweg um angesehene Vertreter des 
geistigen und wirtschaftlichen Lebens. Die Beschränkung der Mitgliederzahl 
gewährleistet eine engere und persönlichere Verbundenheit der Mitglieder unter- 
einander wie auch im Verhältnis zur Akademie. Neben dem festen Bestand 
von Akademiemitgliedern hat die Akudermie in verhältnismäßig kurzer Zeit eine 
beträchtliche Zahl von Freunden der Akademie für Deutsches Recht 
gewonnen, die insbesondere im Ausland die Akudemieinterensen warmherzig 
fördern und vertreten. 

Dieser repräsentativen Organisation steht die Arbeitsorganisation gegen- 
über. Entsprechend der Anordnung des Präsidenten der Akademie für Deutsches 
Recht vom 15. Dezember 1936 über den Aufbau der wirsenschaftlichen Arbeit 
ist, um einen sinnvollen Einsatz aller geeigneten Kräfte für die Neugestaltung 
des deutschen Rechtelebens im Geiste der nationalsozialistischen Weltanschauung 
zu verwirklichen, eine Gliederung der Gesamtheit der ordentlichen Mitglieder 
in drei Abteilungen vorgenommen worden: 
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l. den Ehrensenat; 
2. die Abteilung für Rechtsgestaltung; 
3. die Abteilung für Rechtsforschung. 


Die Zugehörigkeit der Mitglieder zu den einzelnen Abteilungen und Klassen 
bestimmt der Präsident. Der Abteilung für Rechtsgestaltung gehören die be- 
stehenden und die neu zu bildenden Ausschüsse an. Die Abteilung für Rechts- 
forschung gliedert sich in drei Klassen mit folgenden Arbeitsbereichen: 


Klasse 1: Erforschung der Geschichte und der Grundfragen des Rechts 
(Rechtsgeschichte und Rechtsphilosophie). 


Klasse 2: Erforschung des Rechts von Reich und Volk — diese Klasse 
umfaßt das Staats- und Verwaltungsrecht, das Kirchenrecht und Völkerrecht, 
das Strafrecht und Strafverfahrensrecht, das Jugendrecht, das Verkehrsrecht 
und das Arbeitsrecht. 


Klasse 3: Erforschung des volksgenössischen Rechtslebens — diese Klasse 
umfaßt das Bürgerliche Recht, das Wirtschaftsrecht, das Recht der geistigen 
Arbeit, die Bürgerliche Rechtspflege und die Wirtschaftswissenschaften. 

Jede Klasse wird von einem Klassensckretär betreut, der die laufenden wissen- 
schaftlichen und organisatorischen Arbeiten leitet. Zu den Aufgaben der Klassen- 
sekretäre gehört es ferner, den Vorsitzenden der Ausschüsse für etwaige An- 
regungen, Wünsche oder Anfragen zur Verfügung zu stehen. Insbesondere sollen 
sie auch eine gegenseitige Förderung und Zusammenarbeit mit den Mitgliedern 
der Abteilung für Rechtsgestaltung vermitteln. Den einzelnen Abteilungen stehen 
ferner wissenschaftliche Referenten und Assistenten zur Seite, in deren Aufgaben- 
kreis vor allem die Verwaltung und wissenschaftliche Unterstützung der einzelnen 
Abteilungen und Klassen sowie die Sichtung und Bearbeitung des gesamten 
der Akademie zufließenden Arbeitsmaterials wie die Erledigung von Gutachten 
und Anfragen von grundsätzlicher Bedeutung fällt. 

Die Hauptarbeit verursachen die zahllosen Anfragen, Anregungen, Beschwer- 
den und Kritiken aus der Öffentlichkeit. Sie müssen auf ihren Wert geprüft. 
beantwortet und gegebenenfalls wissenschaftlich verarbeitet werden. Neben einer 
Fülle von gesetzgeberisch unbrauchbaren Banalitäten findet sich auch viel Be 
rücksichtigungswertes; es wird den zuständigen Arbeitsausschüssen als Be- 
ratungsunterlage zugeleitet. Eine besonders schwierige, aber fruchtbare Aufgabe 
besteht in der rechtssystematischen Verwertung des heute schon überreichen 
Beratung-materials aus den Arbeitsausschüssen. 

Diese Arbeitsausschüsse, rund 50 an der Zahl, sind die eigentlichen Träger 
der Akademieaufgaben. Sie leisten überwiegend praktische Arbeit, während dıe 
Beratung abstrakter Fragen bisher stark zurücktrat. Sie setzen sich durchweg 
aus berufenen Kennern des jeweiligen Sachgebietes zusammen, wobei dafur 
Sorge getragen ist, daß sämtliche beteiligten Berufsgruppen in entsprechender 
Weise zu Worte kommen. Die Wirtschaft, bisher von der Gesetzgebung nur 
allzu schr als duldendes Objekt behandelt, ist nun in den einschlägigen Aus- 
schüssen zu einer wirksamen Vertretung ihrer Interessen in genügender Weise 


befähigt. 
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Die Ergebnisse 
Die Arbeiten der bisherigen Ausschußberatungen haben beträchtliches Auf- 


schen erregt, wie z.B. die Mitwirkung am Zustandekommen der deutschen 
Gemeindeordnung, am neuen Vergleichsrecht, an einigen Steuergesetzen und 
an der Börsengesetzgebung, ferner am Patentgesetz, am Gebrauchsmustergesetz 
und in besonderem Maße an dem kürzlich verabschiedeten neuen Aktiengesetz 
sowie dem Beamtengesetz vom Januar 1937. Im Bereich des Bürgerlichen Rechts 
schuf der Ausschuß für Personen-, Vereinsrecht und das Recht der Schuld- 
verhältnisse eine umfangreiche Denkschrift von wissenschaftlicher Gründlich- 
keit über die Neugestaltung des Mietrechts unter Berücksichtigung aller aktuellen 
Probleme wie etwa des Stockwerkeigentums. Anschließend entstand eine mehr 
dogmatisch interessierende Denkschrift zum Problem der Leistungsstörung und 
letzthin eine Denkschrift über das die Wirtschaft interessierende Thema des 
Eigentumsvorbehalts und der Sicherungsübereignung. Größtes Interesse schenkte 
die Öffentlichkeit der Denkschrift des Familienrechtsausschusses zur Reform 
des Ehescheidungsrechts, die sich in allerdings vorsichtiger Form zum Zerrüt- 
tungsprinzip bekennt. Das Recht der unchelichen Kinder steht augenblicklich 
zur Beratung. Aus den Arbeiten des Wehrrechtsausschusses ist eine Denkschrift 
mit Vorschlägen zur Neugestaltung des Militärstrafgesetzbuches hervorgegangen. 
Die kürzlich herausgekommene Schrift des Ausschusses für Sozialversicherungs- 
recht gibt ein Gutachten für eine Reform des Anwartschaftsrechts in der Renten- 
versicherung ab. 


Der Ausschuß für Erbrecht ist mit seinen grundsätzlichen Beratungen bald 
zu Ende und wird sich dann der Ausarbeitung von Einzelproblemen zuwenden; 
hier standen vor allem die Fragen im Vordergrund, ob und inwieweit die Testier- 
freiheit einzuschränken sei, ob dem Staate in weiterem Umfange als bisher 
erbrechtliche Ansprüche einzuräumen seien und ob das holographische Testa- 
ment beizubehalten sei. 


Erfreuliche Erfolge zeitigte die Mitarbeit der Akademie im Gebiete des Ver- 
fahrensrechts, auf dem die Akademie außer bei der Neuschaffung der Vergleichs- 
ordnung maßgeblich an der Ausgestaltung der Zwangsvollstreckungsnovelle, 
insbesondere des Schuldner- und Gläubigerschutzes und der wirksameren und 
schnelleren Verfahrensdurchführung mitgearbeitet hat. 


Im Strafrechtsausschuß werden, ausgehend von dem amtlichen Entwurf des 
Reichsjustizministeriums, die Kernprobleme für ein neues Strafgesetz behandelt 
und zum Teil Gegenentwürfe für einzelne Strafbertimmungen aufgestellt. Im 
Strafprozeß sind die Ergebnisse der Beratungen in einem Arbeitsbericht nieder- 
gelegt worden; über die bereits abgeschlossenen Arbeiten des Strafvullzugsaus- 
schusses ist eine Denkschrift erschienen. 


Der Ausschuß für Rechtsfragen der Bevölkerungspolitik beendete den Ent- 
wurf eines Genetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. In Vor- 
bereitung befinden sich die Denkachrift eines Reichswassergesetzes, eines 
Polizeiverwaltungsgenetzes, einer Reichsverwaltungsordnung und eines Reichs- 
enteignungrgesetzes. Der Entwurf eines Gesetzes über Wasser- und Bo- 
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denverbände ist abgeschlossen und dem zuständigen Ministerium vorgelegt 
worden. 


Eine Sonderstellung nimmt der Ausschuß für Völkerrecht ein, der wegen des 
Beratungsobjektes seine Arbeit nicht auf irgendwelche Kodifikationsentwürfe 
abstellen kann, vielmehr eine untersuchende und begutachtende Tätigkeit bezüg- 
lich jeweils aktueller Probleme des internationalen Rechtes ausübt. In Unter- 
suchungsausschüssen wird das Internationale Privatrecht und das Nationalı- 
tätenrecht bearbeitet. 


Um sich vor jeder Gefahr einseitiger Betrachtungsweise zu schützen, betrachtet 
es die Akademie nicht nur als ihre Aufgabe, sich der Innengesetzgebung zu 
widmen, sondern bringt auch den Reformbestrebungen ausländischer Rechte 
reges Interesse entgegen. Daher bildet die Auslandsabteilung der Akademie 
eine notwendige Ergänzung der juristischen Abteilungen. Ihre Sache ist die 
Pflege der Beziehungen zu sämtlichen Hochschulen und juristischen Instituten 
des Auslandes. Es ist ihr in der kurzen Zeit ihrer Tätigkeit gelungen, erfreuliche 
Pionierarbeit für die Sache des Deutschen Rechtes zu leisten und Freunde und 
Interessenten für die gegenwärtige Aufbauarbeit des Nationalsozialismus im 
Auslande zu gewinnen. Zunächst ist es gelungen, einen regen literarischen Aus- 
tausch auf allen Rechtsgebieten mit dem Ausland in die Wege zu leiten, und 
ausländische Gelehrte für die Arbeiten der Akademie heranzuziehen. In zweiter 
Linie dient sie der Erfüllung repräsentativer Aufgaben bei Ausländerbesuchen 
und internationalen Veranstaltungen. 


In diesem Zusammenhang verdienen auch die sonstigen repräsentativen 
Leistungen des Instituts Erwähnung. Drei Jahrestagungen und elf Voll- 
sitzungen können als Erfolg gebucht werden; sie bedeuten heute bereits ein in 
der Fachwelt wie in der Presse beachtetes kulturelles Ereignis. Diese Zusammen- 
künfte sind geeignet, alle im Rechtsleben hervorragenden Persönlichkeiten ein- 
ander näher zu bringen und sie dem Gedanken der Akademie zu gewinnen. 
Sie sind weiter ein Beitrag zur internationalen Verständigung, da meist Aus- 
länder als Referenten für die Vollsitzungen gewonnen werden. 


Eine nicht unwesentliche Rolle bei der Erfüllung ihrer repräsentativen Pflichten 
spielt auch das würdige Heim der Akademie in Berlin, das immer mehr zu einem 
wohlvertrauten Sammelpunkt juristischen Lebens wird. 


Zweck und Bedeutung des Institutes verlangen eine entsprechende literarische 
Basis. Die Akademie will mit ihrer Zeitschrift den bewährten juristischen Fach- 
zeitschriften in keiner Weise Abbruch tun. Sie bringt daher in ihren Abhandlungen 
in der Hauptsache Probleme zur Sprache, die mit der Rechtsreform zusammen- 
hängen. Als weiterer Beitrag für die Rechtswissenschaft erscheint die Schriften- 
reihe der Akademie, eine Folge von Abhandlungen prominenter Gelehrter über 
Themen von besonderer Bedeutung oder Aktualität. Die vierteljährlich heraus- 
gegebenen Arbeitsberichte der Akademie gewähren Überblick über den Gang 
und die Ergebnisse der einzelnen Ausschußberatungen. Zum Ende jeden Jahres 
gibt die Akademie sodann in ihrem Jahrbuch durch Berichte und Artikel der 
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Ausschußvorsitzenden einen Gesamtrechenschaftsbericht über das verflossene 
Arbeitsjahr. 


Das Haus des Deutschen Rechts 


Abschließend mag noch des großzügigen Planes gedacht werden, den der 
Führer den deutschen Rechtswahrern und der Hauptstadt der Bewegung zum 
Geschenke macht. Es handelt sich um die Errichtung des Hauses des Deut- 
schen Rechts in München. Dort soll ein Zentralpunkt der gesamten deutschen 
Rechtakultur erwachsen. Am 24. Oktober 1936, anlüßlich der dritten Jahres- 
tagung der Akademie, fand in München die feierliche Grundsteinlegung zum 
Haus des Deutschen Rechts statt. In diesem Gebäude wird im Rahmen einer 
würdigen äußeren Ausgestaltung eine Forschungs- und Bildungsstätte erstehen, 
in der die künftigen Führer des deutschen Rechtslebens ilıre letzte wissenschaft- 
liche Ausbildung erfahren sollen. Arbeitsplätze stehen für in- und ausländische 
Gelehrte zur Verfügung, die hier ihrer Forschungsarbeit mit Hilfe einer das 
gesamte Recht umfassenden Bibliothek nachgehen können. 


XX. 


Der Aufbau des deutschen Sports 


Die tadellose Organisation der Olympischen Spiele 1936 und die von den 
deutschen Mannschaften bei dieser gewaltigen Veranstaltung erreichten glück- 
lichen Resultate haben mit Recht die Aufmerksamkeit der Weltmeinung auf 
den deutschen Sport gelenkt. 

Als Adolf Hitler im Jahre 1933 dem Reichssportführer von Tsechammer und 
Osten die Leitung der deutschen Leibesübungen übertrug, fand dieser einen 
Zustand vor, der verheerende Folgen gezeitigt hatte: auf der einen Seite ein 
sportfreudiges Volk, auf der anderen Seite eine bürokratische Organisation, 
die außerstande war, dem Drang des Volkes nach körperlicher Ausarbeitung 
die notwendigen Voraussetzungen zu geben. Sie hatte sich in hundertjähriger 
Entwicklung aus einer Führung von Turnern geformt; diese maß sich selbst 
höheren Wert bei, als dem sportlichen Leben, das zu leiten, zu unterstützen 
und zu fördern sie berufen gewesen wäre. Viele hielten zunächst die vollkommene 
Neuorganisation der deutschen Leibesübungen für überflüssig. 

Seit dem Ausgange des 19. Jahrhunderts stellten die deutschen Leibes- 
übungen nicht mehr die Einheit dar, die sie ursprünglich als Volkssitte be- 
sessen hatten. Sie bildeten eine Vielheit von bestimmten Formen, von denen 
jede für sich eine neue und selbständige Einheit zu werden strebte. Organi- 
sationsmannigfaltigkeit herrschte an Stelle einer einheitlichen und nur in sich 
gegliederten zentralen Organisation. Jedes einzelne Gebiet gab sich auch in 
organisatorischer Hinsicht selbständige Gestalt. Die volkstümlichen Übungen 
des Laufens, Springens, Werfens z. B. waren in selbständigen örtlichen Ver- 
einigungen zusammengefaßt, die sich entsprechend der politischen Gliederung 
des Deutschen Reiches in den einzelnen deutschen Ländern zu Landesverbänden 
zusammenfanden. Diese bildeten einen einheitlichen Reichsverband. Fußball, 
Hockey, Golf, Handball, Kegeln, Billard, Wassersport, Schwimmen, Rudern, 
Paddeln, Wandern, Bergsteigen, Fechten, Boxen, Ringen: alle Übungen, die der 
Nationalsozialismus in ihrer Vielfalt als Einheit einer volkstümlichen Lebens- 
form begreift, hatten sich — nach deutschen Ländern verschieden — zu selb- 
ständigen Organisationen entwickelt. 

Es ist keine leichte Rechenaufgabe, die Summe dieser selbständigen sport- 
lichen ,„Dynastien“ aus der Anzahl der möglichen Arten der Leibesübungen 
multipliziert mit der Anzahl der ehemaligen deutschen Länder zu finden. Wenn 
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crotz allem der Begriff „deutsche Leibesübungen“ nicht nur Name, sondern 
lebensvolle Wirklichkeit war, lag es nicht an den Spitzen dieser Organisationen, 
sondern an der ursprünglichen Kraft der Leibesübungen selber. 

Schon gegen Ausgang des großen Krieges mehrten sich die Stimmen, die 
der Organisation der deutschen Leibesübungen das Ende voraussagten; ja, 
es regten sich schon an vielen Orten Kräfte, die aus der Einheit des Lebens in 
den Leibesübungen auch die Einheit der Organisation entwickeln wollten. 
Es gelang, aus der Vielheit der Verbände einen Spitzenverband zu schaffen. 


Der Deutsche Reichsausschuß für Leibesübungen 


Der Wunsch nach einem geschlossenen Bund führte nicht zu vollkommenem 
Erfolg, aber wenigstens zu einer Vorform, welche die Einheit des Reichsbundes 
für Leibesübungen anbahnte, Der Deutsche Reichsausschuß für Leibes- 
übungen faßte alle deutschen Leibesübungen treibenden Verbände zusammen. 
F.s gelang ihm, nach und nach die Autorität eines zentralen Amtes für Leibes- 
übungen zu erringen. Das Heer, die Schule und die Gemeinde nahmen iminer 
größeres Interesse am Reichsausschuß für Leibesübungen, unterstützten seine 
amtliche Arbeit und gaben ihm ein bedeutendes Gewicht im kulturellen wie im 
staatlichen Leben. 

Wenn die Welt die Deutschen für würdig erachtet hat, das Fest der Olym- 
pischen Spiele in ihrem Lande zu feiern, ist es nicht zuletzt ein Verdienst des 
unermüdlichen, überverbandlichen Reichsausschusses für Leibesübungen ge- 
wesen. 

Diese Form konnte aber den Deutschen beim Aufbau des neuen Staates 
nicht genügen. Die Grundsätze einer Leibeserziehung im national»ozialistischem 
Sinn verlangen eine straff gegliederte einheitliche Organisation, die dem nach- 
drängenden Leben die Voraussetzungen zur Entfaltung schaffen muß. 

Der Reichsausschuß für Leibesübungen vermochte in den einzelnen Ver- 
bänden für Leibesübungen eine gleiche Auffassung vom Wesen dieser Er- 
ziehungsform nicht durchzusetzen. Das Turnen, der Sport und die Gymnastik 
bildeten nicht nur bestimmte Gattungen von Leibesübungen, sie bedeuteten 
in Deutschland zugleich bestimmte Gesinnungen und erzieherische Bestrebungen. 
So war die Deutsche Turuerschaft die größte Einzelorganisation mit etwa 
13000 Vereinen und mehr als 1,6 Millionen Mitgliedern, eine erzicherische Ein- 
heit. Ihre Grundsätze, man könnte sagen ihre Weltanschauung, unterschieden 
sich grundsätzlich von der Auffassung der Sportverbände. 

Auch die Trennung des religiösen Bekenntnisses in Deutschland blieb für die 
Leibesübungen nicht ohne Folgen. Nach dem großen Kriege hatten die kon- 
fessionellen Sportverbände, deren wichtigste die katholische Deutsche Ju- 
gendkraft und der evangelische Verband Eichenkreuz waren, beinahe 
eine Million junger Deutscher zusammengefaßt. Die Zahl der selbständigen Ver- 
bände der Leibesübungen mag 300 erreicht haben. Die Menge der in allen diesen 
Verbänden organisierten Deutschen, sechs Millionen, zeigt die Stärke der Ver- 
bände, die unsinnige Vergeudung von Kraft und Geld und deren Zersplitterung. 
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Wieviel größer hätte die Leistung der deutschen Leibesübungen für die Hebung 
der Volksgesundheit, für die körperliche Ertüchtigung und damit für das Wohl 
der ganzen Menschheit sein können, wenn diese vielen Säulen zu einem einzigen 
Bau der Kraft zusammengefaßt worden wären! 

Es ist daher nicht, wie so oft im Auslande behauptet wurde, dem „lächerlichen 
Willen eines sinnlosen Zentralisierens‘“ zu danken gewesen, wenn 1933 
die Organisation der Leibesübungen grundsätzliche Änderungen erfuhr, sondern 
der ernsten Sorge des Nationalsozialismus um den Bestand des deutschen 
Volkes, um die Erhaltung eines kulturellen Wertes und um die Befriedung der 
politischen, konfessionellen und wirtschaftlichen Streitigkeiten. 


Der Deutsche Reichsbund für Leibesübungen 


Die ersten Maßnahmen zur Neuordnung galten der Auflösung der bestehen- 
den Verbände und der Einführung ihrer Mitglieder in das nationalsozialistische 
Deutschland. Die Zusammenfassung aller Verbände von gleicher Sportart und 
ihre Vereinigung in einem Reichssportführerring besaßen nur vorbereitenden 
Wert. Unermüdliche Arbeit bereitete den Boden geistig für die weitere Zu- 
sammenfassung ohne Schädigung des sportlichen Betriebes vor. Schon ein 
Jahr nach der nationalsozialistischen Revolution konnten, unter Aufrecht- 
erhaltung, ja, unter Steigerung der internationalen Beziehungen, die ersten 
Maßnahmen zur Zusammenfassung aller deutschen Turn- und Sportverbände 
in einem einheitlichen Deutschen Reichsbund für Leibesübungen g* 
troffen werden. 

Die freudige Zustimmung der Mitglieder der Verbände wie des ganzen deut- 
schen Volkes gestattete dem Reichssportführer schon zu Pfingsten 1935 auf 
der 75-Jahrfeier der Deutschen Turnerschaft in Coburg das auszusprechen. 
was die Turner und Sportler aus ihrer nationalsozialistischen Einstellung a® 
notwendige Folge der Lebensneuformung im Reiche auch für die Leibesübungt? 
erwarteten. Der Führerschaft des größten deutschen Sportverbandes, der 
Deutschen Turnerschaft, gebührt das Verdienst, freiwillig den Verband auf- 
gelöst und die beinahe zwei Millionen deutscher Turner dem Deutschen Reichs 
bund für Leibesübungen als erste zugeführt zu haben. 


Der Deutsche Reichsbund für Leibesübungen hat zwar die Verbände, aber 
nicht die Zellen des turnerischen und sportlichen Lebens vernichtet, in dene? 
vor allem die Praxis der deutschen Leibesübungen gepflegt wird. Ihre Gesamt- 
heit — nach der ersten durchgeführten Bestanderhebung sind es rund 49000 Ver- 
eine — ist im Reichsbund für Leibesübungen unangetastet und unverändert 
vereinigt worden. Welche Kraft diese Vereinigung heute schon entfalten kan, 
haben die Olympischen Spiele von Berlin bewiesen. 

Die Menge von 49000 Vereinen sollte nicht zentral von Berlin aus regiert 
werden. Das wäre technisch unmöglich und sachlich wie politisch gleich tdricht. 
Die landschaftlichen Verschiedenheiten, die Gliederung des deutschen Volkes 
in Stämme, verlangen eine Teilung dieser Lebenseinheiten, die man Gau® 
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sich in eine Anzahl von Kreisen, die als Mittler zwischen der Gauführung und 
den Vereinsführungen wirken und so die lebendige Verbindung eines Vereins 
mit der sportlichen Führung des Reiches aufrecht erhalten. Alle Einzelbe- 
stimmungen der Organisation — sportlich, erzieherisch und wirtschaftlich — 
schließen sich an diese klare Gliederung: Reichs-, Gau-, Kreis-, Vereinsführung 
an. 

Die Aufgabe, welche die Organisation einer deutschen Leibeserziehung zu 
erfüllen hat, ist geschickt gelöst worden: diejenige Organisation gilt als die 
beste, deren Arbeit man am allerwenigsten spürt. Man soll das freudige Leben 
auf den Turn- und Sportplätzen sehen und sich von ihm erfassen lassen, aber 
nichts von den Anstrengungen und Mühen merken, die vorausgehen müssen, 
um dieses Leben zu entfalten. 

Die organisatorische Arbeit im Deutschen Reichsbund für Leibesübungen 
ist riesengroß; sie wird in aller Stille und Bescheidenheit ihr Ziel erreichen, 
ohne daß die Gefahr einer neuen „LHlierarchie sportlichen Beamtentums“ be- 
stünde. Aber eins wird von den Organisatoren verlangt: sie müssen in unmittel- 
barer Verbindung mit dem Leben selber bleiben. Aus diesem Grunde ist das 
Haus des deutschen Sports auf dem Reichssportfeld erbaut worden. Es 
beherbergt die Zentrale der Führung und Organisation. In der Umgebung des 
Hauses liegen die Hallen und Plätze, auf denen sich das turnerische und »port- 
liche Leben der Reichshauptstadt entwickelt, 

Jeder, dessen Aufgabe es ist, organisatorisch und verwaltend zu wirken, kann 
von seinem Fenster aus die Leibesübungen beobachten. Er kann sich nicht 
mehr, wie früher, der Wirklichkeit deutscher Leibesertüchtigung entzichen; 
sie ist ihm innerlich wie räumlich nah. Dieses räumliche Nahesein ist nicht zu 
unterschätzen: es zeitigt aegensreiche Wirkungen. Der „Organisationsbeamte“ 
muß das Leben sehen, soll aber vom sportlichen Leben in seiner Eigenschaft 
als Beamter nur wenig gesehen werden. 

Auf dem Reichssportfeld, in der Reichsakademie für Leibesübungen, 
wird auch der neue Typ des deutschen Turnichrers geschaffen. Er ist der Statt- 
halter des Staates in seinem Aufgabenbereich. Gerade hier hat der national- 
sozialistische Staat viel angestrebt, da er klar erkannte, daß nur eine starke 
Jugend auch ein starkes Geschlecht von Männern bringt. In Zukunft werden 
in Deutschland die Turnlichrer der Volks-, Berufs-, höheren und Hochschulen 
in gleicher Front stehen, denn der Staat beginnt nicht erst beim Jüngling oder 
Erwachsenen, sondern fordert bereits im Knabenalter eine Erziehung, die 
nach dem Leben des Staates orientiert ist. Die Turnlehrer sind die baranten 
der männlichen Kraft, die durch eine Erziehung vom Leibe her begründet und 
immer wieder erprobt wird. 


Seit der Machtübernahme steht neben der staatlich angeordneten die frei- 
willige Erzichung des Nachwuchses innerhalb der Partei und ihrer Gliederungen: 
des deutschen Jungvolka, der Hitler- Jugend, der SA., SS. und PO. 

In diesen Rahmen grhört auch der Freiwillige Arbeitsdienst, der nicht als 
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militärische Einrichtung, sondern als eine harte Schule geschaffen wurde, in 
der jeder Deutsche, vor allem der Geistesarbeiter, einmal sein Brot mit seiner 
Hände Arbeit verdienen muß. Der Arbeitsdienst ist, wie die Schule als staatlich 
erzieherische Einrichtung und die Partei als freiwillige Schöpfung des National- 
sozialismus, eine Schule des deutschen Sozialismus. Innerhalb der Parteiglie- 
derung wie des Arbeitsdienstes liegt der Akzent auf Erziehung, und zwar hier 
unter stärkster Betonung einer politischen Erziehung. Zur Erziehung gehört 
im Dritten Reich politische Schulung, die einem jeden Deutschen die Grund- 
lagen der nationalsozialistischen Weltanschauung klarmacht; ihr wird eine 
harte Zucht und Schule des Leibes gleichgeordnet. 

Im neuen Deutschland darf die Leibeserziehung niemals unterbrochen 
werden, wenn nicht die Erziehung als Ganzes in Frage gestellt werden soll. 
Die Leibeserziehung der Schule wie die Leibeserziehung der Partei und des 
Arbeitsdienstes sind so geplant, daß sie einander in jeder Hinsicht ergänzen. 
Sie sind Mittel zum Zweck und geben die Voraussetzungen für eine soldatische 
Erziehung des deutschen Mannes, die ihren Abschluß durch die Wehraus- 
bildung in der Armee findet. Tritt auch hier die Leibeserziehung hinter mili- 
tärischen Aufgaben zurück, so weiß die Heeresleitung genau, daß der junge 
Rekrut ein möglichst guter Sportsmann sein sollte. Die körperliche Gewandt- 
heit bildet die sichere Grundlage für die militärische Ausbildung. 

Die deutsche Wehrmacht unterschätzt die Leibeserziehung innerhalb des 
militärischen Dienstes nicht. Ihre Sportvorschrift berücksichtigt auch die 
Leibeserziehung, die sich selbstverständhich nicht mit allen Leibesübungen 
befassen kann, aber die Arten auswählt, welche am besten jeden Soldaten be- 
weglich und zäh, gewandt und schnell erhalten. 

Der Reichssportführer hat Abkommen zwischen dem Reichsbund für Leibes- 
übungen und der nationalsozialistischen Partei mit ihren Untergliederungen, 
vor allem der Hitler-Jugend und dem Arbeitsdienst sowie der deutschen Wehr- 
macht getroffen, um eine Zusammenarbeit für alle Zeiten zu sichern. Ebenso 
besteht eine Mitwirkung der deutschen Schulen und ihrer Lehrer innerhalb 
des Reichsbundes für Leibesübungen, die diesem zugute kommt, da Lehrkräfte 
und Mitarbeiter zur Verfügung stehen. Auch die Schule, die immer wieder von 
der Vielgestalt des deutschen Sportes angeregt wird, gewinnt bei dieser Arbeit. 

So kann in Deutschland das ganze Volk freudig und aktiv an 
den Leibesübungen teilnehmen. 


Die Olympischen Spiele 


Kein überzeugenderer Beweis für Erfolge dieser Organisation läßt sich finden, 
als die von den deutschen Sportlern auf der XI. Olympiade im Jahre 1936 er- 
zielten Resultate. 

In den Winter- und Sommerspielen waren insgesamt 147 Gold-, 145 Silber- 
und 147 Bronzemedaillen zu erkämpfen, von denen 36, 29 und 30 an Deutsch- 
land fielen, und ihm den ersten Platz in der Siegerliste sicherten. Die USA. er- 
rangen mit 25, 20 und 15 Medaillen den zweiten, die Ungarn mit 10, lund 6 Me- 
daillen den dritten Platz. Außerdem gewann Deutschland im Olympischen 
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Kunstwettbewerb 5 goldene, 5 silberne und 2 bronzene Medaillen, so daß es 
auch hier an der Spitze der Nationen stand. Von 129 Veranstaltungen dieser 
gigantischen Spiele waren die deutschen Kämpfer in 33 Fällen die Sieger, 26 mal 
Zweite und 30mal Dritte. In 89 von 129 Fällen war die deutsche Beteiligung 
erfolgreich. 

Deutschland hat damit in dem gewaltigen Ringen zwischen den dreiund- 
fünfzig Völkern, die um die Ehre stritten, einen der ihren auf dem Siegespodest 
zu schen, am besten abgeschnitten. Sein Erfolg ist in der Geschichte der modernen 
olympischen Spiele nur von den Erfolgen Amerikas 1932 in Los Angeles mit 
46 goldenen, 37 silbernen und 31 bronzenen Medaillen übertroffen worden. 
Damals erkämpften die Deutschen sich nur 3 goldene, 13 silberne und 4 bronzene 
Medaillen; das zeigt die großen auf dem Gebiete der Leibesübungen während 
der letzten 4 Jahre gemachten Fortschritte. 

Natürlich ziehen die Kämpfer eines Gastlandes Vorteile aus der Vertrautheit 
mit dem heimischen Klima, aus der genauen Kenntnis der Kampfstätten und 
der moralischen Unterstützung, welche ihnen die vorwiegend aus Volksgenosaen 
bestehenden Zuschauer zuteil werden lassen. Aber dieser Umstand vermag 
allein nicht die gewaltigen Erfolge in ihrer ganzen Größe zu erklären, zumal diese 
von einer Generation von Sportlern errungen wurden, die zum größten Teil 
unter den Leiden der Kriegszeit aufgewachsen ist und zahlenmäßig schrachwachen 
Jahrgängen angehört. 

Im kämpferischen Erfolg liegt zwar das einzige Ziel, aber nicht der einzige 
Sinn des Sportes: der menschliche Erfolg ist nicht weniger gering und er- 
freulich gewesen. Die Gäste aus allen Ländern der Erde fühlten sich in Berlin 
wie in Kiel und in Garmisch-Partenkirchen wirklich wie zu Hause. Sie be- 
wunderten die Vollendung der Spiele, der Kampfstätten sowie der vorbild- 
lichen Organiration; sie freuten sich über den dramatischen Verlauf der Ereig- 
nisse und auch an dem herrlichen sportlichen Geist, für den immer der Gast- 
geber verantwortlich ist. Olympialand zu sein, ist eine Auszeichnung. Deutsch- 
land hat bewiesen, daß es dies wohl verstanden hat. Adolf Hitler gab durch 
seine Anteilnahme an den Geschehnissen auf allen Kampfrtätten ein Beispiel 
für die starke Verbundenheit des deutschen Volks mit dem Sport. 

Die gesamte aurlündische Presse hat die mustergültige Vorbereitung der 
Spiele anerkannt. In der sporttechnischen Organisation, in den großartigen 
Bauten, in der großzügigen Abwicklung des Verkehrs, in den polizeilichen und 
allen anderen Maßnahmen. Die Ergebnisse der Olympiade haben ferner zweifel- 
los dazu beigetragen, einige Vorurteile über die Zustände in Deutschland zu 
beseitigen. Wie die Menschen am Wilhelmplatz Stunden um Stunden auf die 
Abfuhrt des Führers warteten, wie Hunderttausende, die nicht einmal Zaun- 
güste scin konnten, doch nicht müde wurden, in der Prachtstraße das große 
Fest mitzuerleben, oder wie die 50000 Spaliermänner der SA., SS. und NSKK. 
ihren freiwilligen Dienst leisteten: dies sind kleine Züge, die den ausländischen 
Gärten das Bild des neuen Deutschlands vermittelten. 

Die Olympischen Spiele 1936 stellten daher eine Brücke der Freundschaft 
zu den anderen Völkern dar (riche Abb. 149 bis 153). 
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„Was uns vor so vielen Jahren als eine visionäre Planung vorschwebte, geht 
nun in Erfüllung: die internationalen Olympischen Spiele, deren großartige 
Feier wir erst vor wenigen Wochen in Berlin erlebten, erhalten für unser Volk 
eine ebenso tiefinnere wie gewaltige und fortwährende Gestaltung. Was ist doch 
aus den kümmerlichen Parteitagen der Vergangenheit und unserer Gegner nun 
geworden! Die große Heerschau einer Nation auf politischem, militärischem, 
geistigem, kulturellem und wirtschaftlichem Gebiet. Und in eben dem Aus- 
maß, in dem die herrlichen Anlagen des Reichsparteitagsfeldes in 
Nürnberg wachsen und der Vollendung entgegengehen, wird der 
körperliche Wettkampf angegliedert werden. Ein neues Olympia, 
wenn auch in modernen Formen und unter anderem Namen!“ 

Der Reichsparteitag 1936 neigte sich dem Ende zu. Der Führer hielt dort auf 
dem Kongreß die Schlußrede. Mit dem oben angeführten Abschnitt beginnt 
diese. Alle mögen darüber erstaunt gewesen sein, daß in einer politischen 
Rede die körperliche Ertüchtigung in kulturgestaltendem Sinne Erwäh- 
nung fand. Welch neues Werk soll und wird aus dieser Ankündigung ent- 
stehen ? 

Die nationalsozialistische Weltanschauungslehre erkennt den Zweck der 
Existenz des Staates in der Erhaltung des Volkstums. Die nationalen Wett- 
kämpfe der alten Griechen, insbesondere die Olympischen Spiele, waren auch 
Träger des völkischen Gedankens. Das Volksempfinden war ein wertvoller Be- 
standteil der Olympischen Feiern in der Antike. So hat auch Adolf Hitler diesen 
Gedanken wieder aufgenommen und die Leibeserziehung nach dem völkischen 
Grundsatz im Gesamtleben des Volkes auf einen wichtigen Platz gestellt. Er 
hat der körperlichen Ertüchtigung ein höchstes Fest gegeben: den Reichs- 
parteitag. Durch sie wird dieser Festtag zum deutschen Olympia erhoben. 

Am 27. November 1936 gibt der Führer durch eine Verfügung den Befehl 
zur Tat und legt damit den Grundstein zu einem Werk von geschichtlicher 
Bedeutung. „Im Verfolg meiner Proklamation beim Reichspartei- 
tag der Ehre schaffe ich hiermit für die künftigen Reichspartei- 
tage die nationalsozialistischen Kampfspiele. Träger dieser Kampf- 
spiele in Vorbereitung und Durchführung ist die SA. Die erforder- 
lichen Ausführungsbestimmungen erlasse ich nach den Vorschlä- 
gen des Stabschefs der SA.“ 

Die NS.-Kampfspiele werden so wie die anderen großen Veranstaltungen der 
Reichsparteitage der Ausdruck eines im Nationalsozialismus wurzelnden neuen 
Lebens- und Gestaltungswillens sein. Während in den gewaltigen Kongreßhallen 
der Stadt Nürnberg die geistige Elite der Nation ihr Olympia feiert und Zeugnis 
von den Leistungen des vergangenen Jahres ablegt, werden künftig in einem 
riesigen Stadion die kämpferischen Kräfte der Nation zu Wettkämpfen sportlicher 
und wehrsportlicher Art antreten, um mit ständig wachsenden Anforderungen 
sich immer wieder auf dem Gebiete der körperlichen Ertüchtigung zu Höchst- 
leistungen emporzuschwingen. Damit tritt zu dem geistigen und kulturellen 


Leben der Reichsparteitage die Offenbarung der körperlichen Kraft, die alljähr- 
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lich bei den NS.-Kampfspielen ihren höchsten Ausdruck finden wird. Wie 
Olympia die heilige Stadt der antiken nationalen Kampfspiele wurde, war und 
bis heute geblieben ist, so soll die Stadt der Reichsparteitage ein neues heiliges 
Feuer übernehmen: das Feuer eines deutschen Olympia. 


Die nationalen Kampfspiele im alten Griechenland waren religiöse Feste. 
Wenn der junge Hellene den Leib übte, stählte und im Wettkampf bewährte, 
so ehrte er damit die Gößter. F.benso soll nach nationalsozialistischer Au ffassung 
der junge Deutsche das Werk des Schöpfers ehren und bewahren, wenn er 
seinen Leib übt und pflegt und erzicht. Er hat nicht nur den persönlichen 
Gewinn davon, sondern dient zugleich seiner Rasse sowie seinem Volk und 
Vaterland. So wird der Glaube an den Ewigkeitswert des vollkommenen 
Menschen für die Deutschen zu einer Art Religion. Aus dieser Tiefe heraus 
sollen die NS.-Kampfspiele ein echtes deutsches Olympia werden. 


„Durch die Proklamation Adolf Hitlers — sagte mir ein begeisterter SA.-Führer — 
erhalten die NS.-Kampfrpiele ihre hohe Bedeutung. In ihnen soll sich der nationale 
und kulturelle Gedanke mit neuem, frischem und urdeutschem Leben erfüllen. Sie 
sollen eine Auslese der Tüchtigsten durch den Wettkampf ermöglichen. Sie sollen 
an der Art und dem Volksbewußtaein der Deutschen festhalten. Im Sinne der Volks- 
gemeinschaft und Volksverbundenheit sollen die NS.-Kampfrpiele alle Männer ver- 
einen, die deutsch fühlen und denken und ihr Herz für die Pflege und Erhaltung 
des Volkstums einsetzen. 

Als Träger dieser Kampfspiele hat der Führer die SA. bestimmt. Die SA. war stets 
fanatische Bekennerin der nationalsozialistischen Idee. Sie ist auf dem Gebiete der 
körperlichen Ertüchtigung und in der Auffassung der Leibeserziehung richtunggebend 
und mit gutem Beispiel vorangegangen. Durch die weltanschauliche Schulung der SA. 
wird diese Leibeserzichung und Ertüchtigung erst ihrem wahren Sinn und Zweck 
zugeführt. Damit ist die Lröße der Aufgabe für die SA. klar gekennzeichnet. Aus 
dem Geist und dem Gestaltungswillen der braunen Batuillone sollen sich erst die 
endgültigen Formen für die Durchführung der NS.-Kampfspiele ergeben. Dann werden 
diese vielleicht eine immer größere Feier der Nation bedeuten.“ 


Nach kürzlicher Meldung wird das Deutsche Stadion in Nürnberg 
305000 Zuschauern Platz bieten. Der Innenraum soll 445 x 625 Meter mit 
einer Rasenfläche von 383 x 150 Metern messen. Im Gegensatz zum Olympia- 
stadion in Berlin erhält das Nürnberger Stadion einen hufeisenförmigen 
Grundriß. Dadurch wird eine größere maßstäbliche Wirkung erzielt und der 
Blick auch auf die angrenzenden Bauten ermöglicht. 


Also die gewaltigste Arena, die jemals ein Volk für die Ausbildung seiner 
körperlichen Kraft und Schönheit errichtet hat!... 
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Schlußwort 


Hoffentlich hat der Leser den Eindruck gewonnen, daß ich ihm ein getreues 
Bild vom neuen Deutschland und seinen Leistungen auf den verschiedenen 
Gebieten des öffentlichen Lebens gegeben, die Gründe der inneren Politik klar 
auseinandergesetzt und die Richtlinien der äußeren Politik entwickelt habe. 
Alle diese Fragen begegnen im Ausland vielen Vorurteilen, deren Grund in der 
mangelnden Kenntnis von den Menschen und Dingen des Dritten Reiches liegt. 

Dieses Bild hätte sich durch Anführung verschiedener, nicht so wesent- 
licher Einrichtungen leicht noch vervollständigen lassen, aber ich habe davon 
Abstand genommen, da ich die Aufmerksamkeit des Lesers nicht durch allzu- 
viele Einzelheiten von den Hauptlinien des Werkes Adolf Hitlers und seiner 
Mitarbeiter ablenken wollte. 


Deutschland unter Hitlers Führung 


Diejenigen, die hier ein neues Deutschland mit imperialistischer Politik erwar- 
teten, der sich alles nur zu dem Zweck unterordnen muß, um die notwendige 
Militärmacht zu errichten, werden natürlich enttäuscht sein. Das Dritte Reich 
mußte sich wegen seiner geographischen und politischen Lage zur Verteidigung 
seiner Grenzen ein Heer, eine Marine, eine Luftflotte schaffen, die einer Groß- 
macht würdig sind. Es mußte den Zustand völlig einseitiger Abrüstung beseitigen, 
der allein eine Gefahr für den europäischen Frieden darstellt. Aber neben dieser 
Militärpolitik sind alle anderen Felder der Regierungstätigkeit mit größtem 
Eifer in Angriff genommen worden und die hier erzielten Erfolge ebenso be- 
deutend; das gilt besonders von den Gebieten, die mit dem Grundsatz der 
Volksgemeinschaft unmittelbar zusammenhängen, wie Sozial- und Erziehungs- 
politik, Volkswohlfahrt usw. Sie bedeuten den wahren Sozialismus der Tat. 

Um diese Erfolge zu erzielen, hat man neue Wege eingeschlagen. Nicht 
Verlangen und Wunsch nach Neuerungen lenkten die Schritte, sondern die 
besonderen Bedingungen, denen sich Deutschland infolge der trostlosen Nach- 
kriegszeit gegenüber sah. Die nötigen Reserven an Gold fehlten, der Boden ist 
nur bis zu cinem gewissen Ausmaß fruchtbar, dagegen die Bevölkerung äußerst 
dicht; Kolonien, die den anderen die Möglichkeiten der Ausbreitung, der Er- 
nährung und der Gewinnung von Industrierohstoffen boten, waren Deutschland 
versagt. 
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Die Versprechungen Adolf Hitlers vom 2. Februar 1933 zeigten sich schon 
im Sommer des vorigen Jahres vollständig erfüllt: Deutschland war 
bereits auf dem Reichsparteitag 1936 ein einiger einheitlicher Staat geworden 
und seine Gleichberechtigung gegenüber den anderen Großmächten ebenso wie 
seine Militärmacht wiederhergestellt, Arbeitslosigkeit bestand nicht mehr. Seine 
Wirtschaft befand sich gesundet auf dem Wege eines großartigen Aufschwungs, 
seine Kultur hatte wieder ihren nationalen Charakter erhalten, Politik und 
Verwaltung wurden nach neuen Grundsätzen geführt. So konnte der Führer 
das Programm eines zweiten Vierjahresplanes verkünden, der das deutsche 
Volk die Unabhängigkeit vom Ausland in Ernährung und Wirtschaft bringen 
soll. 


Bei dem Werke dieser ersten vier Jahre tritt die vollständige Wandlung der 
geistigen Haltung, die tiefgehende Erneuerung der deutschen Seele am auf- 
falligsten in Erscheinung. Das Gefühl von Mutlosigkeit, das die letzten Jahre 
der Weimarer Republik charakterisierte, ist verschwunden und neue Hoffnung 
eingezogen; neues, starkes Vertrauen in die Zukunft erfüllt die Menschen. Die 
suggestive Kraft Hitlers als Persönlichkeit und Redner hat das deutsche Volk 
erobert und bezaubert, hat sein Herz gewonnen, noch ehe es ihn ganz mit 
dem Verstande begreifen konnte. „Wir werden dir folgen, mein Führer, 
wohin auch immer du uns zugehen befiehlst“, oder „des Führers Wille, 
des Volkes Gesetz“ — so lauten die Inschriften, die bei jeder Volkskund- 
gebung die Türen der deutschen Häuser schmücken, „Durch Groß-Berlin 
marschieren wir, für Adolf Hitler sterben wir", so singt die SA., wenn 
sie durch die Straßen der Hauptstadt marschiert!... 

Sicher fehlt es in Deutschland nicht an Zweiflern, an Meckerern, an Leuten, 
die sich den neuen Idealen und Methoden noch nicht anpassen konnten; diese 
Unzufriedenen findet man beim Bürger, den die neue Sozialpolitik befremdet, 
beim Juden, der seine Geschäfte verloren hat, beim Großkaufmann, der wirt- 
schaftliche Autarkie fürchtet, beim kleinen „Politiker“, der glaubt, nicht mehr 
frei seine Meinung äußern zu können, beim „alten Professor‘, beim Junker usw. 
Aber man muß bedenken, daß man unmöglich eine Nation bis auf den Grund 
umbilden, ein Volk vollständig reorganisieren kann, ohne daß es Reibungen 
und Widerstände gibt. Man erneuert nicht eine Welt, ohne daß sich die Schwer- 
falligen gestört fühlen. Die Regierung ist ja erst kurze Zeit am Ruder. Aber 
jeder unparteiische Beobachter muß zugeben, daß ihre Grundlage unerschütter- 
lich ist, da sie auf dem einmütigen Vertrauen beruht, das dem Führer entgrgen- 
gebracht wird. ' 

Der Führer hat es verstanden, in der deutschen Seele die Vaterland-liebe, 
die Liebe zu „Blut und Boden“ wieder zu erwecken, welche dem natürlichen 
Lebensrecht entspringt. Deutschland hat im Laufe seiner Geschichte zwei 
Geistesrevolutionen erlebt, die ihm eine Bekehrung zum Gedanken der germani- 
schen Rasseneinheit gebracht haben, wie sie heute ihren Ausdruck in dem 
Satz: „Ein Volk, ein Reich“, findet: die Revolution Luthers und die Revolu- 


tion Hlitlers. Diese Einheit verlangt nun nicht notwendigerweise — und das ist 
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vom internationalen politischen Standpunkt aus sehr wichtig — die Eroberung 
aller von Deutschen bewohnten europäischen Gebiete, sondern fordert für diese 
Gebiete kulturelle Freiheit und Achtung vor den heiligen Rechten der Minder- 


heiten. 


Der Nationalismus Hitlers ist nicht aristokratisch, sondern volkstümlich, man 
könnte sagen „total“. Daher läßt er sich so gut mit der reinen sozialistischen 
Idee vereinbaren. „Als Nationalisten — sagt Dr. Goebbels — sind wir 


Sozialisten, und als Sozialisten sind wir Nationalisten.“ 


Das neue Deutschland setzt den Nationalismus von 191% keineswegs fort. 
Der Führer hat dessen großen Fehler erkannt, die imperialistischen Ziele, den 
reaktionären Charakter sowie den Kastengrist beseitigt und ihn in eine volks- 
tümliche Flamme verwandelt. Alle Klassen verbrüdern sich jetzt im Bewußt- 
sein ihrer Pflichten gegen das eigene Volk, aber auch in der Achtung vor fremden 
Nationen, und in der Abneigung, andere Völker zu germanisieren. 


Mit meinen Feststellungen über Adolf Hitlers Werk befinde ich mich in der 
guten Gesellschaft bedeutender Ausländer; sie gehören, was besonders erwäh- 
nenswert ist, Kreisen an, die aus Prinzip oder besonderen Gründen früher für 
das neue Deutschland und seine Regierung wenig Sympathie empfanden. 


Der ehemalige englische Premier Lloyd George, einer der Schöpfer des 
Vertrages von Versailles, der sicherlich nicht im Verdacht steht, deutschfreund- 
lich zu sein, hat im vorigen Sommer Deutschland einen Besuch abgestattet, 
ist zweimal mit dem Führer zusammengetroflen und berichtete im „Daily 
Express‘ über seine Eindrücke u. a. folgendes: 


„Ich habe jetzt den deutschen Führer und auch etwas von der großen Veränderung, 
die er herbeigeführt hat, gesehen. Was man auch von seinen Methoden denken mag — 
und sie sind sicherlich nicht die eines parlamentarischen Landes — es kann kein Zweifel 
bestehen, daß er eine wundervolle Umwandlung im Geiste der Deutschen, in ihrem 
Verhalten zueinander und in ihrer sozialen und wirtschaftlichen Einstellung erzielt 
hat. Mit Recht hat er in Nürnberg darauf Anspruch erhoben, daß seine Bewegung in 
vier Jahren ein neues Deutschland geschaffen hat. Es ist nicht das Deutschland 
der ersten zehn Nachkriegsjahre, gebrochen, niedergeschlagen und gebeugt vom Gefuhl 
der Sorge und Unfähigkeit. Deutschland ist jetzt voller Hoffnung und Vertrauen 
und mit einem neuen Gefühl der Entschlossenheit erfüllt, sein eigenes Leben ohne 
äußere Beeinflussung zu führen. Zum erstenmal seit dem Kriege ist ein allgemeines 
Gefühl der Sicherheit vorhanden. Das Volk ist freudiger. Im ganzen Lande herrscht 
ein größeres Gefühl’ allgemeiner geistiger Fröhlichkeit. Es ist ein glücklicheres 
Deutschland. 

Ich sah es überall. Engländer, die ich während meiner Reise traf und die Deutsch- 
land gut kannten, waren von der Veränderung schr beeindruckt. Ein Mann hat dieses 
Wunder vollbracht: er ist ein geborener Menschenführer, eine magnetische, dınami- 
sche Persönlichkeit mit einem einheitlichen Ziel, einem entschlossenen Willen und 
einem furchtlosen Herzen. 


Er ist nicht nur dem Namen nach, sondern tatsächlich der nationale Führer. 
Er hat das Volk gegen potentielle Feinde geschützt, von denen es umgeben war. br 
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sichert es auch gegen die dauernde Furcht vor dem Verhungern, die eine der nach- 
haltigsten Erinnerungen der letzten Kriegsjahre und der ersten Friedenrjahre war. 
In diesen dunklen Jahren starben über 7U0000 Menschen an Hunger. Die Tatsache, 
daß Hitler sein Land von der Furcht vor einer Wiederholung dieser Periode der Ver- 
zweiflung, Armut und Erniedrigung errettet hat, hat ihm eine unumatrittene Autontät 
im neuen Deutschland gegeben. Was seine Volkstümlichkeit besonders unter der 
Jugend betrifft, so kann darüber nicht der geringste Zweifel bestehen. 

Die Alten vertrauen ihm, die Jungen vergöttern ihn. Es ist nicht die Bewunderung, 
die einem volkstümlichen Führer zuteil wird, es ist die Verehrung eines National- 
helden, der sein Land von äußerster Verzweiflung und Erniedrigung gerettet hat. 

Hitler ist der George Washington von Deutschland, der Mann, der für sein Land 
die Unabhängigkeit von allen seinen Unterdrückern gewonnen hat. Für die Leute, 
die nicht tatsächlich gesehen und gefühlt haben, wie Hitler über die Herzen und 
Geister Deutschlands herrscht, mag diese Beschreibung übertrieben erscheinen. Dennoch 
ist sie die nackte Wahrheit. Dienes große Volk wird besser arbeiten, mehr opfern 
und, wenn notwendig, mit größter Entschlossenheit kämpfen, weil Hitler es dazu auf- 
fordert. Diejenigen, die diese grundlegende Tatsache nicht verstehen, können die 
gegenwärtiee Möglichkeit des neuen Deutschland nicht beurteilen. 

Andererseits können die l.eute, die sich einbilden, daß Deutschland zu seinem alten, 
imperialistischen Temperament zurückgekehrt sei, keinerlei Verständnis für den Cha- 
rakter der Veränderung haben. Die Idee, daß Deutschland Furopa mit einer Drohung 
einschüchtern könnte, duß seine unwiderstehliche Armee über die Grenzen marschieren 
könnte, spielt keine Rolle in der neuen Weltanschauung. 

Was Hitler in Nürnberg sagte, ist wahr: Die Deutschen werden bis zum Tode 
jeden Widerstand gegen den leisten, der in ihr l.and einfällt. Aber sie 
haben nicht mehr den Wunsch, selbst in irgendein Land einzumar- 
schieren. Die Führer des neuen Deutschlands wissen zu gut, daß Europa eine zu 
mächtige Angelegenheit ist, um überrannt und von irgendeiner einzelnen Nation, wie 
gewaltig auch ihre Rüstungen sein mögen, niedergetreten zu werden. Sie haben diese 
Lehre im Kriege gelernt. Hitler hat während des ganzen Krieges als Soldat gekämpft 
und weiß daher aus eigener Erfahrung, was der Krieg bedeutet. Die Errichtung einer 
deutschen Vorherrschaft in Europa, die das Ziel und der Traum des alten Vorkrieg»- 
militarismus war, ist nicht einmal am Horizont des Nationalsozialismus vorhanden.“ 


In der Oktobernummer der Monatzzeitschrift Nineteenth Century be- 
richtete im vorigen Jahr das englische Unterhausmitglied Sir Arnold Wilson, 
der seit der Machtergreifung Deutschland siebenmal besucht hatte, über seine 
Eindrücke vom Reichsparteitag in Nürnberg und nahm die Gelegenheit wahr, 
im einzelnen die Fortschritte des deutschen öffentlichen Lebens auf allen Ge- 
bieten zu schildern. Er sagte u.a.: 


„Die Gesundheitaziffern in Deutschland sind befriedigend. Die Kindersterblichkeit 
ist erheblich zurückgegangen. Sie liegt beträchtlich unter der englischen. Die Tuber- 
kulose und andere Krankheiten haben wesentlich abgenommen. Die %erichte haben 
noch nie so wenig zu tun gehabt, und die Gefangnisse sind niemals so Icer gewesen. 
Es int ein Vergnügen, die körperliche Ertüchtigung der deutschen Jugend zu be- 
obachten. Die Ärmaten sind berser gekleidet als früher. Ihre Gerichter legen Zeugnis 
ab von der prychologischen Änderung zum Beaseren. Der deutsche Binnenhandel erlebt 
eine Blüte, auch wenn man die Wiederaufrüstung unberücksichtigt läßt. Die Arbeits- 
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losigkeit ist auf einen außerhalb der Gefahrengrenze liegenden Standpunkt ge- 
sunken.““ 


Im weiteren Verlauf des Artikels spricht der Verfasser in Ausdrücken höchster 
Begeisterung über die Veranstaltungen des Nürnberger Parteitages, wo beson- 
ders der Aufmarsch des Arbeitsdienstes einen außerordentlichen Eindruck auf ihn 
gemacht habe. Die Gedenkfeier, an der der Arbeitsdienst teilgenommen habe, 
sei so einfach, 50 feierlich, innerlich so bewegend und so aufrichtig gewesen, daß 
sie manchen religiösen Ritus in den Schatten stelle. 


Sir Arnold Wilson übersetzt dann den Wortlaut des Textes der Sprechchöre 
und schreibt, daß er die ernsten Gesichter der Zuhörer, der Sänger und Sprecher 
beobachtet habe. Wenn dies Propaganda sei, dann sei das Propaganda für 
den Frieden. Ein solches Zeremoniell würde die Heiligen der Frühzeit mit 
Befriedigung erfüllt haben. 


Der Verfasser gibt dann seiner Überzeugung Ausdruck, daß diese Zeremonie. 
die durch den Rundfunk in jede Winkel Deutschlands getragen worden sei, 
die echte Stimmung der großen Mehrheit der Deutschen wiedergebe. Das sei 
ein Gefühlserlebnis, das fast an Ekstase grenze. 


Aus den vielen anderen günstigen Urteilen über die Politik Hitlers sei das 
Urteil eines französischen Journalisten mitgeteilt, das in der „Action frangaise“‘, 
dem Organ der heftigsten Chauvinisten, veröffentlicht wurde. Jacques Bainville 
schrieb hier gelegentlich des deutsch-polnischen Paktes: 


„Macht sich Hitler seine Politik ganz allein? Oder läßt er sich dabei von seinen 
Ratgebern beeinflussen ? Im Grunde ist es ziemlich gleichgültig; denn wer auf gute 
Ratschläge zu hören weiß, ist genau so gescheit, wie der Ratgeber selbst. 


Er ist sicher glücklich: alles ist ihm bisher gelungen, denn er überlegt bei aller 
Impulsivität ruhig und wägt richtig ab, und er macht seine äußere Politik mit der- 
selben kühnen Vorstellungskraft, wie die innere Politik, die ihn zum Führer Deutsch- 
lands gemacht hat. 


So ist er den anderen Regierungen immer voraus, die stets um einen 
Tag, um einen Gedanken zurück sind — hoffentlich nicht gegebenen- 
falls um eine Armee! ... Als man unsere Minister fragte, ob sie bereit wären, mit 
dem deutschen Regierungschef zu verhandeln, gaben sie eine Antwort, die kein aus- 
gesprochenes Nein bedeutete: auf jeden Fall sind wir bereit, aber in vollem Einver- 
neben mit unseren Verbündeten. Im selben Augenblick hatte Ilitler jedoch schon 
mit Polen seinen Nichtangriffspakt abgeschlossen. 

Das führende polnische Regierungsblatt schreibt: — Hitler ist der erste unter den 
deutschen Politikern, der es verstand, die richtige Sprache zu finden. Und Hitler 
seinerseits betont stets, daß jeder von ihm unterzeichnete Vertrag mehr Wert hat 
als der Vertrag von Locarno; denn Stresemann vertrat Parteien, die es übrigens heute 
nicht mehr gibt, der Führer aber vertritt ganz Deutschland, das mit 40 Mil- 
lionen Stimmen hinter ibm steht —*. 


Hat der Deutsche nun das gegenwärtige materielle und moralische Wohl- 
ergehen, das gestiegene Anschen vor der Welt, die erreichte Sicherstellung des 


— 327 — 


täglichen Brotes, der täglichen Arbeit im Dritten Reich mit dem Opfer seiner 
Gedanken- und Handelsfreiheit erkauft ? 


Man muß hier nach deutscher Auffassung zwischen den Begriffen „Freiheit“ 
und „allzugroßer Freiheit‘ unterscheiden. In Deutschland handelt es sich heute 
um die erstgenannte, die allerdings durch Verordnungen und die neue Welt- 
anschauung begrenzt wird, während die zweite, für die Zeit der Weimarer 
Republik charakteristisch, dem deutschen Volk ungewohnt erschien, da sie im 
Grunde seiner Natur nicht entspricht. Denn für den Deutschen ist charakte- 
ristisch eine disziplinierte Haltung, Gehorsam und Sinn für Ordnung; er bleibt 
so, ob er beim Militär oder im öffentlichen Leben steht. Dem unseligen Parti- 
kularismus, der die Hauptschuld am nationalen Unglück in den letzten Jahr- 
hunderten deutscher Geschichte trägt, zieht der Deutsche Organisation und 
Unterordnung vor, wenn er eine Persönlichkeit findet, die ihn führt und ihm 
zu befehlen weiß. Diese natürliche Veranlagung der deutschen Seele hat sich 
durch die schlechten Erfahrungen mit dem Parlament der Vor-Hitler-Zeit 
noch verstärkt. Es darf daher nicht Wunder nehmen, daß der Deutsche 
heute gern eine Regierung über sich sieht, die ihm zwar etwas von seiner 
persönlichen Bequemlichkeit und Freiheit nimmt, dafür aber das allgemeine 
Wohl verwirklicht und der deutschen Nation vor der Welt ihre Freiheit 
wiedergibt. 

Übrigens hat der Nationalsozialismus nie ein Geheimnis aus diesem seinem 
Grundsatz gemacht, ihn vielmehr klar und deutlich in den Worten: „Gemein- 
nutz geht vor Eigennutz‘ ausgesprochen, einem Satz, zu dem sich freimillig 
Millionen von Deutschen bekannten, als sie sich unter der Fahne der Hlitler- 
bewegung zusammenscharten. Denn man darf nicht vergessen, daß Hlitler die 
Macht nicht durch den Staatsstreich einer Minderheit erobert hat, sondern auf 
gesetzlichem Wege durch die Stimmen seiner Wähler und auf Grund eines 
klaren, bestimmten, während einer Zeit von 1% Jahren bis ins kleinste aus- 
grarbeiteten Programmes, aus dem jeder neue Anhanger der Bewegung schon 
von vornherein und ohne die Möglichkeit eines Mißverstandnisses erschen konnte, 
wie ein nationalsozialistisches Reich aussehen würde. Hitler hat es, wie ich ın 
diesem Buch öfter betonte, nicht versiumt, wiederholt die Volksmassen zu 
befragen, und immer wieder ihre Zustimmung zu seiner Politik und seinen 
Regierungsmethoden einzuholen. 


Für Völker, die an völlig andere politische Anschauungen gewöhnt, nach 
Rasse, Kultur und Temperament vom deutschen Volk ganz verschieden sind, 
bleibt eine solche Psychologie schwer verständlich, wie die ganze Bewegung, 
welche dieser unbekannte deutsche Soldat des Weltkrieges ins Leben gerufen 
hat. Aber hier muß man sich vor allem den oft zitierten Wahl-pruch Friedrichs 
des Großen vor Augen halten, daB man jeden nach seiner Facon selig 
werden lassen muß. Es irt weiter zu bedenken, daß, wenn sich ein Volk 
von 6% Millionen, von alter Kultur, von körperlichen und geistigen Kriften, 
mit einer solchen Regierung einverstanden erklart, diese seiner Natur als Aus- 
druck seiner Rasse entspricht. 
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Ruht nun in der nationalsozialistischen Lehre die Grundlage einer neuen 
Zeit? Es ist nicht der Zweck dieses Buches, für eine Lehre, der gegenüber ich 
nicht den klaren Blick des unparteiischen Beobachters verlieren will, Propaganda 
zu machen. Sie ist ja, wie man in Deutschland selbst sagt, keine „Export- 
ware“. Ich will nur die tatsächlich erzielten Erfolge Adolf Hitlers bekannt- 
geben. Stellt man aber diese Erfolge den Fehlschlägen anderer Regierungen 
gegenüber, vergleicht man die heutige Lage Deutschlands vom politischen, wirt- 
schaftlichen, sozialen und kulturellen Standpunkt aus mit der Situation anderer 
Länder, muß man sich allerdings fragen, ob diese Lehre nicht wirk)ich einen 
großen Schritt in die Zukunft bedeutet, ob nicht dagegen andere Regierung 
systeme Ideen und Methoden verkörpern, die unter dem unerbittlichen Gesetz 
der Zeit zum Untergang bestimmt sind. 

Auf diese Frage wird die Geschichte Antwort geben. 


Die neuen Probleme 

So gewaltig die Leistungen der nationalsozialistischen Regierung in diesen 
vier Jahren waren: ihrer harren noch große Probleme, die alle Kräfte und alles 
Können erfordern. Es sind dies Probleme, die wohl auch das Ausland angehen, 
aber vorwiegend die innerdeutschen Angelegenheiten betreffen. 

Auf internationalem Gebiet, neben den Fragen der europäischen Neuord- 
nung, steht in erster Linie der Bürgerkrieg in Spanien, an dem Deutsch- 
land sehr interessiert ist und zwar nicht nur als europäische Großmacht. Es 
sieht die Ereignisse auf der iberischen Halbinsel als einen Ausdruck jener 
Weltrevolution an, die Moskau sich als letztes Ziel gesetzt hat. In dem der 
Außenpolitik gewidmeten Kapitel habe ich die Gründe auseinandergesetz, 
die den Nationalsozialismus bestimmen, seine Haltung dem bolschewistischen 
Rußland gegenüber nicht zu ändern. Die Sorge des Reiches um die Entwicklung 
in Spanien und sein Interesse, dortselbst die Stabilisierung des Kommunismus 
zu verhindern, sind leicht verständlich. Ebenfalls wie Italien, wird Deutsch- 
land eine solche Lösung des Konfliktes nicht dulden. 

Ferner besteht das Kolonialproblem. Der Standpunkt des Neuen Deutsch 
land in dieser Frage geht sehr deutlich aus der Erklärung Hitlers auf dem Partei- 
tag in Nürnberg im September 1936 und aus seiner Reichstagsrede vom 3l. 
Januar 1937 hervor. Wir erinnern daran, daß Adolf Hitler bei der ersten dieser 
Kundgebungen in seiner Proklamation sagte: „Deutschland kann nicht 
auf die Lösung seiner kolonialen Forderungen verzichten. Da 
Lebensrecht des deutschen Volkes ist genau so groß wie die 
Rechte der anderen Nationen.“ Im Reichstag betonte der Kanzler, daß das 
deutsche Volk sich einst ein Kolonialreich aufgebaut hat, ohne irgend jemand 
zu berauben und ohne irgendeinen Vertrag zu verletzen. Und es tat dies ohne 
einen Krieg. Dieses Kolonialreich wurde Deutschland genommen. Die Be 
gründung, mit denen heute versucht wird, diese Wegnahme zu entschuldige?. 
sind nicht stichhaltig. Zum Schluß seiner Polemik mit den Gegnern der deutsche? 
Kolonisation sagte der Führer mit erhobener Stimme: „Die Forderung nach 
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Kolonien wird in unserem so dicht besiedelten Land als eine 
selbstverständliche sich immer wieder erheben.“ 


Mit anderen Worten: Deutschland verlangt die Rückgabe der Kolonien, die 
der Versailler Vertrag ihm genommen und an England, die Britischen Dominien, 
Frankreich und Japan gegeben hat. Die Klausel des IV. Vertragsteiles, die 
Deutschland seiner Überseebesitzungen beraubt, wird von der nationalsozia- 
listischen Regierung als ungerecht angesehen, da sie von der falschen Behauptung 
ausgeht, Deutschland sei unfähig und unwürdig, Kolonien zu verwalten. Diese 
Anschuldigung findet ihren Ausdruck in der von Clemenceau unterschriebenen 
Mantelnote vom 16. Juni 1919, die der Antwort der Alliierten und Assoziierten 
an den Präsidenten der deutschen Delegation beigefügt war. In dieser Note ist 
u.a. gesagt, die Müchte hätten sich von dem energischen Widerstand der Ein- 
geborenen, wieder von Deutschland regiert zu werden, überzeugt: auch mache 
die Geschichte der deutschen Herrschaft, der Tradition der deutschen Re- 
gierung und die Benutzung seiner Kolonien als Plünderungsbasis des Welt- 
handels es den genannten Müchten unmöglich, dem Reich die Kolonien wieder- 
zugeben und ihm die Verantwortung für die Zivilisation dieser Vülker anzu- 
vertrauen. 


Verschiedene, inzwischen in Deutschland erschienene Werke und vor allem 
das Buch: „Die koloniale Schuldlüge“ des ehemaligen Gouverneurs von Deutsch- 
Ostafrika, Dr. Schnee, haben mit Hilfe ausländischer Zeugen diese These der 
Unfähigkeit und Unwürdigkeit Deutschlands aufs schärfste bekämpft und 
widerlegt. Daher fordert Deutschland zurück, was nach seiner Auffassung ihm 
rechtmäßig zugehört und was es benötigt, teils, um seiner überschüssigen 
Bevölkerung einen Lebensraum zu geben, teils, um sich die für seine Industrie 
und seine Ernährung unentbehrlichen Rohstoffe zu verschaffen. 


Man versichert in Deutschland, daß die nationalsozialistische Kolonialpolitik 
kein imperialistisches Ziel im Auge habe. Das deutsch-britische Flottenab- 
kommen verhindert eine neue Rivalität zur Sce mit dem britischen Reich. 
Außerdem schließt der Rassengedanke des Hitlerprogramms jede Möglichkeit 
einer Bevölkerungspolitik in den Kolonien aus. Schließlich sieht man den Wider- 
stand der Welt gegen die Kolonialforderungen des Reiches als einen Rest des 
Versailler Geistes und als eine Diskriminierung zum Nachteil Deutschlands an. 


|Der zweite Vierjahresplan 


Auf innerdeutschen Gebiet ist als größte Aufgabe der zweite Vierjahres- 
plan zu nennen, der in engem Zusammenhang mit der außenpolitischen Frage 
der Kolonien steht. Es wurde vom Führer auf dem Reichzparteitag in Nürn- 
berg 1936 mit folgenden Worten angekündigt: 


„In vier Jahren muß Deutschland in allen jenen Stoffen vom Aus- 
land gänzlich unabhängig sein, die irgendwie durch die deutsche Fähig- 
keit, durch unsere Chemie und Maschinenindustrie sowie durch unseren 
Bergbau selbst beschafft werden können! 
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Der Neuaufbau dieser großen deutschen Rohstoffindustrie wird auch die nach 
Abschluß der Aufrüstung freiwerdenden Menschenmassen nationalökonomisch nützlıch 
beschäftigen. Wir hoffen, damit die nationale Produktion auf vielen Gebieten erneut 
steigern zu können, und zwar im inneren Kreislauf unserer Wirtschaft, um damit 
die aus unserem Export stammenden Eingänge in erster Linie für die Lebensmittel- 
versorgung bzw. für die Versorgung mit den uns dann noch fehlenden Rohstoffen zu 
reservieren. 

Die notwendigen Anordnungen zur Durchführung dieses gewaltigen deutschen Wirt- 
schaftsplanes habe ich soeben erlassen. Die Ausführung wird mit nationalsozialistischer 
Energie erfolgen.“ 


„Ich weiß — fügte der Führer hinzu, sich an seine nationalsozialistischen 
Hörer wendend —, daß dieses neue Programm eine gewaltige Aufgabe darstellt, 
allein sie ist wissenschaftlich bereits auf vielen Gebieten gelöst, die Produktions- 
methoden sind in Erprobung begriffen und zum Teil schon entschieden und 
festgelegt. Es wird daher nur eine Frage unserer Energie und Entschlossenheit 
sein, dieses Programm zu verwirklichen. Als Nationalsozialisten haben wir das 
Wort „unmöglich“ nie gekannt und wollen es daher auch in Zukunft nicht 
als eine Bereicherung unseres Wortschatzes aufnehmen. 

In vier Jahren werden wir der Nation über diese Riesenarbeit 
der Sicherung ihrer Ernährung und damit ihres Lebens und ihrer 
Unabhängigkeit wieder Rechenschaft ablegen.“ 

Durch Verordnung vom 18. Oktober 1936 wurde Ministerprärident General- 
oberst Göring mit der Durchführung des zweiten Vierjahresplanes beauftragt. 
Der Führer traf diese Entscheidung in der Auffassung, daß so ein grobes 
Werk eine einheitliche Lenkung aller Kräfte des deutschen Volkes und die 
straffe Zusammenfassung aller zuständigen Dienststellen in Partei und Staat 
erfurdere. Ministerpräsident Göring ist daher berechtigt, alle Behörden eın- 
schließlich der obersten Reichsbehörden, und alle Dienststellen der Partei, ihrer 
Gliederungen und der ihr angeschlossenen Verbände anzuhören und mit Wei- 
sungen zu versehen. 

Zehn Tage später erklärte der Beauftragte in einer Rede im Berliner Sport- 
palast Grundsätze, Weg und Zweck dieser totalen Mobilmachung der Nation 
für ein einziges und fundamentales Ziel, das er in den ziemlich idealistischrn 
Satz zusaammenfaßte: „Sicherung der deutschen Ehre und Sicherung 
des deutschen Lebens“: das heißt mit anderen Worten, die Wirtschafts- 
kraft Deutschlands weiter zu stärken und auszubauen. 


Hermann Göring zeigte zuerst die Ergebnisse des ersten Vierjahrerplanrs, die durch 
die Rückgewinnung der Weehrfreiheit, die Sicherung der Ernährung, die Erzeugung* 
schlacht und die erfolgreiche Bekämpfung der Arbeitslosigkeit besonders grArnn- 
zcichnet seien. Ferner sei Deutschland in dieser Zeit außenpolitisch zur Großmacht 
und innenpolitisch zur Volk«gemeinschaft geworden. In diesen Jahren babe sıch 
gewiß in Deutschland ein großes Wunder ereignet, aber Deutschland durfe sich weder 
weltpolitisch, noch wirtschaftspolitisch Ruhe gönnen, und es müßte verntehen, daD 
ihm niemand vorwärts helfen werde, wenn es sich nicht selber helfen w.ulle. 

Nach dem Kriege seien Deutschland seine Kolonien genommen worden, und es sei 
damit von seiner Rohstoffbasis abgeschnitten worden. Niemand könne Deutschland 
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daraus einen Vorwurf machen, daß es auch Anteil haben wolle an den Schützen der 
Welt, aber die Welt solle dankbar sein, daß Deutschland versuchen wolle, auf fried- 
lichem Wege diesen Mangel auszugleichen. Wenn im Ausland geragt werde, daß 
Deutschland seine Rohstoffe kaufen solle, so müsse dem entgegengehalten werden, 
daB man Deutschland durch die Reparationen alles Gold genommen habe. 


Ministerpräsident Göring wandte sich sodann dem Ernährungsproblem zu. Er 
stellte fest, daß Deutschland seinen Lebensmittelbedarf nicht voll decken könne und 
daß duher ab und zu in dem einen oder dem anderen Artikel eine KÄnappheit eintreten 
könne. Ein Grund dafür sei auch, daß 5,5 Millionen Menschen wieder Arbeit und 
Verdienst hätten und daß damit auch der Konsum gestiegen sei. Es würden aber 
alle Maßnahmen getroffen werden, um auch das Letzte aus dem Boden herausazuwirt- 
schaften und die deutsche Ernte jederzeit sicherzustellen. Zu diesem Zwecke könne 
der Arbeitsdienst jederzeit von heute auf morgen eingesetzt werden. Wenn aber 
einmal eine Knappheit an Fleisch eintreten werde, so gebe es ein vollwertiges 
Ersatzmittel: die Fische. Der größte Auslandbezug sei beim Fett notwendig. Wenn 
hier einmal eine Spannung entstehe, so sci eben eine stärkere Einschrüäukung aller 
notwendig. 


Das Wichtigste und Entacheidende sei, daß die Ernährung der Minderbemittelten 
und der schwer arbeitenden Bevölkerung unter allen Umstunden gesichert werde. 
Wenn jeder in Deutschland genügend Vernunft annchme, werde es möglich sein, 
mit einer Bezugrorganisation ohne Kurten das Auslangen zu finden. E.ntschridend 
sci, daß jeder in Deutschland in erster Linie jene Nahrungsmittel verbrauche, die die 
eigene nationale Produktion herstelle. 

Auf dem Gebiete der Rohntoffversorgung lägen die Verhältnisse ühnlich. Der 
Grund für den Rohrtoffmangel sei darin zu suchen, daß Deutschland keine Kolonien 
besitze. Man müsse deshalb überlegen, welche Rohstoffe durch Erfindungen aus anderen 
Materialien hergestellt werden konnen. Dies sei eine der Hauptaufgaben, die ihm, 
General Göring, und scinen Mitarbeitern übertragen sei. Es konıme darauf an, nunmehr 
aus dem Stadium der Versuche herauszukommen und zur Tat zu gelangen. Schon in 
nächster Zeit würden neue Fahriken entstchen, in welchen eigener Gummi und eigene 
Stoffe aus Zellstoffasern hergestellt werden würden. Ferner würden aus deutscher Kohle 
Benzin und Mineralole gewonnen werden. Kohle, Holz und deutsche }.rze wurden die 
Grundbasia acın, aus der in Zukunft in deutschen Fabriken deutsche Roh- und Werk- 
stoffe entstehen wurden. Deutschland werde der Welt zeigen, daD es nicht 
kapituliere. 

Um dieses große Ziel zu erreichen, sei ein leilenschaftlicher Einsatz der deutschen 
Arbeiterschaft sowie ein unbedingtes Vertrauen zwischen Betriebsfuhrer und Gefolg- 
schaft notwendig. Wenn es heute der Regierung noch nicht moglich sei, das Lehn- 
niveau allgemein zu erhöhen, ao könne datur der deutsche Arbeiter von seiner Regierung 
verlangen, daD sie fur feste und sichere Preise sorge und dies werde auch geschehen. 
Der Fuhrer habe einen Preiskommissar bestimmt, der unter allen Umstanden Preis- 
treibereien und Preiserhöhungen verhindern und, wenn notig, hohe Preise herabsetzen 
werde. Der Preiskommissar werde auch das Hamstern zu verhindern wissen, eine 
Seuche, die mit Stumpf und Stiel ausgerottet werden müs«e. Gegen alle Personen, 
die aus Figennutz unbercthtizte Preise fürdern, Waren zurückhalten usw. werde mit 
drakonischen Maßnahmen einzeschritten werden. 

Der Minister appellierte an alle Ertinder, die er zur rastlosen Mitarbeit aufrief, 
sowie an die deutschen Arbeiter und Bauern, von denen das Gelingen des großen 
Planes in bedeutenden Maße abhange. 
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Nachdem er die unermüdliche, hartnäckige Arbeit des Führers für sein Volk, 
seine schweren Sorgen, seine gigantische Verantwortung für die Zukunft der 
Nation unterstrichen hatte, schloß der Redner: 


„Es ist eine große Zeit, in der wir leben. Seid unsagbar stolz, daß Ihr mit dabei 
sein dürft. Weg alles Kleine, weg alle Ichsucht! Eine große Zeit verlangt ein 
großes Volk. Beweist, daß Ihr das große Volk seid. Seid würdig unseres großen Führers 
Adolf Hitler! Noch einmal prüfe sich jeder jeden Tag, was er selbst tun kann und was 
er beitragen kann zu dem Gelingen des Werkes. Beweist, daß das unser Dank sein 
soll, unser Vertrauen zum Führer, unser Glaube an ihn. Er hat uns, er hat das deutsche 
Volk aus Unglauben, aus Verzweiflung ja wieder glauben gelehrt und uns dadurch 
unsagbar stark gemacht. 

Wir glauben an die gewaltige Mission des deutschen Volkes. Wirglau- 
ben leidenschaftlich daran, daß unter dem Führer ein Reich der Kraft 
entstehen wird, eine Nation der Ehre und ein Volk der Freiheit. Das sei 
in dieser Stunde die Parole, und darum flehen wir in dieser Stunde, da 
wir die Arbeit beginnen, voll inbrünstigen Glaubens zum Allmächtigen: 
— Allmächtiger Gott, segne den Führer, segne sein Volk und segne sein 
Werk! — “ 


Nach einer weiteren Rede Hermann Görings vor den Männern der deutschen 
Wirtschaft am 17. Dezember 1936 ergriff Adolf Hitler selbst das Wort. Der 
Kanzler gab einen eingehenden Überblick über die besondere Stellung der 
Wirtschaft in dem Plan und die ihr gestellten Aufgaben. Er wies auf den un- 
erhörten Willen und die Entschlußkraft hin, mit der die nationalsozialistische 
Bewegung ein großes Reich erobert, und mit der die deutsche Staatsführung 
dann in knapp vier Jahren dieses Reich frei und unabhängig gemacht habe. 
Mit dem gleichen Willen und der gleichen Entschlußkraft werde es jetzt unter- 
nommen zu leisten, was Menschen zu leisten vermögen, um alle unsere Hilfs- 
quellen auszunutzen. Darum habe er mit der Durchführung des Vierjahresplans 
einen Mann mit unbeugsamem Willen beauftragt, von dem er wisse, daß für 
ihn das Wort „Es geht nicht“ nicht existiere. Dieser Mann, sein alter Mit- 
kämpfer und Parteigenosse Göring, werde seinen Entschluß und seinen Auftrag 
in die Wirklichkeit umsetzen. 

Die Worte des Führers schlossen mit einem Appell an die Männer der deutschen 
Wirtschaft: 


„Vertrauen Sie dem Mann, den ich bestimmt habe. Es ist der 
beste Mann, den ich für diese Aufgabe habe. Ein Mann größten 
Willens und größter Entschlußkraft. Gehen Sie alle geschlossen 
mit ihm. Damit legen wir die festen Grundlagen einer deutschen Wirtschaft, 
die in der Stärke, in der Stabilität und Sicherheit des deutschen Reiches wurzelt. 
Wenn wir uns dieser Aufgabe fanatisch verpflichtet fühlen, dann werden beide 
vor der Nachwelt bestehen: die politische Führung, weil sie und ihre 
Männer etwas gewollt und erreicht haben und die deutsche Wirtschaft 
mit allen ihren Arbeitern, weil sie ihre ganze Kraft für die Durchführung 


dieses Werkes einsetzten.“ 
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Adolf Hitler konnte nicht deutlicher sein Vertrauen in den Mann zum Aus- 
druck bringen, dem er die Aufgabe der Durchführung des zweiten Vierjahres- 
planes übertragen hatte. 

Keine Wahl konnte in der Tat nach dem Urteil aller derjenigen, die die Lage 
in Deutschland kennen, zweckmäßiger sein. Außer seinen persönlichen Eigen- 
schaften der Energie und Aktivität verkörpert Hermann Göring, als führende 
Persönlichkeit in der Partei, Reichsminister und preußischer Ministerpräsident, 
Oberbefehlshaber der Luftwaffe, zu gleicher Zeit die Armee, die Partei und 
den Staat. Er ist also der Allergeeignetste, um die Konzentration sümtlicher 
Krüfte der Nation zu dem vorgeschenen Zweck zu verwirklichen und um alle 
Widerstände, die sich in gewissen interessierten Kreisen ahnen lassen, zu be- 
seitigen. 

Einige Wirtschaftskreise befürchten z.B. eine den internationalen Handels- 
austausch störende und ihr Interesse beeinträchtigende Autarkie: diesen oppo- 
sitionellen Elementen wird die Armee in der Person General Görings die 
Bedürfnisse der nationalen Verteidigung gegenüberstellen. Andere Kreise kriti- 
sieren das Festhalten an dem Kurs der Mark gegenüber Ländern mit ent- 
werteter Währung; dies gilt besonders für die Indurtriellen, die gegenwärtig 
2. T. erhebliche Beträge abführen müssen, um die Differenz zwischen der Mark 
und den wichtigen Weltvaluten auszugleichen. Wie aus den bereits angeführten 
Worten des Reichsbankpräsidenten und beauftragten Reichswirtschafts- 
ministers, Dr. Schacht, über die Währungspolitik hervorgeht, ist dieser ein 
absoluter Gegner der Markentwertung, die noch einmal den Alpdruck der Aus- 
landsschulden vergrößern würde: Göring wird auf diesem Gebiet Dr. Schacht 
die Unterstützung seiner Autorität als alter Parteikämpfer gewähren. Eine 
solche Zweckmäßigkeit hat sich übrigens schon bei anderer Gelegenheit ge- 
zeigt: ist Göring nicht seit dem 27. April vorigen Jahres „Diktator“ auf 
dem Gebiete der Devisenbewirtschaftung ? Schließlich sicht der zweite Vier- 
jahresplan den Verbrauch der nationalen Rohstoffe vor, obwohl sie im all- 
gemeinen etwas teurer sind als die ausländischen Naturprodukte, ein solcher 
kann nur durch das energische Fintreten eines hervorragenden Regierungs- 
vertreters verwirklicht werden. 

Die Aufgabe Göringr int von umfassender Bedeutung. Schon die Organisation 
der Durchführung zeigt, daB man sich nicht nur darauf beschränken will, die 
deutsche Rohstofferzeugung und Rohstoffbewirtschaftung neu zu ordnen; auch 
der Arbeitseinsatz erfährt in dem neuen Wirtschaftsplan eine staatliche Len- 
kung. Eine planvolle Kapitallenkung sowie eine sinnvolle Lenkung des Ver- 
brauchs werden in noch außerordentlich verstärktem Maße durchgefuhrt werden. 
Ganz besondere Aufmerksamkeit wird dem Ausgleich der Lohn- und Preis- 
entwicklung zugewendet, da gerade in dieser Unterschiedlichkeiten Störungen 
darstellen, die das große Werk gefährden könnten. (Es ist zu erwarten, daß 
namentlich die Betriebe, die aus der staatlichen Förderung besonderen Nutzen 
gezogen haben, ihren Beitrag zum Nutzen der Allgemeinheit leisten). Die Glie- 
derungen der gewerblichen Wirtschaft und ganz besonders die Kartelle haben 
nach nationalsozialistischer Auffassung die besondere Aufgabe, alle eigen- 
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nützigen Bestrebungen, die den Notwendigkeiten der gegenwärtigen Wirt- 
schaftspolitik abträglich sein könnten, zu unterbinden. 


Der zweite Vierjahresplan hat das Ausland mit der Behauptung alarmiert, 
Deutschland wolle sich vom Welthandel zurückziehen. Gegen diesen Vorwurf 
haben sich alle führenden Persönlichkeiten der Regierung und der Partei ge- 
wandt. Adolf Hitler selbst hat ihn bei verschiedenen Gelegenheiten dementiert. 
Kürzlich sagte er in Würzburg: „Davon kann keine Rede sein! Im 
Gegenteil, wir wollen mit dem Ausland noch mehr als bisher Han- 
del treiben und Geschäfte machen. Dafür sprechen schon unsere 
Handelsbilanzen. Die deutsche Ausfuhr und Einfuhr steigen fort- 
gesetzt und werden, so Gott will, es auch weiterhin tun!“ 


Aus den Meinungen, die aus allen Schichten der Bevölkerung zum Ausdruck 
kommen, kann man schließen, daß Deutschland nur im eigenen Lande die Kräfte 
entwickeln will, die notwendig sind, um die eigene Volkswirtschaft von Erschüt- 
terungen durch das Ausland freizumachen und sie vor dem Einfluß gewisser 
ausländischer Spekulationsmanöver zu schützen. Deutschland will seine heimi- 
schen Bodenschätze noch planvoller seiner Wirtschaft nutzbar machen und auf 
synthetischem Wege Rohstoffe in noch größerem Umfange herstellen. Der 
Außenhandel wird daher nur eine Umstellung empfinden: nicht aber eine Ver- 
minderung, vielleicht sogar eine bemerkenswerte Steigerung. 


Man macht in Deutschland kein Geheimnis daraus, daß der Plan auch seine 
militärische Seite hat. Für eine motorisierte Armee, für eine gewaltige Luft- 
fahrt ist der Brennstoff ein wesentliches Bedürfnis. Der letzte Krieg hat Deutsch- 
land gezeigt, welchen Schaden eine Blockade den militärischen Bedürfnissen 
wie der Ernährung der Bevölkerung zufügt. Wenn man der gegenwärtigen inter- 
nationalen Lage Rechnung trägt, sind Vorsichtsmaßregeln militärischer Art 
durchaus verständlich. 


Schließlich ist die letzte Absicht des Planes, wie der Führer in Nürnberg 
sagte, dem deutschen Arbeiter Arbeit zu verschaffen. Der Kampf gegen die 
Arbeitslosigkeit ist ein Erfolg gewesen, aber es sollen die Früchte dieses Er- 
folges nicht verlorengehen. Wenn einmal die Armee aufgebaut, ausgerüstet, 
vollkommen mit Waffen und Munition versehen ist, wird sie die Fabriken 
weniger beschäftigen; in einigen Jahren werden die Reichsautobahnen, die 
Anlagen für den Reichsparteitag und die anderen großen Bauten in der Haupt- 
sache beendigt sein: was wird dann aus den zahlreichen Arbeitern werden, die 
heute beschäftigt sind? Die neuen Betriebe der Ersatzindustrie werden ihnen 
Arbeit und Brot geben. 


Die grundsätzliche Bedingung für reibungslose Durchführung des Vierjahres- 
planes ist der Friedenszustand. Der Plan bietet daher die beste Garantie, daß 
die Wilhelmstraße, abgesehen von den friedlichen Erklärungen Hitlers, alles 
tun wird, um internationale Konflikte zu vermeiden und kaltes Blut zu bewahren, 
falls Ereignisse, die den europäischen Frieden stören könnten, eintreten sollten. 
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Diesen Mäßigungsgeist hat Deutschland übrigens schon kürzlich durch seine 
Haltung bei dem blutigen Angriff und den Provokationen bewiesen, deren 
Opfer deutsche, nach den spanischen Gewässern in internationaler Mission 
geschickte Schiffe seitens einer der kriegführenden spanischen Parteien geworden 
sind. 

Für jeden aufrichtigen Vorkämpfer einer internationalen Verständigung, wie 
mich, bedeutet es eine große Genugtuung, eine solche Höhe der Hitler-Regierung 
feststellen zu können ; — sie hängt aber, wohlverstanden, vonder Gleichberech- 
tigung Deutschlands im Rate der Völker ab, die ein geheiligter Grundsatz 
der nationalsozialistischen Politik geworden ist. Diese Formel vermag auch die 
liberalsten Geister zu verlocken. Sie entapricht dem gesunden Menschenverstand 
vollkommen; man kann sich nur wundern, daß die anderen Müchte sie nicht 
schon längst Deutschland zugebilligt und so die Wege zu einer wirksamen 
Zusammenarbeit mit Deutschland auf internationalem Gebiet geebnet haben. 
Der Völkerbund hat auch in diesem Fall vernagt. 

Da die deutsche Regierung von den friedlichsten Absichten erfüllt ist, so 
erklärt sich die lebhafte Befremdung der deutschen Öffentlichkeit und deren 
Widerhall in der Presse leicht, die durch jede ungerechte Bebandlung deutscher 
Minderheiten an gewissen Grenzen hervorgerufen werden. 

Der Standpunkt Hitlers in dieser Frage ist bekannt: das Schicksal der Deut- 
schen außerhalb der Grenzen des Reiches, die als besondere Volksgruppen inner- 
halb fremder Völker um die Wahrung ihrer Sprache, Kultur, Sitte und Religion 
kämpfen, wird stets das Reich bewegen, mit allen zu Gebote stehenden 
Mitteln für die den deutschen Minderheiten garantierten inter- 
nationalen Rechte einzutreten. 

Die Aussprache im Londoner Minderheitenkongreß hat wieder einmal erwiesen, 
daß das Problem des Minderheitenschutzes in kriner Weise an Dringlichkeit 
verloren hat, und daß seine positive Lösung nach wie vor ein aktuelles, ja ein 
akutes Problem ist. Man macht oft den Fehler, in dem Bestehen der Minder- 
heiten ein unumgängliches Übel statt eines Bindegliedes zu erblicken. Noch 
viel größer und geführlicher int allerdings der Irrtum, „Erfolge“ auf dem Gebiete 
der Minderheitenverdrängung und Entnationalisierung als „nationale Tat‘ zu 
verzeichnen, und bierbei offenbar die Störungen zu überschen, die gerade von 
hier aus der Eintracht und Freundschaft unter den Völkern drohen. 

Nach deutscher Auffassung ist die befriedigende Regelung des Minderheiten- 
problems ein unerläßliches Mittel, um Reibungen zwischenstaatlicher Natur 
zu vermeiden. Eine glückliche Lösung des Problems würde am besten wahre 
Freundschaft und aufrichtiges Vertrauen zwischen den Nationen 
herstellen und beweisen. 

Es ist daher natürlich, daB — gegenüber den zahlreichen Rückschlägen, die 
trotz aller internationalen und völkerrechtlichen Anerkennung der Minderheiten- 
rechte das Schicksal der nationalen Volksgruppen in verschiedenen Ländern 
immer wieder erlitten hat — die kürzliche Erklarung des ungarischen Innen- 
ministers von Szell über den Minderheitenschutz in Ungarn als besonders er- 
freulich und beirpielgebend in Deutschland angeschen wird. Der Minister ging 
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von der richtigen Erwägung aus, als er erklärte, daß der ungarische Staat bereit 
sei, dieselben Rechte den innerhalb seines eigenen Territoriums 
lebenden Staatsangehörigen fremder Muttersprache zu gewähren, 
die er für die zahlreichen, in den abgetrennten Gebieten lebenden 
magyarischen Volksgenossen beanspruche. Die restlose Durchführung 
dieses Grundsatzes ist nicht nur der moralische Ausgangspunkt für die ent- 
sprechenden Forderungen an andere Staaten; er bedeutet gleichzeitig eine spon- 
tane Würdigung der fremden Kultur, deren Schutz und Respekt im eigenen 
Lande gewährleistet wird. 

Wenn ich mit diesem Hinweis auf den deutschen Standpunkt in der Minder- 
heitsfrage meine Ausführungen über das Dritte Reich schließe, so geschieht 
dies, weilich auf Grund meiner Kenntnisse von Menschen und Dingen in Deutsch- 
land wohl imstande zu sein glaube, die ganze Bedeutung zu ermessen, welche 
die politische Führung und die öffentliche Me‘ ıung einer solchen Frage beilegen. 
Ich vermag auch den Vorteil zu beurteilen, den die internationale friedliche 
Verständigung aus einer gerechten Regelung zu ziehen imstande wäre. 

Der Friede ist ein zu kostbares Gut, als daß er durch unüberlegte Taten und 
unangebrachten Nationalismus gefährdet werden dürfte. 
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133. Der Henschel-Wegmann-Stromlinien-Dampfzug auf der Fahrt 
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134. „Fliegender Munchener und ‚Fliegender Stuttgarter" eckuppelt] 
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135. Mit dem ersten Spatenstich am Mainufer bei Frankfurt eroffnete der Fuhrer 
am 23. September 1933 das Werk der Reichsautobahn nnt den Worten: 
„An die Arbeit!“ 


DIE STRASSEN ADOLF NITLERS 
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136. Die Reichsautobahn 


DIE STRASSEN ADOLF HITLERS 


137. Der „Berkhof'‘, das Heim des Führers bei Berchtesgaden 


I38. Schloß „Sanssouci“, der Lieblingswohnsitz Friedrichs des Großen 


DAS SCHÖNE DEUTSCHLAND 
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110. Berchtesgaden - Kuünigeeee. Blick von der 141. Schloß Neuschwanstein 
Gotzenalm gegen Hundstod und l.angase bei Füssen (Südbayern) 


I42. Heidelberg im Frühling. Blick über den Neckar sum Schloß 


DAS SCHÖNE DEUTSCHLAND 


143. Junkers Flugzeug, Typ Ju 86. der Deutschen Lufthansa 


144. Das im Auftrage der Deutschen Lufthansa von der Hamburger Flugzeugbau G.m.b. H. 
entwickelte viermotorige l.angstrecken-Seeflugzeug Ha 139 


DIE ZIVILE LUFTFAHRT 
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115. Motorschif „ Eriesenland”, der vierte Flugstutzpunkt der Deutschen Lufthansa 
fur den \tlantıkluftpostehenst 


Is Dormertlugboot Do 18 auf der Katapultbahn des MS. „Ostmark” vor dem Start 
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147. Eintreffen des „Zephir‘ im Hafen von New York nach Überquerung des Nordatlantik 
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148. Modell des neuen Berliner Zentralflughafens Tempelhof 
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150. Der Eröffnungstug 
Einmarsch der norwegischen Mannschaft (im Vordergrunde die Fuührerehrentribune) 
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I3l. Das Stadion bei Nacht wahrend der Vorführung des olympischen Reigens 


DIE OLYMPISCHEN SPIELE, BERLIN 19360 


152. Die Winterspiele in Garmisch-Partenkirchen 


153. Die Daetrich-Fekart-Freilichthuhne wahrend der Aufführung dee „‚Heraklee 


DIE OLYMPISCHEN SPIELE, BE BRLENoI 936 


15%. Der Maibaum und der geschmuückte l.ustgarten 


DER NATIONALE FEIERTAG DES DEUTSCHEN VOLKES 
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